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Jjie vorliegende Studie 
1 nächst di« einer möglichst volls 
des vorliegenden Entwurfs eine 
dieser Ricfituug wird sie zi 
ungarischen Fachgenossen und 
gleichzeitig das weitere Ziel, 
zugänglich zu machen und 
Codifications -Bestrebungen der 
Reform so dringend bedürftigen 
legen. Diese 'Arbeit bildet die 
noch mühsamer erworbenen K 
«olle daher die gewiss nicht st 
und Auslegung einzelner Bestii 

Von den Ergebnissen der 
process-Ordnung einberufenen J 
authentischer Form vorlagen, h 
mit Recht. Der vorliegende Er 
jener Ergebnisse umgearbeitet i 
Codificationsarbeit. Erst in 
Entwurf die praktische Verwi 
damit deren in den gegenwä 
hervortreten lassen. Ohnedies 
oder minder alle jene Fragen 
waren. Man wird sich daher s 
dieser Arbeit auf dem Boden i 
Die Protokolle der Enquete m 
cations-Material enthalten ; sie 
nur einen Commentar zu dem 
als amtlich veröffentlichte V 
Kritik werden kann. Ohnedies 
in einigen Theilen berührt. 



Ich hege den Wunsch, dass im Laufe der ferneren Codifications- 
stadien diese Kritik nicht unbeachtet bleiben möge. Mag sie in vielen 
Punkten irren, es genügt, wenn die Gesetzgebung daraus in einzelnen 
Fragen Nutzen zieht. 

Mit Eecht stellt man an die Schöpfung einer neuen ungarischen Straf- 
process-Ordnung namhafte Anforderungen; das ungarische Strafgesetz 
bezeugt in glänzender Weise die Fähigkeit des ungarischen Gesetzgebers; 
in Bezug auf die Technik der Gesetzgebung überhaupt? nimmt Ungarn 
unbestritten einen ersten Bang ein. — Die ungarische Legislative darf 
nur einer solchen Strafprocess-Ordnung ihre Sanction gewähren, die in 
Bezug auf Form und Inhalt auf der Höhe ihrer Aufgabe steht. Wenn 
man mit gerechtem Stolze auf die gegenwärtige Landesausstellung als 
das glänzende Ergebniss der industriellen, der technischen, * landwirt- 
schaftlichen und ähnlichen Bestrebungen während der letzten Jahrzehnte 
hinweist, wenn die geradezu grossartige Entwicklung, welche die Pflege der 
materiellen Interessen in Ungarn gewonnen ftat, mit aufrichtiger Sym- 
pathie allseits begleitet wird^ so darf man nicht übersehen, dass die Er- 
haltung und Förderung dieser prächtigen Errungenschaften und damit die 
Weiterentwicklung derselben — der National-Reichthuih Ungarns 
von der Sicherheit, d<er Stabilität itnd der Güte seiner Gesetz- 
gebung abhängig ist. Möge man — wenn dereinst die Codification 
Ungarns auf allen Gebieten der Gesetzgebung abgeschlossen ist und 
man sohin im symbolischen Sinne von einer »Ausstellung« der wichtigsten 
culturellen Errungenschaften, der Leistungen der ungarischen Gesetz- 
gebung in der gegenwärtigen Epoche sprechen sollte, — auf dieses rein 
geistige Schaffungsgebiet mit derselben Genugthuung, wie auf die vor- 
liegende Ausstellung vorwiegend materieller Güter hinzuweisen im Stande 
sein! Und möge unter den dann »ausgestellten« Codifications-Objecten 
— die Strafprocess-Ordnung Ungarns eine erste und glänzende 
Stellung einnehmen ! Dies wünschen wir zum Heile des Xandes ! 

Wien, am 20. Juni 1885. 



Der Verfasser. 



Montesquieu,' der unübertroffene 
■Gesetzgebungen stellt neben manchen beac! 
welche Yür die Gesetzgeber aller Zeiten nicht 
als das erste Erforderniss auf, das» die G 
gebalten, dass die Worte eines Gesetzes bei 
selben Ideengang erzeugen sollen*). »Les 
etre subtiles; elles sont faites pour des gens 
.ment; elles ne sont point un ay t de logi 
simple d'un pere de famille. Lorscjue dans u 
limitations, modifications ne sont point ne"cess; 
mieux n'en point mettre; de pareilf de'tails 
veaux dötaili.« Die Anwendung, welche Mon 
stehenden Satze auf die damalige ihm gcna 
Gesetzgebung gemacht**), kann mit demselben 
Rechte auf die Codißcirung des ungarii 
geltend gemacht werden, insofern der E 
englischen Gesetzgebung gewisse Vergleich 
jenigen Ungarns bietet. Zwar trifft eine 
wbh [begründetsten Anklagen Bentham's*** 
Recht im Allgemeinen, dass dasselbe so ver 
ander geworfen sei, dass nur ein erfahrener 
möchte, welches die Wirkung einer vorge 
Aenderuns; sei, hinsichtlich Ungarns nicht zu 
allein erklärt sich tler lebhafte Widerstand 
ausschliessliche Codificirung des Strofrechtes, 
noch heute keine geringen Schwierigkeiten • 
für diese Erscheinung ist vielmehr darin z 
englischen Gesetzgebung das praktisch 
vorherrschend war über das speculativ 
Abweichung für Alles .Abstracte in den 
Schäften und der Gesetzgebung ist unzweife 
noch vielleicht ein »richtiger« Fehler. Dass 
3 am in der 1 Verbesserung unserer Gesetze 
zugegeben werden. Allein, wenn auch in a 
gentlich der Fortschritt ein weit raschere: 
so dürfte doch nicht leicht ein anderes Lan 
stellen sein, in welchem der, Rüc 



") Montesquieu. De l'esprit des loi^, tome iV, 

**) Siehe meine Studie : (Rückblick auf di 

i Strafprozesses in Englands in Goltdammer's A: 

386 Bf 

***) .Bationals of judieial evidence.^ London 1&27, 

Major, Zur Kefonn des «ng. BtrafprocasBeB. 



inger gewesen ist.« So Macaulay*), der entschiedenste 
1er der englischen Codification. — Und dieser Widerstand 
ite eben auf der Ansicht, das jene Gesetzgebung die beste sei, 
t.c sich allmählich und stückweise aus sich selbst herausbilde ' 
daher nur verbesserungs dürftig, insoweit «las Einzelne, nicht 

haltbar erscheint; das im Uebrigen Bestehende erscheint voll- 
nen, eben weil es besteht ifod Jahrhunderte lang bestanden 
Man sträubt sich gegen eine allgemeine Umwälzung, weil man' 
t das Eindringen fremder, dem nationalen Geiste 
itassoeiirbarer Ideen befürchtet, weil man bei dem 
q Zusammenhange des Strafprocesses mit der politischen 
Wicklungsgeschichte einen störenden Eingriff in das 
ich der letzteren, ein Kutteln an bestehenden fundamentalen 
trefflichen Institutionen, und weil man endlich befürchtet, dass 
snschaft und Uebereifer, der gesetzgebenden Gewalt Gesetze 
en können, welche die bürgerliche Freiheit beschränken, deren 
gkeit weit wichtiger erscheint als die Befriedigung eines codifi- 
jfechen Bedürfnisses, dessen Vorhandensein die Nation in allen 
['Schichten ohnedem nicht zu erkennen vermag. — So weit 
die allzu scrupulöse Anhänglichkeit an die Regeln des un- 
mebenen Rechtes. Man betrachtet das letztere, das Gewohn- 
recht als ein solches, bei dessen Erzeugung die ganze Nation 
ttelbar mitwirkt »Die Herstellung von Strafbestimmungen. 
len eine ganze Nation unterworfen sein soll, sollte nicht als 
iegenstand der Gleichgiltigkeit den Leidenschaften oder 
iressen Weniger überlassen bleiben, die aus momentanen 
iggründen eine derartige Bill befürworten oder unterstützen 
in.a So Blachstone, der berühmte Commentator Englands**). . 
rzigenswerth bleibt allerdings in dieser Beziehung dia 
iserung Montesquieu's**):'MLes lois rencontrent toujours les 
ons et les prejugäs du bSgislateur. Quelquefois elles passent 
avers et s'y teignent; quelquefois elles y restent et s'y incor- 
it « ' , 

Getreu der geschilderten Auffassung hat sich damit England 
len Isolirscnemel der strafrechtlichen Gesetzgebung hegeben, 
Strafrecht liegt in den Stadien der ersten Entwicklung — 
sbar, unverständlich für continentale Anschauungen, sein 
process, mitstergiltig in Hinblick auf den Schutz der person- 
a Freiheit, bewegt sich innerhalb des Rahmens eines starren 
lalismus, der allerdings durch erfahrene Richter und vorzüg- 

Anwälte gehandhabt, die Notwendigkeit einer auf allgemeinen 
iden Ideen beruhenden Codification entbehrlich erscheinen 

Die Bedür missfrage wird nicht aufgeworfen, nachdem der 
tvoll gehandhabte Gang der Gesetzgebung und Rechtspflege 
in Neuerungen nur störende Eingriffe befindet, die, wenn sie 

•) History of England. Vol. III. Chap. XI. 

») Ed.tl8 Vol. IV. London 1829. p. 3. ' 

') Esprit des Lois, Tome IV. , 



mit dem nationalen Sinne im Einklang i 
heitsrechtlich von selbst entwickelt habe 
sich beispielsweise nicht Alles von dem 
suche der Einführung einer standiger 
anwaltschaft) versprochen ! — Und seh 
stüekweisen Einführung (1880) hat ea s 
in den Rahmen der bestehenden Einricl 
fahrensten Richter Englands scheuten = 
diese Institution zu brechen, die ai 
Anwendung auf die Verhältnisse Englai 
unterliegt. 

Anders liegt die Sache in Ungar 
Ungarn geltende Strafprocess itn Gross 
der Rechtsgewohnheit*), in welchen nu 
Theite 'desselben mittelst geschriebener 
Regierungs- Verordnungen festgestellte P 
doch gerade vom Standpunkte der Bedti 
Gewohnheitsrecht als unzulänglich, bei 
Recht hochgehaltenen pietätvoller Anerl 
Rechtes sich dessen Aufrechthaltung, v. 
Verhältnissen der Voraussetzungen eine 
wicktung entbehrend, als unmöglich erwie 
in Ungarn — speeiell auf dem Gebi 
innerhalb dessen Rahmens das Selbstbe- 
eigenen Freiheit und derjenigen Andere 
Gesetzgebungs gebiete beredten Ausdruck 
gebrachte nicht darum als das auch immer 
zu sollen, beweist der Rückblick auf d 
garischen Strafprocess es, den man nie a 
duellen ungarischen Auffassung und des 
Rechts! ebens erachtet, sondern mit < 
Quelle der Wissenschaft, mit den soei. 
europäischen Cultur in Verbindung b 
Kampf mit dem schroffen Formalismus, 
materieller Wahrheit in die Höhe schos 
tischen» Eifer geführte Streben der Edt 
seit dem Jahre 1729 auf Herstellung e 
gebung, beweisen die legislativen Verse 
1827, deren Bestrebungen in dem denk 
für Ungarn eine ehrende Erinnerung 
Jahre 1843 zur Entwicklung gelang« 
welchem edler Freisinn, mit durchgeb 
juridischen Fachkenntnissen und glühend 
an's Werk gegangen sind. — So weit gi: 
des avitischen Rechtes, als dass man s 



an den geistigen Arbeiten anderer Nationen auf dem 
ngsgebiete verschlossen hätte. Die bedeutungsvolle, ja 
Entwicklung, welche Ungarn in den letzten Decennien 
sstaat gewonnen bat, — mnss gerade trotz der Un- 
ocb so manchen Zweiges der Gesetzgebung darauf 
rt werden, dass man daselbst mit offenem Auge die 
remder Codificationen zu erfassen, zu würdigen und vor- 
dem ungarischen Gesetzgeber eigenen technischen 
ja gäbe sie zu verwerthen im Stande war. 
3 doch keine geringere Stimme als die Franz Deak's, 
der nach dem October- Diplome des Jahres 1860 vom 
e einberufenen Versammlung der Spitzen der ungarischen 
; sich gegen die sofortige Restitution des einheimischen 
aussprach und mit Rücksicht auf die Mängel jener 
riebenen Gesetze, die ungleiche Anwendung derselben. 
tis (abgesehen von deren Anpassung an die frühere 
assung) sich in der Sitzung vom 16. Februar 1861 gegen 
ion der bestehenden Gesetze und Gewohnheiten erhob 
ar beantragte, dass nunmehr die Satzungen und Vor- 
s Entwurfes vom Jabre 1843 in's Leben zu rufen seien. 
Stimme verhallte ungehört — und man beschloss nichts - 
rer die Rückkehr zu dem avitischen Rechte, allerdings 
;m Zeitgeist und den angegebenen Umständen anzu- 
ienderungen, eine Aufgabe, die — wenn man vor- 
lie seit jener Zeit zahlreich geschaffenen Gesetze und 
en überblickt — in allerdings lobenswerther Weise 
len ist. Nur dass jene partiellen Gesetzgebungs-Acte 
tückwerk, nicht geeignet sind, eine dem Verfalle nahe 
längere Dauer zu stützen, sondern nur durch das ver- 
hrgewicht dazu beitragen, den Kin stürz des morschen 
beschleunigen. 

itzte Versuch — den Einsturz zu verhindern — , war 
r Stückwerk. Es ist das der bekannte Entwurf 
e s 1872 über die theilweise Regelung des Strai- 
Man unterliess die legislatorische Verhandlung und 
sselben, weil, und mit einer gewissen (allerdings hier nicht 
!) Berechtigung sich die Gesetzgebung zur fragmentari- 
pro vi sori sehen Regelung einer so wichtigen Materie 
)en wollte. Und dennoch ist bekanntlich der Entwurf 
1872 das Hauptnormativ des ungarischen Strafproeesses 
m ganzen District der Budapester königlichen Tafel mit 
;r unterdessen provinzialisirten Militär grenze , wohin 
telst einer Regierungs- Verordnung eingeführt wurde — 
angenommenes Normativ, während die längst veraltete, 
h seit mehr als einem Jahrzehnt über Bord geworfene 
•Ordnung von 1853 als Gewohnheitsrecht im Districte 
:hen Geriehtstafel von Maros - Väsarhely beibehalten 



Ist das nicht ein eigentümlicher , dringend zur 
mahnender Vorgang ? Ein Entwurf statt eines Gesetzes r 
Beziehungen der Bürger zur Staatsgewalt in den ihre wii 
Interessen, in den Leben, Leib, Ehre und Freiheit betr 
Fragen. — Nicht nach festen, gleichbleibenden, durch 
fassungs massigen Factoren gesetzlich festgestellten Normen 
seinen wesentlichen Theilen der Strafprocess Ungarns geh 
freiwillig ist der Entwurf von sämratlichen Gerichtshöfen als 
schnür* acceptirt-, man ist bestrebt, eine Gleichförmigkeit < 
fahrens zu sichern ; allein es fehlt die Sanction der Gesetze) 
das wohlmeinende Einverständnis?! ersetzt den gebietenden 

Zeigen im Uebrigen alle diese Bestrebungen, dass dit 
cirung des Strafrechtes in Ungarn ihre eigene Wege — und z 
Allem die des Fortschrittes zu wandeln hat, dass der 
mit dem Gewohnheitsrechte in unbedingter und unbarm 
Weise Tollzogen werden muss, so ist damit aber auch ii 
esse der normalen selbstverständlich freiheitlichen Ent' 
Ungarns die ungesäumte Inangriffnahme der Cod 
des Strafproceas ob, und zwar so dringend geboten, dass nach 
Ansicht alle anderen Gesetzgebungs- Aufgab' 
Zeit vor dieser einen zurücktreten müsse 
Grunde sind insbesondere: 

1. Der gegenwärtige Zustand des in Ungarn g 
Strafprocesses. Auf der einen Seite mit Bezug auf die Ge 
Verfassung eine Reihe theilweise trefflicher, frei!» 
grundlegender Gesetze — jedoch ohne harmonische Ver 
und Anpassung an das Strafverfahren. Mit Bezug auf di 
fahren das erwähnte Regulativ des 1872er Entwurfes; die 
Gerichtspraxis, dafern in dem erwähnten (höchst unvollst 
Entwurf keine Verfügungen getroffen sind, daneben ausser 
seit 1872 erflossenen Ministerial-Yerordnungen und dem 
Artikel VI *) vom Jahre 1880, das besonders geregelte V 
vor den Schwurgerichten; — in Siebenbürg 
österreichische Strafprocess, also principiell zwei 
gebungen in verschiedenen Theilen desselben Landes, voi 
die letztere wenigstens den Vorzug der Einheit und Vollstä 
hat; — den Nachtheil, dass sie auf Principien beruht, welcl 
abgesehen von der österreichischen Strafprocess -Ordnung vo 
durch die Gesetzgebungen fast aller Länder Europa's üb 
worden sind. 

Es bedeutet gewiss eine beklagenswert he Calamitä 
beispielsweise in dem einen Theile Ungarns das Princip de 
Beweiswürdigung herrscht (oder vielmehr auf Grund d 
wurfea als herrschend angenommen wird), während in dem 
Theile nach den Grundsätzen der gesetzlichen Beweistheo 

*) Von der Regelung der Berufungsgerichte und Einachränl 
Berufung in den den königlichen Beiirksgerichten zugewiesenen Strafs. 
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handelt und entschieden wird. Kann dag Zusammenwirken so 
heterogener Gesetzeselemente ein erspriessliches sein? Wenn die 
gegenwärtigen Zustände auf dem Gebiete des Strafprocesses einiger - 
massen noch erträglich sind — so ist dieses nicht den herrschenden 
Gesetzen, sondern der Handhabung derselben zu danken. Das 
Verdienst gebührt zunächst dem zahlreiche ausgezeichnete Elemente 
in sich vereinigenden ungarischen Richterstand, welche durch den 
wissenschaftlichen Hauch der Neuzeit angeregt, das Gesetz nicht 
schab! onenmässig als »blos routinirte Praktiker« handhaben, sondern 
ihre in der Wissenschaft und Erfahrung besser geläuterten An- 
schauungen in dasselbe hineintragen. Die Jahrhunderte lange 
Gewöhnung an das ohnedies immer in Ungarn so mild und human 
gehandhabte arbitrium judicis*) macht sich eben — und nicht zum 
Nachtheile der Rechtspflege — innerhalb des Rahmens des gegen- 
wärtig nur zum kleineren Theile codificirten Rechtszustandes 
geltend. 

Die Gewöhnung an dieses arbitrium wird allerdings auch dann 
noch nachwirken, wenn einmal die Codificirung abgeschlossen ist. 
— Eine der für Ungarn anerkannt bewährtesten Einrichtungen der 
Neuzeit bildet ferner die Staatsanwaltschaft **), die zahl- 
reiche ausgezeichnete Kräfte in sich schliesst. Der ungarischen 
Staatsanwaltschaft, welche vollständig auf der Höhe ihrer Aufgabe 
steht ist es wesentlich mit zu verdanken, dass bei dem gegen- 
wärtig unbefriedigenden Zustande der Gesetzgebung 
überhaupt noch Erspriessliches geleistet werden kann. — Wir be- 
tonen dies ausdrücklich, und betonen dies von dem freieren Stand- 
punkt aus, den uns die Beobachtung und Controle des Ganges der 
Rechtspflege in einem grösseren Theile Europas darbietet, nach- 
dem wir in Ungarn selbst hie und da einem unberechtigten Pessi- 
mismus begegnen, welcher die Leistungen der einheimischen Straf- 
justiz unterschätzt. Wir sind nicht so blind, uns der auf persön- 
liche Wahrnehmungen gestützten Erkenntniss zu verschli essen, dass 
auf diesem Gebiete noch Vieles lückenhaft, mangelhaft und der 
Reform bedürftig ist; — es ist eine traurige Wahrheit, dass aus 
Anlas s einzelner sensationeller Processe das Ansehen Ungarns in 
Hinblick auf die Strafrechtspflege einen tiefen Stoss erlitten hat; 
allein man übersieht, dass die regelmässige Handhabung der Straf- 
justiz eines Landes nie an dem Mass&tabe einzelner Ausnahmsfälle 
gemessen werden darf, weil Ueberschreitungen, Competenzverken- 
nungen, irrige Auslegung gesetzlicher Bestimmungen, Missbrauch 
des arbitrium judicis — oft auch begünstigt durch locale Strömungen 
und ausserhalb der Justiz liegenden Einflüsse zu allen Zeiten und 
in jedem Lande vorgekommen sind. Man darf au« solchen Ueber- 
schreitungen keinen Grund entnehmen, um die gedeihliche Entwicklung 
des ungarischen Strafprocesses auf der Bahn einer zeitgemässen 



*) Vergl. mein ungarisches Strafgesetz, Historischer Rückblick, S. 2 ff. 
•*) Siehe G. A. vom Jahre 1871, XXXIII. 
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Gesetzgebung zu bezweife^, nachdem in dem anerkannten Rechts- 
sinne des ungarischen Volkes, in {lern Stande der Magistratur und der 
Anwälte alle Voraussetzungen^ einer befriedigenden Gestaltung 
gegeben sind. Umsomehr erscheint es aber ungesäumt als Pflicht, 
behufs Wiederherstellung des etwa geschädigten Ansehens und 
zur Widerlegung aller in dieser Beziehung bestehenden Miss- 
verständnisse des Auslandes, den oft recht schadenfrohen Anklagen 
durch die Thatsache entgegengetreten, dass in Ungarn der Rechts- 
schutz wie in jedem anderen der civilisirten Nachbarländer auf der 
Basis einer fcllen Anforderungen entsprechenden einheitlichen Straf- 
proces-Oxdnung gewährleistet ist. — Das mögen die gesetzgebenden 
Körperschaften, bedenken! 

Man gestatte das offene Wort/ Es kann der nationalen 
Sache kein grösserer Dienst erwiesen werden, als indem man dfe 
Vorurtteile niederkämpft, mit welchen das Walten der ungarischen 
Strafjustiz im Auslande begleitet wird. Mag sich ein Laftd noch so 
ausgezeichneter und freisinniger politischer Einrichtungen erfreuen, 
in dem Verkehre mit anderen Nationen erringt und befestigt das- 
selbe die ihm von Rechtswegen gebührende Stellung erst durch 
die 'Güte seiner die Sicherheit des Rechtszustandes verbürgenden 
Gesetze. 

2. Die Inangriffnahme, und zwar die ungesäumte, der ungarischen 
Strafproces^s-Codification erscheint aber auch aus einem anderen 
Gesichtspunkte als nothwendig. Das Strafgesetz über Ver- 
brechen und Vergenen (Ge setze? -Artikel V vom Jahre 1878) 
besteht nunmehr Ait nahezu fünf Jahren in praktischer Anwendung. 
Es war, wie wir seinerzeit betonten (s* mein Ungar. Strafgesetzbuch, 
Vorwort, 1878), nicht ein blosser Baustein, sondern das Fundament 
zu dem in Angriff genommenen Aufbau der ungarischen Codification 
auf der Grundlage der westeuropäischen Strafrechtswissenschatt, 
welchem bald darauf das Polizeistrafgesetz (Gesetzes-Artikel XL 
vom J. 1879) gefolgt ist. Damals schon sprachen wir die Hoffnung 
aus, dass sich in nicht allzuferner Zeit jenem anerkannt hervorragen- 
den Gesetzeswerke eine in demselben Sinne und Geiste, wie das 
Strafgesetz, gearbeitete Strafprocess-Ordnung anschliessen möge. 

Ob der vorliegende Entwurf die dem Strafgesetz beigelegte 
Bezeichnung rechtfertigt, wird die nachfolgende, unbefangene Be- 
urtheilung desselben ergeben. Allein das kann nicht verkannt werden 
— was wir auch seinerzeit betont hüben — die praktischen Erfah- 
rungen über die Bewährung des geltenden Strafgesetzbuches können 
erst dann als abgeschlossen befrachtet werden, wenn zu dem- 
selben eine nicht bloss in aus serli ch em t (eine solche Aufgabe ist 
unschwer!), sondern auch in innerem Zusammenhang stehende Straf- 
process-Ordnung getreten ist. So manche an den Verfasser gelangten 
Klagen und Beschwerden über die Handhabung einzelner Theile des 
Strafgesetzes werden erst dann ihre Bedeutung verlieren, wenn die 
letzteren in den corrfcspondirenden Bestimmungen der Strafprocess- 
Ordnung ihre Ausfuhrung und Verwirklichung finden; mancher 
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Tadel wird, wie auch manches übertriebene Lob, auf sein richtiges 
Wesen zurückgeführt werden. — Ohne den Strafprocess bleibt das 
Strafgesetz ein Schwert ohne Grif$ mit. dem man wohl in allen 
Fällen treffen, das man aber nicht mit sicherer Berechnung, wie es 
die Strafjustiz verlangt, handhaben kann. Alan gefährdet dabei häufig 
ene Verletzung seiner selbst, d. h. hier der strafenden Gerechtigkeit. 
Erst in der innigen Verbindung mit einer auf der Höhe der Neuzeit 
und damit auch auf dem wissenschaftlichen Standpunkte der Sjraf- 
gesetzgebung stehenden Procedur wird die strafrechtliche Codi- 
fication Ungarns zu ihrem Abschluss gelangen. Ein gutefe Strafgesetz 
kann lange das nicht ausgleichen, was ein schlechter Strafprocess 
verschuldet. — Das, was geurtheilt wird, wird bedingt durch d»s, 
wie geurtheilt wird, und auch wann und wo! — Es ist beispiels- 
weise ein schlechter Tijpst, eine langwierige, ausser Verhältniss 
stehende Untersuchungshaft mit einer milden Bestrafung des Straf- 
gesetzes ausgleichen zu wollen. So werden unter anderem die viel- 
fach anerkannten Missverständnisse über die praktische Handhabung 
der sogenannten Antrags delicto erst ihre Klärung, und diese so 
wichtige Einrichtung des Strafgesetzes ihre Durchbildung finden, wenn 
die entsprechenden Bestimmungen des Strafprocess-Ordnung aller- 
dings in wünschenswerth klarer Fassung die formelle Handhabung 
erleichtern und ihren Gebrauch allgemein verständlich machen. 

Die unverzügliche Herstellung piner Strafprocess-Ordnung für 
Ungarn erscheint dem Vorstehenden zufojge als eine Lebensfrage 

— und nicht etwa bloss vom einseitigen Standpunkte des Beschul- 
digten aus, sondern von dem der höheren rechtlichen Ordnung: die 
sich mit dürftig geleisteter Abzahlung nicht befriedigen lässt. 

^Es wirft sich nun im Allgemeinen die Frage auf, auf welcher 
Grundlage die Erfüllung dieser bedeutungsvollen Aufgabe zu gewähr- 
leisten ist? 

Hier bieten sich verschiedene Wege dar, deren jeder einzelne 
nach den Erfahrungen der Gesetzgebung mit Erfolg betreten worden 
ist, so dass ausschliesslich die Rücksicht auf die gegebenen speciellen 
Verhältnisse eines Landes das Betreten des einen oder anderen 
bedingt. Der Gesetzgeber kann, in pietätvoller Anerkennung des 
einheimischen geltenden Rechtes, dieses zum Ausgangspunkt seiner 
Aufgabe machen, also die vorhandenen tauglich befundenen Elemente 

— unter Anpassung etwa an zeitgemässe Verbesserungen — fort- 
bilden, u\id so ein ausschliesslich nationales Werk zu 
schaffen suchen. Oder er kann, unter vollständigem Bruch mit jenen 
für unzeitgemäss und ungenügend befundenen Grundlagen ein voll- 
ständig neues Weijk zu schaffen suchen, welches sich vor 
anderen durch den Vorzug der Originalität auszeichnet. Oder kann 
er, beide Wege verschmähend, sich an ein bereits namentlich in 
einem grösseren Lande in Geltung und Ansehen stehendes Gesetz- 
gebungswerk anschliessen und, ohne geradezu in eine sklavische 
Nachahmung desselben zu verfallen, doch dieses in seinen wesent- 
lichen Theilen, unter Bedacht auf die einheimischen Traditionen 



recipircn. — Der vierte und letzte Weg, allerdings auch der bedenk- 
lichste, ist der der blossen Compiiatkm, d. h. der nach subjectiver 
Auffassung des Gesetzgebers, resp. des Verfassers erfolgenden 
, Zusammenstellung eines 'J'hejles von Bestimmungen aus jenem, eines 
T heil Äs wieder aus diesem in Geltung bestehenden Gesetze, — also die 
ralativ beste Auswahl — unter Preisgabe des organischen Zusammen- 
hanges, welche die Grund-Existenzbedingung jeder Gesetzgebung 
bildet — Der erste Weg bleibt für Ungarn von selbst ver- 
schlossen ; er kann ohne Schaden in einem Lande betreten werden, 

•welches vermöge seiner isolirten Lage, wie beispielsweise England, 
nicht in dem Masse auf die Uechtsgemeinschaft mit anderen Ländern 
gewiesen ist, wo das Recht mehr eine Fertigkeit, eine Kunst, als 
t eine Wissenschaft bedeutet, und die Handhabung desselben rein., 
praktischen Bedürfnissen dient, wo die vorhandenen processualen Ein- 
richtungen, trotz ihres Formalismus und ihrer scheinbaren Unbehilf- 
licbkeit — das Product einer jahrhundertelangen mit der Staats- 
verfassung in engstem Zusammenhang gebliebenen Entwicklung — 
von Anfang an jene grossen Principien des Strafprocesses in sich 

tmfgenommen hatten, die erst auf mühevollen Umwegen und als 
Folge staatlicher Umwälzungen in die continentalen Gesetzgebungen 
übergegangen sind. 

Gewiss sind, dem älteren ungarischen Strafprocesse manche 
werthvolle Bestandteile eigen. So genügt, daran zu erinnern, dass 
gerade in Ungarn Recht und Schutz der persönlichen Freiheit und 
Verteidigung das Angeklagten immer hochgehalten und in vielfachen, 
äas Uebergewicbt des inquisitorischen Verfahrens abschwächenden 
Bestimmungen zum Ausdruck gelangt. sind; allein die Fortentwicklung 
auf der Basis des avi tischen Rechtes würde eine Unmöglichkeit 
schon vom Standpunkte der modernen Gesetzestechnik aus bedeuten. 
Nicht minder unbedenklich — wenn auch cöjisequenter gedacht 
— ist der zweite Weg. Hier bietet sich allerdings dem Gesetz-* 
geber ein verlockendes Feld, insofern er frei und unbehindert von 
allen Rücksichten auf das Bestandene und Bestehende, aus sich 
selbst, d. h, aus jenen Erkenntnissquellen schöpft, welche die neuesten 
Ergebnisse der Wissenschaft und die Erfahrung ihm zugeführt 
haben. — - Wenn die Schaffung eines derartigen brauchbaren Gesetzes 
möglich wäre, so wijrde - es allerdings ein originales sein, .und 
manche Gesetzgebungen haben diese unerschwingliche Aufgabe zu 
lösen gesucht, insofern man damit auch den particularis tischen 
Anforderungen der Nationalität einen Tribut zollen zu müssen 
glaubte. Allein »Nationalität', ein ohnedies auf dem Gebiete der 
Gesetzgebungspolitik verhängnissvoller Begriff, bedeutet nicht immer 
»Originalität«, und der Gesetzgeber, der fin ganz neues, eigen- 
tümliches Strafprocess-Gösetz schaffen wollte, müsste noch geboren 
werden. Die Eigenthümlichkeit kann sich bei der Neu- oder Um- 
gestaltung einzelner Einrichtungen oder Bestimmungen befruchtend 
bewähren, sie*vermag aber nicht ein Gesetzeswerk in allen seinen 
• T heilen zu durchdringen, und sachlich können doch die allgemein 
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für aüe Gesetzgebungen anerkannten Grundlagen nicht preisgegeben 
werden, nachdem dem Gesetze bestimmte Aufgaben zugewiesen 
sind, welche es mit allen Gesetzgebungen der civilisirten Welt 
gemein hat. Die Originalität könnte 819h daher bei.stricter Durch- 
führung nur adf die Eigenthümlichkcit der Form beschränke* und 
müsste zur Preisgebung der allgemein verständlichen Sprache dßs 
Gesetzes führen, die in Ländern wie Ungarn, wo bisher ein codi- 
ficirtes Strafpro cessrecht nicht herrschte, ein um so notwendigeres 
Erforderniss erscheint. 

Also auch nach 4 dieser Richtung erscheint die Aufgabe, welche, 
der Entwurf zu lösen hat, eine keineswegs leichte. — Es bleibt 
daher der dritte Weg: die unbedingte Anlehnung an eine der 
# « bestehenden Gesetzgebungen. Hält man Umschau unter der grossen 
Zahl von fertigen und unfertigen Strafprocess-Gesetzen der Neuzeit 
— welche in fast allzureichem Masse gut zu machen bemüht ist, 
w&s die Sterilität der früheren Dtcennien verschuldet hat, so be- 
gegnen wir zwei grossen Gesetzeswerken, welche ihrer Bedeutung, 
sachlich und räumlich entsprechend, in den Vordergrund gestellt 
werden können. Es sind diess die am 1. October 1$79 in Kraf| 
getretene Strafprocess- Ordnung für das deutsche Reich und die 
österreichisbhe Strafprocess- Ordnung vom 23. Mai 1873, die auf 
den sorgfältigsten und eingehendsten Vorarbeiten, beruhend, endlich 
aus langen Kämpfeh hervorgegangen; als ein Vorbild für alle vom 
modernen Geiste igetragenen Reformbestrebungen im Strafprocess- 
rechte auch in Deutschland erscheint.*) Um b^ide haben sich 
bereits eine Zahl theils fertiger, theils in Vorbereitung begriffener 
Entwürfe gruppirt und in theils ausschliesslicher Verwerthung des 
einen oder anderen derselben, theils in combinirter Benützung, deren 
Einrichtungen in sich aufgenommen. Dieser grossen Gruppe steht 
die noch grössere »in Europa gegenüber, welche, vor allem Frank-* 
*r e i c h, an dem Code d'instruction criminelle — zum Theil wie 
Frankreich selbst mit Modificationei% festgehalten hat. Wer wollte 
leugnen, dass der französische Code im Lichte seiner Zeit besehen, 
eine geradezu epochemachende Gesetzgebung war, die, Dank ihrer 
für jene Zeit neuen Principien und ihrer bewundernswürdigen 
Technik zur Nachahmung für die europäischen Gesetzgebungen 
wie «geschaffen war? Wer bestreiten, dass ^enes Gesetz, welches 
nahezu während eines Jahrhunderts den grösseren Theil Europa's 
beherrscht, zahlreiche vorzügliche Bestimmungen enthält, die alle in 
den modernen Gesetzen wiederkehren und als Bestandtheile der- 
selben auch für alle Zeiten erscheinen werden? Man mag einige — 
nicht alle— Grundlagen der französischen Strafprocess- Ordnung noch so 
eifrig bekämpfen und in blinder Ueberhebung gegen ihren Bestand 
vom Standpunkt des Gesetzgebers der *Gegenwart reagiren, man 
schlage unsere besten neuesten Gesetze, die deutscne und öster- 



*) Vgl. Dr. Jusfas Olshausen's, werthvolle Beiträge zur tteform des Straf- 
pr ooeßse8 (Berlin 1885) S. 4. • 



reiuhische Strafprocess -Ordnung auf. — Wie zahlreiche Anklär 
den französischen Code! Der ganze gegenwärtige Strafproefes 
doch schliesslich eine Verschmelzung des französischen E 
mit den geläuterten wissenschaftlichen Anschauungen desdeu 
Rechtes — eine Reform des im Jahre -1848 als unfertig 
nommenen. Deutsche Wissenschaft in Verbindung mit der Ge 
technik Frankreichs haben die Erscheinungen hervorgerufe 
wir heute als die besten bezeichnen müssen, die deutsche unc 
reichische Strafpfocess- Ordnung, die auf Jahrzehnte hinauf dt 
werden, was das Code für die erste Hälfte dieses Jahrhunde 
wesen ist. 

Beide, trotz ihrer tiefgehenden Verschiedenheit im Ein: 
tragen den Stempel' gründli eher deutscher Gei 
. arbeit, beide ignoriren keineswegs die praktischen Erfabi 
einer langen Vergangenheit wie die Ergebnisse der nc 
wissenschaftlichen. Forschung. — r In beiden, insbesondere jed 
der österreichischen Str afp rocess- Ordnung begegnen wir auc 
knüpfungsp unkte an das Englische Recht, deren FortbiHqr 
besonders auf dem Boden des schwurgerichtlichen Verfahren 
zu unterschätzen ist 

Hätte nun der Entwurfsich unbedingt auf den Boden eines 
Gesetze stellen sollen? Hätte er nicht insbesondere als das I 
Hegende die in der anderen Hälfte des Reiches geltende *Strafpi 
Ordnung vollständig — mit den selbstverständlich durch die 
artigen Verhältnisse gegebenen Äenderungen sich aneignen s 
Der Entwurf wurde in diesem Falle ein einheitlich zusai 
hängendes Ganzes geworden sein; er hätte zu seinen Gunst 
Zeugniss vieljähriger Bowäbrung anführen können, aber er 
allerdings nicht dem Vorwurf entgangen, dass an Stelle ■ 
selbstständigen Schöpfung die servile Nachahmung 
fremden — für andere Verhältnisse- berechneten, unter a 
Anschauungen erzeugten Gesetzes getreten sei. Man würde 
Vorgang als ein Eingeständniss der Unfähigkeit des Gesetz 
erachtet haben ! Man musste also auch diesen Weg bedaue 
Weise preisgeben, obwohl er gewiss nicht zum Schaden U 
gereicht haben würde. 

Und so erübrigte denn von den einzuschlagenden der v 
und letzte Weg der Compilation. 

Allein diesen- und gar ausschliesslich zu b« 
musste wiederum der selbstständigen Geistesrichtung dps 
begabten Verfassers ' widerstreiten, der Entwurf dürfte nie 
einem noch so fleissigen Sammelwerk werden : er musste imi 
innerhalb gewisstr Grenzen den Stempel der Selbststäm 
tragen. Und so gelangte man zur HersteEung eines Enti 
welcher zwar keinen der geschilderten Wege ausschlies 
wandelt, dagegen bestrebt ist, in ihrer Vereinigung zum 
zu führen. — Wirklich werthvolle Bestandteile des alt 
Rechtes, welche einer Fortentwicklung fähig waren, werdei 



bezw. dem Zeitgeiste angepasst*^ vielfache Einrichtungen 
in ihrer Durchführung den Charakter der Neuheit und 
1 1 i tut. Die Vorbilder der neueren Strafpro cess-Ordnungen, 
lere die deutsche und österreichische sind 
barem Nutzen festgehalten worden. Man hat daher eines- 
1 Entwurf in einem eigenartigen Geiste durchgeführt, 
he spezieller Einrichtungen geschaffen, die in jenen 
des Auslandes nicht vorhanden sind und im Uebrigen 
Quelle der modernen Wissenschaft und Gesetzgebungen 
Damit sind denn auch dem Entwürfe sowohl die Vor- 
ne die Nachtheile einer solchen Codifications-Methode 
rorden, smd die Gefahren, aber auch die Vorzüge um- 
welche die nothwendige Folge jeder anderen Gesetz- 
ethode sind. Dies soll keineswegs einen -Tadel des Ent- ■ 
sdeuten. Eine richtig, vorsichtig und sachgemäss aus- 
Benützung fremder legislativer Erzeugnisse kann sich unter 
n trefflich, oft viel besser bewähren, als die Aufstellung 
t durch die" Erfahrung zu lösenden Problems. — Wir 
iur die schwierige und verantwortungsvolle Lage kenn- 
in welcher der Verfasser sich befunden hat. Das aller- 
d zu erörtern sein, o b er auf dem eingeschlagenen Wege 
t i v Beste geschaffen hat 

re 'Aufgabe soll es sein, den Entwurf im Nachfolgenden 
wesentlichen Theilen zu beleuchten. Zu diesem Zwecke 
i wir nicht vor der Aufgabe zurück, den nahezu 700 
ie umfassenden Entwurf in dem grössten Theü seiner Be- 
en in die deutsche Sprache zu übersetzen, damit uns für 
prechung eine zuverjässige Grundlage gesichert werde. — 
ern ist, dass die Spezialmotive nicht gleichzeitig mit dem 
estgestellt, resp. unterdessen nicht publicirt worden sind, 
de uns das nähere Verständniss und den Zusammenhang 
ier vielleicht miss verstandenen Bestimmungen erläutert 

rorliegender Besprechung soll auf jeden wissenschaftlichen 
•erzichtet werden, ebenso auch auf die Hinweisung auf 
esetzgebungen, als die des deutschen Reiches und Oester- 

Nicht als *>b die hierbei in Betracht kommenden wissen - 
;n Fragen ausgetragen wären, sind es doch vielmehr 
e noch auf lange Zeit hinaus den Gegenstand ernster und 

Debatten ' bilden werden ; allein für den gegen- 
sii codificatoriseben Stand Scheint es uns mehr 
zukommen, die Erfahrung sprechen zu lassen, insbesondere 
im Boden der österreichischen ö t r afpr o c e s s- 
g gewonnene nahezu 11jährige Erfahrung. — An der 
scheitern ja oft die besten und wohlgemeintesten 

»Der vollkommene Gesetzgeber — bemerkt 
y zutreffend — hält die richtige Mitte zwischen 
issen- Theoretiker, der nur allgemein ePrin- 



cipien zu sehen vermag und dem reinen Gesch 
manne, für den nur die.speciellen Umstände 

stiren.« 

Dem Zwecke dieser Arbeit und der duVch sie genährten 
nung, im' Interesse einer gedeihlichen Gestaltung des kün 
Strafpro cessrechts Ungarns, mittels dieser Kritik einen Einflu: 
die unter allen Umständen nothwendige Umr 
girung des gegenwärtigen Entwurfes nehmen zu können, ents 
es demnach, wenn wir uns eng an den Entwurf anlehnend, d 
einzelne Hauptstücke eine Revue passiren lassen. Es liegt 
dings nah^, sieji auf die Hervorhebung einzelner wichtiger Ma 
zu beschranken; allein, will man über einen Gesetzentwurf ei 
schliessendes Urtheil abgeben, so kann dies nur unter Wal 
der Vollständigkeit de sselben* geschehen.*) — Der aus de> 
Örterung der einzelnen Abschnitte des Entwurfes gewonnene 
druck wird uns dann zu einem Schlussurtheile über 
gesammten Entwurf befähigen. 

Zunächst sollen jedoch einige Worte sowohl in 'Betrefl 
Gesch w,o rnengerichte^ wie hinsichtlich) der technisc 
Gestaltung des Entwurfes vorausgeschickt werden. , 

Der Entwurf erstreckt die Grenzen der 
Geschwornengertcht zugewiesenen Comp et 
nicht üjaer die durch den Gesetzesartikel 
Jahre 1848, XVIII gezogenen Grenzen (Pressdeli 
Da3 Verfahren nach dem gegenwärtigen Entv 
bedingtausschliesslichdiejudicatur durch stäl 
bestellte Richter. m 

Die Tragweite dieser wichtigen Frage wird bef der 
arbeitung des Entwurfes keineswegs verkannt, ebensowenig, 
eine derartige, Regelung zu entschiedener Bekämpfung h"erausfo 
(Motive S. 233). Alle Garantien des Strafverfahrens gewinnen ii 
Augen der Gegner nur "Werth, wenn Geschworne über die Sc 
frage entscheiden. Die Geschwornen-Institutioit ist in den le 
zwei Jahrzehnten fast im ganzen civilisirten Europa aufgenoc 
worden, ja sogar in 'verschiedenen Staaten als eine verfass» 
massige Garantie erklärt. »Wenn nun — fuhren die Motive ar 
alledem ungeachtet der gegenwärtige Entwurf die Geschwo: 

*) Eine ganz ausgezeichnete Besprechung des Entwurfes hat der k 
ungarische Staatsanwalt Dr. Ignatz Szegheö geliefert. (Wien 1886, Manz 
Verlag). Wir haben im Laufe dieser, Darstellung häufig auf Szegheö'i 
sprechung, die durch ihre klare Form wie durch die Gediegenheit ihres In! 
wohlthuend berührt, Bezug genommen, wenn wir auch mit Szegheö nii 
allen Fragen einig gehen, so doch in vielen. — Die Arbeit Szegheö's 
in allen Theilen auf der Höhe der gegenwärtigen Wissenschaft des Strafpn 
rechtes und hat mit Recht auch über Ungarn hinaus die »ollste Beachtun. 
dient. — An die Arbeit S z e g h e ö's hat sich der weitaus kürzere, aber 
in wenigen Schlagworten vielsagende Aufsatz Sehütze's >Reformvorse 
im Entwürfe einer Strafprooess-Ordnung für Ungarn« in Geliert's »0( 
Centralblatt für die juristische Praxis«, 5. Heff, Band II, 1884, angelehnt. 
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einrichtyng nicht aufgenommen, bezw. solche nicht über 'die Grenze 
der 1846er Gesetzgebung ausgedehnt hat, so liegt der Grund 
hiefür nic^t in der Natur dieser Einrichtung, noch in den Bedingungen 

$ der Organisation derselben, noch* endlich in # vereinzelten zur all- 
gemeinen Kenntniss gelangenden verfehlten und daher nicht sehr 
ermunternden Verdicten, sondern ausschliesslich in den beson- 
deren, durch keinerlei Gesetz zu überwindenden und. unbesieg- 
baren Schwierigkeiten Ungarns. Die Verhältnisse »Ungarns machen 
es nicht möglich, dass bei jedem Gerichtshofe, oder wenigstens bei 
so vielen, als für die Aburtheilung von Verbrechen erforderlich 
sind, unter Beibehaltung der Mem Wesen des schw # urgerichtlichen 
Verfahrens entsprechenden, dessen Geist und unumgängliche Voraus- 
setzung bildenden Garantien, Geschworne aufgestellt werden, und 
dass jenes bedeutungsvolle End - Verdict, welches die Aufgabe 
der Geschwornen bildet, mit hinlänglicher Beruhigung diesen über- 
lassen werden könne.« Dies wird durch Hinweis auf dje ethno- 
graphischen Verhältnisse, auf Grund der letzten Volkszählung unter 

# Zugrundelegung einer Entsprechenden Tabelle zu rechtfertigen 
gesucht. Hiernach gib* es kein Comitat,*in welchem nicht Angehörige 
dreier ode^ vier verschiedener Nationalitäten wohnen, von denen 
jede einen wichtigen Bruchtheil »der Bevölkerung darstellt Die 
Sache steht nun aber so, dass die der ackerbautreibenden Classe 
Angehörigen fast ausschliesslich, die kleinere Classe der jGewerbe- 
treibenden jedoch zum grösseren Theile nur dje Sprache ihrer 
eigenen Nationalität sprechen, die Sprache der anders sprechenden 
Bewofiner dieses Comitates nicht verstehen. Unter solchen Um- 
ständen ist das Geschwornengericht als wirkliche Rechtsinstitution 
nicht lebensfähig. Es entfällt das oberste Princip des Strafverfahrens, 
die Unmittelbarkeit, welches sich dahin* zusammenfassen 
lässt, dass dfem Angeklagten keine Thatsache, kein Umstand, kein 
Moment zur Last gelegt werden darf, bezüglich dessen nicht der 
Beweis in seiner und in Anwesenheit des über die Anklage er- 
kennenden Richters int Laufe der Hauptverhandlung erbracht worden 
ist, oder in den ausnahmsweisen Fällen, in denen eine Verlesung 
in der Hauptverhandlung zulässig ist, ihm Gelegenheit, sich hierüber 
vor Gericht zu erklären, gewährt worden ist. Geschworne und 
Richter, Ankläger und Angeklagter müssen sich gegenseitig ver- 
stehen. Parteien und Richter müssen jeden Zeugen verstehen, nicht 
blos was er sagt, sondern auch wie er es sagt, ihr Fragerecht 
diesem gegenüber ausüben können u. s. w. Das Gleiche gilt von 
den Vorträgen der Parteien. 

Kann von Unmittelbarkeit die Rede sein, wenn unter den 
Geschwornen die Hälfte, oder ein Drittel, ja nur zwei die Sprache 
des Angeklagten und des Zeugen nicht verstehen? Vielmehr gehen 
die Garantien der Rechtsordnung verloren. — Das Behelfen durch 
Dolmetsche ist ein ungenügendes Ersatzmittel ; es ist ein 
ausserordentlicher Behelf in Fällen, wo man keine andere Wahl 
hat und gibt bekanntlich die Vortheile der Unmittelbarkeit preis. Um 
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so bedenklicher, es für die Regel der Fälle anzuwenden ! Vielleicht 
Hesse sich ein anderes Auskunftsmittel vorschlagen* in den gemischt 
sprachlichen Bezirken eine Theilung nach den verschiedenen 
Nationalitäten vorzunehmen, oder doch die Geschwornen nach 
Nationalitäten zu gruppiren -und unter diesen immer jene Gruppe 
zur Functionirtfng einzuberufen, der der Angeklagte vermöge seiner 
Nationalität angehört. * ^ 

Die Motive S. 245 suchen in überzeugender Weise die Un- 
möglichkeit eines solchen Vorganges, wie auch dessen Gefährlich- 
keit, vom Standpunkt* der Rechtspflege* nachzuweisen. Dies hiesse 
die Gerechtigkeit den verschiedenen siefy oft schroff entgegen- 
stehenden Nationalitätsströmungen ausliefern, Sympathie oder Ab- 
neigung der Geschwornen aus dem einen oder anderen Lager bald 
für, bald gegen den Angeklagten, oder den Verletzten, je nach 
seiner Nationalität fördern. Muss aber angesichts dieser Schwierig- 
keiten auf die Einführung der Geschwornen*Gerichte verzichtet 
werden? Oder, ist ein anderer Modus denkbar, dass solche bei- 
behalten« werden können ? Etwa dadurch, dass die Geschwornen 
insofern die Kenntniss der Sprache der betreffenden Nationalität 
einem T h e i i e derselben eigen und gleichzeitig sämmtliche 
Geschwornen eine gemeinsame Sprache sprechen, sich unter sich 
zu verständigen im Stande sind, dass einer dem anderen, einem 
Dolmetsch gleich, die Erklärungen des Angeklagten, der Zeugen 
u. s. w. übersetzt und erläutert? Das wäre aber noch gefahrlicher 
als die früheren Behelfe, insoferne der Einfluss einiger Geschworner, 
derjenigen eben — welche die Sprache der betreffenden Nationalität 
verstehen — der überwiegende würde, das Urtheil Einzelner das 
Verdict der Mehrheit ersetzen würde. Ganz davon abgesehen, dass 
damit die Qualifikation der Geschwornen auf die äusserst geringste 
Zahl herabgedrückt würde. 

Wir haben in kurzen Zügen den den Verfasser des Entwurfes 
inhaltlich der Motive leitenden Gedankengang reproducirt, um zu 
constatiren, dass es nur in äusseren Verhältnissen des Landes 
begründete Schwierigkeiten sind^welche es als unmöglich erscheinen 
lassen, die unzweifelhafteu Segnungen des Schwurgerichtes auf 
Ungarn auszudehnen. — Diese überzeugend dargelegten, auch von 
anderer Seite bestätigten Gründe müssen aber als auf gewissenhafter 
Kenntniss der Nationalitäts - Verhältnisse beruhend, so lange als 
ausschlaggebend erachtet werden, als es nicht von gegnerischer 
Seite gelungen ist, den Beweis des Gegentheils zu, erbringen oder 
doch derartige Einrichtungen vorzuschlafen, durch welche jene 
äusseren Schwierigkeiten überwunden werden könnten. — Es ist 
gewiss im Interesse der Fortentwicklung der IcLwurgerichtlichen 
Institution z,u bedauern, dass ein so intelligentes Volk, wie die 
ungarische Nation, auf die Jury verzichten muss, und es wird immer 
ein unlösbarer 'Widerspruch bleiben, wenn man einerseits das Ein- 
geständnis» *macht, es sei unmöglich, unter den vorliegenden Ver- 
hältnissen d«r Jury den ihr gebührenden Platz innerhalb des 
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Rahmens der Strafproceas-Ordnung anzuweisen, während sie doch 
(fVj- v # rechtlich und thatsächlich auf Grund der Gesetzgebung des Jahres 1848 

; |*'r fungirt, wenn auch nur in der Beschränkung auf Pressdelikte. — 

£- • Dieser bestehende Widerspruch wird auch wesentlich dazu beitragen, 

X<\ t , die Anhänger der Jury in der Ueber^eugung von der Möglichkeit * 

? ;. ' ihrer Durchführung für das ganze Gebiet des Strafverfahrens zu 

m?,v/ * bestärken. 

• ' Die Afotive haben weise* gehandelt, indem sie es unterliessön, 
aus den Elementen des Jury- Verfahrens und dessen praktischer 
Handhabung gegen dessen Bfestand. Angriffs waffen zu entnehmen. — 
Die Erfahrungen* welche in Ungarn mit der Press-Jury gemacht 
worden sind, sind wie überall die Consequenz der Erscheinung, 
dass man die Jury i s o 1 i r t, sie auf ein gewisses Feld ihrer Competenz 
beschränkt und ihr nicht gestattet, auSserhalb desselben Wurzeln 
zu schlagen und sich zu bewähren. — Ganz wie in Ocster- 
reich die Jury auf dem Boden des Gesetzes von 1869, welches 
* sie ausschliesslich auf Pressdelikte beschränkte, sich nicht bewährt 

hat und nicht bewähren konnte; — in dem ihr zugewiesenen Ajis- 
nahmscharakter liegt der Keim ihres Unterganges ; in der organischen 
einheitlichen Verbindung mit dem ganzen Strafverfahren die Be- 
dingung ihrer Existenz und Fortentwicklung. — Die Jury muss 
4 gerade so, wie jede andere organische Einrichtung des Strafverfahrens 
— als eine Rechts-Institution betrachtet und gehandhabt, ihr jedoch 
nicht, von diesem losgelöst, der Charakter einer ausschliesslich 
politischen Institution beigelegt werden. Das bewirkt von vorn- 
herein eine Verschiebung; ihrer Stellung, verleitet die Geschwornen, 
*\ die nunmehr vermeinen, ein Recht darauf zu haben, innerhalb der 

% *t Parteiströmungen des Tages eine bestimmte Stellung einzunehmen, 

zur Ueberhebung und zur ^terkennung ihrer Pflichten als unpartei- 
liche Richter; dem einzelnen Geschwornen- Verdikt wird dadurch 
eine Tragweite beigelegt, die es nicht verdient; das Misstrauen der 
rechtsgelehrten. Richter von vornherein gegen die Jury, die kraft 
• eines exceptionellen Charakters handeln zu dürfen glaubt, genährt, # 
und dies führt zu jenen beklagenswerthen Gegensätzen, die zwischen 
Richter- und Geschwornenbank so*oft bloßgelegt werden. — Die 
Consequenz einer bestehenden Press- Jury ist die weitere Ausdehnung 
derselben auf die sogenannten gemeinen Delicto; die .Omnipotenz 
und das Gefühl einer schrankenlosen Souveränität der Geschwornen. 
schwindet nach der Erfahrung der Gesetzgeber mit der weiteren. 
Ausdehnung der Jury immer mehr* zusammen. — Der gegenwärtige 
Entwurf kann und darf nach unserer Ansicht nicht zu einer Lösung 
der Jury-Frage führen ; er kann aus äusseren, d. h. Gründen der 
Opportunität zur'Zeit darauf verzichten — so schmerzlich 
dieses auch in Hinblick auf die Rechtsgemeinschaft mit^ fast allen 
europäischen Staaten wäre — der Jury innerhalb des Rahmens der 
Strafprocess- Ordnung die gebührende Stellung einzuräumen, aber 
damit ist keineswegs gesagt, dass damit auch späteren*. Zeiten die 
offenbaren Segnungen des Jury -Verfahrens verschlossen bleiben 
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sollen. Auf die Betheiligung des Laien- Elements in 
der Form der Jury kann nicht dauernd verzichtet 
werden. — Die Lösung dieser Frage kann vertagt werden; sie 
wird sich unter anderen günstigeren Verhältnissen wieder auf- 
werfen. * * 
Darum sind wir auch mit aller Entschiedenheit dagegen, dass 
der endgiltigen Entscheidung in irgend ^iner Form präjudicirt 
werde. 

Eine solche Präjudicirung würde aber nach meiner Ansicht 
unzweifelhaft in der Betheiligung des Laien- Elementes, in anderer 
Form als in der der Jury zu befinden sein — namentlich in dem 
Schöffengericht, wie es in einigen Ländern für Fälle geringster 
Strafbarkeit (Uebertretungen und auch gewisse leichte Vergehen) 
und auch für Fälle mittlerer Ordnung besteht. Das Schöffengericht 
auf die letzteren und sogar auf Fälle der höchsten Strafbarkeit, die da, 
wo die Jury besteht, ausschliesslich ihr zugewiesen sind, ausdehnen 
zu wollen, heisst nichts Anderes — als der Jury auf unüber- 
sehbare Zeit die Thüre zu weisen, an Stelle des wirklichen 
Wesens der Betheiligung des Laien-Elements ein Trugbild zu 
setzen, ein Zwitterwesen zu schaffen, das nicht Volks- und nicht 
Staatsgericht ist, eine unnatürliche Verquickung zwischen zwei * 
heterogenen Elementen zu sanetioniren, von denen ein jedes nur in 
der dur,eh das Schwurgericht geschaffenen Organisation seine Be- 
rechtigung hat, eine Missbildung zu erzeugen, die in sich den 
Keim ihres Siechthums trägt *). • 

Wären überhaupt derzeit die Bedingungen für die Mitwirkung 
des Laien-Elementes in der Form der Schöffengerichte in Ungarn 
gegeben, dann ist picht einzusehen, §varum man dann nicht gleich ^ 
das Schwurgericht selbst einführt, warum 'man, insofern man glaubt, 
dass tüchtige Schöffen in ausreichendem Mass vorhanden wären, 
die Befähigung dieser Personen für das Amt der Geschwor nen 
anzweifeln soll. 

Die Zuziehung der Schöffen *(in der Form der sogenannten 
grossen Schöffengerichte — bei den Erkenntnissgerichtent (den 
Gerichtshöfen I. Instanz, den sogenannten Strafkammern) zur Ent- 
scheidung Über Verbrechen und Vergehen ist mit Recht überall, 
wo sie eingeführt oder geplant wurde, als eine Massnahme erachtet 
worden, durch welche das Schwurgericht verdrängt werden soll. * 

Der unabweisbaren Forderung nach Bethoiligung des Laien- Elementes 
soll in dieser Gestalt einfe Form gegeben werden, in der es nicht 
schädlich d. h. dem Einfluss der rechtsgelehrten Richter nicht hin- 
derlich werdten kann. — Die Erfahrungen, welche in einzelnen 
Ländern bezüglich dieser Schöffengerichte gemacht wurden, sind 
übrigens mit grösser Vorsicht aufzunehmen. — Zwar stehen sich 
die Vertreter der einen oder anderen Ansicht nicht mehr mit jener 



*) Siehe S. Mayer, Geschwomengeriehe^und Schöffengerichte. Frankfurt 
a/M. 1*72. 

Mayer, Zar Beform des ang. Strafprocestes. 2 
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Leidenschaft, ja Erbitterung, wie in dem Anfang der 1870er Jahre 
entgegen, wo es sich darum Rändelte, die Schwurgerichte in Deutsch- 
land zu beseitigen, d. h. an ihrer Stelle sogenannte grosse Schöffen- 
gerichte treten zulassen; dennoch haben die diesbezüglichen Urtheile 
noch nicht die erforderliche objective Klärung gefunden, 'dass gerade 
Ungarn jetzt den Versuch machen sollte, sich mit einer Institution 
zu befreunden, die, gegenüber der auf freiheitlichen 
Grundlagen beruhenden Organisation der Schwur- 
gerichte, als eine rückschrittliche bezeichnet wer- 
den m u ss. Nachdem ohnedies kaum der Versuch gemacht werden 
dürfte, in Bezug auf das geltende Schwurgerichts-Verfahren an der 
1848er Gesetzgebung zu rütteln, würde damit ein Dualismus oder 
vielmehr ein Trialismus in das zukünftige Strafverfahren Ungarns 
verpflanzt werden, welcher nur bedauernswerthe unüberbrückbare 
Gegensätze schaffen würde. — Man lasse sich nicht durch den der 
Gesetzgebung naheliegenden Reiz zur Experimentirung, zur blinden 
Nachahmung auswärts bestehender Einrichtungen und gar noch zu 
deren Ausdehnung verlocken; man sage sieb einfach — und mit 
Recht schweigen die Motive gänzlich im Hinblick auf die sogenann- 
ten Schöffengerichte: — Sind die Bedingungen zur Betheiligung 
- des Laien-Elements in der einzig richtigen, wenn auch verbesserungs- 
bedürftigen Form des schwurgerichtlichen Verfahrens nicht ge- 
geben, dann verzichte; man auf dasselbe und halte fest t an der 
ausschliesslichen Rechtspflege durch rechtsgelehrte Richter, 
deren *Urtheilssprüche man durch die denkbar besten Garantien 
zu festigen suche! — Man greife aber nicht zu jener unnatürlichen 
Verbindung zweier heterogener Elemente, welche in Fällen unterster 
9 Ordnung — der Entscheidung durch Einzelrichter — noch einen 
gewissen Anschein der Berechtigung hat, in schwereren Fällen 
jedoch als ein, die richterliche Selbstständigkeit unnützerweise 
hemmendes Bleigewicht erscheint, nachdem eine gemeinsame 
Verständigung zwischen rechtsgelehrten Richtern und Laien in der 
Form des schöffengerichtlichen Verfahrens absolut undurchführbar ist; 
das richterliche Element hat zu jeder Zeit das Uebergewicht und 
muss solches in dieser unnatürlichen Gemeinschaft behalten, soll 
nicht die Rechtspflege Schaden leiden. Praktischer Erfahrung nach 
unterwerfen sich auch die Schöffen in der Regel der Fälle der 
* richterlichen Erkenntniss. Um so bedauernswerther, wenn Eigen- 
sinn oder Voreingenommenheit eines Schöffen im einzelnen Falle 
die richtige Auffassung behindern! Alle und zum Theil sehr 
glänzende Argumente zu Gunsten' des Schöffengerichts sind uns 
sehr wohl bekannt; wir haben solche seinerzeit zum tGegenstandc 
eingehender Erwägung gemacht und dies auf Grund mehrjähriger 
eigener Bekanntschaft mit dieser Institution!*) In weitere Aus- 
führungen uns hier einzulassen, liegt ausserhalb der Aufgabe dieser 
kleinen Schrift. Es genügt, dass wir warnend die Stimme gegen 



b ) Siehe meine obenaogeführte Schrift. 






die Ueber tragung einer Einrichtung in Ungarn erhoben hat 
— an dieselbe befürwortenden Stimmen wird es nicht fehlen, 
in der wir — wenn sie für Ungarn verwirklicht werden sollt.) 
ein bedauerns werthes Zuges tändni s s erblick 
müssten, dass für alle Zeiten od er doch auf unabs 
bare Zeit hinaus di e Jury eine Unmöglichkeit sei,' 
dass man daher zu einem Ersatzmittel greifen wolle, das unter < 
Scheine der schmeichlerischen Popularität einen ernsten Riicksol 
auf der Bahn der 1348er freisinnigen, das Schwurgericht einfuhr 
den und ausbildenden Gesetzgebung bedeuten würde. Dass die 
nicht pietätvoll wäre, steht ausser Zweifel. Trotz einzelner 1 
fehlter Verdicte, die zum Widerspruch auffordern, wird man 
nüchterner Auffassung, dem ungarischen Volke die Befähigung n 
absprechen können, mit der Zeit auch ein besseres Verständi 
für die Aufgaben der Jury zu gewinnen und diese sich in weite] 
Umfange eigen machen zu können*). 

Der Entwurf beschränkt sich auf das Strafverfahren vor d 
Gerichtshöfen**) (den Erkenntnis sgerichten, Strafkammern 1 
wie sie sonst genannt werden), stellt sich daher als ein unvo 
ständiger dar — unvollständig, insofern e wesentliche und or 
nische Partien des Strafproccsses darin nicht enthalten sind. 
der theilweisen Herstellung und Einbringung einer St; 
process- Ordnung können wir uns jedoch nicht einverstanden erklä: 
Der gegenwärtige Entwurf bedarf der Vervollständigung, wel 
auch am Schlüsse der Motive innerhalb kurzer Frist in Aussi 
gestellt wird, u. zw.: 

1. In Betreff des Verfahrens vor den Bezirksgericht 
jenem wichtigen Theile eines jeden Strafverfahrens. 

2. In Betreff des standrechtlichen Verfahrens. 

3. In Betreff des Verfahrens im Falle der Beschlagnah 
u. s. w. auf Grund des §. 62 der Strafgesetzbuches (sogenanr 
objeetives Verfahren). 

4. In Betreff der Gerichtsverfassung — der organisch 
Vorbedingung jeder sachgemässen Regelung des Strafverfahn 
welche Partie bisher vollständig fehlt. 

*) Vergleiche dagegen allerdings die beredten Ausführungen und 1 
schlage Szegheö's, S. 12-20, zu Gunsten der Einfuhrung der Sohöf 
gerichle in Ungarn iwo alle Voraussetzungen gegeben sind, von deren 1 
handeneein eine gedeihliche Entwicklung und eine für die Strafrechtspß 
nutzbringende Thätigkeit der Schöffengerichte mit Sicherheit zu erwarten ste 
dagegen Schütze schon in seiner Kritik Seite 6 «ie Frage auf» 
warum man dann nicht gleieh die Jury einführen wolle? — Von den neue 
Stimmen für Einführung der grossen Schöffengerichte an Stelle der Jur; 
im Allgemeinen wie auch in vorwiegender Rücksicht auf die Entlastung 
Laien-Elements im deutschen Reiche s. 1 s h a u s e n in seiner ausgezeichn» 
Schrift «Beiträge zur Reform des Strafprocesses« S. 35 u. ff. 

* K } TÖrve'nyjavaslat. Magyar bilnvadi eljäräs törve'nysze'kek elött. Keszil 
Csemegi Käroly. AMagyar kirälyi igazsägügymin ister megbiz&säböl- Elsö ft 
Budapeaten 1882. 

2» 
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5. In Betreff der Rechtsanwalt- Ordnung, welche nur mittelbar 
als eine Ergänzung des gegenwärtigen Entwurfes betrachtet werden 
kann. — Dasselbe gilt 

6. in Betreff eines Gesetzentwurfes über die Stellung der 
Rechtsanwälte bei der königlicheii Curie. 

Ungeachtet dieser Unvollständigkeit des Entwurfes in wesent- 
lichen Partien zählt derselbe nicht weniger — als 688 Paragraphc, 
— während beispielsweise die geltende österreichische Strafprozess- 
ordnung von 1873, trotzdem dass solche ein ganzes Hauptstück 
über die, Gerichte (deren Organisation in Strafsachen), das Ver- 
fahren in Ueb er tretungsf allen vollständig (in nicht weniger als 
35 Paragraphen) enthält, gleichzeitig das Strafverfahren in Press- 
sachen behandelt und vor Allem (in nicht weniger als 84 Para- 
graphen) das Verfahren vor den Geschwornengerichten normirt, 
nur 494 Paragraphe zählt, die Strafprocess-Ordnung für das deutsche 
Reich (allerdings ohne den die Organisation der Gerichte betreffenden 
Abschnitt, welcher im GericÜtsverfassungsgesetze eine besondere Ord- 
nung findet) nur 506 Paragraphe enthält; — also mindestens ein Plus 
von circa 200 Paragraphen als unbedingt nothwendig — so dass das 
Gesetz, wenn in allen Theilen vollständig, einen kaum übersehbaren 
Umfang erreichen dürfte. *) — In diesem Sinne ist unbedingt eine 
Reduction geboten und muss im Interesse der präciseren **) Hand- 
habung der Rechtspflege auf manche überflüssige Bestimmung ver- 
zichtet werden; jedes Zuviel ist hier von Uebel, den Vorzug der 
neueren Gesetzgebungen bildet eben die plastische Kürze, welche 
in der Praxis eine leichte und sofortige Orientirung ermöglicht. ***) 

In der Reihenfolge der Hauptstücke hat sich der Entwurf 
vielfach an die österreichische Strafprocess-Ordnung angelehnt — 
nur findet sich in der Anordnung der Hauptstücke eine grosse 
Ungleichmässigkeit. So umfasst das Hauptstück VHI von der 
Voruntersuchung nicht weniger als 207 Paragraphe — also nahezu 
den dritten Theil der ganzen Strafprocess-Ordnung, während es doch 
nahe lag, nach dem Vorgang der österreichischen (und beziehungs- 
weise der deutschen Strafprocess-Ordnung) sich hier auf die Dar- 
legung der allgemeinen Bestimmungen der Voruntersuchung, Ein- 
leitung, Einstellung, Rechtsmittel u. s. w., zu beschränken und die 
Behandlung der wichtigen Partien: des Augenscheines und der Sach- 
verständigen, der Haus-, Personen -Durchsuchung und Beschlag- 
nahme, der Zeugenvernehmung (deren Grundsätze ja ohnedies nicht 
auf die Voruntersuchung beschränkt sind), der Vorladung, Vorführung, 
vorläufigen Verwahrung und Verhaftung des Beschuldigten, der Ver- 
nehmung desselben besonderen Hauptstücken zu überweisen, wodurch 
die Uebersichtlichkeit und Orientirung leicht gewinnen würde. 

*) Soll vielleicht die zukünftige ungarische Strafprocess-Ordnung dem Um- 
fang der spanischen Strafprocess-Ordnung vom 14. September 1882 (998 Artikel !) 
gleichkommen ? 

**) Siehe Szegheö, a. a. O,, S. 10. 
***) Vgl. Szegheo, a. a. 0., S. 10. 
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Dagegen finden wir wieder in manchen Hauptstücken die Ma- 
terien nicht strenge gesondert und hie und da Bestimmungen 
aufgenommen, die damit absolut nichts zu thun haben. So gehören 
z. B. die Paragraphe 685 — 688, am Schlüsse des letzten Haupt- 
stückes — in das Kinführungsgesetz zur Strafprocess-Ordnung, resp 
in die Uebergangsbestimmungen, haben aber mit der Urteils- 
vollstreckung durchwegs nichts zu thun. — Unmöglich können auch 
einzelne, ja viele Paragraphe in jener Weitläufigkeit bestehen 
bleiben, wie sie im Entwürfe sich vorfinden und selbst die, einem 
Lehrbuch gezogenen Grenzen überschreiten. Man siehe z. B. den 
riesigen sich über eine volle Seite erstreckenden §. 545. Man ver- 
gleiche bezüglich der Hauptverhandlung §. 459 (was Alles Inhalt 
des Vortrages des Anklägers sein soll), was sich mit einem Satze 
abthun Hesse, u. A. m. 

Je knapper die Bestimmungen eines Gesetzes dictirt sind, um 
so mehr wird der Richter zur Selbstständigkeit herangezogen. Der 
Umfang des Entwurfes lässt sich durchwegs wesentlich kürzen. 
Wir sind nicht soweit der ungarischen Sprache mächtig, um uns in 
Betreff der redactionellen Fassung einzelner Bestimmungen ein 
Urtheil erlauben zu dürfen, glaubten jedoch hie und da unseren 
Bedenken Ausdruck geben zu müssen. — Allein alle die vor- 
stehenden Bemerkungen sind äusserlicher Natur, die sich durch die 
Umarbeitung beseitigen lassen. Man darf die Schwierigkeiten nicht 
übersehen, die darin liegen, dass an die Kraft eines einzigen 
Mannes — die Aufgabe herangetreten war, ein so bedeutendes 
Gesetzeswerk zu entwerfen, und dass Carl Csemegi, der in 
seinem Strafgesetze eine glänzende Probe seiner legislativen Be- 
fähigung abgelegt hat — ohne alle und jede Vorarbeiten an's Werk 
gegangen ist. Man muss ferner bedenken, dass man einen Gesetz- 
entwurf nicht wie einen beliebigen juridischen Aufsatz in einem 
einheitlichen ununterbrochenen Gusse herstellen kann, dass daher 
Widersprüche oft unvermeidlich sind und dass endlich die Liebe 
und Hingebung eines Codificators zur Sache — die auch hier 
sichtlich zur That tritt — ihn leicht bestimmen, aus scrupulöser 
Vorsicht über das Maass des Nothwendigen hinauszugehen. 



Zum Hauptstück I. 

Allgemeine Grundsätze. 

Au der Spitze der allgemeinen Grundsätze steht der Satz 
(§. 1), dass ein Strafverfahren nur wegen einer Handlung ein- 
geleitet werden könne, welche durch das Gesetz als ein Verbrechen 
oder Vergehen oder als eine Uebertretung (Polizei-Uebertretung) 
erklärt worden ist und nur g e g e.n denjenigen, gegen 
welchen ein dringender (wichtiger) Verdacht obwaltet, dass 
er die eine oder die andere strafbare Handlung begangen habe. 
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— Diese letztere Einschränkung auf einen dringenden Verdacht 
(nyomatäkos gyanu) — welche Ausdrucksweise in dem Entwurf 
sich vielfach wiederholt — gereicht dem Entwürfe zum Lob. Sie 
enthält von vornherein eine beachtenswert he Mahnung an die bei 
der Strafrechtspflege betheiligten Factoren, sich bei der Ver- 
folgung strafbarer Handlungen durch die noth wendige Vorsicht 
leiten zu lassen und das Strafverfahren nicht um eines oft proble- 
matischen Experimentes halber, sondern nur auf Grund vorliegender 
wichtiger, d. h. nicht anders als durch das Strafverfahren aufzu- 
klärender Momente einleiten, respectivo durchfuhren zu wollen. 
Seine Ergänzung findet der §. 1 in dem §. 2, wonach (Absatz 1) 
wegen eines Verbrechens oder eines Vergehens keine andere 
Strafe zur Anwendung kommen kann, als solche nach dem Ver- 
fahren durch den nach der Gerichtsverfassung zuständigen Richter, 
durch den gesetzentsprechend gebildeten Gerichtshof, auf Grund 
des Strafgesetzbuches den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes 
gemäss festgestellt wurde. 

Zweckmässiger würde uns erschienen sein, an Stelle dieser, 
weil negativ gefasst, etwas unklaren Bestimmung die einfache Vor- 
schrift der österreichischen Strafprocess-Ordnung aufzunehmen: »Eine 
Bestrafung wegen der den Gerichten zugewiesenen Handlungen 
kann nur nach vorgängigem Strafverfahren in Gemässheit der 
Strafprocess-Ordnung und in Folge eines von dem zuständigen 
Richter gefällten Urtheils erfolgen.« 

§. 4 lautet: »Das Strafverfahren kann nur auf Grund einer 
Anklage eingeleitet werden, die Anklage erfolgt in Form eines 
Antrages auf Einleitung des Strafverfahrens, mit der Einleitung 
der Voruntersuchung. Jene Fälle, in welchen das Strafverfahren 
auf Grund einer Anklageschrift unmittelbar eingeleitet wird, 
sind in dem gegenwärtigen Gesetze besonders angeordnet. ^Siehe 
Hauptstück X, §§. 369 u. ff.) 

Die Bestimmung des §. 4 soll daher die Sanctionirung des 
Anklageprincipes bilden, dessen consequente Durchfuhrung 
in dem Entwürfe allerdings gewichtigen späterhin zu erörternden 
Bedenken unterliegt. — Jedenfalls erscheint die Initiative der Straf- 
verfolgung durchwegs durch den Antrag des berechtigten An- 
klägers bedingt. Zunächst wirft sich die Frage auf: Wer ist der 
berechtigte Ankläger? Dies führt zu dem Unterschiede zwischen 
dem öffentlichen und Privatankläger. 

In der Regel sind alle strafbaren Handlungen Gegenstand der 
öffentlichen Anklage, deren Erhebung der Staatsanwaltschaft zu- 
kommt. Diesen Satz stellt auch der §. 5 des Entwurfes an die 
Spitze. — Von dieser Regel machen zunächst jene Handlungen 
eine Ausnahme, welche nach den Strafgesetzen nur auf Begebren 
eines Betheiligten verfolgt werden können. Diesen steht zunächst 
die Privatanklage zu. — Dies gilt nach den neuesten Gesetz- 
gebungen insbesondere für Ehrenbeleidigungen, an deren straf- 
rechtlicher Verfolgung der Staat nur ein mittelbares Interesse hat. 
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(S. z. B. öster. St. P.O. §.2, deutsche St. P. 0. §. 414.) — Die "öffent- 
liche Klage wird wegen derartiger strafbarer Handlangen (z. B. 
auch leichte Körperverletzungen) nur dann erhoben, wenn dies im 
öffentlichen Interesse liegt — In gleicher Weise «kann der Staats- 
anwalt die bereits auf dem Wege der Privatanklage eingeleitete Ver- 
folgung später an sich ziehen, d. h. solche übernehmen. — Nachdem 
die neuen Gesetzgebungen somit der Staatsanwaltschaft hinsichtlich 
aller von Amtswegen zu verfolgenden Delicte das Anklage- 
AI o n o p o 1 einräumen , musste jedoch dem durch die strafbare 
Handlung* Verletzten, dem es nicht gleichgiltig sein kann, ob der 
Staatsanwalt die diesbezügliche Verfolgung einleitet oder ablehnt, 
ein Mittel gegeben Werden, für den letzteren Fall sich die Ver- 
folgung der Strafklage zu sichern. Dieses Correctiv des Anklage- 
monopols ist in der österreichischen Strafprocess-Ordnung in der 
Form der sogenannten Subsidiar-Anklage (des Privatbeteiligten), 
in der deutschen Strafprocess-Ordnung — in allerdings weit be- 
schränkterem Umfange — in der Form der sogenannten Neben- 
klage chirchgeführt. 

In diesem Sinne kann nach ^def österreichischen Strafprocess- 
Ordnung der Privatbeteiligte statt des Staatsanwaltes die 
öffentliche Anklage erheben und durchführen u$d wird hiernach 
der Form nach Privatankläger, während er in der Sache öffentlicher 
Ankläger ist. Selbstverständlich musste die Ausübung eines der- 
artigen Rechtes unter die Cautel besonders strenger Formen gestellt 
werden. Die diesbezüglichen Rechte und Verpflichtungen des subsi- 
diären Privatanklägers sind in der österreichischen Strafprocess- 
Ordnung scharfsinnig und consequent durchgeführt und wenn auch 
erfahrungsmässig von jener Form der Privatanklage wenig 
Gebrauch gemacht wird, so ist man daiHb er einig, das s schon deren 
blosse Zulassung auf das Vorgehen dös Staatsanwaltes im ein- 
zelnen Falle einen nicht zu unterschätzenden Einfluss ausübt. — 
Unbedenklich hätte der Entwurf gut gethan, sich rückhaltslos die 
gesetzlichen Bestimmungen der österreichischen Strafprocess-Ord- 
nung anzueignen, nachdem das von ihm befolgte System — in der 
Sache selbst das gleiche Ziel anstrebend, mannigfache Lücken und 
Dunkelheiten ergibt, insbesondere den oben dargelegten Unter- 
schied zwischen dem principale« und dem eventuellen 
(subsidiären) Ankläger zu verwischen geeignet ist. 

Der §. 6 enthält zunächst die formelle Ergänzung der auf die 
sogenannten Antragsdelicte (deren Zahl bekanntlich sehr gross ist) 
bezüglichen materiell strafrechtlichen Bestimmungen. 

In «jenen Fällen, in welchen für die Einleitung des Straf- 
verfahrens den Bestimmungen des Strafgesetzbuches entsprechend 
ein Antrag der verletzten Partei erfordert wird, kann ohne 
deren Antrag nicht vorgegangen werden, und wenn vorgegangen 
worden, ist .das Verfahren einzustellen, sobald dieser Mangel bemerkt 
wurde. — In dieser Beziehung, gleichwie in Bezug auf die der 
verletzten Partei dem gegenwärtigen Gesetze gemäss zustehenden 
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anderen Rechte, begründet ea keinen Unterschied, dass bei dem 
den. Antrag rechtfertigenden* Hinweis auf das Strafgesetzbuch eine 
falsche Bezeichnung gewählt wird. Dasselbe gilt für alle« die Fälle, 
in welchen das Strafverfahren von Amtswegen, aber den besonderen 
Bestimmungen des Strafgesetzes gemäss nur kraft der „E r- 
mächtigung der in demselben bezeichneten Personen, Behörden 
oder Körperschaften, bezw. auf deren Verlangen eingeleitet 
wird (sogenannte Ermächtigungsdelicte) ; streng genommen gehört 
die letztere Bestimmung über den »error juris« in Bezug auf das 
materielle Gesetz bei« Vornahme formeller Processhandlur%en nicht 
in dieses Gesetz, — allein es schadet nichts, dass vorsichtigerweise 
hier das als zu beachtende Norm aufgestellt wird, was s. B. durch 
die deutsche Spruchpraxis übereinstimmend angenommen wurde: 
•»falsa demonstratio nem nocet«. Festzuhalten ist daran — was für 
die spätere Untersuchung der Privatanklage wichtig ist — da§s 
der Entwurf den Antragsberechtigten (bei allen Antrags- 
delicten) als den Verletzten (a s^rtett) bezeichnet und damit 
einen bedenklichen Gegensatz zu dem sogenannten Beschädigten 
' (käpositott) hervorruft, wobei audi ijoch nicht unwichtige Folgerungen 
zwischen dem unmittelbar Beschädigten (közvetlenül kärositott) und 
dem mittelbar begnadigten (Hei mangelnder Identität, siehe §. 7, 
Absätz 3) gezogen werden. 

Der durch die strafbare Handlung unmittelbar 
Beschädigte ist nach §. 7 berechtigt, neben dem königlichen 
Staatsanwälte oder unabhängig von demselben die Einleitung des 
Strafverfahrens zu beantragen, wenn auch wegen der die Be- 
schädigung herbeiführenden Handlung das Strafverfahren den 
Bestimmungen «dös Strafgesetzes entsprechend nicht durch den 
Antrag der verletzten Partei bedingt wird (also ein Antrags delict 
nicht vorliegt). Hiernach kann der Beschädigte in dieser 'Eigen- 
schaft als Nebenkläger — wie als principaler Privatankläger auf- 
treten. — Nach §. 9 dagegen treten sowohl der Ver- 
letzte (der Antragsberechtigte) wie der Be- 
schädigte als Privatankläger auf. Jeder Unterschied 
zwischen principalem und subsidiärem Ankläger erscheint hierdurch 
verwischt ; hat man es mit einer wirklichen Privatanklage, hat man 
es mit einer Form der Privatbetheiligung zu thun? Denn auch 
jener Abschnitt (XVIII) welcher ziemlich ausführlich (§§. 611—623) 
die formelle Processstellung des Privatanklägers (magänvädlö) be- 
handelt, vermag in dieser Beziehung eine befriedigende Lösung 
nicht zu geben. Wie kommt derblosse Antragsberechtigte 
zur» Stellung eines prinzipalen Privatanklägers, nachdem dpch sein 
Antrag . blos eine materielle Bedingung zur Anwendung des öffent- 
lichen Strafrechtes bildet? Wie soll der im Sinne dieses Entwurfes 
Verletzte Privatankläger werden, auch wenn er nicht gleich- 
zeitig Beschädigter ist , wenn ihm aus den ^ strafbaren 
Handlungen keinerlei privatrechtliche Ansprüche erwachsen? Und 
hat* der Antrags berechtigte das Recfy; des Privatanklägers nW dann 
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(also subsidiär), wenn der Staatsanwalt die Verfolgung ablehnt oder 
auch mit und neben diesem? Und wie sollen diese parallel- 
laufenden Anklagen behandelt werden? Allerdings sagt §. 8: »Der 
Antrag der verletzte», bezw. der beschädigten Partei ist von Wir- 
kimg für den königfl. Staatsanwalt; hindert jedoch nicht den letzterem 
in der Stellung seines besonderen Antrages.« Bedeutet das so viel 
als: falls der Staatsanwalt die Strafklage aufnimmt, so kann die- 
jenige des Verletzten alsdann nicht mehr geltend gemacht werden 
— auch als subsidiäre Privatanklage nicht mehr? — Es erscheint 
schwierig, sich das, was der Entwurf anstrebt,' für die Praxis coÄcret 
zu gestalten. Dasselbe gilt in gleichem Maasse hinsichtlich des 
Beschädigten. Der Entwurf Enthält keinerlei Bestimmungen 
über die Bedingungen des Anscblussrechtes — auf welche Weise 
der Beschädigte dazu gelangen kann, sich als subsidiären Privat- 
ankläger zu constituiren ! 

Wie klar und einfach erscheinen dagegen die Bestimmungen 
der österreichischen Strafpropess- Ordnung.*) Unjl doch Jirxndelt es 
sich gerade hie* um eine eben so neue wie in ihren. Folgen weit- 
tragende Einrichtung, die, weil dem ungarischen StrafproccSs 
.wenigstens in diesem Umfang, in solchen Formen bisher fremd, 
ohnedies nur nach langer Gewöhnung sich dem Bechtsleben assimi- 
liren wird. — Der Grundfehler, welcher die gerügten Unklarheiten 
verschuldet, liegt eben, ungeachtet der Richtigkeit der theoretischen 
Begriffe, in d8r nicht scharfen Auseinanderhaltung der beiden 
Formen der Privatanklage, nämlich der principalen und der sub- 
sidiären, in der künstlichen Scheidung zwischen »Verletzter« und 
»Beschädigter« und endlich in der Verquickung der bezüglich des 
Verletzten geltenden Grundsätze mit den Antragsdelicten ; also 
formaler und materiell rechtlicher Bestimmungen. — »Die auf den 
Privatankläger im Strafverfahren anwendbaren besonderen Rechte, 
wie auch die der Geltendmachung dieser Rechte entsprechenden Be- 
stimmungen, deren Ausdehnung und Begrenzung werden — inso- 
weit nicht bezüglich einzelner Fälle das Qesetz besondere 
Anordnungen trifft — "im XVIII.« Hauptstückc gereg*elt.« — So be- 
stimmt der §. 9, Absatz 2. Wir werden anlässlich dieses Haupt- 
stückes auf die angeregten Fragen zurückkommen. 

Nachdem die Frage : Wer als Verletzter, bezw. Beschädigter 
anzusehen ist, mannigfache Streitfragen hervorruft, die noch heutb 
auf dem Boden der österreichischen Strafprooess- Ordnung trotz mehr 
als lOjähriger Judicatur nicht als vollständig gelöst erachtet werden 
können, war der Entwurf bestrebt, eine Definirung des Begriffes des 
»Beschädigten« zu geben. »Als Beschädigte sind nach §. 7, Absatz 2 
alle diejenigen anzusehen, gegen deren Leben, * körperliche Inte- 
grität, persönliche Freiheit, bürgerlichen Stand (polgäri älläsa ,— 
Status ?) Eigenthums- oder andere Rechte (!) die straf ba**e 
Handlung gerichtet war — wenn auch aus diesen Handlungen für 

*) S. auch S z e g h e 6 a. a. O., S 9 27. 
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sie oder die von ihnen gesetzlich Vertretenen eine Verletzung oder 
ein Schaden nicht erwachsen ist.« 

Dieser allerdings lobenswerthe Versuch einer näheren Bestim- 
mung der vielbeRpuochenen Eigenschaft eine» »Verletzten« kenn- 
zeichnet sich doch nur als eine blosse Paraphrase, wie alle jene 
Umschreibungen, die specificiren wollen, was nicht zu specificiren ist. 
Es lässt sich eben nur nach Massgabe der vielgestaltigen einzelnen 
Fülle bestimmen, wer »Verletzter«: ist — Dies gibt die vor- 
geschlagene Fassung selbst zu, indem sie doch wieder zu der 
allgemeinen Fassung »oder andere Rechten ihre Zuflucht nimmt. 
Also nur einzelne Rechte — allerdings die wichtigsten — sind 
demonstrativ hervorgehoben. Hier tritt auch der Widerspruch mit 
der Eigenschaft des »Verletzten« wieder klar hervdr. — Wenn 
dieser nun gleichzeitig, wie für die Regel der Fälle anzunehmen, 
auch »Beschädigter« ist, wie gestaltet sich dann die processuale 
Behandlung? Ist er Principal-, ist- er Subsidiär- Ankläger ? Die 
Eignung als »Verhetzter« wird nun wiederum durch den Schluss- 
passus des §. 7, Absatz 2 wesentlich abgeschwächt: »als Be- 
schädigte sind jene Personen auch dann anzusehen — wenn auch 
aus diesen Handlungen für sie oder die gesetzlich durch sie ver-. 
tretenen eine Verletzung oder ein Schaden nicht erfolgt ist.« 
Allein — was sind sie dann — ■ nicht Beschädigte — also nicht 
materiell, vielleicht bloss ideal Beschädigte — warum dann nicht 
besser die allgemeine Bezeichnung »Verletzte«? —'Der Nachsatz 
hebt somit in seinen Wirkungen den Vordersatz auf und wird an 
die ungarische Judicatur eine Anforderung stellen, welche der 
Lösung des Rät bs eis der Sphinx so ziemlich gleicht. — Der Ent- 
wurf versucht allerdings eine Klarstellung im §. 7, Absatz 3. »In 
Betreffder vorstehenden auf die verletzte Partei bezüglichen Rechte 
macht ea keinen Unterschied, dass solche gleichzeitig die Be- 
schädigte ist" — Was heisst dies? Beide sollen doch die 
Rechte eines Privatanklägers und' zwar eines principalen ausüben 
können. Worin ia,t denn überhaupt ein Unterschied denkbar?*) 

Der §. 10 stellt das Princip der von Amtswegen gebotenen 
Feststellung des durch eine strafbare Handlung veranlassten Schadens 
innerhalb des Strafverfahrens auf. — Diese wichtige Materie, welche 
mit einigen wenigen Paragraphen in den allgemeinen Lehren ab- 
gethan wird, hätte, eine abgesonderte Behandlung verdient, wie 
beispielsweise nach Vorgang der "österreichischen StrafprocesS- 
Ordnung im XXI. Hauptstücke,: »Von den Erkenntnissen und Ver- 
fügungen des Strafgerichtes hinsichtlich der privatrechtlichen An- 
sprüche.« 

Die Ausdehnung des Strafverfahrens und des Strafurtheiles auf 
die, privatrechtliche Genugthuung des Beschädigten ist — mit 

*) S. Schutz e's a. a. 0., S. 9—11 klare Ausfuhrungen. Diese Materie 
bedarf auch nach 3 c h ü t z e'a Unheil einer jedenfalls durchgreifen den Um- 
arbeitung und Klarstellung, nachdem der Entwurf in gänzlicher Unklarheit über 
die Begriffe ■PrivatanklHger, Frivatbetheiligter, Subsidiaranklagen lässt. 
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Ausnahme des Verzichtes darauf (Verweisung auf §. 7, woselbst 
jedoch von diesem Verzichte nicht die Rede ist) unabhängig von 
der Vertretung der Klage durch den Beschädigten, wie von dessen 
Mitwirkung. — Der . Verzicht des Verletzten oder Be- 
schädigten auf die privatrechtliche Genugthuung verhindert 
nicht die Feststellung der Verletzung oder des Schadens auf dem 
Wege des Strafverfahrens, wenn solche aus dem Gesichtspunkte 
der richtigen Anwendung des Strafgesetzes noth wendig erscheint 
(§. 10), d. h. mit anderen Worten: der aus der strafbaren Handlung 
entstandene Schade ist unter allen Umständen von Amtswegen 
festzustellen; über die privatrechtlichen Ansprüche ist jedoch nur 
im Falle deren Geltendmachung zu entscheiden — ersteres selbst- 
verständlich aus dem Gesichtspunkte der (richtigen) Anwendung 
des Strafgesetzes, daher dieser letztere Zusatz ganz überflüssig, wie 
überhaupt die Fassung dieses Paragraphes — soll sie nicht zwischen 
beiden Absätzen einen Widerspruch erzeugen — dringend eine 
Vereinigung erheischt. 

Die verletzte wie auch die beschädigte Partei (nun werden 
wieder beide gleichgestellt!) ist berechtigt, die Befriedigung ihrer 
privatrechtlichen Ansprüche mit Umgehung des Strafrichters, auch 
im bürgerlichen Verfahren vor dem bürgerlichen Richter geltend 
zu machen. In diesem Falle hat der bürgerliche Richter — insoweit 
die Bestimmung des §. 13 nicht zur Anwendung gelangt — die 
Verhandlung beziehungsweise die UrtheUsfallung bis zur Beendigung 
des Strafverfahrens auszusetzen (§. 11). 

Das ist eine sehr zweckmässige Bestimmung, insoferne damit 
indirect ausgesprochen wird, dass der Civilrichter das Urthcil des 
Strafrichters — d. h. • soweit solcher verurtbeilt — seiner späteren 
Entscheidung zu Grunde zu legen habe. Bekanntlich herrscht in 
dieser Materie lebhafter Streit. 

Der Strafrichter hat den Antrag auf privatrechtliche Befriedi- 
gung auf den Weg des bürgerlichen Processes zu verweisen, wenn 
die Feststellung der Ansprüche die Beendigung des Strafverfahrens 
auf längere Zeit hinaus verhindern würde; oder, wenn 
bezüglich der Frage, wem oder in welchem Verhältnisse, unter 
welchen Bedingungen oder Einschränkungen, oder in welcher 
Ordnung Jemandem die Befriedigung beziehungsweise die be- 
anspruchte Sache zukommt, sich ein nicht" einfach zu lösender 
Streit oder ein sonstiger Zweifel "erbebt — Der Anspruch auf 
privatrechtliche Befriedigung ist auf den Weg des bürgerlichen 
Richters insbesondere in dem Falle zurückzuweisen, dass wegen der 
gleichzeitigen Einleitung des Strafverfahrens «die Unter- 
suchungshaft voraussichtlich auf längere Zeit 
hinaus aufrech t t erhalten werden müs,ste (§. 12). Das 
ist Alles sehr richtig, aber wohl zu ausführlich. Man vergleiche 
dagegen die knappe und doch erschöpfende Bestimmung des §. 4 
und beziehungsweise §. 366 der österreichischen Strafprocess- 
Ordnung. ♦ 
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In den Fällen, in welchen die strafbare Handlang zwar be- 
gangen, die Einleitung der Strafklage jedoch, beziehungsweise 
die Bestrafung den Bestimmungen des Strafgesetzes gemäss aus- 
geschlossen ist, ebenso auch in den Fällen, in welchen das Straf- 
verfahren auf Grund des gegenwärtigen Gesetzes auf unbestimmte 
Zeit ausgesetzt wird: ist der Anspruch auf privatrechtliche Be- 
friedigung einzig bei dem bürgerlichen Richter geltend zu machen. 
Die Wirkung des gegenwärtigen Hauptstückes erstreckt sich nicht 
auf die privatrechtlichen Ansprüche derer und ihrer Rechtsnachfolger, 
ohne deren Antrag ein Strafverfahren nicht eingeleitet werden 
kann, wenn sie den Antrag in der gesetzlich bestimmten Frist 
nicht gestellt oder wenn sie solchen zurückgezogen haben (§. 13). 

Diejenigen öffentlichen und privatrechtlichen Fragen, von deren 
Feststellung es abhängt, ob eine strafbare Handlung, und welche 
vorliegt: sind im Strafverfahren durch den Strafrichter zu ent- 
scheiden. Hiervon bildet auch keine Ausnahme, dass in einem dem 
Strafverfahren vorangegangenen Civilverfahren bereits der 
bürgerliche Richter entschieden hat und seine Ent- 
scheidung in Rechtskraft übergegangen ist; eine sehr zweckmässige 
Anordnung, weil damit in der Praxis mannigfachen Zweifeln ent- 
gegengetreten wird. 

Wenn jedoch die Giltigkeit oder Ungiltigkeit einer Ehe die 
im Voraus festzustellende Frage bildet und in dieser Beziehung 
bereits zur Zeit der Erhebung der Strafklage der für Ehesachen 
zuständige Richter mit der Sache befasst war, so muss bis zur 
Beendigung des letzteren Verfahrens das Strafverfahren ausgesetzt 
werden. Zu sistiren ist das Strafverfahren auch in dem Falle, 
dass im Verlaufe desselben eine solche Thatsache auftaucht, welche 
in Bezug auf die Giltigkeit einer Ehe gegründete Zweifel erweckt. 
— In diesem Falle hat der Strafrichter das Recht, für die Anhängig- 
machung des Civilprocesses eine bestimmte Frist festzusetzen, wie 
er auch den sistirten Strafprocess, ohne das Urtheil des ßivilrichters 
abzuwarten, wieder in Gang bringen kann (§. 14). Selbstver- 
ständlich ruht inzwischen die Verjährung (§. 109 St. G. B.).' 

Bei Erhebung der Strafklage ist die in dem Strafgesetzbuche 
aufgestellte Bezeichnung (Beschaffenheit der strafbaren .Handlung) 
zu Grunde zu legen (ohne dass jedoch eine irrige Bezeichnung 
nachtheilige Folgen hat, — siehfe auch oben zu §. 6); — denn die 
Strafklage wird wegen einer bestimmten Tbat, nicht wegen eines 
bestimmten Verbrechensbegriffs erhoben. — Die Vorschrift ,des 
§. 85, Absatz 2 und 3 des St. G. B. (Bestrafung jugendlicher 
Personen im Alter zwischen 12 und 16 Lebensjahren, welche bei 
Begehung der Handlung die zur Erkenntniss der Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht besitzen), sowie jene jm Strafgesetzbuche 
niefet besonders festgestellten Umstände , in deren Folge 
(§. 91, 92) ein Verbrechen zum Vergehen wird (vermöge des im 
Strafgesetze so vorzüglich durchgeführten Princips def Correctionali- 
sation) kommen in der Regel erst bei der Urtheilsfällung in 
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Betracht (§. 15). Diese Bestimmung, welche doch zumeist sich auf 
das V erhält niss des Urtheils zur Anklage bezient, resp. auf die 
Formulirung der Anklage, konnte füglich in den allgemeinen Be- 
» Stimmungen entbehrt werden. — Die. mit dem Strafverfahren 
befassten Behörden und Beamten sind verpflichtet, jenen Umständen, 
welche für* die Bestrafung,, wie für die Entlastung von Einfluss 
sind, ihre Aufmerksamkeit gleichmässig zuzuwenden (§. 16). * 

Dasselbe besagt der §. 3 der österr. St. P.« 0. Soweit sich 
diese Vorschrift auf den öffentlichen Ankläger bezieht, ist solche 
allerdings mit den strengen Folgerungen aus dem Anklageprincipe 
nicht in Einklang zu bringen, weil sie der einen Partei die Wahrung 
der' Rechte der gegenteiligen zumuthet. Viel zweckmässiger hat 
jedoch die österreichische Strafprocess-Ordnung diese Bestimmung 
dahin erweitert: »und sie (die Behörden) sind verpflichtet, den 
Beschuldigten auch, wo es nicht ausdrücklich vorgeschrieben ist, 
über seine Rechte zu belehren!« Dies ist wohl im Ent- 
wurf übersehen worden. Was helfen dem in der Regel gesetzcs- 
unkundigen Beschuldigten alle noch so wohlmeinenden Fürsorgen des 
Gesetzes, wenn ihm nicht im entsprechenden Stadiutn deren Kennt- 
niss beigebracht wird? 

1 Absolut überflüssig und nicht für die Aufnahme in ein Gesetz 
geeignet, ist die Bestimmung des §. 20 (dasselbe gilt von der des 
§. 21), was unter den Abkürzungen — B. V. E. u.«B. T. K. zu ver- 
stehen sei. Einmal ist nicht abzusehen, warum abgekürzt wird; es 
enthält wahrhaftig keine • Ueberlastung eines ohnedies so weit- < 
läufigen' Gesetzes, wenn die Worte »Strafprocess-Ordnung« oder 
»Strafgesetzbuch« u. s. w. ausgeschrieben werden. — Soll damit etwa 
der Raum gewonnen werben, nlit dem in anderen Bestimmungen nicht 
sehr haushälterisch * umgegangen wurde? — Auch entspricht es 
nicht dem Ansehen und der Würfle des Gesetzes, Abbreviaturen 
einzelner technischer Ausdrücke vorzunehmen. Wohin sollte* -das in 
seinen Consequenzen fuhren? 

Schliesslich gibt der Entwurf nach dem Vorgang des §. 38 
der österr.* St. P. O. eine Begriffsbestimmung des »Verdächtigen«, 
»Beschuldigten« und »Angeklagten«. 

Unter dem Ausdruck »der Begehung einer strafbaren Handlung 
verdächtig« oder blos »verdächtig« (g^anusitott), wird der ver- 
standen, gegen den *vor der Vorerhebung oder in Seren Ver- 
lauf sich auf die Schuld hinweisende Anzeigen ergeben. Unter dem 
Ausdruck »belastet mit dem Verdacht der strafbaren Handlung« 
oder blos »belastet«, d. h. beschuldigt (eigentlich der Belastete 
»terhelt«) wird der verstanden, gegen welchen die Vorunter- 
suchung eingeleitet worden ist. Endlich bezeichnet der Ausdruck 
»Angeklagter« (Jen ? welcher in Anklagezustand versetzt 
worden ist. 
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IL Hauptstück. .. 

Ton dem richterlichen Wirkungskreis und der Zuständigkeit. 

• Aus diesem Hauptstück beschränken wir uns nur auf die 
Hervorhebung der nachfolgenden Bestimmungen: Im Falle *eines 
Verbrechens oder Vergehens steht das strafgerichtliche Verfahren 
jenem Gerichte ausschliesslich zu, welches nach dem (in Aussicht 
gestellten) Gerichtsverfassungs-Gesetz hierzu zustandig ist. Der 
C.ompetenzkreis der Gerichtshöfe erstreckt sich auch auf diejenigen 
Vergehen, Uebertretungen (und Polizei-Contraventionen), hinsichtlich 
welcher auf Grund des G-erichtsverfassungs-Gesetzes t oder eines 
anderen Gesetzes in der Regel die Competenz dem Einzelrichter 
zusteht (§. 22). 

Zuständiges Gericht — unter den im gegenwärtigen Haupt- 
stück näher festgesetzten Bedingungen — kann ausschliesslich das- 
jenige sein, welches bezüglich der den Gegenstand des Verfahrens 
bildenden strafbaren Handlung Zuständigkeit besitzt. Bezüglich 
eines Verbrechens und eines solchen Vergehens, hinsichtlich dessen 
das Verfahren nicht dem Bezirksgerichte überwiesen ist, ist jener 
Gerichtshof zuständig, innerhalb dessen Bezirk das Verbrechen oder 
Vergehen begangen wurde, wenn auch der Erfolg an einem 
anderen Orte eingetreten ist (§. 23). Zuständig ist auch das Gericht 
jenes Qrtes, innerhalb dessen Bezirkes der Beschuldigte wohnt 
oder sich aufhält. Diese Bestimmung findet nur auf solche Fälle 
Anwendungen denen das im Sinne des 'vorstehenden Satzes zuständige 
Gericht demjenigen des Begehungsortes in Bezug auf die Einleitung, 
des Strafverfahrens durch Voruntersuchung zuvorgekommen 
ist. Auf den Antrag des königl. Staatsanwaltes oder des' Privat- 
anklägers, welcher durch Einleitung der Voruntersuchung — in den 
Fällen jedoch, in welchen eine Voruntersuchung nicht' stattfindet, 
durch die Einreichung der Anklageschrift zuvorgekommen ist, ist 
das vor dem Gericht des Wohnortes anhängige Verfahren dem 
nach §. 23 zuständigen Gerichte abzutreten (§. 24). 

Hinsichtlich der mitteilst der Presse begangenen strafbaren 
Handlungen bleibt das im Gesetz-Artikel XV11I vom Jahre 1848 
geregelte Schwurgerichts -Verfahren durch gegenwärtiges Gesetz 
unberührt (§. 29). 

Wenn das zuständige Gericht aus den im IV. Hauptstück 
enthaltenen Gründen (Ausschliessung oder Ablehnung) von der 
Ausübung des Strafverfahrens' über irgend welche strafbare 
Handlung gehindert ist, oder dieses diß Interessen des all- 
gemeinen Friedens oder der allgemeinen Sicherheit erheischen, so 
hat die königliche Tafel auf den Antrag des königl. Staatsanwaltes 
und nach Anhörung des königl. Ober- Staatsanwaltes ein anderes 
Gericht innerhalb ihres Sprengeis zu delegiren (§. 34). — Zweck- 



31 

massiger wäre hier die Fassung des §. 62 der österr. St. P. O. 
». . . . oder aus anderen wichtigen Gründen« gewählt worden, 
weil diese im einzelnen Falle auch in anderen Bücksichten als 
denjenigen des Gemeinwohls liegen können. — Ebenso vermissen 
wir eine die Delegationsbefugnisi der königlichen Curie im All- 
gemeinen anerkennende Bestimmung, als solcher doch nicht das 
Recht bestritten werden kann, die Delegirungsbefugniss für den 
ganzen Umfang der Länder der ungarischen Krone auszuüben. 
Gerade das oberste Gericht des Landes wird — von Partei- 
strömungen unbeeinflusst — oft eher in der Lage sein, zu be- 
urtheilen, ob Rücksichten der öffentlichen Sicherheit eine solche 
nicht immer unbedenkliche Ausnahmsmassregel erheischen? Aller- 
dings bestimmt der §. 34, Abs. 2: »Wenn jedoch der im gegen- 
wärtigen Paragraph bezeichnete Umstand bei allen Gerichtshöfen 
der königl. Tafel innerhalb ihres Sprengeis obwaltet, so hat die 
königl. Curie, nach Anhörung des Kronanwaltes, einen Gerichtshof 
innerhalb des Sprengeis einer anderen königl. Tafel zu delegiren. 

— Allein der königl. Curie muss das Recht gelassen werden, auf 
Anrufen der Parteien oder von Amtswegen überhaupt einen 
Gerichtshof jeder beliebigen königl. Tafel zu delegiren, falls die 
Gründe des öffentlichen Interesses es erheischen. — Es wäre 
misslich für die f Curie, .h* jedem einzelnen Falle* festzustellen, dass 
bei sämmtlichen Gerichtshöfen innerhalb des Bezirkes einer königl. 
Tafel Gründe obwalten, welche die Unparteilichkeit der Rechts- 
sprechung gefährden. Selbstverständlich wird die Curie von dieser 
Befugniss nur in besonders wichtigen Fällen Gebrauch machen. 

— Ebenso enthält der §. 34 darüber nichts, ob und wem gegen 
den Delegirungsbeschluss der ktinigl. Tafel ein Rechtsmittel und 
welches zusteht. Sandelt es sich doch hier um eine in die Interessen 
der Parteien oft tief einschneidende Massregel. 
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III. Hauptstück. 

Ton der königl. Staatsanwaltschaft. 

In dem Falle jener Verbrechen und Vergehen, bezüglich deren 
das Strafverfahren nicht durch den Antrag der* verletzten Partei 
bedingt ist, ist der königl. Staatsanwalt verpflichtet, ohne Auf- 
schub die Vorerhebuiigen entweder selbst zu bewirken oder solche 
durch andere* Beamte der königl. Staatsanwaltschaft oder der Polizei, 
bezw. durch Sicherheitsbeamte bewirken zu lassen (§. 37). — Die 
Ausübung der dem Staatsanwalt als Chef der gerichtlichen Polizei 
obliegenden Rechte und Pflichten erleidet auch keine Beschränkung 
in jenen Fällen, in welchen ein sogenanntes Antragdelict 
vorliegt. — Hievon sind jedoch auszunehmen jene im §. 611 
bezeichneten Handlungen (Ehrenbeleidigungen und leichte körper- 
liche Beschädigungen), in welchen Fällen 'die königl. Staatsanwalt- 
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schaft weder hinsichtlich der Vorerhebungen noch des weiteren 
Verfahrens mitzuwirken hat -j- deren Verfolgung also au-S" 
schliesslich dem Privatankläger überlassen bleibt (§. 40). ■ Nach 
verschiedenen ßtrafprocess - Ordnungen kann der Staatsanwalt auf 
"*| Wunsch des Privatanklägers audi in Fällen dieser Art die Ver- 
i folgung übernehmen, was für den unbemittelten Verletzten von 
Vortheil ist; — wir erachten es jedoch folgerichtiger, mit dem 
Entwurf ein Interventionsrecht der Staatsanwaltschaft auszuschliesscn. 
— Wenn sich der königl. Staatsanwalt davon überzeugt, dass die 
dem Antrag des Privatanklägers zu Grunde liegende That 
keine strafbare Handlung bildet, oder dass die zur erfolgreichen 
Durchfuhrung des Verfahrens notwendigen Beweise nicht bei- 
gebracht werden können, so ist er berechtigt, die Vertretung der 
Anklage abzulehnen, jedoch verpflichtenden Verletzten, bezw. 
Beschädigten schriftlich im Voraus zu verständigen. — Auch 
hier wirft sich conform den Ausfuhrungen oben zu S. 25 der 
Zweifel auf. Wer ist Privatankläger? Wer Privatbetheiligter? Das 
ist eben der Zwiespalt, den die unklare Behandlung der §§. 6 — 9 
verschuldet. Wenn der blosse Beschädigte (kärositott) schon 
durch die blosse Thatsache der Beschädigung Privatankläger wird, 
also selbstständig sein Recht zu verfolgen in der Lage ist, warum 
hat er dann zunächst die Staatsanwaltschaft um ^Jir Einschreiten 
anzurufen? denn ausdrücklich erklärt d*er«§. 42: »Die Bestimmungen 
der §§. 40 und 41 finden auch auf die Fälle Anwendung, in 
welchen der Antrag derti §. 7 des gegenwärtigen Gesetzes' ent- 
sprechend durch den hierzu berechtigten Beschädigten gestellt 
wird«. Der Privatankläger (also wieder der Antragsberechtigte und 
der unmittelbar oder mittelbar Beschädigte [ausdrücklich verwiesen 
auf §§. 6 und 7]) hat das Recht, sich gegen dit zurückweisende 
Verfügung des königl. Staatsanwaltes an den Qber- Staatsanwalt und 
gegen des letzteren Zurückweisung an den Justiz -Minister zu 
wenden«. — Ob mit diesem Beschwerderecht das selbstständige 
Vcrfolgungsrecht dieses »Privatanklägers« coneurrirt, unter welchen 
Bedingungen und Formen dieses geltend zu machen ist, darüber 
finden wir im Entwurf keine genügende Lösung. 

Das Princip der Einheit und Untheilbarkeit der Staatsanwalt- 
schaft findet im Uebrigen darin seinen Ausdruck, dass der Auftrag 
des königl* Ober- Staatsanwaltes den Staatsanwalt, der des Justiz- 
ministers den königl. Ober-Staatsanwalt und den königl. Staatsanwalt 
bfndet (§. 44). Die Ablehnung der Anklage-Vertretung hindert den 
4 königl. Staatsanwalt nicht daran, das» er im Verlaufe des auf Antrag 
des Privatanklägers eingeleiteten Strafverfahrens solche aufnehme oder 
wenn er erst im Verlaufe des Verfahrens davon zurückgetreten ist, 
solche .wieder übernehme (§. 45). — Selbstverständlich mit Aus- 
nahme der Ehrenbeleidigungen und leichten körperlichen Beschädi- 
gungen (§. 40). Dies steht im Einklänge mit §. 49 der österr. 
t St. P. 0., welche allerdings hier nur von dem Privatbeteiligten 
als Ankläger handelt. — Die Behandlung dieser ganzen Materie 
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wäre in Verbindung mit den §§. 6-^9 zweckmässiger in dem 
Hauptstück XVIII »Von dem Privatkläger« zu behandeln gewesen. 
In der Regel vertritt der königl. Staatsanwalt die Anklage 
(das ist bereits im §* 5 deutlich genug gesagt), er ergreift die zu 
diesem Zwecke gesetzentsprechenden, ihm nothwendig oder zweck- 
mässig erscheinenden Massnahmen; er sorgt für -die gesetzliche 
Durchfuhrung der Vorerhebungen und der Voruntersuchungen 
(d. h. doch nur durch Stellung geeigneter Anträge, denn ein 
Ueberwachungsrecht der Untersuchung und des Untersuchungs- 
richters, wie nach französischem Recht, wird gewiss der Staats- 
anwalt nicht beanspruchen sollen), gleichwie für die dem gegen- 
wärtigen Gesetze entsprechende Wahrung der Vertheidigungs- 
und anderer Rechte des Beschuldigten; schliesslich stellt er- seine 
Anträge und wenn nöthig — macht er die nach dem Gesetze gelten- 
den Rechtsmittel geltend , damit die etwa im Laufe des Verfahrens 
begangenen Fehler und Unregelmässigkeiten geheilt werden können 

(§. 46). , ■ 

Der Entwurf hat mit Recht von einer Definition der rechtlichen 
Stellung, bezw. des Wirkungskreises der Staatsanwaltschaft im All- 
gemeinen abgesehen; mit der Parteistellung der Staatsanwalt- 
schaft (s. oben zu §. 6) steht es allerdings im Widerspruch,» 1 wenn 
derselben die besondere Wahrung des Vertheidigun gs- und 
der anderweitigen, dem gegenwärtigen Gesetze' entsprechenden 
Rechte des Beschuldigten (können dies andere als Vertheidigungs- 
rechte sein?) zur Pflicht gemacht wird; — mit der öffentlich- 
rechtlichen Stellung der Staatsanwaltschaft lässt sich dies allerdings 
vereinbaren, wenn man auf consequente Durchführung des Anklage- 
principes verzichtet*). Dem letzten Absatz dieses Paragraphes zu 
Folge wird übrigens der Staatsanwalt mit dem Nimbus eines fran- 
zösischen »Gesetzes Wächters« bekleidet, der hier gar nicht' am Platze 
ist, insofern der Staatsanwalt bei der Rechts mitteleinlegung einfach 
als Partei anzusehen ist, wie er denn auch (mit Ausnahme des 
Kronanwalts, insbesondere im Falle der Nichtigkeitsbeschwerde zur 
Wahrung des Gesetzes), hier vom Parteistandpunkte aus seine 
Entschliessungen fassen wird. 

Der' königl. Staatsanwalt nimmt an jenen Sitzungen der An- 
klagekammer Theil, deren Gegenstand nicht die Entscheidung in 
einer einzelnen Sache, sondern allgemeine Anordnungen oder Ein- 
richtungen bilden (§. 47).' — Das ist unverständlich* so lange nicht 
feststeht, welche Functionen ausser den in diesem Gesetze, auf 
den einzelnen Fall anwendbar erklärten — der Anklagekammer 
zustehen. Soll übrigens die Anklagekammer eine Einrichtung von 
wirklichem Werthe und nicht blos ein »rouage inutile« sein, so 
ist nicht einzusehen, warum sie einen Theil ihrer Selbstständigkeit 
und Verantwortung der Staatsanwaltschaft abtreten soll. — Der 
Staatsanwalt kann von der Anklage bis zur Verkündigung des 



*) Szegheo, a. a. 0., S. 24. 

Mayer, Zur Beform des trag. Strafprocesses. 
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Urtheils (doch wohl nur des erstinstanzlichen! mit Recht Szegheo 
S. 27) zurücktreten oder sie, bis sich der Gerichtshof zur Fällung 
de* Urtheils zurückzieht, abändern (§. 48). Das Abstehen des 
königL Staatsanwaltes von der Anklage bewirkt die sofortige Ein- 
stellung des Strafverfahrens (§. 49) *). — Diese Bestimmung gehört 
nicht in den die allgemeinen Rechte und Pflichten der Staats- 
anwaltschaft umfassenden gegenwärtigen Abschnitt, sondern in jenen, 
wo von den diesbezüglichen Processhandlungen allein die Rede 
sein kann — Voruntersuchung oder Hauptverhandlung. 

In jenen Fällen jedoch, in welchen das Strafverfahren auf Ben 
Antrag des Privatanklägers in Gang gebracht wurde, oder wenn 
sich der Beschädigte dem auf Antrag des Staatsanwaltes ein- 
geleiteten Verfahren als Privatankläger angeschlossen hat, hat das 
Abstehen des Staatsanwaltes die Einstellung des Verfahrens nur 
in jenen Fällen zur Folge, wenn der Privatankläger entweder 
demselben (d. h. der Abstandserklärung) beigetreten ist oder auf 
die diesbezüglich an ihn gerichtete Aufforderung des Richters inner« 
halb der hiezu bestimmten Frist sich nicht erklärt hat — Also 
eine Ausnahme — und eine schwerwiegende (freilich auch ausser- 
halb jeden Zusammenhanges mit der Lehre der Staatsanwaltschaft 
stehende) Ausnahme von obigem Satze, den man bei seiner 
gewundenen und geschraubten theilweise negativen Fassung sich 
erst zu recht legen muss, um ihn ganz zu verstehen. — Er will be- 
sagen: Bei Antragsdelicten kann der Antragsberechtigte die vom 
Staatsanwälte fallen gelassene Klage aufgreifen, also dasselbe, was 
schon oben in den §§. 41 u: ff., insbesondere §. 45 in Verbindung 
mit den §§. 6 und 7 gesagt ist; — ebenso kann der Beschädigte, der 
Abstandserklärung des Staatsanwaltes ungeachtet, die Privatanklage 
fortsetzen. Wiederum muss man sich fragen: Ist hier von einem 
wirklichen Privatankläger oder von einem blossen Privat- 
beteiligten, der erst durch das Aufgreifen der öffent- 
lichen Klage Privatankläger (formell) wird, die Rede? Losgelöst 
von dem die besonderen Rechte des Privatanklägers behandelnden 
Hauptstücke — erscheint dieser ganze Satz in der Luft schwebend. 
Erst muss die processuale Einrichtung in unzweideutiger Klarheit 
feststehen, ehe man daraus Consfequenzen zu ziehen bestrebt ist 



IV. Hauptstück. 



Von der Ausschliessung und der Ablehnung von Richtern und 

Staatsanwälten. 

Das IV. Hauptstück behandelt die Ausschliessung und 
Ablehnung von Gerichtspersonen und Staatsan- 
wälten ganz in Uebereinstimmung mit den diessbezüglichen Bestim- 
mungen der österreichischen und der deutschen Strafprocess-Ordnung. 

*) Der Rücktritt von der Anklage hat dagegen für die Haaptvethandlung 
Freisprechung des Angeklagten zur Folge (§. 474 Z. 3). 
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Eine Verbesserung enthält jedoch der §. 60 durch Ergänzung 
einer in anderen Gesetzgebungen offensichtlichen Lücke. Ueber das 
gegen einen ganzen Senat der königlichen Curie oder den grösseren 
Theil der Mitglieder desselben gerichtete Ablehnungsgesuch ent- 
scheidet die Curie in einer Plenarversammlung, welche von sämmt- 
lichen Mitgliedern der Strafsenate der Curie gebildet wird. — Die 
Entscheidungen des Vorsitzenden bezw. des Gerichtes in streitigen 
Ablehnungsfällen sind übrigens — mit Ausnahme jener Aus- 
schliessungsfälle, hinsichtlich deren eine Nichtigkeitsklage zulässig 
ist, endgiltig und unangreifbar (§. 62). 

Eine bemerkenswerthe, zum Theil sehr zweckmässige Be- 
stimmung enthält §. 63: »Ehrenbeleidigung oder Verleumdung ein- 
zelner richterlicher Mitglieder oder eines Strafsenates oder des 
Gerichtshofes in Bezug auf die Ausübung ihres richterlichen Amtes 
bilden selbst in jenen Fällen keinen Ablehnungsgrund, in welchen 
wegen dieser Angriffe gegen den die Ablehnung beantragenden ein 
Strafverfahren anhängig wäre.« Hierdurch ist eine in der Praxis 
offene Streitfrage vorteilhaft gelöst; der Beschuldigte soll es nicht 
in der Hand haben, durch geflissentliche Beleidigung einen 
Richter oder ein Gericht von seinem Amte fernzuhalten, weil ihm 
solche missliebig sind oder er ihre Strenge furchtet. — Selbstver- 
ständlich ist das angegriffene Gericht nur in Bezug auf die ur- 
sprüngliche Anklage jeder Ablehnung enthoben 5 — die ihm zu- 
gefügte Verleumdung oder Ehrenbeleidigung zu beurtheilen, kann 
dasselbe nicht in die Lage kommen, es ist als Verletzter aus- 
geschlossen. (§. 54, Z. 1). Insoweit ist die Fassung des §. 63, 
Absatz 1, nicht ganz klar, weil das gegenth eilige von dem Be- 
merkten daraus geschlossen werden könnte. — Ein Grund zur Ab- 
lehnung kann auch selbst dann nicht gefunden werden, wenn der 
die Ablehnung beantragende gegen ein Mitglied des Gerichtes mit 
Bezug auf dessen amtliche Thätigkeit eine disciplinäre oder Straf- 
anzeige erstattet hat. (§. 63, Absatz 2.) — Auch diese Aenderung 
wird sich als praktisch bewähren. 



Zum V. Hauptstück. 

Von dem Beschuldigten und dem Vertheidiger. 

Dieses Hauptstück ist unstreitig eines der interessantesten und 
gelungensten des Entwurfes, der durchwegs — - und das rechnen 
wir ihm zum grossen Vorzug an — in Gewährung der Vertheidi- 
gungsrechte und der zum Schutze der Person des Beschuldigten 
gewährten Garantien — sehr liberal vorgeht. Der Entwurf vollzieht 
einen vollständigen Bruch mit den Anschauungen und Traditionen 
der Vergangenheit ; er ist bestrebt, dem Beschuldigten, bezw. dem 
Vertheidiger eine dem Ankläger entsprechende, soweit vereinbarlich, 
wirkliche Part.eistellung zu gewähren. Nur schade, dass auch 
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; nicht immer folgerichtig jene Oonsequenzcn gezogen sind, durch 
en Durchführung über das Maass des Gebotenen hinaus derEntwuif 
i einer noch mehr berechtigten Anerkennung erfreuen würde. 

Die Ausübung der Vertheidigungarechte durch einen Ver- 
diger ist während des ganzes Verlaufes des Strafverfahrens und 
m während der Vorerhebungen zulässig, (s. §. 45 österr. 
P. O.) Zum Vertheidiger kann nur ein in die Auvocatenlistc 
getragener Advocat (Rechtsanwalt) gewühlt werden. (§. 68). Der 
iis der formell .zur Vertheidigung Berechtigten ist damit sehr 
■ gezogen. Sollen die für die Advocatur geprüften Rechtsver- 
idigen (Goneipienten und Advocaturs : Candidaten) nicht als Ver- 
diger zugelassen werden ? Keinerlei Bestimmung trifft der Ent- 
:f hinsichtlich der Doctoren der Rechte, welche Mitglieder des 
irkörpers einer rechts- oder Staats wissen schaftlichen Facultät sind. 

Warum diese Beschränkung? Begünstigen doch fast alle 
eren Gesetzgebungen die Zulassung der Mitglieder eines Lehr- 
pers zur Vertheidigung, wohlbewusst, dass sie der alltäglichen 
itine der Praxis eine frische Quelle der Wissenschaft zuführen. 

Zur Bestellung eines Vertheidigers ist auch der gesetzliche 
■treter des der strafbaren Handlung Verdächtigen, beziehungsweise 

Beschuldigten oder Angeklagten berechtigt. Der gesetzliche 
•treter einer verheirateten Frau ist deren Gatte (§. 69). Von 
ito wegen ist ein Vertheidiger zu bestellen: 1. wenn wegen eines 
rbrechens, 2. wenn gegen den, der das 16. Lebensjahr noch 
lt erreicht, oder das 60. Lebensjahr überschritten hat, oder gegen 
en Taubstummen die Hauptverhandlung angeordnet worden ist 
70). Hinsichtlich der Bestellung eines Armen Vertreters ver- 
sen wir im Entwürfe eine diesbezügliche allgemeine Bestimmung. 
: Uebernahme der Vertheidigung und die Erfüllung der Ver- 
idigungspflichten kann nur aus sehr wichtigen Gründen 
;elehnt werden. Der Grund, dass der von Amtswegen bestellte 
•theidiger anderweitig beschäftigt ist, vermag die Ablehnung 
bit zu rechtfertigen (§. 73). — Nachdem nur Advocaten zur Ver- 
idigung zugelassen werden, gehört die vorstehende Bestimmung 
die Advocaten -Ordnung, nicht jedoch in die Strafprocess-Ordnung, 
lal doch gegen den sich weigernden Vertheidiger kaum Zwangs- 
tel sanetionirt werden können. — Wenn die zwischen der Be- 
lung und der Hauptverhandlung festgesetzte Frist so kurz ist, 
s der Vertheidiger sich zur Erfüllung seiner Pflicht nicht gründ- 
t vorbereiten kann: ist auf dessen Verlangen für die Haupt- 
handlung eine längere Frist anzusetzen (§. 74): zweckmässig an- 
rdnet als Recht des Vertheidigers, so dass er nicht von der 
ast des Vorsitzenden abhängt. 

Das Amt eines bestellten Vertheidigers erlischt^ wenn der 
geklagte oder dessen Vertreter einen anderen Vertheidiger 
wählt und dieser die Vertheidigung übernommen hat (§. 75). — 
r Vertheidiger ist berechtigt, bei allen durch den Unter- 
chungsrichter zu bewirkenden Vernehmungen 
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des Beschuldigtenund der Zeugen, sowie auch der 
Sachverständigen gegenwärtig zu sein, bei welchen 
der Staatsanwalt anwesend bezw. zu diesen geladen 
wird. Aus diesem Grunde ist der Vertheidiger zu jeder der- 
artigen Vernehmung, wie auch zur Vornahme des richterlichen 
Augenscheins vorzuladen (§. 76). Damit ist weit über das Maass 
der bestehenden Gesetzgebungen hinaus der Grundsatz der Par- 
teienöffentlichkeit zur unumwundenen Anerkennung gelangt 
und ist nur zu bedauern, dass in der Fassung dieses Paragraphes 
eine Beschränkung enthalten ist, welche das in so reichem Maasse 
Gebotene wieder illusorisch machen kann. Warum das Recht des 
Vertheidigers auf Anwesenheit bei den Vernehmungen nur auf die 
Fälle zu beschränken, bei welchen der Staatsanwalt zugegen ist, 
resp. geladen wird? Warum nicht in allen Fällen? Zwar kann 
der Staatsanwalt durch seine Abwesenheit die Ausübung dieses 
Rechtes auf Seiten des Vertheidigers nicht vereiteln, allein in letzter 
Linie ist es der Willkühr des Untersuchungsrichters anheimgegeben, 
ob er den Staatsanwalt zu laden findet, was er nicht thun wird, wenn 
er sich damit glaubt des lästigen Vertheidigers erwehren zu können. 
Nur zur Vornahme eines Augenscheines muss der Vertheidiger 
unbedingt geladen werden. (Siehe übrigens die Motive, Seite 270.) 
Der Vertheidiger des in Verwahrungshaft Ge- 
nommenen (Verhafteten) kann s i ich mit seinem 
Clienten ohne Dazwischenkunft einer amtlichen 
Person und ohne Ueb erwachung schriftlich und 
mündlich verständigen. — So sind also endlich jene be- 
schränkenden Fesseln gefallen, welche die Actionsfreiheit der Ver- 
teidigung in dem Vorverfahren lähmen. — Die Machtentfaltung 
der Vertheidigung beruht auf dem ungehinderten Verkehr mit dem 
Angeklagten; der briefliche Verkehr ist oft noch wichtiger wie der 
mündliche — die Controle desselben durch einen dritten und wäre 
es selbst der gewissenhafteste richterliche Beamte, heisst Preisgabe 
der Parteigeheimnisse, unter Umständen Verrath des zur sach- 
gemässen Bekämpfung der Anklage nothwendigen Planes — heisst 
Misstrauen in den Angeklagten oder vielmehr in den Vertheidiger, 
von dem man präsumirt, dass er seine Prärogative geflissentlich 
zum Nachtheil der Gerechtigkeitspflege dazu missbrauche, um im 
strafbaren Einverständniss mit dem Angeklagten durch Lüge und 
Täuschung das Gericht zu hintergehen. — Diese engherzige Auf- 
fassung der Gesetzgebungen in Bezug auf die Controle des Ver- 
kehres zwischen Angeklagten und Vertheidiger steht übrigens im 
schroffen Widerspruch zu der angeblichen Gleichstellung der Par- 
teien im Strafprocesse. (Siehe auch Motive, Seite 270.) — Nach Be- 
fragung der Zeugen oder Sachverständigen durch den Untersuchungs- 
richter bezw. deren Beantwortung kann der Beschuldigte bezw. 
Angeklagte wie auch dessen Vertheidiger an die ersteren 
Fragen zur Aufklärung richten und deren Antworten zu Protokoll 
nehmen lassen. 
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Durch diese Vorschrift (§. 78) ist die erste und natürlichste 
Consequenz aus dem Grundsatze der sogenannten Parteienöffentlich- 
keit gezogen; denn was bedeutet solche, wenn die Betheiligten 
darauf beschränkt sind, als stumme Zuschauer dem Vorgang der 
für sie wichtigsten und entscheidendsten Vernehmungen bei- 
zuwohnen ? 

Demnach Parteienöffentlichkeit mit Parteien- 
thätigkeit, ungehinderter voller Verkehr zwischen 
V erthei dige rn und den verhafteten Schützlingen! 
Sind das nicht wahrhafte Errungenschaften ? Nur Schade, dass sich 
der Entwurf den Ruhm hat entgehen lassen, solche auch zielbewusst 
durchzufuhren und dass er — in dem folgenden Paragraphen, gewiss 
nicht so sehr nach der eigenen liberalen Ueberzeugung des" Ver- 
fassers, sondern weil man die Angriffe jener mächtigen, die Ver- 
theidigungsfreiheit beschränkenden Strömung befürchtet, — durch 
Beschränkungen und Verclausulirungen die gewährten Wohlthaten 
verkürzt, beschneidet und voraussichtlich für die Praxis 
illusorisch macht. — Aus wichtigen Gründen, ins- 
besonders, wenn eine Vereitlung des Verfahrens 
befürchtet werden könnte — können die in den 
§§. 76, 77 und 78 bestimmten Handlungen auch ohne 
Anwesenheit desVertheidigers vorgenommen wer- 
den. Also wieder hinaus mit demselben! 

In diesen Fällen (nämlich bei vorliegenden wichtigen Gründen) 
hat der Untersuchungsrichter das Recht, bis zum Abschlüsse 
der Voruntersuchung oder auf eine kürzere Zeit dem Ver- 
theidiger des in Verwahrungs- oder Untersuchungshaft befindlichen 
Angeklagten den Verkehr mit letzterem ohne Gegenwart einer 
Amtsperson zu versagen, gleichwie die Ausübung der in den 
§§. 76, 77 und 78 gewährten Rechte oder eines Theiles desselben 
durch den Vertheidiger. — Selbstverständlich werden diese Rechte, 
wie das Befragungsrecht der Zeugen u. s. w. illusorisch, wenn 
sie nicht durch den Vertheidiger ausgeübt werden. — Die Ver- 
weisung auf §. 77 hat übrigens keinen Sinn, da hier eben nur 
vom Verkehr zwischen Vertheidiger und Angeklagten die Rede ist. 

Als wichtige (fontos) Ursache gilt: wenn der in der 
Zwischenzeit eintretende Tod des zu Vernehmenden mit Grund zu 
befürchten wäre oder wenn die Vernehmung, auf Antrag des 
Untersuchungsrichters durch einen Bezirksrichter oder nicht durch 
den Untersuchungsrichter des einschreitenden Gerichtshofes vor- 
genommen wird; ebenso wenn die durch den richterlichen Augen- 
schein festzustellenden Spuren oder Anzeigen abgeschwächt, 
beziehungsweise vernichtet würden, oder wenn die Gefahr einer Ver- 
änderung derselben obwaltet Grossmüthig hat man die Gefahr einer 
Verdunklung nur auf den Augenschein beschränkt, allein die Praxis 
der Untersuchungsrichter wird wohl kaum anstehen, die Ausübung 
der Rechte der §§. 76, 77 und 78 überhaupt bei Collusionsgefahr 
zu suspendiren und sich zu Gunsten dieser Einschränkung auf die 
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Fassung des §.79 zu berufen, der nur »demonstrativ« nicht »taxativ« 
erkläre, was als »wichtige Ursache« zu gelten habe. — Zum Ueber- 
fluss ist der Staatsanwalt berechtigt, die Entziehung der nach 
den §§. 76 77 und 78 dem Vertheidiger zustehenden Rechte oder 
eines Theils derselben, unter Darlegung der dagegen sprechenden 
Gründe zu beantragen (§. 80). — Stimmt das mit der vielgerühm- 
ten Parteiengleichheit, dass sich der Staatsanwalt zum Wächter des 
internen Verkehrs zwischen Vertheidiger und Angeklagten auf- 
wirft? — Die Beschränkung oder die Entziehung der dem Vertheidiger 
zustehenden Rechte hat der Untersuchungsrichter in Form einer 
Entscheidung auszusprechen, diese Entscheidung hat gleichzeitig den 
Grund der Entziehung oder Beschränkung auszusprechen; — ein 
solcher dürfte sich immer leicht finden lassen! — namentlich wenn sich 
der Untersuchungsrichter durch die Autorität des Staatsanwalts 
beeinflussen lässt. — Der Beschluss ist dem Beschuldigten gleichwie 
dessen Vertheidiger mitzutheilen (§. 81). — Allerdings ist der 
Beschuldigte beziehungsweise dessen Vertheidiger berechtigt, wegen 
Beschränkung der Vertheidigungsrechte, gleichwie der königl. 
Staatsanwalt wegen Zurückweisung seines im Slhne des §. 80 
gestellten Antrags Beschwerde bei der Anklagekammer zu erheben, 
^welche hierüber nach Anhöri^ng der Vorstellungen der Parteien und des 
Untersuchungsrichters (wohl nur nach schriftlich contradictorischem 
Einvernehmen?) zu entscheiden hat Allein diese Entscheidung w^rd 
zweifellos in der Regel der Fälle sich auf den Bericht des Unter- 
suchungsrichters stützen, der im anderen Falle den Gahg der Unter- 
suchung für gefährdet erachtet, daher das Anrufen der Anklagekammer, 
gegen deren Entscheidung übrigens ein weiteres Rechtsmittel nicht 
zulässig ist (§. 82), kaum einen praktischen Werth beanspruchen 
dürfte. — Das über die in Abwesenheit des Beschuldigten oder 
seines Vertheidigers vorgenommene Untersuchungshandlungen auf- 
genommene Protokoll ist spätestens innerhalb 48 Stunden nach 
Vornahme einer solchen Handlung dem Beschuldigten beziehungs- 
weise seinem Vertheidiger vorzulesen und sind diese berechtigt 
hierzu ihre Bemerkungen* zu machen, die Ergänzung der Beweise 
beziehungsweise deren Richtigstellung zu beantragen (§. 83); — 
immerhin ein schwaches Surrogat für den entgangenen Vortheil der 
Unmittelbarkeit des Beweisverfahrens . und der selbstthätigen Be- 
theiligung an demselben. 



•VI. Hauptstück. 

Ton der Mittheilung gerichtlicher Verfügungen. 

Das VI. Hauptstück handelt von der Bekanntmachung ge- 
richtlicher Verfügungen und schliesst sich im Wesentlichen 
dem diessbezüglichen VIII. Hauptstück der österr. Strafprocess- 
Ordnung. an. Wünschenswerth wäre es gewesen, gleich letzterer 
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auch., eine auf jene Falk bezügliche Anordnung aufzunehmen, in 
welcher einer Partei auch ausser den in dieser Strafprocess-Ordnung 
bezeichneten Fällen die Einsicht in strafgerichtliche Acten 
zu gewähren sei. 

VII, Hftuptstück. 

Von der Erforschung strafbarer Handlungen (dein Vor- 
erhebungen). 

I)er Entwurf hat nach Vorgang der neueren, insbesondere der 
österreichischen Strafprocess-Ordnung die beiden Stadien der Vorer- 
h eb u n gen (Informations-Scrutinirungs- Verfahren) und der (förmlichen) 
gerichtlichen Voruntersuchung streng zu scheiden gesucht, wenn es 
auch wohl keiner Gesetzgebung gelingen kann, den Charakter 
beider Vorstadien, welche sich darin vereinigen, dass sie der Haupt- 
verhandlung gegenüber als Vorbereitungs-Stadien in Betracht 
kommen, durchwegs streng und consequent durchzuführen. Dies 
ergibt sich tum Ueberfluss aus einer Betrachtung des derzeit 
geltenden ungarischen Strafprocesses. 

Gegenstand der Vorerhebung bildet die Aufklärung der Be- 
gehung des Verbrechens oder Vergehens und die Ausforschung 
und Feststellung des Thatbestandes, der auf die* That, die Thäter 
und Theilnehmer hinweisenden ^Momente, Umstände, Anzeigen und 
anderweitiger Beweise «zu dem Zwecke: dass sich der Ankläger 
die Ueberzeugung verschaffe: ob für die Einleitung der Vorunter- 
suchung genügender Grund und Beweis vorliegen ? (§.93.) Die Voiv 
erhebungen haben sich mit gleicher Sorgfalt über die Belastungs- 
wie die Entlastungs-Momente zu erstrecken, die Vorerhebungen sind 
sofort abzuschliessen, sowie solche entweder genügenden Grund 
und Beweise zur Einleitung der Voruntersuchung er- 
bracht haben, oder die Staatsanwaltschaft die gegründete Ueber- 
zeugung gewonnen hat: dass ein Verbrechen oder Vergehen nicht 
in Frage steht oder dass wegen des ' in Frage stehenden Ver- 
brechens oder Vergehens das Strafverfahren nur auf Antrag der 
verletzten Partei eingeleitet werden kann, oder doch, dass eine 
weitere Erforschung wegen Mangels von Beweisen oder wegen 
aussergewöhnlicher Schwierigkeiten, solche zu beschaffen, 
erfolglos ist (§. 93). Die Vorerhebungen werden in der Regel durch 
den königl. Staatsanwalt und die von demselben mit der Vornahme 
der gesammten Vorerhebungs-Handlungen oder einzelner derselben 
betrauten Verwaltungs-Polizei- oder Sicherheitsbehörden bewirkt 
(§. 95). Die Handlung, wegen wefther der Privatankläger (§§. 6 u. 7) 
die Einleitung eines Strafverfahrens beantragt, ist, soweit möglich, 
mit ihren Umständen zu umschreiben und bestimmt jene Person zu 
bezeichnen, gegen , welche die Einleitung des Strafverfahrens bean- 
tragt wird. Wenn in Betreff des letzteren Umstandes (der Thäter- 
schaft) der Antragsteller Verdachtsgründe beizubringen nicht im 
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Stande ist : so ist sein Wille, dass ein Strafverfahren eingeleitet 
werde, auch in diesem Falle mit Bestimmtheit auszudrücken (§.98). 
Hiermit ist der wichtige — in der Praxis vielfach bezweifelte 
Satz aufgestellt : dass auch der Privatankl ä g er zur Vor- 
nahme von Vorerhebungen berechtigt ist, ein Satz, 
der im §. 615 eine höchst bedenkliche Ausfuhrung gefunden hat. 
So wünschenswerth es erscheint, auch dem Privatankläger die 
Mittel an die Hand zu geben, durch welche er sich eine geeignete 
Grundlage der Strafverfolgung zu verschaffen im Stande ist, so ist 
doch andererseits damit eine bedenkliche Gewalt in die Hand des 
Privatanklägers gelegt, der sich behufs Erreichung seiner nicht 
immer lauteren Zwecke in schrankenloser Weise der Hilfe der 
gerichtlichen Polizei bedienen kann. — In Bezug auf jene Organe 
im Einzelnen, deren sich der Staatsanwalt bedienen kann, wird 
noch "Verfügung getroffen werden. Diejenigen Polizei- und Sicher- 
heits-Beamten, welche dem unmittelbaren Auftrage des Staats- 
anwaltes unterworfen sind, ferner die Verwaltungs-Beamten, in 
deren Competeriz 'der Vollzug gerichtspolizeilicher Massnahmen 
lallt und mit welchen der Staatsanwalt auf dem Ersuchswege in Ver- 
bindung tritt, wird eine gemeinsame Verordnung des Ministers der 
Justiz und des Ministers des Innern bezeichnen (§. 102). — Augen- 
schein, Beschlagnahme, Personen-, Hausdurchsuchung oder eine 
vorgängige Verwahrungshaft, werden in der. Regel nur kraft 
richterlichen Auftrags vorgenommen. — Demungeacbtet können in 
Fällen unaufschiebbarer Noth wendigkeit diese Mass- 
nahmen, ohne richterliche Verfügung in Folge Auftrags der Staats- 
anwaltschaft, ja sogar, ohne diesen durch die Polizei- oder Sicher- 
heitsbehörden vorgenommen werden. In diesen letzteren Fällen ist 
das betreffende Organ der Polizei- oder Sicherheitsbehörde ver- 
pflichtet, unmittelbar nach Vornahme der Handlung, unter Darlegung 
der die unaufschiebbare Notwendigkeit begründenden Umstände,- 
hiervon dem Staatsanwalt Anzeige zu machen (§. 104). Der Staats- 
anwalt ist verpflichtet, das über die im §. 104 bezeichneten Mass- 
. nahmen aufgenommene Protokoll, gleichzeitig mit dem an ihn 
gelangten Berichte, sofort« dem Untersuchungsrichter vorzulegen, 
welcher — insofern gegen die gesetzliche Anwendung oder die 
Vollständigkeit der Durchführung der betreffenden Handlung Be- 
denken obwalten, deren sofortige Wiederholung oder Ergänzung 
anordnet und hiervon gleichzeitig den Staatsanwalt verständigt, 
damit dieser bei ihrer Vornahme gegenwärtig sein könne (§. 105). 
In Wirthshäusern, Schenken, Freudenhäusern und in solchen Oert- 
lichkeiten, woselbst verbotenen Spielen gefröhnt wird, kann die Haus- 
durchsuchung auch ohne Anordnung des Untersuchungsrichters durch 
die Polizei zu jeder Zeit vorgenommen werden (§. 106). Zur Zeit 
der Vornahme irgend welcher Vorerhebungshandlung hat der solche 
leitende Staatsanwalt, bezw. das Polizei- oder Sicherheitsorgan das, 
Recht, die Anwesenden zur Aufklärung der Sache zu veranlassen 
und zu diesem Zwecke die an demselben Orte wohnenden, dio 
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Nachbarn u. s. w., sowie den Verdächtigen selbst unbeeidigt 
zu vernehmen (§. 109). 

Der die Vorerhebungen leitende Staatsanwalt oder Polizei- 
Beamte kann den am Schauplatz des Verbrechens befindlichen 
verbieten, sich von dort zu entfernen oder dieselben anweisen, dass 
sie bis zum Schlüsse der Vorerhebungen in einem benachbarten 
Hause oder einer dergleichen Oertlichkeit verweilen. Wer ein der- 
artiges Verbot übertritt, kann festgehalten und bis zum Schlüsse 
der Voruntersuchung unter Aufsicht gestellt werden (§. 110). 

Mit Ausnahme unaufschiebbarer nothwendiger Fälle, wenn sich 
schon während der Vorerhebungen die ' Notwendigkeit ergeben 
sollte, Zeugen zu vernehmen, Augenschein, Beschlagnahme, Haus- 
durchsuchung oder die Verhängung der Untersuchungshaft vor- 
zunehmen, hat der Staatsanwalt zu deren Vornahme, unter Angabe 
der die Notwendigkeit rechtfertigenden Gründe, den Antrag hierauf 
bei dem Untersuchungsrichter zu stellen (§. 111). — Ueber den 
Antrag entscheidet der Untersuchungsrichter, und 1 hat, wenn er 
solchen gesetzlich begründet und nothwendig} 
erachtet, demselben stattzugeben ; im anderen Falle solchen, 
abzulehnen. In beiden Fällen ist eine Entscheidung zu treffen und 
sind in derselben die Ursachen der Ablehnung anzugeben. In Fällen 
der Ablehnung kann der Staatsanwalt innerhalb drei Tagen nach 
Zustellung des diesbezüglichen Beschlusses Beschwerde bei der 
Anklagekammer erheben (§. 112). Diese Bestimmung ist wichtig; 
der Untersuchungsrichter entscheidet daher im Laufe der Vor- 
erhebung nicht blos über die /Gesetzlichkeit, sondern 
auch über dieZweckdienlichkeit der beantragten 
Massnahme, wodurch einer willkürlichen Ueberschreitung der 
Aufgabe der Vorerhebung seitens des Staatsanwaltes allerdings 
entgegengetreten, andererseits solcher auch wieder in seiner Actions- 
freiheit als Haupt der gerichtlichen Polizei unter Umständen schwer 
beeinträchtigt wird. — Dem Untersuchungsrichter und in gleicher 
Eigenschaft dem Bezirksrichter steht es in Betreff der Vorerhebungen 
zu, alle jene Anordnungen • zu treffen, welche in Bezug auf die • 
.Voruntersuchung in dem folgenden t Hauptstück getroffen sind 
(§. 113). — Wenn sich der Ankläger im Verlaufener Vorerheb unge'n 
von deren Erfolglosigkeit wie auch davon überzeugt, dass deren 
Fortsetzung zu keinem weiteren Erfolge führen werde, so hat er 
den Untersuchungsrichter unter schriftlicher Darlegung zu bedeuten,* 
dass er von dem weiteren Verfahren Abstand nehme (§. 114). 
Der Staatsanwalt ist verpflichtet, in allen jenen Fällen, in welchen 
er bei dem Gericht eine Einstellungs-Erklarung abgegeben hat, 
hiervon, unter Darlegung der Umstände des Falles, und unter 
bestimmter Angabe jener Gründe, durch welche er zu dieser Er- 
klärung bestimmt wurde , dem Ober - Staatsanwälte Bericht zu 
erstatten (§. 115)., 
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VIII. Hauptstück. 

. Die Voruntersuchung. 

L Allgemeine Bestimmungen. 

Den Gegenstand der Voruntersuchung bildet die 
Aulklärung des Thatbestandes zu dem Zwecke, dass sich der An- 
kläger darüber die Ueberzeugung verschaffen könne: Liegt ein 
Verbrechen oder Vergehen vor? und ist in dieser Beziehung gegen 
Jemanden ein durch derartige wichtige Beweise unterstützter 
Verdacht (oly nyomatäkos bizonyitökokkal tämogatott gyanu) 
begründet, dass gegen ihn die Anklage aus genügenden Gründen 
erhoben, beziehungsweise die Versetzung in den Anklagestand 
durch die Anklagekammer angeordnet werden könne? (§. 116.) 
— Hiernach ist die Rücksicht auf die Vorbereitung der 
Beweisaufnahme in der Hauptvevhandlungals einer der 
wesentlichsten* Zwecke der Voruntersuchung nicht aufgeführt; ver- 
muthlich, weil erst für diese durch das Anklage-Erkenntniss die 
Basis geschaffen werden soll. *) 

In welchen Fällen ist die Voruntersuchung bbligatorisch? 
Nach dem Entwurf, welcher jene auf Einengung der Voruntersuchung 
gerichtete Strömung ignorirt — in allen Fällen, mit Ausnahme 
der unwichtigsten. Statt sich jenen Gesetzgebungen anzuschliessen, 
welche wie z. B. die deutsche, die Voruntersuchung nur für die 
schwersten Verbrechen (zur Zuständigkeit des Reichsgerichtes oder 
der Schwurgerichte gehörig, §. 176) nqth wendig erklärt^ in allen 
übrigen Fällen solche, von dem Antrag des Staatsanwaltes 
oder des Angeschuldigten abhängig macht, oder wie die 
österreichische (§. 91) sie auf die schwersten Delictsfalle 
(Geschwornengericht oder im Verfahren gegen «inen Abwesenden) 
beschränkt, in allen übrigen Fällen die Einleitung einer solchen (ob 
es eich um Verbrechen oder Vergehen handelt), von dem Antrage 
des Anklägers abhängig macht, bestimmt der Entwurf nur eine 
Ausnahme für jene Fälle, in welchen von einer Voruntersuchung 
abgesehen werden kann, nämlich die der Zulässigkeit der soge- 
nannten u n mi ttelbaren Ladung, d. h. wo von einem Anklage- 
Erkenntniss Abstand genommen werden kann: wenn nämlich ein zur 
Zuständigkeit des, Gerichtshofes gehöriges Vergehen oder 
ein zur Competenz des Einzelrichters gehöriges Vergehen oder eind 
Uebertretung den Gegenstand der Verhandlung bildet und auch 
dann nur, wenn der mit dringendem Verdachte Belastete die 
Unterlassung der Voruntersuchung begehrt. — Ja 
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•*) Siehe auch S z e g h e 6, Seite 38. 
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sogar, wenn die Einleitung des Strafverfahrens durch den Antrag des 
Privatanklägers bedingt wird, kann eine Unterlassung der Vor- 
untersuchung — auch selbst, wenn es sich um ein zur Competenz 
des Einzelrichters gehöriges Vergehen oder eine Uebertretung handelt!! 
— mit Ausnahme der Fälle der Ehrenbeleidigungen und leichter 
Körperverletzungen, selbst auf den Antrag des Verdäch- 
tigen nicht stattfinden. So bestimmt nun §.*117 in weit- 
läufigster Weise im Wesentlichen alle jene Fälle, in welchen von 
einer Voruntersuchung abgesehen werden kann, eben* jene Ver- 
gehen, hinsichtlich deren die unmittelbare Ladung beantragt 
werden kann, die Zustimmung des Beschuldigten vorausgesetzt. — 
Nicht minder weitläufig ist über die^c Vorfrage eine Art contra- 
dictorischen Verfahrens geschaffen. Verzichtet der Beschuldigte auf 
Einleitung der Voruntersuchung, so ist der Staatsanwalt jedoch 
auch in solchen Fällen berechtigt, auf Führung derselben zu be- 
stehen. — Hierfür sind Fristen festgesetzt, motivirte Erklärungen 
abzugeben, ja sogar kann sich der Beschuldigte Bedenkteit erbittcri 
(24 Stunden), um mit seinem Verthcidiger Rücksprache darüber zu 
nehmen, ob er auf Führung der Voruntersuchung verzichten soll 
'oder nicht ! 

Welches complicirte, geradezu unmögliche VerfahVen ! — (siehe 
§§. 369 ff.) Der Entwurf vollzieht hier einen im Vergleich zu 
allen neueren Gesetzgebungen bedenklichen Rückschritt. Ist 
doch die Notwendigkeit der gerichtlichen Voruntersuchung in dem 
gegenwärtig geltenden Umfange überhaupt bestritten. Will man 
deren Ersatz nicht in einem blos vorbereitenden Infor- 
mation «verfahren finden, so kann doch darüber kein Zweifel 
sein, dass die Voruntersuchung für die Regel der Fälle entbehrt 
werden kann und dass man diejenigen Fälle als Ausnahme n fest 
und klar zu begrenzen hat, in welchen solche stattfinden muss 
oder k a n n. *J 

In Vergehensfällen sollte die Voruntersuchung am allerwenigsten 
nothwendig sein. Wenn man nun gar wie der Entwurf zwischen 
Vorverfahren und Hauptverhandlung ein so umständliches und 
gründliches Zwischenverfahren einschiebt, wie es hier durch 
die Verhandlung über die Versetzung in den Anklagestand und das 
ergehende Anklage- Erkenntniss geboten wird, so lag gewiss die 
Veranlassung nahe, die Voruntersuchung auf das Maass des äusserst 
Nothwendigen zu beschränken. — Will man denn noch immer 
daran festhalten, dass der Schwerpunkt der Verhandlung in der 
Voruntersuchung liege? Kann man sich immer noch nicht auf den 
doch so vielfach getheilten Standpunkt erheben, dass die Garantien 
der Voruntersuchung ziemlich problematisch sind? Warum nicht 
auf dem Gebiete dieser Frage den Blick auf das englische Straf- 
verfahren werfen, das man doch sonst so oft — zur lllustrirung 
neuer Ideen verwerthen sucht? 



«» 



) She zutreffend Szegheö, Seite 37; Schütze, a. a. 0., Seite 12. 
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Wenn auch nur der Privatankläger die Einleitung der 
Voruntersuchung beantragt, wie auch in dem Falle, dass die Unter- 
suchungshaft gegen den Beschuldigten verhängt worden ist, oder 
deren Verhängung beantragt wird, muss die Voruntersuchung 
eingeleitet werden (§. 115). Es erscheint uns zunächst unzweck- 
mässig, diese beiden Fälle, von denen der eine mit dem anderen 
absolut nichts zu schaffen hat, in einem Paragraphe, bezw. in einem 
Absätze zu behandeln. — Die Untersuchungshaft ist ja die Folge 
der eingeleiteten Voruntersuchung-, so lange diese nicht ein- 
geleitet, gilt die Freiheitsentziehung als Verwahrungshaft. Die Haft 
ist ein Untersuchungsmittel, kann aber für sich allein die Anwen- 
dung eines sonst überflüssigen Processstadiums nicht rechtfertigen. 
— Was den Pri va tan klag er betrifft, so ist das neu, dass es 
seiner schrankenlosen Willkühr überlassen sein soll, durch den 
blossen Antrag auf Einleitung der Untersuchung den Untersuchungs- 
richter zur rechtlichen Verhängung der förmlichen Untersuchung mit 
allen aus dieser für den Beschuldigten entspringenden K achtheilen 
und Belästigungen zu zwingen. Soll dies die Gleichstellung 
des Privatanklägers mit dem öffentlichen Ankläger bedeuten? so 
ist dieser Anwendungsfall recht unglücklich gewählt. — Wenn der 
Staatsanwalt gegen den eines Verbrechens oder Vergehens Ver- 
dächtigen die vorläufige Verwahrungshaft (§. 104) oder der Unter- 
suchungsrichter während der Vorerhebungen die Untersuchungs- 
haft (?) verhängt hat: so ist der Staatsanwalt verpflichtet, innerhalb 
der auf die Vornahme dieser Anordnung folgenden drei Tagen 
einen Antrag auf Einleitung der Voruntersuchung zu stellen (§. 119). 
Ist während dieser Zeit ein solcher Antrag nicht gestellt worden, 
so erreicht die Verwahrungs-, bezw. Untersuchungshaft »ipso 
jure« sofort ihr Ende. — Diese Frist ist unerstreckbar. — Der An- 
kläger ist verpflichtet, in seinem auf Einleitung der Vor- 
untersuchung gerichteten Antrag, bestimmt und unter 
Berufung auf die diessbezüglkhe Stelle des Strafgesetzbuches jenes 
Verbrechen oder Vergehen oder Uebertretung zu bezeichnen, 
wegen derer, wie auch jene Person; gegen welche 
er die Einleitung des Strafverfahrens beantragt. 
Er ist ferner verpflichtet, der Reihe nach jene 'Momente^ Anzeigen 
und andere Beweise aufzuzählen, auf deren Grund er die bezeichnete 
Person der' Begehung jener strafbaren Handlung dringend ver- 
dächtig erachtet. — Das Ergebniss der Vorerhebungen ist in 
dem Antrage auf Einleitung der Voruntersuchung summarisch dar- 
zulegen (§. 120). — Dieser erste Satz soll für das Stadium der Vor- 
untersuchung die Verwirklichung des Principes: »Wo kein Kläger, 
da kein Richter« bedeuten; schärfer wäre derselbe durch die 
klare Fassung der österreichischen Strafprocess-Ordnung (§. 92) zu 
ersetzen : »Der Untersuchungsrichter darf die Voruntersuchung nur 
wegen solcher strafbaren Handlungen und nur gegen diejenigen 
Personen einleiten, bezüglich welcher ihm ein darauf abzielender 
Antrag des berechtigten Anklägers vorliegt.« Ueber *die Einleitung 
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der Untersuchung oder deren Nicbtstattgebung entscheidet in erster 
Instanz der Untersuchungsrichter (§. 121). Die , Einleitung der Vor- 
untersuchung kann nur in folgenden Fällen abgelehnt werden: 
i. Wenn die betreffende Handlung nach dem Gesetze weder ein 
Verbrechen noch ein zur Zuständigkeit des Gerichtshofes ge- 
höriges Vergehen begründet. 2. Wenn solche zwar ein zur Zu- 
ständigkeit des Gerichtshofes gehöriges Vergehen begriindetjedoch 
einer der Fälle des §. 369 (unmittelbare Ladung) vorliegt. 3. Wenn 
bezüglich des Beschuldigten kein dringender Verdacht einer 
Schuld obwaltet. 4. Wenn der Gerichtshof zum Verfahren nicht 
zuständig ist oder wenn jener Gerichtshof, bei welchem die Ein- 
leitung der Voruntersuchung beantragt wurde, nicht competent er- 
scheint (§. 122). Es sind dies, mit Ausnahme des Punktes 2 die Gründe, 
aus welchen auch nach der deutschen Strafprocess-Ordnung der Unter- 
suchungsrichter den Antrag ablehnen kann (§. 178). — Gegen den 
Beschluss auf Einleitung der Voruntersuchung steht dem Beschul- 
digten — gegen den die Untersuchung ablehnenden Beschluss dem 
Ankläger die Berufung (Beschwerde) an die Anklagekammer zu 
(§. 123). — Auf Grund der Berufung entscheidet, die Anklage- 
kammer, nach Anhörung der Parteien und des Untersuchungs- 
richters in nicht öffentlicher Sitzung (§. 124). Ist diese Anhörung 
eine mündliche? Das ist nicht gesagt. — Wäre das der Fall, so 
würde dies die Einschiebung einer wahrhaft contradictorisch- 
mündlichen Verhandlung über die Zulässigkeit der Voruntersuchung 
bedeuten; gegen den die Voruntersuchung anordnenden Beschluss 
der Anklagekammer ist kein weiteres Rechtsmittel seitens des Be- 
schuldigten) zulässig; gegen deren, die beantragte Voruntersuchung 
ablehnende Entscheidung steht die Beschwerde an die königl. 
Tafel offen. Gegen die Entscheidimg der letzteren ist kein Rechts* 
mittel zulässig (§. 125). Der Entwurf stellt sich in dieser Frage 
auf den Standpunkt der deutschen und der österreichischen Straf- 
process-Ordnung. — Der Gleichstellung der Parteien entspricht es 
jedoch keineswegs, dem Beschuldigten ein Rechtsmittel zu ver- 
sagen, welches dem Ankläger gewährt ist. Die Einleitung der Vor- 
untersuchung bedeutet in der Regel der Fälle vom Standpunkte 
des efsteren aus ein» wichtiges Uebel. — Die Voruntersuchung kann 
nur aus ausser gewöhnlich wichtigen Gründen und 
nach Anhörung des Untersuchungsrichters wie auch des* Anklägers 
dem Bezirksgerichte übertragen werden (zahlreiche Zeugenverneh- 
mungen am Sitze des Bezirksgerichtes — dort anhängige Unter- 
suchungen wegen strafbarer Handlungen u. s. w. §§. 128, 129) und 
kann diese Uebertragung nur durch die Anklagekammer erfolgen 
(§. 130). Das Bezirksgericht geht, in einem solchen Falle gleich wie 
der Untersuchungsrichter vor und besitzt dessen Competenz (§. 131). 
— Durch die .Voruntersuchung ist der Thatbestand festzustellen 
und sind aufzuklären die Spuren der strafbaren Handlung, resp. 
diesen sowie den Corpora und media delicti nachzuforschen u. s. w. 
(§. 132). Dter &nes Verbrechens oder eines Vergehens d r i n g e n d 
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Verdächtige (Beschuldigte) ist nach Einleitung 'der Untersuchung 
ungesäumt zu vernehmen, und sind mit möglichster Beschleunigung 
die zur Vertheidigung vorgebrachten Thatsachen, Angaben und 
Umstände zu ergeben, -wie auch die behufs Entlastung be- 
nannten Zeugen — insoweit dagegen ein gegründeter Einwand nicht 
vorliegt — ungesäumt zu vernehmen (§. 134). — Eine jedenfalls 
sehr lobenswerthe Einschärfung der Pflichten für den Untersuchungs- 
richter I — Bei der .Vernehmung des Beschuldigten 
gleichwie bei der der Zeugen kann der Ankläger 
anwesend sein und ist hierzu durch den Unter- 
suchungsrichter zu laden (§. 135). Der Ankläger hat das 
Recht, an die Zeugen, nach deren Vernehmung durch den Unter- 
suchungsrichter, behufs weiterer Aufklärung des Thatbestandes 
Fragen zurichten (§. 136). Dieses Recht, soweit nicht 
ein Grund der Dringlichkeit oder ein Ausschlies- 
süngsgrund vorliegt (s. oben §. 79) steht auch dfem 
Beschuldigten zu. Die Bestimmungen des §. 83 sind jedoch 
in einem solchen Falle zu beobachten. 

Es genügt hier, auf die obige Besprechung zu den §§. 76 
bis 83 zu verweisen. Wir haben allen Grund, uns des — wenn 
auch unter Einschränkungen vorläufig Gebotenen zu freuen! Bei 
dem Augenschein, der Durchsuchung von Briefen oder 
Schriftstücken, gleichwie bei der Haus clturchsuchung 
können der Ankläger wie auch der Beschuldigte und dessen Ver- 
theidiger zugegen sein; zu welchem Zwecke solche von der Vor- 
nahme dieser Handlungen, deren Tag, Zeit und Ort — wenn 
nicht Gefahr auf dem Verzuge steht — vorgängig zu 
verständigen sind. — Insoweit die Verständigung im Voraus wegen 
unaufschiebbarer Beschleunigung nicht bewirkt werden kann, hat 
der Untersuchungsrichter dafür zu sorgen, dass solche noch während 
der Vornahme nachgeholt werde und die bezeichneten Personen 
bei solcher zugegen sein können. 

Die Abwesenheit des Anklägers oder Beschuldigten, bezw. 
seines Vertheidigers hindert die Vornahme nicht. — Auch in der 
vorliegenden Anordnung müssen wir rückhaltlos den Fortschritt 
constatiren, der 'darin liegt, dass, wenigstens für die Regel der 
Fälle es dem Beschuldigten, bezw. seinem Vertheidiger 
ermöglicht ist, bei der Vornahme der für sie bedeutungsvollsten 
und in die Verhältnisse ihres Privatlebens so tief eingreifenden 
Massnahmen gegenwärtig zu sein und selbstthätig ihre diesbezüg- 
lichen Rechte zu wahren. Diese schweren Eingriffe in die persön- 
liche Freiheit des Beschuldigten, wie z. B. die Durchsuchung von 
Briefen, verlieren den ihnen doch immer anhaftenden odiosen 
Charakter, wenn sie nicht hinter dem Rücken des Angeklagten, 
sondern innerhalb der durch den Zweck der Massnahme gezogenen 
Grenzen mit aller Offenheit v 9 r dem Angeklagten vorgenommen 
werden. Wenn der Angeklagte wahrnimmt, dass der Untersuchungs- 
richter nicht von Verfolgungssucht geleitet, sondern nur innerhalb 
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seiner Amtspflicht handelnd, mit der geziemenden Schonung ihm 
entgegenkommt, so wird er auch seinerseits die so oft unfruchtbare 
und zeitraubende Arbeit, welche für den Untersuchungsrichter mit 
der Durchstöberung — oft der angesammelten Correspondenz eines 
ganzen Lebens — verbunden ist, diesem zu erleichtern suchen und 
vermeiden — wie es' so oft geschieht — ihn auf eine falsche 
Fährte zu fuhren. Der Entwurf geht in allen seinen, den Schutz 
der Vertheidigung wahrenden Bestimmungen — oder doch 
einem grossen Theile derselben von der richtigen Ansicht aus, dass 
der grössere Erfolg der Strafrechtspflege in der Oeffentlichkeit der 
Uiitersuchungsacte, dem ziclbewussten Eingreifen des Beschuldigten 
und endlich in einem — wenn ich mich so ausdrücken kann — 
gegenseitigen wohlthätigen V er traue n s Verhält- 
nis s zwischen dem Untersuchungsrichter und dem 
Beschuldigten^ bezw. dessen Vertreter beste h,t. 
Vergleicht man mit den gegenwärtigen fortschrittlichen Bestimmungen 
des Entwurfes den derzeitigen Stand der Voruntersuchung, so wird 
man zu ermessen 4m Stande sein, um wie viel wirkungsvoller die 
formelle Vertheidigung im zukünftigen , Strafpro cess Ungarns zur 
Geltung gelangen wird. 

Wenn im Laufe des Verfahrens die Ausdehnung der Vor- 
untersuchung auf eine andere Handlung oder eine andere 
Person nothwendi^ erscheint, so sind die diesbezüglichen Angaben, 
behufs Erstreckung des Antrages hierauf, durch den Untersuchungs- 
richter dem Staatsanwalt mitzutheilen (§. 139). Dies kann beispiels- 
weise der Fall bei Vornahme einer Hausdurchsuchung sein, wenn ander- 
weitige Corpora delicti gefunden werden (deutsche St. P. 0. §. 108 
und österr. St. P. O. §. 144). Der §. 139 steht daher in engstem 
Zusammenhange mit dem obigen §. 120, welcher für die Vorunter- 
suchung das Princip der Anklage aufstellt. *) 

Der Staatsanwalt hat das Recht, von den Untersuchungsacten 
zu jeder Zeit Einsicht zu nehmen, aus den beigebrachten _.Ihat- 
sachen und Beweisen sich selbst Ueberzeugung zu verschaffen und 
bezüglich etwaiger nothwendiger Richtigstellungen und Ergänzungen 
sowie auch der Vornahme weiterer Untersuchungshandlungen in 
jedem Stadium der Sache die ihm zweckdienlich erscheinenden 
Anträge einzubringen (§. 140, Abs. 1, s. auch §.97 österr. 
St. P. 0.). — Durch derartige Anträge wird die Selbstständigkeit 
des Untersuchungsrichters, der innerhalb der Grenzen der Vor- 
untersuchung von Amtswegen einschreitet, in keiner Weise behindert; 
denn es hängt von dem Untersuchungsrichter ab, ob er derartigen 
Anträgen, ihre Legalität vorausgesetzt, glaubt aus Gründen der 
Zweckmässigkeit und ohne Gefährdung seines Untersuchungsplanes 



*) Mit Recht rügt Szegheo a. a. Q., S. 24, dass die Bestimmung des 
§. 139 des Entwurfes nicht gleichwie §. dl der österr. St. P. 0. geeignet sei, 
eine präcise Abgrenzung des dem Untersuchungsrichter zukommenden Wirkungs- 
kreises zu ersetzen. 
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stattgeben zu sollen. Gegen ungegründete Zurückweisung der An- 
träge schützt die Beschwerde an die Anklagekammer. 

Das Recht, derartige Anträge zu stellen, kann der Privat* 
ankläger persönlich nur in jenen Fällen ausüben, in denen er 
ausschliesslich die Anklage vertritt ; in jenen Fällen dagegen, 
in welchen der Staatsanwalt die Vertretung der Anklage über- 
nommen hat, steht die Einsicht der Voruntersuchungs-Acten an 
Stelle des Privatanklägers ausschliesslich nur dessen Advocaten 
(Vertreter) zu, ohne dass, wie wir annehmen — das persönliche 
Antragsrecht des Privatanklägers dadurch in seiner Ausübung 
gehemmt wird. Die Fassung des §. 140, Abs. ? 2 lässt diesen 
Zweifel offen. 

Die Anklagekammer überwacht die Führung der Vor- 
untersuchung und steht es sowohl dem Ankläger wie dem Be- 
schuldigten und jedem anderen Interessirten (Betbeiligten, 6s mas 
drdekelteknek) frei — ausser den im gegenwärtigen Gesetze 
besonders bestimmten Fällen — gegen jede Verfügung oder 
Versäumniss des Untersuchungsrichters unmittelbar bei der Anklagc- 
kammer Abhilfe zu suchen und die diesbezügliche Beschwerde oder das 
Gesuch mündlich oder schriftlich vorzubringen (§. 148). Dieses 
allgemeine Beschwerderecht hat sich in der Praxis der öster- 
reichischen Strafprocess-Ordnung recht wirksam bewiesen, und bildet 
eines der wesentlichsten Attribute der Rathskammer; freilich wird 
vorausgesetzt, dass die Anklagekammer, wenn angerufen auch immer 
eine sachgemässe gründliche, und nicht blos schablonenartige Prüfung 
eintreten lasse. 

Wünscht der in Haft befindliche Angeklagte durch die Anklage- 
kammer gehört zu werden, so hat dieses der Untersuchungs- 
richter zu Protokoll zu nehmen und das Protokoll der Anklage- 
kammer innerhalb 24 Stunden vorzulegen. Die Anklagekammer ist 
verpflichtet, spätestens innerhalb zwei Tagen nach Einlangen der 
Protokolle den Beschuldigten vor sich zu laden und nach An- 
hörung seinerBeschwerde beziehungsweise seines Gesuches 
und insoweit nöthig — nach Erklärung des Untersuchungsrichters 
beziehungsweise Staatsanwaltes sofort darüber zu entscheiden. 
Der Beschuldigte kann mit seinem Vertheidiger 
vor der Anklagekammer erscheinen. Das Gesuch des 
Beschuldigten hindert jedoch weder die Vornahme dringen der 
Massnahmen, noch auch unterbricht es solche (§. 149). — Nun, 
dass der Anklagekammer wirklich im Sinne des Entwurfes die 
Aufgabe zugedacht ist, dio Untersuchung zu überwachen und dem 
Angeklagten einen wirksamen Rechtsschutz zu Theil werden zu 
lassen, beweist diese ausgezeichnete Bestimmung, die allerdings am 
Schlüsse eine gewisse Einschränkung erleidet und dadurch einem 
übelwollenden Untersuchungsrichter den Missbrauch erleichtert. — Der 
Rechtsschutz eines die Voruntersuchung überwachenden richterlichen 
Organs, gemeiniglich »Rathskammer« bezeichnet, hat sich in den 
verschiedenen Gesetzgebungen nicht so wirksam entfaltet, wie es 

Mayer, Zur Reform d. nng. Strafprocesses. r. 
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erhofft wurde und darum wurde die Rathskammer vielfach zu einem 
»rouage inutile« innerhalb der Strafrechtspflege degradirt; — die 
Rathskammer (Anklagekammer nach dem Entwurf) kann ihrer be- 
aufsichtigenden Thätigkeit nur in dem Falle wirksam gerecht werden, 
dass ihr Gelegenheit gegeben ist, den Angeklagten zu sehen und 
zu hören. Die Anwesenheit des Angeklagten, in dessen Be- 
lieben das Erscheinen vor der Rathskammer gestellt ist und noch 
mehr die seines Vertheidigers, hat zur Folge, dass über eine blos 
formale Prüfung der Sache hinausgegangen wird und vor Allem 
sichert sie noch dem Angeklagten die Beruhigung (gegenüber 
dem oft mit Recht herrschendem Misstrauen in die Entscheidungen der 
Rathskammer über Beschwerden — daher solche meistens, um den 
Gang der Untersuchung nicht noch überflüssigerweise zu verzögern, 
unterlassen werden), dass seine Beschwerdegründe wirklich von der 
Anklagekammer ihrem ganzen Umfange nach gewürdigt worden 
sind ! — Das wäre wirklich eine Rathskammer in dem Sinne, wie 
man sie nur wünschen kann; in ihr würde ein wirksames Gegen- 
gewicht gegen Uebergriffe des Untersuchungsrichters liegen; schon 
das Bewusstsein, dass der Beschuldigte persönlich der Anklage- 
kammer eine durch jenen erlittene Unbill darlegen kann, würde den 
Untersuchungsrichter zur grössten Vorsicht und zu geziemend 
rücksichtsvoller Behandlung des Beschuldigten aneifern. — Denn 
alle übrigen, die Ueberwachung des Untersuchungsrichters durch 
die Rathskammer bezweckenden Vorschriften stehen oft nur auf dem 
Papier. So sind die Untersuchungsrichter verpflichtet, von dem Stande 
und dem Verlaufe der Voruntersuchungen und de/i deren Abschluss 
verhindernden Gründen der Anklagekammer monatlich in einer 
eigens hierzu anzuberaumenden Sitzung Bericht zu erstatten. 
Dagegen haben sie bezüglich der einzelnen wichtigeren 
Sachen jedesmal Bericht zu erstatten, so oft sie nur in dieser Be- 
ziehung durch die Anklagekammer, sei es in Folge einer Beschwerde 
eines Betheiligten oder auch ohne solche hierzu angewiesen wer- 
den. Die Bezirksrichter erstatten monatlich, wie auch über besondere 
Weisung der Anklagekammer hinsichtlich der ihnen übertragenen 
Voruntersuchungen Bericht. Den schriftlichen Bericht des Bezirks- 
richters trägt das durch den Vorsitzenden der Anklagekammer im 
Voraus bezeichnete Mitglied mündlich vor; derselbe ist auf Ver- 
langen eines Mitgliedes derselben oder des königl. Staatsanwalts 
seinem ganzen Inhalte nach zu verlesen. Der Staatsanwalt ist ver- 
pflichtet den Sitzungen der Anklagekammer, welche die Berichte des 
Untersuchungsrichters zum Gegenstande haben, beizuwohnen (§. 150, 
s. auch §. 94 österr. St. P. O.). Vgl. auch die Motive S. 272. — Die 
Untersuchung ist nicht weiter auszudehnen, als dies aus 
dem im §. 116 bestimmten Gesichtspunkte nothwendig erscheint 
und sofort abzuschliessen, sowie für die Zurückweisung der 
Anklage oder die Versetzung des Beschuldigten in Anklagestand 
genügender Grund vorliegt (§. 151). — Wenn der Untersuchungs- 
richter die Voruntersuchung für abgeschlossen erachtet, so über- 
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liefert er säm&ttiche Protokolle dem Ankläger behufs Stellung des 
Schlussantrages* Der Ankläger ist verpflichtet spätestens innerhalb 
3 Tagen nach Einlanguog der Acten die Versetzung des Be- 
schuldigten in Anklagestand zu beantragen oder auszusprechen, 
dass er von der Fortsetzung der Voruntersuchung abstehe (§. 50)- 
Der Ankläger ist berechtigt, den Antrag auf Vornahme weiterer 
Untersuchungsma8snahmen zu stellen (§. 152). — Im Falle der 
Einstellung des Strafverfahrens ist dem Beschuldigten auf sein Ver- 
langen seitens des Untersuchungsrichters ein Zeugniss auszustellen, 
dass gegen ihn Grund zu einem Strafverfahren nicht gefunden 
werden konnte (s. auch österr. St.* P. O. §. 110, Abs. 2). — Die 
Einstellung des Strafverfahrens auf 6rrund des gegenwärtigen Ab- 
schnittes steht der neuerlichen Fortsetzung desselben nicht 
im Wege (§. 153). — Das XVI. Hauptstück über die Wiederauf- 
nahme des Strafverfahrens, welches sich ausschliesslich auf 
die Wiederaufnahme - Verhandlung nach rechtskräftigem 
Urt'heile beschränkt, enthält nun allerdings keine ßestimmung, 
unter welchen Formen und Bedingungen die Wiederaufnahme im 
Falle des durch Einstellung der Voruntersuchung beendigten 
Strafverfahrens zulässig ist. Man hat das offenbar übersehen, nach- 
dem es doch nicht in der Absicht des Ent\*urfes gelegen sein kann, 
die Wiederaufnahme gegen den Einstellungsbeschluss unbedingt und 
unbegrenzt zuzulassen. Damit würde ja jeder Bfnstellungsbeschluss 
in der Voruntersuchung die ihm zukommende processuale Be- 
deutung verlieren und der Beschuldigte immer neuen Vexationen aus- 
gesetzt bleiben. Auch muss bestimmt werden, welches Gericht (die 
Anklagekammer?) über die Zulassung eines derartigen Antrages 
zu entscheiden hat. 

. * 

II. Von dem richterlichen Augenschein und den 

Sachverständigen. • 

Nachdem die diesbezüglichen Bestimmungen der §§. 154 — 190 sich 
durchgängig in vollständiger Uebereinstimmung mit jenen der 
österreichischen und deutschen Strafprocess-Ordnung sowie der 
neueren Gesetzgebungen befinden, so sind nur ganz wenige Punkte 
als bemerkenswerth hervorzuheben. Von der Wahl der Sachver- 
ständigen sind sowohl der Ankläger als der Beschuldigte, beziehungs- 
weise sein Vertheidiger vor der Vornahme des Augenscheins 
in Kenntniss zu setzen (§/158). Kein amtlich angestellter oder das 
betreffende Fach berufsmässig ausübender Sachverständige 
kann seine Mitwirkung verweigern (§. 159). — Der zum Erscheinen 
Verpflichtete und der Ladung ungeachtet nicht erschienene, ebenso 
wie der sein Gutachten verweigernde Sachverständig^ «ist neben dem 
Ersatz der Kosten des Verfahrens zu einer Geldstrafe bis zu 100 fl., 
im Wiederholungsfalle bis zu 500 fl. zu verurtheilen (§. 161). 

Mit dem unbedingten Rechte der Partei auf Anwesenheit bei 
allen Augenscheinhandlungen steht es in Verbindung, dass es 
dem Ankläger und dem Beschuldigten, beziehungsweise auch dessen 
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Vertheidiger freigestellt ist, auf die Vornahme des Augen- 
scheines bezügliche Fragen an die Sachverständigen zu stellen 
(§. 163). Allerdings k$nn die Stellung solcher Fragen aus wich-, 
tigen Gründen versagt werden (wohl nur einzelner, aber nicht 
das Fragerecht), was wiederum, in Folge willkührlicber Inter- 
pretationen zu einer wesentlichen Abschw&chüng dieses Rechts 
führen kann. 

Eine eigentümliche Vorschrift enthält der §. 171 in Bezug 
auf das Verfahren bei Zweifeln übe-r Geistesstörungen 
oder über Zurechnungsfähigkeit. Entstehen nämlich Zweifel 
hinsichtlich der Zurechnungsfähigkeit des Beschuldigten* so ist dessen 
ärztliche Beobachtung anzuordnen. Auf Antrag des beobachtenden 
Arztes und aufBeschluss der Anklagekammer kann 
der Beschuldigte behufs längerer und gründlicherer Beobachtung 
in die Landes-Irrenanstalt abgegeben werden. Die Beobachtung in 
der Landes-Irrenanstalt darf jedoch die Zeit von sechs 
Wochen nicht überschreiten; während dieser Zeit isf die 
unbedingte Meinung darüber abzugeben, ob der Geistes- 
zustand des Beschuldigten gestört ist oder nicht? und beziehungs- 
weise so gestört war, dass er zur Zeit der Begehung der strafbaren 
Handlung die Fähigkeit «1er freien Willensbestimmung nicht besass? 
— - Wenn dieses aber nun innerhalb 6 Wochen nicht möglich war? 
Man kann den Sachverständigen behufs Diagnose einer geistigen 
Krankheit wohl ebensowenig eine bestimmte Frist festsetzen, als dieses 
für den Arzt bei einem körperlichen Leiden möglich ist. — Immerhin 
ist es lobenswerth, dass eine Verwahrung in der Irrenanstalt nur 
unter Intervention des Gerichtes (der Anklagekammer) möglich ist; 
auch diese Vorschrift bildet nur einen neuen Beleg für das den 
Entwurf rühmlich erfüllende Streben, den Schutz der persönlichen 

Freiheit vor Allem und überall hochzustellen. 
I 

HI. Beschlagnahme. 

Auch hinsichtlich der Beschlagnahme gilt das zu II. Eingangs 
bemerkte. Nur dass de* Entwurf, seinen Principien treu, jeden 
Eingriff in die persönliche Freiheit möglichst einzuengen, sucht und 
soweit solche nothgedrungen zu gestatten sind, wirksame Garantien 
gegen den Uebereifer der Untersuchungsbehörde zu schaffen 
bestrebt ist. So berührt zunächst wohlthuend die Bestimmung des 
§. 192: »Briefe und Schriftstücke, welche' zwischen dem Beschul-, 
d igten und dessen (in Absatz 1 und 2 des §. 243 bezeichneten) 
Angehörigen* (Ehegatten, Verwandten u. s. w.) gewechselt 
werden, dürfen- nicht durchsucht werden. — Auf die 
der Mitschuld/ Mer Hehlerei oder der Begünstigung Verdächtigen 
findet diese Ausnahme selbstverständlich keine Anwendung. Hervor- 
zuheben ist die consequeate Ausdehnung dieser Bestimmung auch 
auf jene Briefschaften und Schriftstücke, welche anlässlich einer 
Hau s durch suchung gefunden w'erden(§. 219). — Es ist dies übrigens 
auch nur eine zweckmässige Folgerung des höheren vor dem Ent- 
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würfe festgehaltenen Grundsatzes/ daas die betreffenden Personen 
von der Zeugnissablage gegen den Beschuldigten^ befreit sind. Ist 
aber der Zwang zur Herausgabe von etwaigen die nächsten An- 
gehörigen compromittirenden Schriftstücken u. s. w. etwas Anderes 
als die Ausübung eines, Zeugnisszwangs?' Kann nicht eine solche 
Pflicht unter Umständen einen noch peinlicheren Conflictsfall er- 
zeugen? — Die Herausgabe oder Vorlage von in den Händen des 
Vertheidigeis befindlichen Briefen darf in keinem Falle er- 
zwungen werden, nachdem der Verkehr zwischen Beschuldigten 
und Vertheidiger schon für das Vorverfahren (§. 77) unter die* 
Sanction der Unverletzlichkeit gestellt ist. Zweckmässig wäre dies 
ausdrücklich zu bestimmen. — Die Herausgabe oder Vorlage von in 
amtlicher Verwahrung befindlichen Schriftstücken kann nicht 
beansprucht werden, wenn dieses der zuständige Beamte unter 
Berufung auf seine Amtspflicht abgelehnt hat und der Minister erklärt, 
dass aus deren Vorlage dem Staate ein Nachtheil erwachsen könne 
(§. 193). — Die Vornahme der Beschlagnahme als ein in die Rechts - 
Sphäre des Beschuldigten tief eingreifender Act kann nur unter 
richterlicher Garantie, also durch den Untersuchungsrichter 
vorgenommen werden, — bei Gefahr im Verzug allerdings auch 
durch den Staatsanwalt wie auch die Polizei (§. 194). Der durch 
die Beschlagnahme Betroffene hat gegen einen dieselbe anordnenden 
Beschluss ein Beschwerderecht bei dem Untersuchungsrichter, 
ziehungsweise der Anklagekammer (§. 198). % — Die in den 
Händen der Post- beziehungsweise des Telegraphenamte s ( 
befindlichen Briefe, Packete, andere Sendungen und Depeschen 
können nur im Laufe eines wegen eines Verbrechens (mit 
Recht ist diese schwere Massregel nicht bei Vergehen zulässig) 
anhängigen Strafverfahrens und auch dann nur in den folgenden 
Fällen mit Beschlag belegt werden : a) wenn sie von einer Person 
herrühren oder an eine solche gerichtet sind, gegen welche die 
Voruntersuchung eingeleitet beziehungsweise die Anklage 
bereits erhoben wurde; b) wenn gegen denjenigen, von dem sie 
herrühren oder für den sie bestimmt sind, ein Vorführungs- oder 
ein Verhaftsbefehl erlassen wurde; c) wenn im Falle eines Ban- 
kerottes durch den Cridatar oder durch die Seitenverwandten des 
Ehegatten in auf- oder absteigender Linie Briefe beziehungsweise 
Depeschen aufgegeben, beziehungsweise an diese gerichtet sind 
(§. 200).* 

Andere als die von den im §. 200 erwähnten Personen herrührende 
oder an einen Anderen gerichteten Briefe u. s. w. können nur unter 
den im gegenwärtigen Hauptstücke festgesetzten Bedingungen, 
u. zw. nur in jenen Fällen mit Beschlag belegt werden, wenn der 
die Beschlagnahme Verfugende auf Grund der Erklärung einer, 
vollen Glauben verdienenden Person oder wichtiger Anzeigen. oder 
anderer Beweise mit Grund annehmen kann : 1. dass diese Gegen- 
stände Beweise zur Sicherstellung des Verbrechens oder der Schuld 
enthalten und #2. dass diese von Personen herrühren, welche unter 
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« 

dem* Verdacht der Mitschuld ah der Begehung jener Verbrechen 
oder der Hehlerei oder der Begünstigung derselben stehen ; 3. von 
einem Verwandten des Beschuldigten oder von einer zu ihm in 
näheren Verhältnissen stehenden Person herrühren; 4. oder zu dem 
Zwecke unter einer falschen Adresse aufgegeben werden, damit 
hiedurch wirkliche Anordnungen verschleiert, namentlich aber die 
Beschlagnahme vereitelt werde (§. 201). 

Die Beschlagnahme von Briefen u. s. w^ kann nur der 
Untersuchungsrichter, in dringenden Fallen der bönigliche Staats- 
anwalt anordnen (§. 202). Das ist eine höchst bedenkliche 
Bestimmung. 

Eine so tief einschneidende Massnahme, wie sie die Verletzung 
des Briefgeheimnisses ist , sollte ausschliesslich* durch 
richterliche Verfügung angeordnet werden können; es 
wird immer Zeit genug sein; den Untersuchungsrichter um die 
diesfallsige Anordnung anzugehe?, und wenn dem auch in einem 
einzelnen Falle nicht so wäre, ist es besser, dass diese Massnahme 
ganz unterbleibe, als dass ihre Verhängung in die Hände der 
Staatsanwaltschaft gelegt werde, die, wenn sie auch an der Spitze 
der gerichtlichen Polizei steht, doch immer die gegnerische Partei 
ist — In leidenschaftlich bewegten Zeiten kann sie, von über- 
mässigem Verfolgungseifer geleitet, dieses Recht geradezu miss- 
brauchen und das Briefgeheimniss rückhaltslos preisgeben, denn 
sie wird sich immer auf eine durch die Sachlage gerechtfertigte 
»Dringlichkeit« berufen können. 

Wenn aber das »Briefgeheimniss einmal preisgegeben ist, 
was hilft die spätere Correcfur einer solchen ungerechtfertigtem 
Beschlagnahme? Daran ändert auch nichts, dass Beschlagnahmen 
durch den Staatsanwalt immer nur für 3 Tage Kraft haben, falls 
nicht in der Zwischenzeit solche neuerlich durch den Untersuchungs- 
richter angeordnet werden (§. 205) und dass die beschlagnahmten 
Briefe, Depesche^ u. s. w. persönlich nur der Unter- 
suchungsrichter übernehmen kann (§. 205), weil damit die 
Briefe u. s. w. den Berechtigten vorläufig entzogen sind, wodurch 
eine oft schwere Benachtheiligung und Rechtsverletzung erwachsen 
kann, — Selbstverständlich ist der Beschuldigte sofort von der 
Beschlagnahme zu verständigen (§. 206). Der Untersuchungsrichter 
kann die beschlagnahmten Briefe, Depeschen eröffnen und lesen. 
Der Entwurf macht dieses Recht nicht, wie die österreichische 
Strafprocess-Ordnung sehr weise thut, von der Zustimmung des 
Beschuldigten, im anderen Falle von der Genehmigung des Ge- 
richtes (der Rathskammer) abhängig;. Diese Massregel ist zu wichtig, 
als dass sie der Discretion des Untersuchungsrichters, und wäre 
es selbst der gewissenhafteste, ausschliesslich überlassen werden 
kann. Der Gebrauch (oder besser Missbrauch) des Inhaltes der 
beschlagnahmten Briefe zu anderen als den amtlichen Zwecken des 
Strafverfahrens ist streng verboten und die Verletzung des Geheim- 
nisses mit strenger disziplinarer Ahndung bedroht (§» 208). 
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IV. Die Hausdurchsuchung. 

Auch in Bezug auf die Hausdurchsuchung bietet der Entwurf, 
welcher sich durchwegs den modernen Gesetzgebungen anschliesst, 
zu besonderen Bemerkungen kaum Anlass. Nur gegen den dringend 
Verdächtigen (nyomatäkos gyanujaval terhelt), ist diese Massnahme 
zulässig (§. 209). 

In der Behausung (u. s. w.) Dritter (ausser der des Be- 
schuldigten) ist die Hausdurchsuchung nur unter der Voraussetzung 
zulässig, dass nach der Erklärung einer, vollen Glauben genies senden 
Person oder nach vorliegenden wichtigen Anhaltspunkten oder 
Beweisen, Gründe zur Annahme gegeben sind, dass sich die ver- 
dächtigen Personen, Gegenstände u. s. w. darin aufhalten, resp. 
befinden (§. 210). Die Hausdurchsuchung nimmt der Unter- 
suchungsrichter vor; in dringenden Fällen der königl. 
Staatsanwalt, oder ein Oberbeamte der resp. staatlichen oder 
Ortspolizei (§. 211). — Auch hier müssen wir uns dagegen aus- 
sprechen, dass der Staatsanwaltschaft mit Rücksicht auf ihre Partei- 
stellung die Vornahme einer so wichtigen Processhandlung gestattet 
werde. — Die Hausdurchsuchung ist bei Tag vorzunehmen, und 
zwar vom 1. April bis 30. September, von Morgens 4 Uhr bis 
Abends 9 Uhr; vom 1. October bis 31. März von Morgens 6 Uhr 
bis Abends 9 Uhr. Zu anderen Stunden nur in jenem Falle, dass 
die in dem betreffenden Hause wohnenden, resp. sich darin auf- 
haltenden durch Hilfsgeschrei den betreffenden Beamten herbeirufen 
oder wenn der mit der Hausdurchsuchung Betraute für wahr- 
scheinlich erachtet, dass in der Zwischenzeit die Flucht oder das 
Verbergen der betreffenden Person, oder die Vernichtung der 
Spuren, der Beweise u. s. w. zu befurchten ist und dies zu ver- 
hindern, kein anderer Weg, ohne Aufsehen zu erregen, möglich 
erscheint; — also hier unwesentlichen Anlehnung an die betreffenden 
Bestimmungen der deutschen Strafprocess- Ordnung. Die Bestimmung 
der »Nachtzeit« ist immer mehr oder minder eine willkürliche. — 
Das Verbot wird übrigens durch die zugelassenen Ausnahmen in 
der Regel der Fälle illusorisch. — Die Beschränkungen des gegen- 
wärtigen Paragraph es finden, und mit Recht, auf die im §. 106 
bezeichneten Oertlichkeiten (Schenken, Freudenhäuser u. s. w.) keine 
Anwendung (§. 213). 

V. Die Zeugen. 

Behufs * Abgabe des Zeugnisses sind alle diejenigen vorzuladen, 
deren Abhör nach der Anzeige, bezw. der Anklage oder der 
Verteidigung, oder doch nach den Umständen des Falles sich als 
nothwendig ergibt (§. 216). — Der §. 227 wahrt das Recht der 
Parteien, insbesonders des Beschuldigten, bezw. seines Ver- 
theidigers bereits bei dem Untersuchungsrichter die Abhör der 
von ihnen benannten Zeugen zu verlangen. — Unzweckmässig ist 
die ausdrückliche Vorschrift, dass in der Vorladung die Sache, 
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bezüglich welcher die Vernehmung angeordnet wurde, nicht an- 
zugeben sei (§. 228). 

Wir würden gerade das Gegentheil wünschen, um den Zeugen 
vor einem möglichen Oonflictsfalle zu bewahren. — Eigenthümfieh 
ist das Privileg der Mitglieder des Oberhauses. Dieselben können 
als Zeugen nicht vor das Gericht geladen werden, sind vielmehr 
in ihren Wohnungen in Budapest durch den Vorsitzenden der 
königlichen Curie, in einem ausserhalb der Hauptstadt liegenden 
Bezirke des ungarischen Staates durch den Vorsitzenden jenes 
Gerichtshofes zu vernehmen, zu dessen Bezirk der Ort gehört, 
woselbst das betreffende Mitglied des Oberhauses wohnt oder sich 
aufhält. Wegen Abhör eines Mitgliedes des Oberhauses in der 
anderen Hälfte der Monarchie hat man sich an das k. und k. 
Obersthofmeistcramt zu wenden (§. 229). 

Der verhaftete Beschuldigte hat kein Recht, seine 
persönliche Anwesenheit bei einer Zeugenvernehmung zu be- 
anspruchen, welche ausserhalb jenes Bezirkes stattfindet, inner- 
halb dessen er sich in Haft befindet (§. 238). — Eine allerdings 
durch äussere Schwierigkeiten und finanzielle Rücksichten bedingte 
Ausnahme von der für das Untersuchungsverfahren geltenden 
sogenannten Parteienöffentlichkeit, wobei nicht zu verkennen ist, 
dass die Untersuchungshaft die Lage des Beschuldigten wesentlich 
erschwert. — In jenen Fällen, in welchen die Anwesenheit des 
Verletzten, des Beschädigten öder deren Vertreter bei der Zeugen- 
vernehmung ausgeschlossen ist, kann auch der Staatsanwalt nicht 
zugegen sein (§. 239). 

Der Entwurf unterscheidet nach dem Vorgang und in fest 
wörtlichem Anschlüsse an die österreichische Strafprocess-Ordnung 
diejenigen Personen, welche als Zeugen bei Strafe der Nichtig- 
keit überhaupt nicht vernommen werden dürfen (§. 240) 
und solche, welche von der Verbindlichkeit zur Ablegung eines 
Zeugnisses befreit sind (§. 243). 

Die Minister — inbegriffen die gemeinsamen Minister — können 
gleichfalls nicht als Zeugen vernommen werden, wenn sie erklären, 
dass ihrer Ueberzeugung gemäss in Folge ihrer Aussage das Staats- 
interesse geschädigt werden könne (§. 241). — Das hinsichtlich der 
Staatsbeamten geltende Verbot ist übrigens auch n a c h ihrem 
Austritt aus dem Amte wirksam (§. 242). — Der Ehegatte hat 
auch nach bereits gelöster Ehe das Recht der Zeugniss- 
entschlagung (§. 243, Z. 1). Zweckmässig erscheint, dass auch der 
oder die Verlobte des Beschuldigten von der Verbindlichkeit 
zur Ablegung eines Zeugnisses befreit ist. — - In Hinsicht auf das 
Schwäger schaftsverhältniss macht es keinen Unterschied, ob die 
Ehe, durch welche solches entstanden ist, noch besteht. — Befreit 
von der Zeugnissablage ist des Beschuldigten gegenwärtiger oder 
gewesener Advokat (Rechtsanwalt) oder Vertheidiger in Bezug 
auf das, was in Folge seiner Eigenschaft und des hierauf 
beruhenden Vertrauens-Verhältnisses zu seiner Kenntniss gelangt 
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ist. — Also nicht blos auf da«, was (wie nach der Fassung der 
österreichischen Strafprocess -Ordnung) ihnen in dieser Eigenschaft 
von dem Besuch ul d igten anvertraut worden ist Die Ausdehnung 
des Privilegs auf Rechtsanwälte (s. auch deutsche Strafprocess- 
Ordnung §. 52,, Z. 3) trägt einem tiefgefühlten Bedürfnisse Rech- 
nung. Die Pfeisgebung des Geheimnisses eregen den Willen des 
Beschuldigten erschüttert das Vertrauen in den Advocatenstand — 
eine wesentliche Grundlage der guten Rechtspflegf. 

Warum ist- aber der Entwurf nicht einen Schritt weiter ge- 
gangen und hat jenes Privileg auf die Aerzte ausgedehnt? 
Auch hier hätte ihm die deutsche Strafprocess-Ordnung * als Vor- 
bild dienen können. Für den Arzt, der den kranken Körper 
behandelt, ist es oft noth wendig, die inneren vorhergegangenen 
Erregungen des Geistes und der Seele zu kennen; manche Krank- 
heiten sind die. Folge der tiefen Gemüthserschütterung, die den 
Thäter zur Zeit der That bestürmte; und der Kranke nimmt 
keinen Anstand sich dem Arzte anzuvertrauen. Uebrigens audh un- 
freiwillig gelangt der Arzt z. B. bei Fieberkranken zuweilen in die 
Kenntnis» eines verübten Verbrechens. — Von der Verbindlichkeit 
zur Ablegung eines Zeugnisses ist auch der befifeit, welcher durch 
seine Aussage sich selbst einer strafbaren Handlung beschul- 
digen oder dem oder doch jenen mit ihm in dem durch §. 243, 
Z. 1 und 2 bezeichneten Verhältnisse (der Verwandtschaft) stehen- 
den Personen hierdurch ein bedeutender (jelentekeny) Schaden 
erwachsen würde (§. 244). Der Grundsatz, dass Niemand gehalten 
werden kann, sich selbst zu incriminiren, hat auf dem Gebete der 
Zeugnisspflicht leider noch nicht die unbedingte und consequönte 
Durchführung gewonnen. Beweis dafür die gewiss in dieser Be- 
ziehunghumane österreichische Strafprocess-Ordnung, welche dieses 
natürliche Recht in beschränkter und verclausirter Weise zum Aus- 
druck bringt (§. 153).* Denn ist der Grundsatz an sich richtig, dann 
darf er nicht gerade nir die sogenannten »besonders wichtigen 
Fälle«, eine Einschränkung erleiden. — Die Bestimmung des gegen- 
wärtigen Entwurfes wäre daher unbedingt zu loben, wenn nicht 
eine Lücke erkennbar wäre. Der Zeuge muss das Recht haben, die 
Auskunft a«f solche Fragen zu verweigern, deren Beantwortung, 
resp. die Zeugnissablage überhaupt ihm selbst oder einem seiner 
»Angehörigen« die Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung zuziehen 
würde. (S. auch deutsche Strafprocess-Ordnung,» §. 54.) Warum hat 
der Entwurf nicht in dieser Richtung das Recht, auch zu Gunsten 
der Angehörigen existent erklärt? Es beruht dies wohl nur 
auf einem Versehen, denn in denselben Paragraphen, wo es sieh um die 
drohende Benachteiligung der Zeugen handelt, wird auch der Fall 
einer Gefahrdung der »Angehörigen« einbezogen. Und letzteres 
ist doch kaum so wichtig wie das erstere. — Die privilegirten 
Personen müssen über das Recht der Zeugnissentschlagung be- 
lehrt werden. Die Vernehmung ist nichtig, wenn die Belehrung 
versäumt oder nicht in das Protokoll aufgenommen wurde, gleich- 
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-wie, wean siebt a» «fem Protokoll «rfeeilt, dass der Zeuge auf 
sein Recht, sich des Zeugnisses zu entschlagen, ausdrücklich 
verzichtet hat (§. 246). Das Vorhandensein des Falles des §. 244 
(zu befürchtende Selbstanklage oder drohender Schaden) kann der 
Zeuge durch einen Eid bekräftigen. Zur Angabe der die Be- 
freiungsursache bildenden Thatsachen oder Umstände oder einer 
anderweitigen , Bekräftigung derselben kann der Zeuge durch den 
Richter nicht angehalten werden. — Denn flas käme ja auf den 
Zeugnisszwang, den das Gesetz fernhalten will, hinaus. Die vorstehende 
Bestimmung ergänzt eine Lücke des österreichischen Gesetzes. (Siehe 
dagegen deutsche Strafprocess-Ordnung §. 55.) — Zu loben ist es, dass 
die Verletzung dieser Bestimmung gleichfalls einen Nichtigkeits- 
grund bilden soll (§. 247). — In Bezug auf die Vernehmung der 
Zeugen ist hervorzuheben, dass anlässlich der Generalfragen der 
Zeuge speciell zu befragen isti ob er durch die (Jen Gegenstand 
des Verfahrens bildende Handlung: nicht beschädigt worden sei? 
(§. 250). — Confrontation der Zeugen ist in der Voruntersuchung 
nur statthaft, wenn mit Grund zu befürchten ist, dass solche in der 
Hauptv#rhandlung nicht stattfinden könne (§. 253). Es ist Pflicht 
des Untersuchungsrichters die Zeugenvernehmung so einzurichten, 
dass der Zeuge hinsichtlich Alles dessen; worüber seine Aussage 
noth wendig ist, bei Gelegenheit seines ein maligen Erscheinens ver- 
nommen, und nicht aus Verschulden oderNachlässig- 
keit des Untersuchungsrichters mit nachträg- 
lichen Vernehmungen belästigt werde. — Der gegen 
dies e, Anordnung in offensichtlicher Weise ver- 
stossende Untersuchungsrichter ist durch die An- 
klagekammer zu verweisen und auf Verlangen des 
Zeugen zur Vergütung des Zeit- und Arbeitsver- 
lustes zu verurtheilen. (§. 254.) Eine ebensQ interessante 
wie zweckmässige Bestimmung — wohl ein Unicum in den gelten- 
den Strafprocess-Ordnungen. Allein es ist auch hohe Zeit, dass sich 
neben der Rücksicht auf den Beschuldigten auch die auf die 
Zeugen geltend mache ! Die Beeidigung der Zeugen in der 
Voruntersuchung findet nur ausnahmsweise statt : längere 
Entfernung; — Mangel eines bestimmten Aufenthaltsortes; wenn 
der Ankläger und der Beschuldigte es wünschen (also nicht blos, 
wie nach österreichischem Gesetze, wenn der Ankläger oder der 
Beschuldigte . . . .»aus wichtigen Gründen beantragt), endlich wenn 
die Beeidigung als Mittel zur Heibeiführung eiper wahrheits- 
ggemässen Aussage erforderlich erscheint •(§. 255). Die Kategorien 
jener Personen, welche nicht beeidigt werden dürfen, sind im 
wesentlichen im Anschlüsse an die österreichische «Strafprozess- 
ordnung bezeichnet: 1. Nicht zurückgelegtes 14. Lebensjahr oder 
erhebliche geistige Schwäche. 2. Thäterschaft oder Mitschuld. 
3. Der sich wegen eines aus Gewinnsucht begangenen Ver- 
brechens oder Vergehens (die Ausdehnung auf Vergehen 
sehr weit!) in Untersuchung befindet oder die Strafe wegen eines 
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solchen verbüsst. 4. Vcrurth eilung wegen falscher Zeugenaussage. 
5. Erhebliche Feindschaft gQgen den Beschuldigten. 6. Geflissent- 
lich unwahre Angaben im Erhöre (§. 256). Wenn einer der Fälle 
des §. 255 (Zulässigkeit der Beeidigung in der Voruntersuchung) 
* auf einen Zeugen Anwendung findet, der die Aussage zu ver- 
weigern berechtigt ist, auf dieses Recht jedoch durch den # Unter- 
suchungsrichter aufmerksam gemacht, verzichtet hat, so kann dessen 
Beeidigung im Laufe der Voruntersuchung auch in Jenen Fällen, 
in denen sie sonst zulässig wäre, nur durdh Beschluss der Anklage- 
kammer angeordnet werden. (§. 257.) Ein solcher Beschluss der 
Anklagekammer ist nur zulässig, wenn kein Bedenken gegen den- 
selben spricht und zu befürchten ist, dass wichtige Beweise für die 
Anklage oder Vertheidigung sonst für die Hauptverhandlung ver- 
loren gehen (§. 258). 

Wenn nun auch nicht einzusehen ist, warum die privilegirten 
Zeugen, für den Fall als sie von ihrem Entschlagungsrechte keinen 
Gebrauch machen, in Hinsicht der Vereidigung nicht auf 
gleicher Basis wie andere Zeugen behandelt werden sollen, so 
zeigt es doch immer von einer wohlwollenden Rücksichtsnahme des 
Entwurfes a\if diese Zeugen, die damit gegen die etwaigen Con- 
sequenzeji ihrer übereilten eigenen Erklärung geschützt werden 
sollen. — In dem Falle plötzlicher lebensgefahrlicher Erkrankung 
des Zeugen — der sonst in der Voruntersuchung nach §. 255 nicht 
zu vereidigen käme, ist die Beeidigung auch ohne Beschluss der . 
Anklagekammer zulässig. — In Bezug auf die Voruntersuchung 
gilt wie ' für das Hauptverfahren der promissorische Eid. 
Der Zetfge ist nach der im §. 249 festgesetzten Ermahnung, jedoch 
vor dem Beginne seiner Vernehmung zu beeidigen (§. 259). In dem 
bekannten Streite über die Vorzüge des promissorischen oder asser- 
torischen Eides haben die neueren Gesetzgebungen zum grossen 
Theil den letzteren für die Voruntersuchung, den ersteren für die 
Hauptverhandlung beibehalten. Die Motive werden wohl die Gründe 
für die diesfallsige nicht ganz unbedenkliche \h weichung im gegen- 
wärtigen Entwürfe ergeben; vom Standpunkte der Theorie muss 
man dem Entwurf beipflichten; — in der Erfahrung ergeben sich 
aus der assertorischen Beeidigungsform in der Voruntersuchung 
vielerlei Beschwerden, 

Bemerkenswerth in Bezug auf die Eidesformel ist, dass bei 
dieser für Geistliche die förmliche Beeidigung durch die An- 
rufung 'Gottes entfällt und die Berufung auf ihr Gewissen genügt 
(§. 263). Der Zeuge wird übrigens in derselben Sache mir 
einmal beeidigt. Im Falle wiederholter Vernehmungen hat er sich 
auf den zur Zeit seiner früheren Vernehmung geleisteten Eid zu 
beziehen (§. 265). — Der ordnungsmässig geladene aber nicht 
erschienene ^euge*ist schuldig, die durch sein Ausbleiben ver- 
ursachten Kosten zu ersetzen und ausserdem zu einer Geldstrafe 
bis zu 300 fl. zu verurtheilen. Im Falle der Uneinbringlichkeit der 
Geldstrafe tritt Haft nach Massgabe der Bestimmungen des Straf- 
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gesetzes (s. §. 53 daselbst); gegen den nicht erschienenen Zeugen 
ist ausser Strafe die Vorführung anjuordnen (§. 268). Erscheint 
der Zeuge, verweigert er aber ohne gesetzlichen Grund ein 
Zeugnis 8 abzulegen oder den Zougeneid zu leisten, so hat ihn der 
Untersuchungsrichter zur Zahlung der veranlassten Kosten und zu* 
einer ß efängnissstrafe bis zu 6 Monaten zu verurtheilen. 
Die Gefängnissstrafe hört auf, sobald der Zeuge seine Aussage ab* 
gegeben beziehungsweise den Eid geleistet hat. Die Strafe hat 
sonach in Uebcreinstimmung mit der richtigen Auffassung den 
Charakter des blossen und eigentlichen Zwangsmittels. Wir 
billigen — gegenüber den milden Bestimmungen der §§. 159 u. 160 
der österreichischen Strafprocess-Ordnung die strengeren Strafbestim* 
mungen des gegenwärtigen Entwurfes (s. auch deutsche Strafprocess- 
Ordnung §. 69), weil auf dem pünktlichen Erscheinet} der Zeugen 
und deren unbedingter Zeugnisspflicht die ungestörte Handhabung 
der Strafrechtspflege beruht, auch die unbegründete Weigerung 
eines Zeugen die Autorität der Gerichte erschüttert; zu weit geht 
der Entwurf, dass er dem Untersuchungsrichter gegenüber dem 
erschienenen, allein das Zeugniss (ohne gesetzlichen Grund) 
oder den Zeugeneid verweigernden Zeugen, nicht zunächst mit 
Q eidstrafe vorzugehen gestattet und erst bei fortgesetzter Weigerung 
die Freiheitsstrafe eintreten lässi Auch ist nicht erfindlich, 
warum an Stelle der doch' für solche Fälle angemessenen Haft- 
strafe (elzäras) die Gefängnissstrafe (foghäz büntetös) 
angedroht ist (§.270). Selbst das in Bezug auf den Zeugnisszwang nicht 
müde deutsche Strafgesetzbuch ahndet ausschliesslich mit Haft (öster- 
reichische Strafprocess-Ordnung: Arrest). — Die Anordrtung der 
Gefängnissstrafe widerspricht dem Charakter* des blossen Zwangs- 
mittels; es dürfte genügen den renitenten Zeugen in # einen Zustand 
der Unfreiheit, ohne weitere peinliche Belästigungen, zu versetzen. 

VI. Von der Vorladung, deif Vorführungsbeschluss 

und der vorläufigen Verwahrung. 

In Bezug auf die verschiedenen Arten der persönlichen 
Freiheitseinschränkung schliesst sich der Entwurf ebenfalls voll- 
ständig den neueren Gesetzen, insbesondere der hierin scharfge- 
gliederten österreichischen Strafprocess-Ordnung an. Zunächst erfolgt 
die Ladung des Beschuldigten d. h. des der strafbaren Handlung 
» dringend Verdächtigem* (§• 27 1) ; — an die Ladung schliesst eich der 
Vbrführungsbefehl gegen den nicht erschienenen Geladenen oder 
wenn die Bedingungen der Verwährungshaft vorliegen [§. 273). 
Der Vorgeführte ist sofort und spätestens innerhalb 24 Stunden 
nach der Vorführung durch den Untersuchungsrichter zu vernehmen 
(§. 276). Die vorläufige Verwahrungshaft kann a^ph ohne Vor- 
ladung oder Vorführungsbefehl durch den Untersuchungsrichter 
gegen denjenigen- verhängt werden, welcher »auf frischer That« 
betreten worden ist (§. 278). §. 279 gibt eine sehr eingehende Um- 
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Schreibung des Begriffes des »Betretens auf 'frischer That«. Die 
Ergreifung und Verhaftung im Falle der frischen That kann 
Jedermann* vornehmen (§. 280). 

VIT. Untersuchungshaft. 

Wichtiger sind die auf die eigentliche (förmliche, ordentliche) 
Untersuchungshaft bezüglichen Bestimmungen; ohne dass jedoch für 
den Entwurf Veranlassung vorlag, solche in einem beäondera Ab- 
schnitt, getrennt von der Verwahrungshaft u. s. w zu behandeln. — 
Die ordentliche Untersuchungshaft kann gegen einen Beschuldigten 
(dringend belasteten) nur verhängt werden: 1. im Falle dringen- 
den Fluchtverdachts, d. h. wenn solcher durch gewich- 
tige Thatsachen oder Beweise festgestellt erscheint; 2. wenn 
gewichtige Thatsachen oder andere Beweise dafür 
vorliegen, dass dem Beschuldigte die Spuren der That zu be- 
seitigen, zu vernichten oder zu verändern bestrebt war; 3. gewich- 
tige Thatsachen, oder Beweise dafür, vorliegen, dass er 
die Zeugen oder Mitschuldigen zu falschen aussagen oder zur 
9 Umgehung ihre Aussage oder doch die Sachverständigen zu einem 
falschen Gutachten zu bestimmen bestrebt war; 4. gegen Land- 
streicher; 5. gegen einen nicht ungarischen Angehörigen, 
d. h. gegen einen Ausländer und wenn vermuthet werden kann,' 
dass er im Falle des Verbleibens auf freiem Fusse sich nicht vor 
den Richter stellen werde (§. 282). 

Treffen die im §. 282 angegebenen Voraussetzungen zu, so 
m u s s die Untersuchungshaft gegen den verhängt werden, gegen 
welchen, nach seiner Vernehmung durch den Untersuchungsrichter 
ein dringender Verdacht bleibt, insofern die That, beziehungsweise 
die Theilnahme an solcher, deren er beschuldigt wird, 1. mit Todes- 
strafe oder mit 5 Jahre überschreitendem Zuchthaus oder mit 
Staatsgefängniss gleicher Dauer im Strafgesetze bedroht ist; 2. drin- 
gender Verdacht eines Diebstahls im Sinne des §. 340 St. G. 
(qualificirter oder im wiederholten Bückfall verübter Diebstahl) oder 
des Raubes oder der Hehlerei im Sinne des §. 372 (qualificirte oder 
gewerbemässige Hehlerei) oder der Betheiligung an vorstehenden 
Verbrechen vorliegt (§. 283). Der Entwurf hat sich zunächst das 
Verdienst entgehen lassen, die sogenannte Collusionshaft auf 
einer anderen Basis zu regeln, als solche schahlonenmässig in den 
n&dernen Strafprocess-Gesetzgebungcn behandelt ist; er hätte, 
seinem fortschrittlichen Programm getreu, : die Collusionshaft, als 
solche, d. h. als speciellen Titel und Rechts gr und der 
Untersuchungshaft einfach aus dem Rahmen des gegenwärtigen 
Gesetzes fern halten sollen. — Die Gefahren und Missbräucbe der 
Collusionshaft — die doch schliesslich nichts weiter ist als die so- 
genannte »mise en secret« des französischen Rechtes, sind zu sehr 
bekannt, als dass hierüber ein Wort zu verliefen wäre; sie gejben 
es der Willkühr des Untersuchungsrichters fest in jedem JFalle 
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anheim, unter Berufung auf die einschlägigen Gesetzesbestimmungen 
die Haft zu verhängen und aufrecht zu erhalten, und die Erfahrung 
zeigt, dass hiergegen auch die vorsichtigste Fassung de» Gesetzes 
einen wirksamen Schutz nicht zu verleihen vermag ; die gegründete 
Besorgniss einer bevorstehenden Collusion vermag durch den Zweck 
der Untersuchung immer gerechtfertigt zu werden und wenn auch 
der Entwurf — was anzuerkennen ist — über jenes rein subjective 
Criterium der Besorgniss hinaus, die Verhängung der Collusionshaft 
von einer vorausgegangenen Thatsache abhängig macht, dass 
nämlich der Beschuldigte bestrebt war (törekedett) einen nach- 
theiligen Einfluss auf den Gang der Voruntersuchung zu üben, $o 
wird doch eine geschickte Interpretation — von Unverstand ab- 
gesehen — des übereifrigen, die Herbeiführung eines Geständ- 
nisses anstrebenden Untersuchungsrichters aus einzelnen, vielleicht 
aus dem Zusammenhang gerissenen Aeusserungen des Angeklagten, 
der Zeugen, des Mitschuldigen u. , s. w. — «die Ueberzeugung fest- 
zustellen vermögen, es habe der Angeklagte wirklich ein der Unter- 
suchung nachtheiliges Bestreben an den Tag gelegt Wenn der 
Entwurf sich dazu, aufraffte, in einem allerdings noch beschränkten 
Maasse — bereits fü% <üq Voruntersuchung die sogenannte Parteien- 
öffentlichkeit zuzugestehen, wenn er dem Beschuldigten aie Mög- 
lichkeit gewährt, als selbstthätige* Partei in den Gang der Vor- 
untersuchung einzugreifen, so wäre die richtige Consequenz die 
gewesen, dass man den Beschuldigten unter dem Titel der Collu- 
sionshaft nicht wehrlos mache. In der Collusionshaft kann am aller- 
wenigsten eine Garantie für Ermittlung der materiellen Wahrheit ge- 
funden werden ; es zeigt sich nach der, Erfahrung, dass eine auf 
Vereitlung der Untersuchung gerichtete Tendenz — wo sie wirklich 
vorliegt — auch über die Mauern des Kerkers hinaus ihren ver- 
derblichen Einfluss übt — Der zweite Vorwurf, welcher den 
Entwurf trifft — ist die Verhängung der Untersuchungshaft — das 
Vorhandensein ihrer Bedingungen vorausgesetzt — als einer obli- 
gatorischen noch über das Maass der hierin ohnedies nicht 
milden österreichischen Strafprocess-Ordnung hinaus (siehe daselbst 
§. 180, Absatz 2 bei mit der Todesstrafe oder mit mindestens 
zehn Jahren Kerker bedrohten Verbrechen). Warum die einfache 
Bedrohung einer strafbaren Handlung mit 5 Jahren überschreitendem 
Zuchthaus — und sogar Staatsgefängniss! — unter den Vor- 
aussetzungen des §.282 die No thwendigkei t der Verhängung 
der Untersuchungshaft rechtfertigen soll, ist in der That nicht einzu- 
sehen und das umso weniger, als in der Regel der Fälle — vermöge des 
so tief eingreifenden Milderungsrechtes nach dem ungarischen Straf- 
gesetze — die erkannte Strafe von der angedrohten, wesentlich ab- 
weichen wird. Jede obligatorische Haftverhängung trägt den Keim des 
Unrechts in sich ; weil sie von vornherein dem individuellenPalle jede 
Berücksichtigung versagt. Selbst in den mit Todesstrafe bedrohten 
Fällen — zumal solche'nach dem ungarischen Strafgesetze aufgehört hat, 
eine absolute zu sei», wird nicht immer — "wenn es sonst an den Be- 
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dingungen der Untersuchungshaft, wie Fluchtverdacht u. s. w. fehlt 
— die Notwendigkeit vorliegen, die Untersuchungshaft ver- 
hängen zu müssen. 

In dem Beschlüsse des Untersuchungsrichters auf Verhängung 
der Untersuchungshaft ist auszudrücken, ob dem in Untersuchungs- 
haft zu Nehmenden während deren Dauer der Verkehr mit 
seinem Vertheidiger oder Anderen — ohne Gegenwart 
einer Amtsperson oder der Briefwechsel — ohne Ueber- 
wachung durch den Untersuchungsrichter gestattet werden könne? 
(§. 285)*) — Dies entspricht nun allerdings dem im V. Ab- 
schnitte enthaltenen Grundsätze des §. 77, wornach dem Vertheidiger 
des in Verwahrungshaft genommenen zwar ungehinderter 
(uncontrolirter) Verkehr (brieflicher und mündlicher) mit seinem 
Clienten gestattet ist, dieses Recht jedoch auch — fiir die Ver- 
wahrüngshaft — aus wichtigen Gründen, insbesondere wenn eine 
Vereitlung des Verfahrens zu befürchten ist, entzogen werden 
kann. — Der Entwurf hätte übrigens zweckmässiger gethan, die 
gegenwärtigen auf die Voruntersuchung bezüglichen Bestimmungen 
in das V. Hauptstück aufzunehmen, wo von den Rechten des Be- 
schuldigten beziehungsweise des Vertheidigers überhaupt die Rede 
ist. Es berührt eigentümlich, — von der Härte dieser Bestim- 
mung abgesehen — dass in Bezug auf den Verkehr zwischen 
Beschuldigten und Vertheidiger resp. Dritten der Untersuchungs- 
richter jedesmal einen speciellen Beschluss fassen soll.* Ist nicht 
ohnehin die Collusion«haft drückend genug? Enthält sie nicht »ipso 
jure« die hier angedrohten Beschränkungen? Und wenn man nicht 
die gehässige »mise en secret« geradezu sanetioniren will, — * wie 
will man dem in Untersuchungshaft genommenen absolut den 
uncontrolirten Verkehr mit Dritten (die ihn vielleicht in geschäft- 
lichen, amtlichen Angelegenheiten zu sprechen haben) abschneiden? 

Der Entwurf steht hier auf einem in der That rückschritt- 
lichen Standpunkte — es bedürfte zur Rechtfertigung dieser Be- 
hauptung kaum des Hinweises auf §. 285, Absatz 2: Nicht über- 
wachter Verkehr und Briefwechsel müssen verweigert # werden, 
wenn die Untersuchungshaft auf Grund des §. 282, Punkt 2 oder 3 
(Collusionshaft) verhängt worden ist. Im Talle der vorläufigen 
Verwahrung (dies gehört doch nicht in diesen Abschnitt!) sind 
nach der durch den Untersuchungsrichter bewirkten ersten Ver- 
nehmung des Verhafteten die Bestimmungen der §§. 282, 283*, 284, 
285 und 286 anzuwenden. (§. 287.) Das ist nicht recht klar. — 
Selbstverständlich kann die Verwahrungshaft in die Untersuchungs- 
haft übergehen, wenn deren Bedingungen vorliegen; es ^rar daher 
verfehlt, nachdem beide Haftarten in der Regel der Fälle in ein- 

*) Siehe dagegen zutreffend S z e g h e 6, a. a. 0. — Mit Recht auch 
daselbst getadelt, dass der Entwurf dem Beschuldigten und seinem Vertheidiger 
das Recht, in die Untersuchung6-Acten Einsicht zu nehmen, erst nach Mit- 
theilung der Anklageschrift einräumt, bis dahin aber ihm 'dieses Recht 
u nbedingt verweigert. 
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ander überzugeben pflegen, die diesbezüglichen Bestimmungen so 
zu trennen, wie es hier geschehen ist. Es ist aber damit auch ein 
entschiedener Widerspruch in das Gesetz hineingetragen worden. 
Welche Bestimmungen kommen in Bezug auf den Verkehr zwischen 
Beschuldigten und Vertheidiger eigentlich in Anwendung, die des 
§. 285 oder die des V. Hauptstückes, §. 77 u. ff. ? Alles dies muss 
bei einer Ueberarbeitung des Entwurfes in einen klareren Zusam- 
menhang gebracht werden. " * 

Der die Untersuchungshaft verhängende Beschluss ist nach 
seiner Verkündigung sofort in Vollzug zu setzen; mit dessen 
Vollzug sin.d indessen die Acten gleichzeitig 
wegen Bestätigung des Beschlusses ungesäumt 
der Anklagekammer vorzulegen (§. 288); es findet dem- 
nach eine Prüfung von Amtswegen statt, allerdings eine sehr 
wohlthätige Bestimmung, wenn sie nicht blos auf dem Papier steht; 
denn die Gefahr bei derartigen Ueberprüfungen liegt eben darin, 
dass sie häufig den Charakter einer formell-schablonenmässigen an 
sich tragen und * durch den entstehenden Zeitverlust (Vorlage der 
Acten u. s. w.) mehr schaden als nützen. — Uebrigens ist dem Be- 
schuldigten das Recht eingeräumt, gegen den die Untersuchungs- 
haft anordnenden Beschluss bei der Anklagekammer Beschwerde 
zu erheben und diese schriftlich zu rechtfertigen. Diese Beschwerde 
kann auch ausschliesslich gegen jenen Theil des Beschlusses 
des Untersuchungsrichters gerichtet werden, wodurch der un- 
gehinderte Verkehr mit Anderen verboten oder 
beschränkt worden ist (§. 289). Ob es gegenüber dieser 
fürsorglichen Bestimmung des in Einräumung von Beschwerde- 
rechten überhaupt nicht sehr haushälterischen Entwurfes noch einer 
Vorlage der Acten von Amts wegen bedurft hätte, ist eine andere 
Frage.- — Ueber die Entscheidung des Untersuchungsrichters bc- 
schliesst die Anklagekammer nach Anhörung des Staatsanwaltes und 
des Verhafteten (letartdztattotnak?) — die technischenUnterscheidungen 
zwischen der vorläufigen Verwahrung (elSzetes letartöztatäs) und der 
Untersuchungshaft (vizsgälati fogsäg) sind überhaupt nicht immer 
scharf eingehalten- bezw. seines Vertheidigere in nicht öffentlicher 
Sitzung und zwar spätestens innerhalb drei Tagen nach Eingang der 
Beschwerde (§. 290). In der Sitzung sind alle Actenstücke zu 
verlesen, selbstverständlich die Beschwerde in ihrer ganzen Aus- 
dehnung. Dann sind der Staatsanwalt und der .Verhaftete, bezw. 
sein Vertheidiger zu hören. Dann berathet die Anklage- 
kammer in Abwesenheit der Parteien. Vor der Entscheidung kann 
der etwa »anwesende Untersuchungsrichter über etwaige Zweifel 
Auskunft geben. — Gegen diese Entscheidung der Anklage ist kein 
Rechtsmittel zulässig (§. 291). — r Liegt es denn wirklich in der 
Absicht des Entwurfes hierein fö rmlich contradictorisches 
mündliches Verfahren einzuführen — und dies über die Haft- 
fr.ige — t ja nur über die Frage des ungehinderten Verkehres in 
der Untersuchungshaft, wenn die Beschwerde des Beschuldigten 
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hierauf beschränkt sein sollte? Das wäre doch ein umständliches 
zeitraubendes Verfahren ! — Freilich sollen derartige Zwischeftver- 
handlungen nach dem Entwurf öfter stattfinden und der Gedanke 
ist an und für sich ein schöner uÄd berechtigter, dass hinsichtlich 
aller die Interessen des Beschuldigten berührenden Fragen nur -im 
mündlich-contradictorischen Verfahnen verhandelt werde ; 
allein eine derartige ideale Gestaltung übersieht, von der herbei- 
geführten Anschwellung des Verfahrens abgesehen, die praktischen 
Schwierigkeiten der Durchführung. Statt des Uebermasses vor\ 
Rechtsmitteln gegen die verhängte Untersuchungshaft beschränke 
man besser die Verhängung selbst auf das unentbehrliche Maass! 

Die Untersuchungshaft ist sofort aufzuheben, sobald der Grund 
derselben entfällt (§. 292). Die Untersuchungshaft ist mit mög- 
lichster Schonung zu vollziehen und ausser dem Verbot des.y.er- 
kehres ohne Ueberwachung im Falle des §. 285 jede Belästigung, 
jeder Zwang zu vermeiden (§. 298). Dies gehört doch wohl nicht 
hieher^ sondern in den folgenden Abschnitt VIII (»A vizsgälati 
fogsägüan letarttfztatottal val<5, bändsmdd). 

Die auf Grund des §. 282, Absatz 2 verhängte Untersuchungs- 
haft (Collusionshaft wegen' nachtheiliger Einflussnahme ,auf das 
Beweisverfahren) kann nicht länger, als die Spuren der strafba? en 
Handlung gegen Beseitigung, Vernichtung oder Veränderung ge- 
sichert sind, aber keinesfalls länger als acht Tage 
dauern. Die Untersuchungshaft auf Grund der §. 282, Absatz 3 
(Collusionshaft wegtn angestrebter Einwirkung auf Zeugen und 
Mitschuldige) erlischt, nach "Ab hör jener* Mitschuldigen, bezw. 
Thäter, Zeugen, Sachverständigen — auf deren Aussage der Be- 
schuldigte Eiiifluss zu nehmen bestrebt war dder bezüglich deren 
hierauf gegründete Bedenken obwalten, sofort; — in den Fällen 
jedoch, in denen es nicht zur Vernehmung der betreffendeh Per- 
sonen kommt, innerhalb 30 Tagen,' mit Ausnahme des im 
§. 296 hervorgehobenen Falles. In den Fällen des §. 282, 4 und 5 
(Untersuchungshaft wegen Mangels eines ständigen Aufenthaltes, 
ungerechtfertigten Ausbleibens, wegen Eigenschaft'eines Fremden — 
also in den Fällen wegen Fluchtverdachts — erlischt die Unter- 
suchungshaft, sobald gehörige Sicherheit geleistet 
wurde, bezw. wenn der Beschuldigte sein Ausbleiben gerecht- 
fertigt hat und für die Aufrech thal tun g der Untersuchungshaft kein 
anderer Grund obwaltet (§, 294). Die Anklagekammer kann auf 
Antrag des Staatsanwaltes und hiermit übereinstimmenden Bericht des 
Untersuchungsrichters aus sehr wichtigen Gründen (igen 
fontos okoknäl fogva) die Frist des §. ,294, Absatz 2 um weitewe 
30 Tage verlängern. Solche sind : wenn die Vernehmung der 
Zeugen oder Sachverständigen aus unüberwindlichen atfssergewöhn- 
liehen Ursachen durch den Ui|jtersuchungsrichter nicht bewirkt, 
werden konnte ; oder wenn die Einvernahme fernwohnender Sach- 
verständiger oder anderer Sachverständiger riothwendig wurde. 
Weitere Verlängerungen finden iii keinem Falle statt. 

Mayer, Zur Beform des ung. Strafprocesses. 5 
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Die einmal" zugelassene Collusionshaft muss (im Anschluss an 
die österreichische Strafprocess-Ordnung) eine zeitigbegrenzte 
sein, weil deren wesentliche Gefahr* eben in der unbegrenzten und 
uncontrolirten Ausdehnung enthatten ist. Nach dem österreichischen 
Gesetz darf die Collusionshaft nicht über zwei Monate ausgedehnt 
werden, ausnahmsweise aus sehr wichtigen Gründen und bei besonders 
weitwendigen Untersuchungen vom Gerichtshofe II, Instanz auf 
höchstens drei Monate. Der Entwurf kürzt diese Fristen auf 8, 
eventuell auf 30 Tage ab und lässt höchstens aus sfehr wich- 
tigen Gründen, die allerdings dankenswerth taxativ # präcisirt 
sind — also nur wegen Weitwendigkeit der Untersuchung! (daher 
•keine elastische Ausdehnung auf andere Möglichkeiten zulässig!) — 
eine Verlängerung um weitere 30 Tage durch die Anklagekammer 
zu. — Der Entwurf erklärt endlich^ die Collusionhaft für sofort 
behoben, mit dem Augenblick, dass die betreffenden Zeugen u. s. w. 
vernommen worden sind. Warum ist dieses nicht auch in dem 
Abs, 1 des §. 294 für den Fall gesagt, als die Spuren der straf- 
baren Handlung (durch Einnahme des Augenscheines u, s. i#.) fest- 
gestellt worden sind ? — Uebrigens ist nicht erfindlich, warum der 
Entwurf noch einmal Unterschiede schlifft, die sachlich nicht be- 
gründet* sind. Warum zwei Arten von Collusionshaft und hinsicht- 
lich jeder eine gesonderte Behandlung ? Die ^fir den ersten 
Fall anberaumte achttägige Frist dürfte auch für den zweiten 
genügen. 30 Tage sind ein zu grosser Spielraum, welcher nur die 
etwaige Saumseligkeit des Untersuchungsrichterg begünstiget. Ueber- 
haupt beweist gerade die willkürliche Festsetzung dieser Haftfristen, 
dass das ganze Systeni der Collusionshaft auf geschraubten und 
unnatürlichen Voraussetzungen beruht. Der Entwurf erkennt deren 
Gefahren, hat aber nicht den Muth, mit ihr zu brechen. 

Im Falle der Aufrechterhaltung der Untersuchungshaft erlischt 
die auf das Verbot oder die Beschränkung des uncontrolirten Ver- 
kehrs des Angeklagten bezügliche Anordnung, sobald der Grund 
derselben entfällt. Das Verbot des unüberwachten Verkehrs 
mit dem Vertheidiger kann keinesfalls auf länger als auf die 
Dauer von 8 Tagen erstreckt werden (§. 296). 

Ueber das Aufhören der Untersuchungshaft, sowie die den 
Verkehr verbietenden oder beschränkenden Verfügungen entscheidet 
auf Antrag des Beschuldigten oder des Staatsanwaltes der Unter- 
suchungsrichter. Die Anklagekammer verfahrt gemäss §. 291, resp. 
§. 292 (soll wohl richtig heissen §. 290, resp. §. 291). — Demnach 
auch hier wieder über Parteiantrag vollständig contradic- 
tojrisch-mündliche Verhandlung; also zunächst Verhandlung 
über die Beschwerde gegen Verhängung der Untersuchungshaft 
resp. des Verkehrsverbots. Jetzt nochmalige Verhandlung über Bei- 
behaltung, resp. Aufhören der Untersuchungshaft. Wahrlich zu viel 
'der Garantien! — An eine ernstliche Durchführung ist wohl kaum 
zu denken. Jeder einzelne Strafprocess könnte hiernach so und so 
viele Verhandlungstage der verschiedenen Gerichte erfordern. 
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In Betreff der Zulassung der Sicherheitsleistung (Haftentlassung 
gegen Caution), ist der Entwurf recht liberal. Nur ist das Verfahren 
auch hier zu umständlich und complicirt entwickelt §§. 298-r301. 
Alles hätte sich in einem einzigen Paragraphe abthun lassen (s. §. 192 
österr. St. P. 0.). Ueber das Erbieten zur Sicherheitsleistung hat 
der Untersuchungsrichter den Staatsanwalt und resp. den Privat- 
ankläger, soweit solcher Entschädigungsansprüche gestellt, zu ver- 
nehmen (§, 298). — Ueber das Gesuch um Freilassung gegen 
Caution entscheidet die Anklagekammer. — Auch hier wieder 
contradictorisch-mündliche Verhandlung. 

Es ist nicht bestimmt genug ausgedrückt, dass die wegen Ver- 
dachts der Flucht verhängte Haft gegen entsprechende Caution auf- 
gehoben werden muss, sofern nicht ein mit dem Tode oder lang- 
wieriger Freiheitsstrafe bedrohtes Verbrechen (§. 283) vorliegt. Und 
doch ist dies das Wichtigste, wenn sich die Cautionsstellung nicht in 
einem Falle als Härte, in dem anderen als eine Vergünstigung 
beweisen soll, dass jeder Beschuldigte ein Recht daraufhabe, 
diese Uaft durch Sicherheitsleistung abzuwenden. Liberal ist dagegen, 
dass auch in den Fällen des §. 283 (also selbst todeswürdiger 
Verbrechen) die Stellung auf freien Fuss gegen Sicherheitsleistung 
(allerdings unter Zustimmung des Staatsanwaltes) durch ein- 
stimmigen Beschluss der Anklagekammer zugelassen werden 
kann. — Immer ein Schritt auf dem besseren Wege. 

Die obligatorische Untersuchungshaft aus §. 283, Abs. 2 
(qualificirter Diebstahl, Raub, gewerbsmässige Hehlerei u. s. w., 
kann (ohne Cautionsleistung des Beschuldigten) aufgehoben werden, 
auf Antrag des Staatsanwaltes und hiermit übereinstimmendes 
Votum sämmtlicher Mitglieder der Anklagekammer, wenn solche 
über sechs Monate dauerte und wenn zahlreiche überwiegende 
Milderungsgründe (Strafgesetz §. 92) zu Tage getreten sind. — 
Sollte der Entwurf in der That eine 6 Monate übersteigende Unter- 
suchungshaft als etwas nicht ungewöhnliches betrachten? — Solche 
Grenzen im Gesetze zu ziehen, ist an sich gefahrlich; die Unter- 
suchung mag in einem aus sergewöhnlichen Falle eine solche Frist 
erreichen oder gar deren Dauer überschreiten, was für den Ver- 
hafteten traurig genug wäre; — allein es ist im Interesse der 
ungarischen Strafrechtspflege zu hoffen, dass man auf der Basis 
eines neuen Gesetzes mit jenen weitwendigen Voruntersuchungen 
und in deren Gefolge der lange dauernden Untersuchungshaft 
endlich brechen werde, wenn man sich einmal des richtigen Ver- 
hältnisses zwischen Voruntersuchung und Hauptverfahren bewusst 
werden wird. Nur erfülle man nicht das neue Gesetz mit dem alten 
Geist und lähme man nicht von vornherein die Thatkraft des Unter- 
suchungsrichters, indem man ihm von einer sechsmonatlichen Dauer 
der Untersuchung so spricht, als ob dies 6 Wochen wären. — Die 
Entscheidung der Anklagekammer ist unanfechtbar (§. 303). Der 
in der Untersuchungshaft befindliche hat das Recht, jede 15 Tage 
deren Erlöschen zu beantragen (§. 304), — Allein dieses Recht 

5* 
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hat er ja ohnedies, da er doch in jedem Augenblick die Anklage- 
kammer mit einer Beschwerde befassen kann. — Wiederum für diesen 
Fall ein abermaliges contradictorisches Verfahren (§. 304) ; 
wiederum Verschleppung und Zeitverlust. Man verliert fast den 
leitenden Faden in allen diesen weitläufigen Formalitäten} 

Auch ohne Antrag des Verhafteten hat während der 
Dauer der Untersuchungshaft die Anklagekammer mindestens ein- 
mal monatlich sich nach Bericht des Untersuchungsrichters und 
nach Anhörung des Staatsanwaltes u. s. w. die Ueberzeugung von 
dem Stande der Sache zu verschaffen und in Betreff des Abschlusses 
der Voruntersuchung beziehungsweise der Beseitigung der dem 
Erlöschen der Untersuchungshaft entgegenstehenden Hindernisse 
unverzüglich die entsprechenden Anordnungen zu treffen (§. 305); — 
eine gewiss sehr wohlthätige Bestimmung, die trotz der zahlreichen 
Rechtsmittel und Rechtsbehelfe, die der Entwurf in allzu ergiebigem 
Maasse dem Beschuldigten einräumt, nicht tiberflüssig erscheint, 
wenn sie auch an die Anklagekammer eine nahezu unerschwingliche 
Aufgabe stellt. 

Gerade hier kann das Beaufsichtigungsrecht der Anklage- 
kammer, wenn solches ernst gemeint ist, * zur Geltung gelangen. — 
Wenn sich die Anklagekammer aus der Prüfung der Acten die 
Uebörzeugung verschafft, dass die Verzögerung der Untersuchung 
in der Saumseligkeit einer Behörde liegt, so richtet der Vorsitzende 
der Anklagekammer an solche, falls sie sich im Gebiete des unga- 
rischen Staates befinden, ein dringendes Ersuchschreiben, im 
anderen Falle hat der Ober-Staatsanwalt sich zur Abhilfe an den 
Justiz-Minister zu wenden (§. 306). — Vor der Entscheidung über 
den Verfall der Caution sind der Beschuldigte beziehungsweise 
diejenigen, welche für denselben die Sicherheit geleistet 
h ab e n, zu einer Erklärung aufzufordern und der Ankläger sowie 
diejenigen, welche am Verfalle der Sicherheitssumme interessirt 
sind, anzuhören. Das Erkenntniss des Gerichtshofes ist endgiltig 
und hat die Kraft eines executionsfahigen Civilurtheils (§. 310). 
Der durch die strafbare Handlung Beschädigte hat (im Anschluss 
an die österreichische Strafprocess-Ordnung, §. 193, Absatz 3) das 
Recht, zu verlangen, dass vor Allem seine Entschädigungs- 
Ansprüche daraus befriedigt werden. Wenn der Gerichtshof die 
Ansprüche für unbegründet oder übertrieben erachtet, so ist die 
Geltendmachung der Ansprüche vor den Oivilrichter zu verweisen. 
Gegen diese Entscheidung des Gerichtshofes ist kein Rechtsmittel 
statthaft. 

VIII. Behandlung der Untersuchungsgefangenen. 

Hier ist nur — aus manchen fürsorglichen und wohlthätigen 
Bestimmungen des Gesetzes, hervorzuheben, dass nach §. 313 der 
Untersuchungsgefangene berechtigt erscheint, sich auf eigene Kosten 
zu verpflegen, sein eigenes Bettzeug zu benützen und — soweit 
es die Oertlichkeiten und die Rücksicht auf andere Gefangene ge- 



statten, seine eigenen Möbel aufzustellen. Fesseln dürfen nur in 
den Fällen angewendet werden, daäs dieses in Folge wider- 
spenstigen und gewaltthätigen Benehmens zum Schutze des Wach 
personales unbedingt noth wendig erscheint; ebenso bei Selbstmord 
oder Fluchtversuch (§. 314). 

IX. Von der Vernehmung dea Beschuldigten. 

Nach der Vernehmung über seine persönlichen Verhältnisse 
sind an den Beschuldigten solche Fragen zu richten, welche sich 
auf den Thatbestand und auf seine Schuld hinweisende An- 
zeigen, Angaben und andere Beweise beziehen. Die Fragen sind 
in der Weise zu stellen, dass ihm Gelegenheit gegeben werde, 
sich von allen gegen ihn sprechenden Anzeigen, Angaben Und 
Beweisen Kenntniss zu verschaffen, diese zu widerlegen und sich 
selbst zu rechtfertigen (§. 313). 

Der Beschuldigte hat das Recht, die an ihn ge- 
richtete n F ragen zu beantworten oder nicht (§.316). 
Damit ist in vorteilhafter Unterscheidung von anderen Process- 
gesetzen (siehe insbesondere auch österreichische St. P. O., §. 199) 
— für den Beschuldigten auch für die Untersuchung weder eine 
Rechts- noch sittliche Pflicht aufgestellt, sich als 
Vernehmungsobject gebrauchen zu lassen. Nur durch ausdrückliche 
Aufstellung eines so bedeutungsvollen Satzes kann einer miss- 
bräuchlichen Anwendung des VernehmungsrechteB entgegen getreten 
werden. *) — Selbstverständlich darf keinerlei Gewalt, Zwang, Ver- 
sprechen, Zureden angewendet werden. Insbesondere wird die 
Ermüdung des Beschuldigten durch häufige wiederholte Vernehmung 
oder solche zu ungewöhnlicher Zeit (z. B. bei Nacht) streng ver- 
boten u. s. w. (§. 317). — Einen Anklang an die Traditionen des 
inquisitorischen Verhörs bedeutet es dagegen, wenn der §. 318 
vorschreibt, dass die Namen der Mitschuldigen dem Beschul- 
digten nur dann genannt werden dürfen, wenn er selbst nicht 
auf andere — erlaubte — Weise zu bewegen wäre, solche 
näher zu bezeichnen. **) 

Die übrigen auf die Vernehmung bezüglichen Bestimmungen 
schüessen sich denen der geltenden österreichischen Strafproecss- 
Ordnung jm Wesentlichen an. 



*) Freilich fehlt hier — vis Szeghefi, a. a 0., Seite 31 mit Recht 
bemerkt — die Vorschrift, das« der Beschuldigte vom Untersuchungsrichter 
über dieses sein Recht aufzuklaren sei. 

**) Siehe S z e g h e 6, a. a. 0. 
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IX. Hauptstück. 

Von der Versetzung in den Anklagestand. *) 

(A vädhatärozat.) 

Wenn der Untersuchungsrichter die weitere Fortsetzung der 
Voruntersuchung für nicht nothwendig oder zwecklos erachtet, so 
spricht er deren Abschluss mittelst einer Verfügung aus und theilt 
gleichzeitig seine Entscheidung den* Ankläger behufs Einbringung 
der Anklageschrift mit (§. 324). Der Ankläger hat das Recht, eine 
Ergänzung der Voruntersuchung zu verlangen (§. 325). Im Falle 
der Weigerung des Untersuchungsrichters entscheidet die Anklage- 
kammer über die Beschwerde des Anklägers (§. 326). Nach Ein- 
langen der Beschlusses, bezw. der Acten ist der Ankläger, unter 
Bücksendung der letzteren verpflichtet, entweder die Anklage- 
schrift einzureichen oder das Abstehen von der Anklage 
zu erklären. Beide Erklärungen sind innerhalb acht Tagen bei dem 
Untersuchungsrichter einzubringen (§. 327). Die Einstellung 
schliesst eine Fortsetzung des Verfahrens auf Grund neuer Ergeb- 
nisse oder Beweise nicht aus (§. 328). In Betreff der Form der 
Anklageschrift und der Formalitäten der Einreichungen im Wesent- 
lichen Anschluss an die diesbezüglichen Bestimmungen der öster- 
reichischen Strafprocess-Ordnung (§. 207 u. ff). Der Beschuldigte 
ist berechtigt, gegen die Anklageschrift innerhalb acht Tagen bei 
dem Untersuchungsrichter Einspruch zu erheben. (Gegen- 
bemerkungen? ellen6szrev6teleit benyujtani §. 331.) Der Beschul- 
digte, bezw. sein Vertheidiger hat zum Zwecke des Einspruches 
das Recht, die Acten einzusehen, bezw. solche ganz oder im Aus- 
zuge zu copiren ; — beides unter Oontrole des Untersuchungs- 
richters, bezw. des von letzterem zur Aufsicht delegirten (sie !), so 
oft jedoch, als er dies nöthig erachtet (§. 332). 

Nach Ablauf der achttägijgen Einspruchsfrist werden die Acten 
mit dem Einspruch, falls solcher angemeldet wurde, wenn nicht, 
ohne diesen der Anklagekammer vorgelegt (§. 333). Ueber 
die Versetzung in Anklagestand entscheidet die 
Anklagekammer nach Anhörung der Parteien. Zu diesem 
Zwecke setzt der Vorsitzende der Anklagekammer unverzüglich 
einen Verhandlungs t agtan, welcher nicht länger als 14 Tage 
nach Eingang der Acten hinausgeschoben werden darf. Von dem 
Verhandlungstage ist der Untersuchungsrichter zu ver- 
ständigen und sind vorzuladen der Staatsanwalt, der 
Privatankläger, wie auch der Beschuldigte. Der Privatankläger 



*) Siehe Szegheo, Seite 40-44. 
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wie auch der auf freiem Tusso befindliche Beschuldigte sind von 
dem Verhandlungstage mit dem Bedeuten in Kenntniss zu setzen, 
dass es ihnen freistehe, in der Sitzung der Anklagekammer zu er- ' ' 

scheinen oder nicht, wie auch an ihrer Stelle einen Vertreter 
(Vertheidiger) zu bestellen * (§. 334). Wenn der durch den 
Beschuldigten bezeichnete Vertheidiger ^icht an dem Sitze der 
Anklagekammer wohnen sollte, so wird die letztere Verständigung 
von dem Verhandlungstage durch Anschlag an die Thüre des Ge- 
richtsgebäudes oder an einer sonst in die Augen fallenden Stelle 
desselben bewirkt. Wenn wader der Privatankläger selbst, noch an 
seiner Stelle, ein Vertreter erschienen ist und er bis zum» Be- * 

ginne der Sitzung der Anklagekammer eine gegründete Recht- 
fertigung seines Ausbleibens nicht zu erbringen vermochte, so ist 

— insoweit das Strafverfahren über Antrag der 
verletzten Partei zurückgenommen werden bann, 

— in anderen Fällen jedoch, insoweit dieses ausschliesslich 
auf ihren Antrag eingeleitet wurde und der Staats- 
anwalt entweder im Voraus die Vertretung der Anklage ab- 
gelehnt hat oder später von deren Vertretung Abstand nahnf — 
die Anklage als zurückgezogen anzusehen und das 
weitere Verfahren einzustellen. Wenn jedoch der Privatan- 
kläger sein Ausbleiben in der oben bestimmten Zeit und Weise ge- 
ziemend gerechtfertigt hat, so ist die Verhandlung zu vertagen und 
für deren Abhaltung eine neue Frist anzusetzen. — In dem Falle, 
dass das Strafverfahren auf Grund eines durch den Privatankläger 
nicht zurückgenommenen Antrages eingeleitet worden und 
diesem der Staatsanwalt beigetreten ist, kann an Stelle 
des nicht erschienenen Anklägers in der Hauptverhandlung hierüber 

— dcr*St aats an walt die Vertretung übernehmen. Das Aus- 
bleiben des Beschuldigten verhindert nicht die Abhaltung der 
Sitzung und die Fällung der Entscheidung. Der verhaftete 
Angeschuldigte ist indess der Anklagekammer 
vorzuführen (auch wenn er nicht will !). Welche Complicationen 

— welche Umständlichkeiten und Unztikömmlichkeiteu sind mit 
diesem Verfahren verbunden ! • 

Der Entwurf stand vor der einfachen Alternative, entweder — 
wie es die österreichische Strafprocess-Ordnung gethan — gerade • 

für das entscheidendste Moment die (Konsequenzen aus dem 
Anklageprincip zu ziehen oder das unbedingte richterliche 
Prüfungsrecht der Anklage mittelst Beschlusses über die Ver- 
setzung in den Anklagestand anzuerkennen. Im ersteren Falle hatte 
sich der Entwurf nur die negative Aufgabe zu stellen, zu verhin- 
dern, dass die Gerichte in die Lage kommen, statt des 
Staatsanwaltes anzuklagen, zu verhindern, dass die Staats- 
anwaltschaft nicht eine Anklage erheben und vertreten müsse, 
welche ihr üb er haupt oder doch wenigstens in der 
Richtung, die sie jetzt nimmt, fremd ist, zu verhindern 
endlich, dass sie ebensowenig in die Lage komme, einem in aller « 
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Form;, gefällten Erkenntnisse durch ihre .«inseitige Erklärung jede 
Wirksamkeit entziehen zu können.*) 
i , ,TJnter Festhaltung dieser Gesichtspunkte waren zur gleich- 

zeitigen Vereinfachung des Verfahrens, zum Schutze des An- 
geschuldigten gegen vexatorisch oder nicht begründete Anklagen, 
zur Herstellung einer festen und sicheren Grundlage für die Haupt- 
verhandlung durch bestimmte IJprmulirung der Anklage einfach die 
Grundsätze positiv, festzustellen gewesen, dass die Entscheidung 
darüber, ob wegen eiper bestimmten strafbaren Handlung die An- 
klage erhoben werden , soll, nur der Staatsanwaltschaft 
(dem , Ankläger), zustehe, dass eine glrichtlichc Entscheidung 
über die Zulässigkeit der erhobenen Anklage nur* auf Ver- 
langen des Angeschuldigten und auf dessen Einspruch 
stattfinde, wobei das Gericht, welche die Entscheidung fällt, . ver- 
schieden ist von demjenigen, welches die Hauptverhandlung abzu- 
halten hat, endlich, dass das über dem Einspruch des Angeschul- 
digtefi gegen die Anklage ergehende richterliche Erkehntniss 
lediglich den zwischen der Anklage und dem Angeschuldigten ge 
führten Streit über die Frage zu schlichten hat, ob die Hauptver- 
handlung hinsichtlich aller, oder einzelner Anklagcpunkte zu ent- 
fallen habe und ob sie vor jenem Gerichte abzuhalten sei, welches 
die Anklageschrift bezeichnet * 

Der Entwurf hat sich jedoch für das unbedingte und 
unbeschränkte richterliche Prüfungsrecht einer jeden 
Anklage entschieden und dies (soweit nicht Ausnahmsfälic unmittel- 
barer Ladung vorliegen) im Anschluss an das geltende Recht — 
vielleicht, aus der Erwägung, dass trotz der erfahrungsmässig 
so geringen Zahl von Zurückweisungen doch schon das Vorhanden- 
sein, des richterlichen Prüfungsrechtes für die Staatsanwaltschaft eine 
Veranlassung mehr sei, bei der EntSchliessung über die Erhebung 
der Anklage mit Sorgfalt vorzugehen und dass schon die That- 
sache, juif der Anklagebank erscheinen und sich in einer öffentlichen 
Gerichtsverhandlung über eine Anschuldigung verantworten zu 
müssen, als ein Uebel zu betrachten ist und es nicht angemessen 
erscheinen könnte, die Verhängung dieses Uebels , über eine viel- 
leicht bisher unbescholtene Person der alleinigen EntSchliessung 
der Staatsanwaltschaft zu überlassen **). Allein im letzteren Falle 
lag . es nahe, die diesbezüglichen in unübertroffener Klarheit da- 
stehenden Grundsätze der deutschen Strafprocess -Ordnung (Ab- 



*) Siehe Motive zur österreichischen Straf process-Ordnung, S* 40 u. ff. 
und meinen Cömmentar Theil II, S. 15—16. 

**) S. Motive zum Entwurf der deutschen Strafprocess-Ordnungu. S. Mayer, 
Kritik desselben (1874) Seite 138 u. ff. — Die sehr beachten swerthen Ausfüh- 
rungen Olshausen's *ln der wiederholt angeführten Schrift. Seite 28 u. ff. 
und Olshausefi's Zeugniss aus der Praxis, dä?s die jetzige Art der Beschluss- 
iassung (Strafprocess-Ordnung §. 201) nicht das leiste, was sie leisten solle. 
a. a. 0. 
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schnitt IV, §§. 96 — 211) *) einfach dem gegenwärtigen Entwurf 
anzupassen, wonach das Gericht auf Grund des ihm nebst den 
Acten vorgelegten «Antrages der Staatsanwaltschaft, d, h. der 
eingereichten Anklageschrift zu entscheiden hat, ob das Hauptver- 
fahren zu eröffnen oder der Angeschuldigte ausser. Verfolgung 
zu setzen sei, wobei das Geriebt bei der Beschlussfassung an, die 
Anträge des Staatsanwaltes nicht gebunden ist. — Statt dessen ist hier 
ein clontradietprisches Zwischen verfahren eingeschoben, 
welches weitläufig, umständlich und doch als zweckdienlich nicht 
erachtet werden kann. — Fahren wir in der obigen Darstellung des Ent- 
wurfes fort. Nach Eröffnung der Hauptverhandlung legt der Ankläger 
mündlich den Thatbestand dar, charakterisirt die den Gegenstand der 
Verhandlung bildende strafbare Handlung, Ort, Zeit und Umstände der- 
selben. Hierauf kommt eine Reihe minutiöser, selbst den Rahmen 
eines Lehrbuchs überschreitender (fast eine Sejte) füllender Vojfr 
schriften, was Alles der Ankläger in seihen Vortrag aufzunehmen 
hat, wie er die die Anklage begründenden Beweise, welche während 
der Voruntersuchung zu Tage treten, zu entwickeln, die dem Ergeb- 
nisse entsprechenden strafgerichtlichen Bestimmungen zu deduciren 
habf — was sich Alles mit zwei Zeilen abthun Hesse. Am Schlüsse 
beantragt er die Versetzung in den Anklagestand und die Hauptver- . * 
handlung vor dem zuständigen Gerichte u. s. w., entsprechenden 
Falls die Uebergabe des Beschuldigten an das Militärgericht oder 
die Geschwornen, oder an den Einzelrichter u. s. w. (§. 336); — 
alles Dinge, die sich theils von seibst verstehen, theijs mit wenigen 
Worten ausdrücken lassen. — Nach dem Ankläger ist der Be- 
schuldigte und wenn er mit seinem Vertheidigcr oder dieser allein 
erschienen ist, dcrletztere abzuhören. Der Beschuldigte hat das 
Recht zu verlangen, dass an Stelle seinofc mündlichen Vortrages 
oder diesem vorgängig sein schriftlich eingereichter Einspruch vor- 
gelesen werde. Dem Beschuldigten kann die Erfüllung dieses 
Wunsches (kivänsäg?) nicht versagt werden. Ist ein Vertheidiger 
nicht erschienen, so muss der schriftliche Einspruch**) unter allen 
Umständen vorgelesen Werden (§. 337). Im mündlichen Vortrag 
kann sich der Beschuldigte über alle Punkte der Anklage und des 
Vorbringens des Anklägers vor der Anklagekammer verbreiten, 
Einwendungen gegen des Verfahren während der Voruntersuchung (?) 
machen, dessen Fehler und Mängel hervorheben (doch wohl 
nur insoweit solche auf die Versetzung in Anklagestand Einfluss 
üben können?), die Beschaffung übergangener Beweise ver-* 
langen u. s. w. Er kann solche Umstände und Rechtsgrundsätze 



*) Die deutsche Strafprocess- Ordnung behandelt iri 15 kurz und knapp 
gefassten Paragraphen sämmtliche auf die Versetzung in Anklagestand bezüg- 
liche Fragen — dagegen der Entwurf (incl. Verfahren der Versetzung in den 
Anklagestand ohne Anklageschrift) in 60 zum Theil weitläufig gefassten 
Paragraphen. 

**) Es ist immer eigentlich nur von* den »Gegenbemerkungen« des Be- 
schuldigten (ellene*szreve*telei) die Bede. 
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vorbringen, aus denen er zu folgern vermeint, dass die angeklagte 
That überhaupt keine strafbare t Handlung oder doch nicht die in 
der Anklage formulirte enthalte. — L Wozu alle diese selbstverständ- 
lichen Belehrungen im Gesetze? Er kann geltend Aiachen den Aus- 
schluss der Zurechnungsföhigkeit, den Fall des §. 83 (Alter unter 
12 Jahren), Ausschluss der Strafverfolgung, wie das Erlöschen der 
Strafbarkeit der That. Er . kann angreifen — in Hinsicht auf die 
gesetzliche Feststellung der That — deren Beweise, Beweiskraft 
oder die aus einzelnen Thatsachen und Umständen gezogenen Fol- 
gerungen u. s. w, ,Das ist Alles, wenn auch sehr wenig präcis, 
richtig bemerkt, passt aber nicht in ein den Anforderungen der 
Knappheit entsprechendes Gesetz, welches voraussetzen muss, dass 
innerhalb der vorgezeichneten (processualen) Handlungen jeder 
Functionär sich seines Wirkungskreises bewusst sei. Klingt es nicht 
«igenthümlich, wean es am Schlüsse dieses langathmigen §. 338 
heisst: »der mündliche Vortrag schliesst mit einem entsprechenden 
Antrag«? Besser wäre, mit wenigen Worten anzugeben, worauf sich 
ausschliesslich in festbestimmten Grenzen der 
Einspruch zu beschränken hat, obwohl es hierauf nach dem Systeme 
des Entwurfes wenig ankommt, weil die Anklagekammer auch okne 

*• vorliegenden Einspruch in gleicher Weise zu verfahren und ein 
Anklage-Erkenntniss zu fallen hat. Warum übrigens in dem Ein- 
spruchsverfahren nicht zunächst der solchen erhebende, andern der 
Staatsanwalt gehört wird, ist nicht recht erfindlich. 

Wenn der Beschuldigte in sfcinem schriftlichen Einspruch einen 
wesentlichen Punkt dunkel oder zweideutig gelassen, oder ypenn 
er auf einen wesentlichen Punkt der Anklage eine Erklärung nicht 
abgegeben hat, so kann der Vorsitzende der Anklagekammer ihm 

. durch Stellung entsprechender Fragen Gelegenheit geben, seinen 
Einspruch bestimmter zu formuliren oder gelt'end zu machen. 
Hierauf in Abwesenheit der Parteien, nach Anhören des Bericht- 
erstatters, fällt die Anklagekammer ihre Entscheidung (§. 339)* 
Wenn die Anklagekaramer einen wesentlichen Umstand der Vor- 
untersuchung für lückenhaft erachtet oder bezüglich irgend einer 
Voruntersuchungs-Handlung, welche bei der Hauptv*erhandlung nicht 
oder doch nur schwer, bezw. mit grossem Zeitverlust beseitigt 
werden kann, einen Nichtigkeitsgrund erblickt, so kann sie 
die Ergänzung der Voruntersuchung, bezw. die Richtigstellung dieser 
nichtigen Handlung, bezw. deren Wiederholung in einer dem 
Gesetze entsprechenden Weise anordnen (§. 340). Die Anklage- 
kammer weist die Anklage zurück: 1. wenn deren Gegenstand keine 
strafbare Handlung bildet-, 2. wenn das Strafverfahren nur auf 
Antrag des Verletzten eingeleitet werden kann, und dieser nicht 
beigebracht, bezw. zurückgezogen worden ist; 3. wenn in den unter 
§. 7 nicht fallenden Fällen der königl. Staatsanwalt, in den im 
§. 7 jedoch bezeichneten Fällen (s. oben Seite 24) der königl. 
Staatsanwalt und der Beschädigte von dey Strafverfolgung 
Abstand genommen haben; 4. wenn in Bezug auf den Beschuldigten 




m 

der Fall des §. 83 des Strafgesetzes (noch nicht zurückgelegtes 
zwölftes LiebenBJahr) vorliegt; 5. die Handlung aufgehört strafbar 
zu sein, bezw. ein das Strafverfahren ausschliessender Grund vor- 
liegt, oder* wenn hierüber, bezw. hinsichtlich d e s s e 1 b e n Be- 
schuldigten ein rechtskräftiges Urtheil oder eijie Entscheidung des 
inländischen Richters vorliegt. — Aus dem Gesichtspunkte der 
Verjährung kann indessen die Anklage* nur in jenen Fällen 
zurückgewiesen werden, wenn für die Erlöschung der Strafbarkeit 
durch Verjährung die nach §. 106 St G. B. erforderliche Frist 
abgelaufen ist und die ununterbrochene Beschaffenheit de* Ver- 
jährung von dem Ankläger nicht in Zweifel gezogen wird. Mildernde 
Umstände - bleiben bei Feststellung der Verjährungsfrist ausser 
Betracht (§. 341). — Das Alles (4. und 5.) hätte sich dahin prä- 
cisiren lassen: »Wenn' Umstände vorliegen, vermöge welcher die 
Stra/barkeit der Thit aufgehoben oder die Verfolgung wegen derselben 
ausgeschlossen ist (s. österr. St P. O. §. 213, Z. 3). Dagegen kann 
die Anklage nicht zurückgewiesen werden, aus dem Grunde, »dass 
es an genjagenden Gründen fehle, um den Beschul- 
digten derselben für verdächtig zu erachten« — also 
nicht wegen Mangels hinlänglicher Beweismomente, 
während doch gerade das Bedürfniss nach dem Rechtsmittel 
des Einspruchs, resp. nach Ueberprüfung der Anklage von Amts- 
wegen sich für Fälle dieser Art in der Regel geltend macht, 
wie denn auch nach der Strafprocess-Ordnung für das deutsche . ; j| 

Reich das Gericht die Eröffixung des Hauptverfahrens zu beschliessen *'4 

hat, wenn nach den Ergebnissen der Voruntersuchung, bezvfr. des ^ 

vorbereitenden Verfahrens der Angeschuldigte einer strafbaren ?v 

Handlung verdächtig erscheint Nachdem der juristisch geschulte t 

Ankläger die Anklage formulirt, so werden die übrigen Fälle lange ;; 

nicht so praktisch werden, wie gerade die Behauptung der Ver- . ,£ 

dachtsmomente, in Bezug auf deren Beurtheilung der Ankläger * 

häufig einseitig ist Wozu also den ganzen Apparat einer unständ- 
lichen*) mündlich-contradictorischen Hauptverhandlung mit allen 
ihren Verzögerungen, der erzwungenen Vorführung des Verhafteten 
u. s. w. — wenn hinsichtlich der nächstliegenden Frage: Ist 
denn der Beschuldigte auch wirklich ver dächtig? 
— eine Erörterung nicht Platz greifen soll?**) In Bezug auf das 
Thatsächliche der Anklage bleibt sonach gewissermassen der 
Staatsanwalt »dominus litis«, nachdem das Erkenntniss über die 
Versetzung in den Anklagestand an jenen Thatsachen nicht rütteln 
kann; in Bezug auf die Rechts- und Gesetzesfragen ist das Gericht 
ausschliesslich souverain und bei seiner Beschlussfassung an die 
Anträge der Staatsanwaltschaft nicht gebunden; das wäre ein ge- 
mischtes System, welches die Nachtheile sämmtlicher, ohne die 
Vortheile eines einzigen gewährt. — Die Anklage ist zurück, bezw. 
an das zuständige Gericht, resp. Behörde zu verweisen, a) wenn 

*) Szegheö, a. a. O. Seite 41; Schütze, Seite 14. 
**) Szegheo, a. a. 0. Seite 41. 
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das Verfahren nickt zur Zuständigkeit der Gerichte gehört (fällt 
eigentlich unter §. 341, Z. 1, oder wäre mit diesem in Verbindung 
zu bringen); b) der Gerichtshof nicht zuständig ist (§. 342). 

Auszusetzen ist das Verfahren : wenn die Zurechnungsfahigkeit 
des Beschuldigten gestört ist M oder die Anzeichen einer solchen 
Störung 'hervortreten (§. 344). Wird die Staatsanwaltschaft unter 
dermassen bewandten Umständen überhaupt eine Anklage erheben 
wollen ? — Wenn die Anklagekammer auf Grund der. Vorunter- 
suchung und der Ergebnisse des gegenwärtigen Verfahrens die 
Uebeneeugung gewinnt," dass die Handlung, welche dem Be- 
schuldigten zur Last gelegt wird, eine im Sinne der Strafgesetze 
strafbare bildet — so spricht dieselbe — insoweit nicht der Fall 
des §. 342 (Nichtzuständigkeit) oder des §. 343 (Competenz des 
Einzelrichters) vorliegt und insoweit sie nicht die Anwendung des 
§. 340 (Ergänzung der Voruntersuchung u. s. w.) für nothwendig 
erachtet t — mittelst Erkenntnisses die Versetzung 
des Beschuldigten in Anklagezustand aus. In Hinsicht 
der strafrechtlichen Bezeichnung der. Handlung (der % Subsumtion) 
und der Entscheidung über das anzuwendende Strafgesetz (Qüali- 
ficirung) ist die Anklagekammer nicht an den Antrag 
des »Anklägers gebunden (§. 345). — Demnach wird nicht 
die That, sondern die strafbare Handlung nach ihren gesetzlichen 
Merkmalen (insoweit nicht Rechtsmittel dagegen eingewendet werden) 
in präjudicieller Weise festgestellt und gerade das herbei- 
geführt, was bei der Versetzung in den Anklage- 
stand zunächst vermieden werden sollte; — dass 
dadurch der Entscheidung des erkennenden Gerichtes in der Haupt- 
sache über den Rech t sp unkt, vorgegriffen wird. 

Die Anklagekammer kann auch über die Haft des Beschuldigten 
die nöthige Verfügung treffen. Für die Aufhebung der Haft gilt 
grundsätzlich: voraussichtliche Verurtheilung zu weniger als 
2 Jahren Gefängniss oder 3 Jahr en Staatsgefängnis s 
(von den Nebenstrafen abgesehen) wegen des Vorhandenseins über- 
wiegend mildernder Umstände (§. 346). Wenn der Grund, 
wegen dessen die Anklage zurückgewiesen wurde, auf mehrere 
Beschuldigte anwendbar erscheint, so kommt die bezügliche Ent- 
scheidung auch Denen zu Gute, welche eineil Einspruch nicht 
erhoben haben (§. 347). Die Entscheidung der Anklagekammer ist 
nur in jenen wesentlichen Punkten zu, begründen, in denen sie von 
der Anklageschrift abweicht; in anderen bezieht sie sich auf 
die Gründe der Anklageschrift (§. 348). Die Entscheidung der 
Anklagekammer ist sofort zu verkünden (§. 349). — Gegen die 
Entscheidung der Anklagekammer können Ankläger 
wie Be schuldigt er dicBerufung an die königl. Tafel 
ergreifen, der Ankläger jedoch nur in den Fällen, dass die 
Anklage zurückgewiesen worden ist, der Beschuldigte dagegen in 
dem Falle, wenn eine seinem Einsprüche oder Antrage 
widersprechende Entscheidung getroffen wurde. Gegen den eine 
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Ergänzung der Voruntersuchung anordnenden Beschluss, sowie im 
Falle der Aussetzung des Verfahrens findet die Berufung nicht 
statt (§. 850). Wegen Nichtverhängung oder Einstellung der Unter- 
suchungshaft kann der Staatsanwalt Berufung (Beschwerde) ergreifen 
(§. 35). Das Berufungsrecht des Beschuldigten umfasst alle Rechts- 
und Thatumstände, durch welche er die Zurückweisung der 
Anklage, oder deren Subsumirung unter einen milderen recht- 
lichen Gesichtspunkt (a törve*ny enyltebb fendelkezese alä fog- 
laläsät), bezw. die Venweisung des Verfahrens vor den Einzel- 
richter auf Grund des Gesetzes erreichen z« können glaubt. — 
Der Beschuldigte kann auch wegen Verhängung der Untersuchungs- 
haft oder deren Aufrechterhaltung ausschliesslich Berufung 
ergreifen. — Neue Bewejse können in der Berufung« nur h 
dem Falle beigebracht werden, dass der Beschuldigte während 
der Voruntersuchung nicht vernommen, oder die von ihm zu seiner 
Vertheidigung beigebrachten Beweise ohne triftigen Grund nicht 
erhoben worden wären (§. 352). 

Es ist nun zunächst auffallend, nachdem die Anklagekammer 
die Anklage nicht aus thatsäch liehen Gründen (d. h. wegen 
Mangel hinreichenden Verdachtes), sondern nur aus Rechts- 
gründen zurückweisen kann, dass gerade für die Berufungsinstanz 
ein so entscheidendes Gewicht auf das Vorliegen der Thatumstände, 
resp. der Beweise gelegt wird; folgerichtig dürfte das Berufungs- 
resp. Beschwerderecht sich ausschliesslich nur auf jene Momente, 
wegen deren der Einspruch zulässig ist, zu beschränken haben: So 
wichtig ferner auch im gegenwärtigen Stadium die Frage* der 
Untersuchungshaft für den Beschuldigten sein mag, so wenig will 
es uns gerechtfertigt erscheinen, dass diese Frage — statt auf dem 
einfachen Wege der Beschwerde — durch die nachfolgende com- 
plicirte Berufungs Verhandlung zur Lösung gelange. 

Die in der Hauptverhandlung (vor der Anklagekamracr) 
anwesenden Parteien sind unmittelbar nach Fällung der Ent-* 
scheidung verpflichtet, sich darüber zu erklären, ob sie die Berufung 
in Anspruch nehmen. Der in der Hauptverhandlung nicht anwesend 
gewesene Privatankläger hat innerhalb 24 Stunden von Zustellung 
der Entscheidung ab die Berufung anzumelden. ; (Und der nicht an- 
wesend gewesene Beschuldigte?) Die verspätet angemeldete Berufung, 
bezw. deren Rechtfertigung ist durch den Untersuchungs- 
richter zurückzuweisen. (§. 353). ■*- Warum durch diesen und 
nicht durch die Anklagekammer, wenn man nicht überhaupt jenes 
Gericht zur Entscheidung über die gesetzliche Wahrung des Rechts- 
mittels für competent erachtet, an welches das Rechtsmittel gerichtet * 
ist? Nach Anmeldung oder Einreichung der Berufung kann deren 
Rechtfertigung innerhalb dreitägiger Frist schriftlich bei dem 
Schriftführer der Anklagekammer eingebracht werden. (Warum 
nicht an derselben Stelle, wo auch das Rechtsmittel angemeldet 
wird?) Der Gegner ist zu verständigen, dass er innerhalb dreier 
Tage diese Rechtfertigung bei Amt durchlesen kann. Nach Ablauf 
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dieser. Frist sind — im Falle der Zulässigkeit der Berufung — die 
Acten innerhalb 24 Stunden dem Vorsitzenden der Anklage- 
kamm.er, behufs Vorlage an den Vorsitzenden des Gerichts- 
hofes unfl durch diesen an 'die königl. Tafel, zu unterbreiten. 
(§. 3|f>4). Welcher Umweg allein für die Vorlage der Acten, die iucl. 
den Untersuchungsrichter, vier Instanzen zu passiren haben! 

Wenn der auf freiem Fusse befindliche Beschuldigte vor der 
Anklagekammer der königl/ Tafel das Recht der mündlichen 
Darlegung persönlich oder in Gemeinschaft mit seinem Ver- 
th eidiger ausübe* will, ebenso, wenn der in Haft befindliche 
Beschuldigte dieses Recht durch seinen Vertheidiger ausüben will, 
so ist er verpflichtet, dieses gleichzeitig mit der Berufung anzuzeigen, 
und zugleich die am Sitze der königl. Tafel wohnende Person oder 
deren Wohnung zu bezeichnen, welcher die Vorladung zu behändigen 
ist Im Falle der Versäumung di#ser Angabe bezw. Bezeichnung, 
werden sie nicht vor die Anklagekammer der königl. Tafel geladen, 
sondern nach Massgabe des §. 335 (Anschlag an die Thüre des 
Gerichtsgebäudes u. s. w.) verständigt. — Der verhaftete Beschul- 
digte wird zur Hauptverhandlung nicht vorgeführt (§. 335). Wenn 
der Privatankläger vor der Anklagekammer der königl. Tafel 
persönlich erscheinen will, so hat er dies bei Anmeldung oder 
Rechtfertigung der l Berufung anzuzeigen; wenn er jedoch die 
Berufung nicht ergriffen hat, ist er innerhalb der dreitägigen ihm 
nach §. 354 zustehenden Frist zur Einsicht der gegnerischen 
Beschwerde, aufzufordern (§. 356). Der Vorsitzende des Gerichts- 
hofes hat die Vorlage der Acten innerhalb drei Tagen an die 
königl. Tafel zu veranlassen (§. 357). Für Mangelhaftigkeit oder 
Ordnungswidrigkeit der Acten ist der Kanzleidirector des Gerichts- 
hofes haftbar, unter Androhung einer durch die Anklagekammer 
auszusprechenden Geldstrafe bis 50 fl. (8. 357). (Gehört in das 
Vollzugs- oder Disziplinargesetz, nicht jedoch in die Strafprocess- 
Ordnung.) §. 358 regelt ausführlich die auf Ansetzung des Ver- 
handlungstages bezüglichen Formalitäten) die Verständigung der 
Parteien von der Tagfahrt unter Rücksicht auf die Entfernung der 
zum Erscheinen Berechtigten, die Vorbereitungsfristen der Vertreter 
u. s. w. Zwischen dem Tage der Ansetzung der Tagfahrt und deren 
Abhaltung muss zum Mindesten ein Zwischenraum von 
dreiss-ig Tagen liegen (§. 358). 

Das Mindeste demnach ist ein Monat, nachdem die Verhandlung 
über die Versetzung in den Anklagestand vor der Anklagekammer 
auch bereits vielleicht einen Monat absorbirte. — Ist das durch- 
führbar? Wo bleibt die Rücksicht auf den verhafteten Be- 
schuldigten, der vielleicht seinerseits gar keinen Einspruch erhoben 
hat und dem es unter Umständen vollkommen gleichgiltig sein 
kann, unter welche juristische Formel die Anklage subsumirt wird ? 
Und wenn nun die Pr.ajis -das »mindestens« dahin interpretiren 
sollte, dass unter einer SOtagigen Frist überhaupt eine Haupt- 
verhandlung nicht angesetzt wird, daher möglicherweise Monate 
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bis zur Entscheidung der königlichen Tafel verloren gehen, ohne 
• dass damit für die eigentliche Hauptyerhandlung und Urtheils- 
fällung eine feste, sichert Grundlage gewonnen wird! 

Der Vorsitzende der Anklagekammer (königlichen Tafel) 
bestellt gleichzeitig mit Ansetzung des Termins aus den Mitgliedern 
des Gerichtes einen Berichterstatter, — Hinsichtlich des Ver- 
fahrens, UrtheilsfSllung u. s. w. sinngemässe Anwendung der Be- 
stimmungen für die Anklagekammer des Gerichtshofes erster 
Instanz (§. Ü59). Ohne die Anwesenheit des Ober-Staatsönwaltes, 
beziehungsweise seines Vertreter^ findet keine Sitzung der Anklage- 
kampaer statt. °Der Ober-Staatsanwalt kann von der Berufung des 
Staatsanwaltes ganz oder theilweise abstehen (§. 360). Dies folgt 
aus dem auch in Ungarn geltenden Principe der Einheit und 
Untheilbarkeit der Staatsanwaltschaft. — Aus solchen Gründen, 
welche die gründliche Erledigung der Sache unmöglich machen 
oder deren Uebergehung voraussichtlich eine Vernichtung der 
Verhandlung nach sich ziehen würde, kann die Anklagekammer 
der königlichen Tafel eine Ergänzung beziehungsweise 
Wiederholung u. s. w. von Untersuchungshandlungen an- 
jOrdnen^ und mit deren Vornahme entweder den Untersuchungs* 
richter am Gerichtshofe erster Instanz oder ein Mitglied de* unter 
ihr stehenden Gerichtshöfe oder Bezirksgerichte beauftragen 
(§. 361). — was unter Umständen eine abermalige mehrwöchent- 
liche Verschleppung herbeiführen kann, während der Beschuldigte 
in der Haft geduldig das Ergebniss aller dieser Rechtsbehelfe 
abwarten muss. Die Paragraphe 341 — 348 (die auf die Entscheidungs- 
Modalitäten der Anklagekammer erster Instanz bezüglichen Bestim- 
mungen) sind auch auf die Allklagekammer der königlichen Tafel 
anwendbar (§. 362). — Nun sollte man glauben, dass endlich 
und definitiv die Frage der Versetzung in den Anklagestand 
gelöst erscheinen werde. Zwei Instanzen sind mit Aufgebot mehr- 
monatlicher Arbeit und Zeitverlustes bemüht gewesen, die für die 
Hauptverhandlung erforderliche Unterlage . zu schaffen ; -r- allen 
denkbaren Eventualitäten wurde Rücksicht getragen; zwei contra- 
dictorisch mündliche Hauptverhandlungen haben 
stattgefunden, von allen jenen Rechtsbehelfen abgesehen, welche in 
wahrhaft sinnreicher Combination den Parteien geschaffen wurden. 
— Allein gegen die Entscheidung der Anklagekammer der könig- 
lichen Tafel ist nochmals eine Berufung möglich, welche aller- 
dings nur dem Ober-Staatsanwalte zusteht, — nicht 
dem Beschuldigten, den^ doch die Frage der Versetzung in den 
Anklagestand zunächst angeht. Dieses einseitige Berufungsrecht des 
Ober- Staatsanwaltes an die königliche Curie — also das 
höchste Gericht Ungarns, welches nach unserem Erachten nur zur 
Judicatur in $Ier Sache selbst berufen sein, nicht aber zum 
Anklagegericht gemacht werden " >q11^, weil eine solche 
Function seiner Bedeutung und selbst seiner Würde widerspricht — 
ist statthaft: 1. wenn die königliche Tafel eine Handlung für nicht 
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strafbar erklärt h^at, welche nach dem Gesetze strafbar ist; 2. wenn 
sie eine Handlung als ein Antragsdelict erklärt hat, welches von 
Amtswegen verfolgbar, ist ; 3. wenn sie irrthürnlich das Verfahren 
als zur Competehz des Einzelrichters gehörig erklärt f nat. — Hat 
denn der Entwurf übersehen, dass eine derartige Entscheidung der 
königlichen Curie über die wichtigste Rechtsfrage — die gesetzliche 
Strafbarkeit einer Handlung (davon abgesehen, dass mit gleichem 
Maasse gemessen der Beschuldigte das gleiche Recht und Inter- 
esse haben kann, diese Frage zu seinen Gunsten gelöst zu sehen!) 
der späteren Entscheidungen 3er säfnmtlichen Instanzgerichtc 
geradezu unwiderruflich präjudicirt? Gibt man sich dem W*hne 
hin, die in der Sache selbst erkennenden Gerichte werden die 
Autorität des höchsten Gerichtshofes, welcher mit Recht die diese 
leitenden Normen schafft, verleugnen und sich einfach sagen: diese 
Entscheidung der königlichen Curie sei nur zu einem vorüber- 
gehenden processualen Zwecke, dem der Versetzung in Öen 
Anklagestand erfolgt? 

Die Berufung des Ober-Staatsanwaltes ist sofort nach Verkün- 
dung des XJrtheils anzumelden und der Beschwerdepunkt zu be- 
zeichnen (§. 367). Der Vorsitzende jenes Senates der königlichen, 
Curie, welcher mit der Entscheidung beauftragt Wird, erstattet 
Bericht und setzt einen Verhandlungstag an. Der Senat der 
königlichen Curie entscheidet nach Anhörung des Kron-x\nwaltes 
resp.* dessen Vertreters und nach Vortrag des Berichterstatters 
über die Zulässigkeit der Berufung und deren Inhalt — also wird 
der Beschuldigte resp. sein Vertreter hier, wo es sich utn seihe 
wichtigsten Interessen handelt, nicht einmal zugezogen, hat nicht 
das Recht, seine juristische Auffassung, zu deren Gunsten sicB 
vielleicht die zwei Vorinstanzen ausgesprochen haben, geltend zu 
machen ! Die Entscheidung der königlichen Curie" hat sich nur auf 
den vom Ober- Staatsanwälte bezeichneten Punkt zu erstrecken 
(§. 368). — Es ist ein schwacher Trost, dass die Entscheidung 
der königlichen Curie sofort verkündet und die sofortige Rück- 
sendung der Acten angeordnet wird. Wieviel Zeit mag wiederum 
verflossen sein, bis der höchste Gerichtshof des Landes die Ver- 
handlung der Sache vorgenommen hat ! Es soll uns nicht wundern, 
wenn die auf solche Weise unverschuldete Untersuchungs- 
haft des Beschuldigten in einer grossen Zahl mittlerer Fälle der Hö&ß 
der schliesslich verhängten Strafe gleichkommt, wenn nicht solche 
noch überschreitet. *) 

Das ist eben die Consequenz, dass siph der Entwurf mit seinem 
ganzen Systeme der Versetzung in Anklagestand einmal auf eine 
schiefe Bahn begeben hat, auf welcher nun ein Einhalten schwer 
möglich ist. Nicht in der übergrossen Zahl von Rechtsmitteln ist 
die Sicherheit des Strafverfahrens gelegen, sondern m dessen ein- 
fachem und doch sondern Aufbau. Der Entwurf wollte sich eben 

*) Zutreffend charakterisirt den hier in Bewegung gesetzten Apparat 
Schütze, a. a. 0., Seite 14. 
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gewaltsam gegen die Erkenntniss verschliessen, dass ihm aus- 
schliesslich die Wahl der beiden oben geschilderten Systeme frei- 
stand ; er wollte — in allerdings geistvollem Streben nach Originalität 
— beide combiniren und steht nun vor der thatsächlichen Unmög- 
lichkeit, der praktischen Verwirklichung seiner eigenen Schöpfung. 
Das UCbermaass von Garantien steht 'unter dem Druck zahlloser 
Formalitäten und Complicationen; die Arbeitskraft der Gerichte er- 
schöpft sich — ohne damit die Hauptsache zu fördern — in zum 
Theo zwecklosen Hauptverhandlungen, — am wenigsten gewinnt 
dabei der Angeklagte, dem doch das Anklagegericht zunächst 
seinen Schutz zuwenden sollte, indem iBm nicht einmal die Mög- 
lichkeit gewährt ist, die Verdajphtsgrtinde zu bekämpfen.*) — 
Der Streit dreht sich in der Regel um eine Formel der Anwen- 
dung des Strafgesetzes, deren Lösung — trotz^ des selbst überein- 
stimmenden Spruches dreier Instanzen — für die eigentliche Haupt- 
verhandlung nicht massgebend ist; die gerichtliche Versetzung in 
den Anklagestand, die unter Umständen dem Beschuldigten wirk 1 
liehen Schutz verleiht — gewährt ihm naeß dem Entwürfe 
einen äusserlichen formellen, Nahezu vexatorischen. Die Staats- 
anwaltschaft gewinnt ebensowenig dabei, denn die Waffe der selbst- 
ständigen Durchfuhrung der Anklage ist ihr entwunden — und, das 
Gericht endlich wird zum Handlanger einer formalen Gerechtigkeit 
gemacht. 



X. Hauptstiick, 

Von der Versetzung in Anklagestand ohne vorausgegangene 

Voruntersuchung. 

Eine unmitttelbare Versetzung in den Anklagestand findet 
nur # in jenen Fällen statt, wenn den Gegenstand des Strafver- 
fahrens #ein zur Zuständigkeit des Gerichtshofes gehöriges Ver- 
gehen oder überdiess ein zur Competenz des Einzelrichters 
gehöriges Vergehen oder eine dergleiche Uebertretung 
bildet und der Beschuldigte (der mit dringendem Verdachte 
belastete) die Unterlassung der Voruntersuchung 
begehrt — . also Versetzung in den Anklagestand nach Massgabe des 
vorigen Hauptstückes in allen Fällender Voruntersuchung,* während 
diese selbst mit Ausnahme der vorliegenden Fälle die durch- 
greifende Regel bildet**) — Wenn indessen die Einleitung des 
Strafverfahrens von dem Antrage des Privatanklägers abhängig ist 
( Antrags delict): so kann eine Unterlassung der Voruntersuchung — 
mit Ausnahme der im §. 611 bezeichnete^ Vergelien (Ehrenbeleidi- 
gungen« und leichtere Körperverletzungen) selbst auf den 
Antrag des Verdächtigen nicht stattfinden (§. 369). 



*) Szegheö a. a. O., S. 42. 
**) Szegheö a. a. O., S. 37. 

Mayer, Zur Reform des ung. Strafprocesses. 
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Keine der bestehenden Gesetzgebungen stellt der obligatorischen 
Voruntersuchung einen so weitgehenden Rahmen. Kann denn nicht % 
in zahllosen Fällen mit Ersparniss vieler Zeit, Arbeitskraft, Be- 
lästigung der Betheiligten und insbesondere des Beschuldigten dasselbe 
Resultat auf dem einfachen Wege des vorbereitenden Verfahrens 
erreicht werden? Statt der bekannten Strömung auf Beseitigung 
oder doch Einschränkung der Voruntersuchung zu folgen — wirft 
sich der Entwurf ihr rückhaltslos entgegen. Hat es denn einen 
Sinn, wenn beispielsweise in einem Falle des auf Antrag verfolg- 
baren, vielleicht höchst geringfügigen Betrugsvergehens (St G. B. 
§. 379), der Verdächtige -± um nur rasch abgeurtheilt zu werden 

— von der förmlichen Voruntersu$hung Abstand zu nehmen bittet, 
indem er rückhakslos gesteht, — dennoch das hier unnütze Räder- 
werk tier Voruntersuchung in Bewegung .zu setzen? Und warum 
sollen gerade hinsichtlich eines Antragsdelictes, das doch an sich 
die Signatur einer milderen Auffassung des Gesetzgebers trägt, 
ki Bezug auf die Voruntersuchung strengere Grundsätze gelten? 

Bezüglich de*r Unterlassung der Voruntersuchung (soweit solche 
nach dem vorhergehenden Paragraphen statthaft ist) ist der Ver- 
dächtige durch den Untersuchungsrichter zu vernehmen und im. 
Falle bejahender Antwort ist das hierüber aufgenommene Protokoll, 
nebst den durch die Vorerhebungen ermittelten Feststellungen, Be- 
weisen und Protokollen dem Staatsanwälte innerhalb dreier Tage 
vorzulegen (§. 370). — In den vorstehenden Fällen, in denen so- 
nach die Bedingungen für eine Unterlassung der Voruntersuchung 
vorliegen, legt der Staatsanwalt mit Uebergehung der Vorunter- 
suchung (der Vorerhebungen) unmittelbar die Anklage- 
schrift der Anklagekammer vor (§, 371). Gleichzeitig mit 
Einbringung der Anklageschrift erstattet der Staatsanwalt der An- 
klagekammer in einer besonderen Eingabe Bericht über die Er- 
hebungen des Thatbestandes u. s, w. und unterbreitet die Acten 
(§. 372). Der Vorsitzende der Anklagekammer anberaumt einen 
Verhandlungstag und ernennt einen Berichterstatter (§.373). 

— Dem Vertheidiger des Verdächtigen muss hinlängliche Frist zur 
Vorbereitung der Vertheidigung gewährt werden. Die 
Verhandlung kann nicht früher als 15 Tage nach Vorlage der An- 
klageschrift anberaumt werden (§. 374). Warum nicht, wenn die 
Sache so i weit vorbereitet ist, dass unmittelbar zur Hauptverhand- 
lung geschritten werden kann? Warum nicht, wenn Beschuldigter 
und Vertheidiger mit Abkürzung der Frist einverstanden sind? Wo 
liegt hier der Vortheil des unmittelbaren Verfahrens, das doch die 
möglichste Kürzung — schon im Interesse des etwa verhafteten 
Beschuldigten erlueischt? 

Aus dem Beschlüsse "über die Ladung zur Hauptverlyindliing 
muss ersichtlich sein : 1. die Anklagekammer, vor welche der Be- 
schuldigte geladen wurde; 2. der Namen des Beschuldigten; 3. Zeit, 
Ort der Sitzung. — Es ist ferner darin hinzuweisen, dass der Be- 
schuldigte das Becht habe, sich einen Vertheidiger zu wählen und 

f 
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mit diesem in der Sitzung der Anklagekammer anwesend sein 
könne. Endlich die Clausel: dass im Falle seines nicht persön- 
lichen Erscheinens er durch Vorführung vor die Anklagekammer 
gestellt werde (§. 375). Wenn der Beschuldigte die Tagfahrt mit 
Rücksicht auf die Vorbereitung seiner Verteidigung zu kurz an- 
gesetzt findet, so kann er bei dem Vorsitzenden vor Beginn der 
Verhandlung die Erstreckung des Termines beantragen. Er ist be- 
rechtigt, mittelst Eingabe an den Vorsitzenden der Anklagekammer 
vor der Verhandlung, sich auf Schutzzeugen oder Sachverständige 
zu berufen und deren Ladung zu beantragen, unter Angabe der 
Punkte ihrer Vernehmung. Ueber dieses Gesuch entscheidet der 
Vorsitzende nach seinem Ermessen (§. 376). Im Falle des nicht 
gerechtfertigten Ausbleibens des Beschuldigten sind die Bestim- 
mungen der §§. 273, 274 (Vorführung betreffend) des gegenwärtigen 
Gesetzes, insoweit nöthig, anzuwenden, damit die Verhandlung am 
bestimmten Tage beginnen könne, eventuell ist ein neuer Termin 
anzuberaumen (§. 377). Bei Beginn der Verhandlung trägt der 
Staatsanwalt mündlich den Inhalt der Anklage vor, entwickelt 
die Schuldbeweise und beantragt unter Berufung auf das 
Strafgesetz wegen der in der Anklageschrift bezeichneten Hand- 
lung die Einleitung des Strafverfahrens (§. 378). — Hierauf folgt 
die Vernehmung des Beschuldigten und die Auf- 
nahme der Beweise. — Hierüber sind die Bestimmungen der 
Voruntersuchung sinngemäss anzuwenden. Bei der Abh Order Zeugen 
und Sachverständigen sind indessen die Bestimmungen der §§. 433 
bis 446 des gegenwärtigen Gesetzes (deren Abhör in der Haupt- 
verhandlung betreffend) in Anwendung zu bringen (§. 379). 

Also, welchen eigentlichen Vortheil hat denn dieses Verfahren 
der Versetzung in den Anklagestand ohne vorausgegangene Vor- 
untersuchung? An Stelle dieser tritt die Beweisaufnahme in 
der Hauptverhandlung vor der Anklagekammer; 
an Stelle des die Untersuchung führenden einzelnen Untersuchungs- 
richters — ein ganzes richterliches Collegium, das Verfahren selbst 
in seinem wesentlichsten Elemente, d. h. dem Beweisfahren (Abhör 
der Zeugen und Sachverständigen) antieipirt die Grundsätze der 
eigentlichen (Sckluss.) Hauptverhandlung — ohne jedoch zu einem 
die Sache selbst abschliessenden Urtheile zu fuhren, vielmehr zur 
Lösung der einfachen Processfrage dienend: Soll hier von der 
Voruntersuchung abgesehen werden? Die natürlichste 
Folge einer solchen Entscheidung im bejahenden Sinne wäre nun 
ein abgekürztes sogenanntes unmittelbares Verfahren, d. h. dass der 
Staatsanwalt, ohne dass eine Voruntersuchung stattgefunden, un- 
mittelbar die gehörig, eventuell durch Vorerhebungen vorbereitete 
Anklage bei dem zuständigen erkennenden Gerichte erhebt (siehe 
z. B. deutsche St. P. 0., §. 197 — von der österreichischen ganz ab- 
gesehen, wo dieses Verfahren zu den Alltäglichkeiten gehört — 
österr. St. P. 0., §. 91) und dass, wenn der Beschuldigte 
diess nicht seinem Interesse entsprechend findet, vermöge Ein- 
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Spruches (österr. St. P. O.) oder durch Stellung geeigneter Anträge 
(deutsche St P. O., §. 199) eine Voruntersuchung oder die Vor- 
nahme einzelner Beweiserhebungen beantragt oder sonst Einwen- 
dungen gegen die Eröffnung des Hauptverfahrens erhebt, — 
unmittelbar zur Verhandlung und Entscheidung in 
der Sache selbst geschritten wird. — Nach dem gegen- 
wärtigen Entwurf, der noch zum Ueberfluss die Unterlassung der 
Voruntersuchung — in den wenigen Fällen ihrer Zulässigkeit — 
von dem eigenen Begehren des Beschuldigten abhängig macht, 
findet über diese Vorfrage — vor dem verweisenden: Gericht 
(der Anklagekammer) eine mündlich-contradictorische 
Hauptverhandlung mit dem ganzen Apparat einer definitiven 
Hauptverhandlung statt Was ist dabei gewonnen? Wozu der for- 
melle Streit, wenn sachlich ein solcher nicht besteht ? Also schliess- 
lich selbst in jenen Fällen, in denen aus dem Anklage-Erkenntniss 
dem Angeklagten keinerlei Schutz erwachsen kann, nur zur conse- 
quenten Durchfuhrung des Principes, dass keine Anklage vor dem 
erkennenden Gerichte zur Verhandlung gelangt, die nicht durch 
das verweisende formulirt worden ist. In der That hätte der Ent- 
wurf an Stelle dieses complicirten Systems besser die Vorunter- 
suchung für alle denkbaren Fälle obligatorisch erklären sollen*) 

Die Anklagekammer hat das Recht, auf den Antrag irgend 
welcher Partei oder auch ohne solchen (also von Amtswegen !) die 
Beschaffung, Ergänzung von Beweisen u. s. w anzuordnen und zu 
diesem Behufe die Verhandlung zu vertagen (§. 386). Um nun ja 
keinen Zweifel darüber zu lassen, dass sich die Anklagekammer 
keineswegs hierin zu beeilen habe, wird ausdrücklich bemerkt: 
»Diese Vertagung kann nöthigenfalls wiederholt werden. cc — Die 
Anklagekammer hat das Recht, wenn ihr die Sache verwickelt, 
schwer aufzuklären, oder widersprechend erscheint, oder sie das 
Beweisverfahren complicirt erachtet, auf Antrag der Parteien oder 
auch ohne solche das Verfahren zu unterbrechen und die Auf- 
rechterhaltung der Voruntersuchung anzuordnen 
(§. 381). — In diesem falle war also die ganze Arbeit umsonst. 
Wozu dann aber die vielleicht schon weit fortgeschrittene münd- 
liche Hauptverhandlung, der bisherige durch Zeugenvernehmungen 
u. s. w. veranlasste Zeitverlust? Ob die Voruntersuchung unent- 
behrlich ist, das im einzelnen Falle festzustellen, kann nicht Sache 
einer mündlichen Haupt Verhandlung sein. — Einzustellen ist unter 
allen Umständen das Verfahren, wenn sich der Verdacht eines 
Verbrechens ergibt. Hier kann auf die Voruntersuchung nicht 
verzichtet werden. 

Am Schlüsse des Beweisverfahrens legt der Staats- 
anwalt auf Aufforderung des Vorsitzenden die Ergebnisse dar und 
beantragt entweder die Versetzung in Anklagestand 
oder die Verweisung an die zuständige Behörde eventuell den 

*) Siehe auch über die fast ausnahmslose Regel der Voruntersuchung 
S z e g h e 6, S. 37. 



Einzelrichter zur weiteren "Verhandlung. Dass er auch die Zurück- 
weisung der Anklage, respective die Einstellung des Verfahrens 
beantragen darf, nachdem die Ergebnisse des Be weisv erfah- 
ren s die Grundlosigkeit der Anklage dargethan haben, unterliegt 
keinem Zweifel. Hierauf wird der Beschuldigte oder dessen Ver- 
theidigermün dlichmit seinen Anträgen gehört (§. 383). Hinsicht- 
lich des weiteren Verfahrens finden die Bestimmungen des IX. Haupt - 
ätückes (über die Versetzung in den Anklagestand) sinngemäss 
Anwendung (also vielleicht auch die Rechtsmittel -Cumulirunig dieses 
Haupt stüekcs"? das müsstp doch deutlich gesagt werden). Die 
Erklärung des Staatsanwaltes, dass er von der Anklage abstehe, 
hat die sofortige Auflösung der An kl agekammef- Sitzung zur Folge. 
Diese Erklärung des Staatsanwaltes hat die Wirkung eines die 
Anklage zurückweisenden Erkenntnisses. Auf Ver- 
langen ist dem Beschuldigten hierüber ein Amtszeugniss auszu- 
stellen (§. 384). — Der Staatsanwalt bleibt sonach »dominus litis«; 
an seinem Verfügungsrecht über die Anklage soll nach dem Ent- 
wurf dadurch nichts geändert werden, dass, wie hier, die Anklage- 
kammer mit der Sache bereits befasst war. Die Anklagekammer ist 
nach alledem speciell zur Lösung einer einzigen Vorfrage (Vor- 
untersuchung oder nicht?) berufen. Dass zur Lösung dieser Vor- 
frage die Einschiebung eines so umständlichen Zwischen Verfahrens 
entbehrt werden kann, ist bereits oben bemerkt. — Auch hier ist 
der Entwurf von dem Vorwurf nicht freizusprechen, dass er in 
unzweckmässiger Combinirung verschiedene Verfahrungsarten an 
Stelle eines einheitlichen, klaren, zielbewussten Proccssganges setzt 
und hierdurch die Anwendung auch dieses Hauptstückes Tür die 
Praxis unmöglich macht. 



XI. Hauptstück. 

Verfahren im Falle der Ergreifung auf frischer That. 

Hier begegnen wir einem wirklich abgekürzten Verfahren — 
soweit Abkürzung nach der ganzen Anlage des Entwurfes über- 
haupt möglich ist; denn auch hier hätte in wenigen Paragraphen 
dasselbe und vielleicht schärfer ausgedrückt werden können, was 
in 15 Paragraphen zum Theü sehr ausführlich behandelt worden 
ist. Dieses abgekürzte Verfahren umfasst nach dem Entwürfe 
die einzigen Fälle möglicher wirklich-unmittelbarer 
Ladung, resp. unmittelbarer llaup tverhandlung. Der 
Entwurf unterscheidet demnach: Verfahren der Versetzung in 
Anklagestand nach vorhergegangener Untersuchung und ohne vor- 
hergegangene Untersuchung durch unmittelbare Ladung, 
resp. durch Einreichung der Anklageschrift, welche die Wirkung 
einer Versetzung in den Anklagestand hat. — Auch hier sind 
die klaren und erschöpfenden Bestimmungen der deutschen Straf- 
process-Ordnung zur Nachahmung zu empfehlen. Betrachten wir 
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nun die Bestimmungen des gegenwärtigen Hauptstückes. In dem 
Falle eines Verbrechens, welches das Strafgesetzbuch nicht 
mit einer höheren Strafe als 5 Jahre Zuchthaus oder Staatsgefang- 
niss bedroht, gleichwie in dem Falle eines in die Oompetenz des 
Gerichtshofes fallenden Vergehens findet unter den im gegen- 
wärtigen Hauptstück enthaltenen Bedingungen gegen den auf frischer 
That ergriffenen (die Begriffsbestimmung siehe zu §§. 2781 u. 279 
oben S. 60) eine unmittelbare Haupt Verhandlung 
statt (§. 385). In dem Falle der Ergreifung auf frischer That ist 
der Staatsanwalt verpflichtet, innerhalb 24 Stunden nach ihm ge- 
wordener Verständigung hiervon den Untersuchungsrichter zu be- 
nachrichtigen und mit demselben ungesäumt sich nach dem Orte 
zu begeben, wo der auf frischer That Ergriffene festgehalten wird 
(im Falle der Verhinderung des Untersuchungsrichters der Bezirks- 
lichter §. 386). Der Untersuchungsrichter und der Staatsanwalt, 
unmittelbar nach ihrer Ankunft an dem Ort, woselbst der auf frischer 
That Ertappte festgehalten wird, stellen den Thatbestand fest, sie 
vernehmen diejenigen, welche den Thäter auf frischer That ergriffen, 
verfolgten oder verhafteten, beziehungsweise die im Besitz des 
Thäters befindlichen Gegenstände an sich genommen haben u. s. w., 
stellen die Vorfrage fest, ob der Fall des §. 385 vorliege, die 
Identität des Thäters u. s. w. und nehmen alle sonst erforderlichen 
Untersuchungs-Handlungen vor (§. 388). 

Der Untersuchungsrichter leitet das Verfahren; er ist indessen 
verpflichtet, die Anträge der Staatsanwaltschaft — soweit 
solche dem Gesetze nicht widersprechen — sofort auszufuhren (§. 388). 
Nach Feststellung des Thatbestandes und der Identität sammeln 
Untersuchungsrichter und Staatsanwalt die auf die Schuld bezüg- 
lichen Beweise eventuell durch Augenschein (§. 389). Der Staats- 
anwalt kann zu diesem Zwecke sowie zur Verfolgung einzelner 
Spuren u. s. w. (als Haupt der gerichtlichen Polizei) Polizei- und 
Sicherheitsbeamten verwenden (§. 390). Der auf frischer That Er- 
griffene ist vor der Vernehmung zu verständigen, dass es ihm frei- 
stehe, einen Ver theidiger zu wählen (§. 391). Nach Abschluss 
der Erhebungen, nach Anhörung des Staatsanwalts und des Ergriffenen 
eventuell seines Vertheidigers entscheidet der Untersuchungsrichter 
über Verhängung der Untersuchungshaft oder Stellung auf freien 
Fuss. Der Ergriffene kann nicht auf freien Fuss gesetzt werden, 
wenn seine Identität mit dem Thäter feststeht und die Handlung 
ein Verbrechen bildet. Gegen den die Untersuchungshaft an- 
ordnenden Beschluss ist kein Rechtsmittel zulässig (§. 392). Dies 
stimmt Alles nicht mit den sonstigen hinsichtlich der Untersuchungs- 
haft beobachteten milderen Grundsätzen des Entwurfs überein. — Nach 
Schluss der Vorerhebungen hat der Untersuchungsrichter die Acten 
und die übernommenen Gegenstände dem Staatsanwälte zu über- 
geben (§. 395). Der Staatsanwalt ist nach Schluss der Vorerhebun- 
gen verpflichtet, innerhalb 5 Tagen die Anklageschrift bei dem 
Gerichtshof einzureichen. In der Anklage ist die unmittelbare 
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Ladung des Beschuldigten^ zur Hauptverhandlung zu beantragen 
(§.396). Die Anklageschrift hat 'die Wirkung der 
Versetzung in den Anklagestand und ist dagegen ein 
Rechtsmittel nicht zulässig (§. 397). Die Anklageschrift ist binnen 
3 Tagen dem Beschuldigten mitzutn eilen. Ein Einspruch da- 
gegen findet nicht statt*) — Im Sinne des Entwurfes ist 
das Verfahren abgekürzt, weil eben das umständliche Stadium der 
Versetzung in den Anklagestand entfällt. 

Aus dieser kurzen aber doch in ihren wesentlichen Bestand- 
theilen erfolgten Skizzirung des gegenwärtigen Abschnittes ergibt 
sich, dass das hierdurch normirte Verfahren recht zweckmässig 
und auch für die demselben unterliegenden Fälle vortheilhaft ist. 
Die grosse Gewalt allerdings, die hier dem Staatsanwälte ein- 
geräumt wird, legt die Gefahr einer Verwechslung seiner ihm als 
Chef *de la police judiciaire eingeräumten Rechte mit den Befug- 
nissen eines Untersuchungsrichters nahe. — Offenbar war der 
Entwurf hier durch das Vorbild des französischen Code d'instruction, 
Livre I, Sect. II, §§. 59 und 60 geleitet. Das französische Recht 
gewährt für den Fall des de*lit flagrant sowohl dem Staatsanwälte 
wie dem Untersuchungsrichter aussergewöhnliche Befugnisse. Der 
Entwurf war bestrebt, eine etwaige in der allzuweit gehenden Ini- 
tiative des Staatsanwaltes liegende Gefahr dadurch zu beheben, 
dass fämmtliche Instructionshandlungen des Staatsanwaltes nur 
unter Mitwirkung und Controle des Untersuchungsrichters erfolgen 
können. — Der Entwurf hat für Fälle dieser Art sich auf die 
unmittelbare Ladung beschränkt; zu einem abgekürzten Ver- 
fahren in der Hauptverhandlung, wie solches nach einigen 
Gesetzen in den Fällen des delit flagrant angeordnet wird — hat 
sich der Entwurf mit Recht nicht veranlasst gesehen. Die Sicherung 
des Thatbestandes in kürzester und verlässlichster Weise daff nicht 
zur Folge haben, dass die Garantien der Hauptverhandlung im 
Mindesten geschmälert werden.**) 



XII. Hauptstück. 

Von den Vorbereitungen zur Hauptverhandlung. * 

Nach Rechtskraft der Versetzung in den Anklagestand sind die 
gesammten Acten durch den Vorsitzenden der Anklagekammer, dem 
Vorsitzenden der Strafkammer (a büntetö tanäcs elnöklhez) vor- ' 
zulegen, welcher innerhalb drei Tagen nach deren Einlangen den 



*) Das allerdings ist bedenklich und auch von Schütze a. a. 0. mit 
Recht gerügt Im Uebrigen kann doch diesem Verfahren gewiss nicht der 
Charakter einer »hypersummarischen«, nooh »anbillig formlosen c Pro cedur bei- 
gelegt werden. 

**) Vgl. jedoch die Bedenken S z e g h e o's, a. a. O , S. 44, gegen diese 
Art des Verfahrens. 
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verhafteten Angeklagten sich vorfüluren, den auf freiem Eusse 
befindlichen möglichst 1 rasch vor sich laden« lässt (§. 400). Der 
Vorsitzende der Strafkammer vernimmt den Angeklagten bezüglich 
solcher Umstände und Beweise, deren Geltendmachung vom Ge- 
sichtspunkte der Vertheidigung aus, er ausser den bisher 
erhobenen fiir nothwendig erachtet. Der Vorsitzende macht ferner 
den Angeklagten darauf aufmerksam, dass es ihm freistehe,, sich 
einen Vertheidiger zu wählen. Wenn die Versetzung in den 
Anklagestand sich auf ein Verbrechen bezieht oder im Falle 
des §. 70, Absatz 2 (nicht 16 Jahre, . über 60 Jahre alte, Taub- 
stumme) und der Angeklagte einen Vertheidiger noch nicht gewählt 
hatte, auch bei Gelegenheit dieser Vernehmung einen solchen nicht 
bezeichnen würde, so verfährt \ler Vorsitzende nach Massgabe des 
§. 70 (Bestellung yon Amtswegen) (§. 401). Der Angeklagte und 
sein Vertheidiger sind berechtigt, die ganzen Untersuchung's*Acten 
durchzulesen, solche auf eigene Kosten abschreiben zu lassen odei^ 
von solchen Abschriften oder Auszüge selbst zu fertigen (§. 402).*) 

— Enthält diese auf die Actenabschriften bezügliche Bestimmung 
zwar ein im Interesse der Vertheidigung selbstverständlich ge- 
botenes Recht, so schadet doch deren besondere Einschärfung nichtj 
da manche richterliche Organe noch immer von Misstrauen gegen die 
Vertheidigung erfüllt, an deren Rechten zu mäkeln suchen. 

Ankläger wie Angeklagter sind berechtigt, ausser den fc dem 
Erkenntnisse üßer die Versetzung in den Anklagestand benannten 
Zeugen und Sachverständigen die Ladung auch anderer Zeugen 
und Sachverständigen, unter Angabe der Punkte, 
worüber sie Vernommen werden sollen, bei dem Vor- 
sitzenden schriftlich oder mündlich zu beantragen. (§.403, siehe 
auch österreichische t St. P. O., §. 222; deutsche Sti P. O. §. 218.) 

— Erachtet der Vorsitzende diese Umstände für unwesentlich oder 
deren Erhebungen, mit Rücksicht auf das Ergebniss der Versetzung 
in den Anklagestand, überflüssig, oder nach dem gegenwärtigen 
Gesetze unzulässig, so lehnt er die Vorladung ab ; dir Angeklagte 
ist hievon spätestens drei Tage vor der Hauptverhan dlung zu 
verständigen. ••) (Wenn er jedoch erst kurz oder unmittelbar vor 
der Hauptverhandlung solche Anträge stellen sollte?) Gibt er 
den Anträgen statt, so ist der Gegner innerhalb gleicher Frist 
zu benachrichtigen. Gegen diese Entscheidung findet kein Rechts- 
mittel statt, jedoch kann der Antrag «in der Hauptverhandlung 
erneuert werden (§. 404). So ist dies auch nach der österreichischen 
Strafprocess - Ordnung. Das hat allerdings unter Umständen 
die Vertagung der vielleicht schon weit fortgeschrittenen Haupt- 
verhandlung zur Folge. ***) Warum ist dem Angeklagten nicht für 

*) .Oben bereits wurde gerügt, dass dem Beschuldigen die Aoteneinsicht 
erst nach Mittheilung der Anklageschrift gestattet wird. S. 63 'Note *). 

**) Warum fehlt eine besondere Sanction der Ausserachtlassung dieser 
Vorschrift ? S z e g h e 6 , a. a. O. 

***) Den Mangel eines Beschwerderechtes gegen den ablehnenden Bescheid 
des Präsidenten rügt mit Recht gleichfalls S z e g h e 6, Seite 45. 



% 

I 

t 

89 

diesen Fall das 'Recht der unmittelbaren Ladung seiner 
Schutzzeugen u. 8. w. eingeräumt? Dieses Recht hat sich in der 
deutschen Strafprocess-Ordnung (§. 219) gut bewährt, wenigstens 
zu begründeten Klagen keinen Anlass geboten und ist schon an sich 
eine werthvolle, dem Vertheidigungs-Interesse gewährte Concession. 
Der Schade, der Zeitverlust, den zwanzig unnütz geladene Zeugen: 
anrichten, kommt dem nicht gleich, der durch die Verweigerung eines 
wirklichen Schutzzeugen entsteht, da ohnehin das Gericht im 
Laufe der Verhandlung bei seiner Entscheidung über dessen 
Ladung den Werth des Zeugen leicht nach einem trügerischen 
Massstabe, nämlich dem Ergebnisse der bisherigen Verhandlungen 
bemisst. Unleugbar ist das Recht unmittelbarer Ladung eine dem 
vermöglichen Angeklagten gemachte Concessioq. Die Folge davon * 
kann aber nicht die sein, dass man ihm dieses Recht entzieht, 
sondern dass man die Anträge des unbemittelten Angeklagten in 
liberalerer Weise beurtheilt, als in der Rechtsübung zu geschehen 
pflegt. Auch im Falle der unmittelbaren Ladung hat die Staats - 
casse die Kosten zu tragen, wenn sich aus der Vernehmung der 
so geladenen Person ergibt, dass solche zur Aufklärung der Sache 
dienlich war. — Keinerlei Bestimmung entholt der Entwurf 
darüber, dass auch der Vorsitzende schon im vorbereitendem Ver- 
fahren (in welchem von seinem pouvoir discr^tionnaire noch nicht 
die Rede sein kann) von Amtswegen die Ladung von Zeugen 
und Sachverständigen anordnen kann. Dieses Recht räumt — 
neben der unmittelbaren Ladung des Angeklagter! — die deutsche 
Strafprocess-Ordnung dem Vorsitzenden ein. — Das österreichische 
Gesetz weist dem Vorsitzenden ein solches Recht nicht zu. Vom 
Standpunkte* des Anklageprincips lässt es sich ebensowenig ver- 
theidigen, wie die sogenannte discretionäre Gewalt. Es erscheint, 
mit der Stellung des Vorsitzenden und dessen gebotener Un- 
befangenheit nicht verträglieh, dass er von vornherein etwaigfe Be- 
lastungsmoniente gegen den Angeklagten sammle. — Freilich entfällt 
damit auch die Möglichkeit, das» er im Interesse der Unschuld des 
Angeklagten von vornherein thätig ist. 

Hierauf, nach Bereinigung vorstehender Punkte durch den 
Vorsitzenden, findet die Festsetzung des Verhandlungstages unter 
Ladung der Betheiligten statt. Zwischen der Zustellung der Vor- 
ladung und dem Tage der Hauptverhan<Jlung muss mindestens 
eine fünfzehntägige Frist liegen. Ist die Frist nicht ein- 
gehalten, so kann der Angeklagte unmittelbar nach Aufruf der 
Sache ' die Vertagung der Hauptverhandlung beantragen (§. 465). 
— Die lötägig« Frist bedeutet Zeitverschwendung. Wenn wohl 
alle Gesetzgebungen sich mit einer kürzeren Frist begnügen (8 Tag^ 
eine Woche) sollte der Entwurf damit nicht auslangen? Man denke 
doch, dass es dem verhafteten Angeklagten nicht gleichgiltig sein 
kann, ob er eine Woche länger in der Haft zubringt. 

Die Ladung des Angeklagten, der Zeugen und Sachverstäiyligen 
hat die Androhung der Folgen ihres Ausbleibens (§§. 273, 274, 
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161, 268) zu enthalten. — In dem Falle, dass dte Einleitung des 
Strafverfahrens abhängig war von dem Antrag des Verletzten und 
der Zurücknahme des Antrages zulässig war, ist in der Vor- 
ladung auszudrücken, dass das Nichterscheinen des Verletzten, als 
Zurücknahme des A n t r a g e s . betrachtet werde (§. 4Ö6); — 
eioe nicht unbedenkliche Bestimmung, denn auch die Verfolgung eines 
Antragsdelicts geschieht im öffentlichen Interesse. Verschieden davon 
ist der FaU, dass beim Ausbleiben des Verletzten das Gericht 
Mangels der nothwendigen Beweisunterlage sich ausser Stande sieht, 
einen Schuldspruch zu fällen. — * Ob der Entwurf nicht auch an 
dieser Stelle eine Bestimmung über die commissarischen 
Vernehmungen im Sinne der §§. 222, 223 der deutschen Straf- 
* process-Ordnung hätte aufnehmen sollen? 



XIII. Hauptstück. 

Ton der Hauptrerhandlung. 

Die Hauptverhandlung bildet unstreitig den wichtigsten Theil 
des öffentlich-mündlichen Strafverfahrens; von den grossen Principien 
des modernen Strafprocesses abgesehen, welche in ihr zur eigentlich- 
praktischen Geltung gelangen, besteht sie aus einer grossen Summe 
formeller Handlungen, deren Beobachtung so ziemlich in allen 
modernen Gesetzgebungen die gleiche ist Unsere heutige Haupt- 
vcrhandlung (insbesondere vor den Erkenntnissgerichten) ist im 
Grossen und Ganzen so geblieben, wie man sie dem französischen 
Code ursprünglich nachgebildet hat. Der Zweck des heutigen Straf- 
verfahrens hat sich wesentlich gegen den früheren geändert; die 
Mittel der Wahrheitserforschung sind im Ganzen die gleichen 
'geblieben, nachdem andere Erkenntnissmittel für die Wahrheit den 
Menschen nicht zur Verfugung stehen. Daher bedeuten denn auch 
für die Hauptverhandlung weniger ihre Formen, als der Geist, 
in welchem solche geleitet wird. • . . 

Registriren wir daher aus diesem weitläufigem Abschnitt 
(§§. 407; — 495, resp. 499) *) die wesentlichsten, besonderes Interesse 
bietenden oder abweichenden Bestimmungen. 

Die Oeffentlichkeit der Hauptverhandlung kann nur aus 
Gründen der Sittlichkeit odqr der öffentlichen Ordnung aus- 
geschlossen werden. Personen unter zwanzig Jahren haben 
den Zutritt nur, wenn verwandt mit dem Angeklagten, dem Ver- 
letzten, bezw. Beschädigten und im Falle besonderer Erlaubniss des 
Vorsitzenden (§§. 407, 408). — Letzteres nützlich für Rechts- 
studirende, die Gerichtsverhandlungen besuchen wollen. Misslich ist 
die Festsetzung einer Altersgrenze; die Vorlage des Geburts- odei» 
Taufscheines wird man ohnehin nicht verlangen wollen. Es dürfte 

*) Demnach* nahezu 90 Paragraphe umfassend, österreichische Strafprocess- 
Ordnung nur 51 (§§. 228—279), deutsche Strafprocess-Ordnung nur 50 Para- 
graphe*. 
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daher genügen, »unerwachsene Personen«. — Nur unbewaffneten 
Personen ist der Zutritt gestattet. Als eine bewaffnete Person wird 
überflüssiger Weise die bezeichnet, die einen Stock oder Stab trägt 
(§. 409). tm Falle des Ausschlusses der Oeffentlichkeit können 
insbesondere gegenwärtig bleiben 7 alle Advocaten und 
Itechtspraktikanten; — einq sehr zweckmässige Bestimmung. 
Jeder der Angeklagten oder Verletzten, oder* Beschädigten kann 
zwei Vertrauenspersonen bezeichnen (§. 410). 

In Betreff des Leitun^srcchtes des Vorsitzenden, die üblichen 
Bestimmungen; ebenso auch, in Betreff der nicht zulässigen Fesselung 
des Angeklagten (§§. 411 — 413). Bei ungeziemendem Benehmen des 
Angeklagten kann dessen Entfernung aus dem Sitzungssaale an- 
geordnet wenden. In diesem Falle ist die Hauptverhand- 
lung zu unterbrechen — kann also nicht in Abwesenheit 
des Angeklagten fortgesetzt werden. Die Entfernung und die Unter- 
brechung kann auf nicht länger wie zwei Stunden an- 
geordnet werden. EJs ist richtig, dass jede Verhandlung in Abwesen- 
heit des Angeklagten unvollständig ist; aber wenn er nach Ablauf 
dieser 2 Stunden nicht zur Besinnung kommt — wenn nach wieder- 
holten »zweistündigen Unterbrechungen« sich die Unmöglichkeit 
ergibt, in Gegenwart des Angeklagten, dem* doch gewaltsam der 
Mund nicht verstopft werden kann, weiter verhandein zu können, 
sollte man ' nicht ih seiner Abwesenheit die Sitzung fortsetzen 
dürfen? — Die einfache Verweigerung von Antworten 
oder Aussagen rechtfertigt die Anwendung dieser Be- 
stimmung nicht (§. 414). — Dieser weise Zusatz des Entwurfes 
ist keineswegs überflüssig, wenn man bedenkt, dass es, gar noch 
manche in den alten Traditionen aufgewachsene Richter geben 
wird, die in einer solchen Antwortsverweigerung ein unziemliche» 
oder herausforderndes Betragen (illctlen vagy kibivö vlselet) er- 
blicken mögen. — Von wem immer während der Hauptverhandlung 
verübte strafbare Handlungen werden/ mit deren Unterbrechung, 
sofort abgeurtheilt. Der Mangel eines Vertheidigers ist kein 
Hindprniss des Verfahrens. Die Einrede der* Unzuständigkeit ist 
unzulässig. Die Anklageschrift wird ersetzt durch das nach §. 417 
gebotene Expose des Staatsanwaltes, bezw. die Anklagebegründung 
(§. 459). Der Gerichtshof kann das Verfahren bis zum Schlüsse der 
im Laufe befindlichen Hauptverhandlung vertagen, gleichwie er 
jenes in das ordentliche Verfahren, eventuell an das competente 
Gericht zurückverweisen kann. Gegen die auf Grund dieses 
Paragraphes ergehenden Erkenntnisse ist kein Rechtsmittel zulässig; 
sie sind sofort vollstreckbar (§. 415). 

Nach Aufruf der Sache und Constatirung des Erscheinens der 
Geladenen stellt. der Staatsanwalt*) in einem kurzen 



t 
*) Hier ist durchgängig nur von dem Staatsanwalt und nicht Ton 

dem Ankläger überhaupt (dem Privatankläger) die Rede, nachdem un zweck- 
mässiger Weise die Procedur durch den Privatankläger (magänväMlö) in dem 
XVII l. Hauptstück besonders behandelt wird. 
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Expose den-Stand der Sache dar und beantragt die Ein- 
leitung des Beweisverfahrens, event die Aussetzung oder Vertagung 
der Sache (§. 417). — Erst in einem späteren Stadium erfolgj die 
Verlesung der Anklageschrift (§. 425). — Damit ist also auch das 
französische Expose des Staatsanwalts beibehalten — oder viel- 
mehr, nachdem fast sämmtliche neueren Gesetzgebungen jene ver- 
hängnissvolle Einrichtung beseitigt haben — wieder eingeführt, Und 
zwar in einer Weise, welche noch bedenklicher als die der fran- 
zösischen Gesetzgebung erscheint. Dieser zufolge wird zunächst das 
Verweisungserkenntniss und der Anklageact zur Verlesung gebracht, 
der letztere seinem wesentlichen Inhalte nach dem Angeklagten 
nochmals vorgehalten, und erst dann wird dem Staatsanwalt (dem 
Generalprocurator) das Wort zu dem sogenannten Expos6 (einer 
summarischen Darlegung der Beweisergebni$se) verstattet. — Nach 
dem Entwurf beginnt die Verhandlung mit deraExpos^, 
also noch ehe durch das Verweisungserkenntniss deren Grundlagen 
und Grenzen festgestellt sind. Kein Wort enthält der Entwurf 
darüber, dass — was dem Gebote 4er Gerechtigkeit und der 
Gleichheit der Parteien entsprebhen dürfte — der Vertheidiger 
des Angeklagten berechtigt wäre, seinerseits ein 
derartiges Expose zu gebe n.*) Nicht umsonst wird aber 
dieses staatsanwaltliche Expose als gefahrlich bezeichnet, denn 
wenn auch rechtsgelehrte Richter für die Eindrücke- blendender 
Beredtsamkeit nicht «so empfänglich sind wie Geschworne, denen 
gegenüber der Staatsanwalt in sein.em Expose häufig von vornherein 
bemüht ist, den Angeklagten als einen bereits Verurtheilten 
hinzustellen, so werden sie doch nicht immer sich vollständig der 
Wirkung einer geschickt gruppirten Darstellung zu entziehen ver- 
mögen und leicht Gefahr laufen, dass sie, unter dem Eindrucke 
subjeetiver Auffassung des Staatsanwalts stehend, nicht mit der 
erforderlichen Unbefangenheit ihre Aufmerksamkeit dem Beweis- 
verfahren zuwenden. — Dem Angeklagten steht aber kein Mittel 
zu Gebote, diesen von vornherein gegen ihn erzeugten üblen Ein- 
druck zu verwischeh. Pathos und hohle Declamation können auf 
diese Weise der Hauptverhandlung von ihrem Beginne ab eine 
verfehlte Richtung geben. Ueberflüssig ist zum Mindesten jenes 
Expose,' weil keinen der durch die Hauptverhandlung gesetzten 
Processzwecke fördernd; denn allein das Anklageerkenn tniss 
vermag in dem dermassen gestalteten Verfahren der Hauptverhand- 
lung die zur Zeit massgebenden Grenzen, vorzuzeichnen. 

In Abwesenheit des Angeklagten kann die IJaupt- 
verhandlung nur in den Fällen der §§. 61 und 62, St. G. B. (Con- 
fiscation und objeetives Verfahren) und nur dann abgehalten 
werden, wenn in Ermanglung einer zu bestrafenden Person oder 
der Unmöglichkeit , der Stellung* einer solchen vor Gericht, den 
Zweck des Strafverfahrens ausschliesslich der Auespruch des Urtheils 



*) S. auch die tadelnden Bemerkungen Szegheo's a. a. 0. S. 45. 
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bildet, . dass die ergriffenen Gegenstände einzuziehen oder zu ver- 
nichten seien (§. 419)*. • 

Die Hauptverhandlung kann ohne Anwesenheit des 
Staatsanwalts nicht abgehalten werden. Indessen ist 
dieser im Falle des Nichterscheines kurzer Hand durch den Vor- 
sitzenden zur Sitzung zu rufen. Ist durch sein Ausbleiben eine Ver- 
spätung im Beginne des Verfahrens eingetreten, so ist dies dem 
Oberstaatsanwalt zur Anzeige zu bringen (§. 420). 

Ist in den Fällen obligatorischer Vcrtheidigung (§. 70) der 
Vertheidiger nicht erschienen, so fordert der Vorsitzende die 
anwesenden Anwälte zur Uebernahme der Verteidigung auf, und, 
falls sich einer derselben bereit erklärt, ist die Hauptverhandlung 
zu beginnen. Gegen den nicht oder nicht hinlänglich entschuldigten 
Vertheidiger ist alsdann ein diseiplinäres Verfahren einzuleiten 
(§. 421). Allein, wenn kein anderer vertheidiger zufällig anwesend 
oder zur Vertheidigung bereit ist? Hierüber findet sich keine An- 
ordnung, auch nicht in dem speciellen Hauptstücke (XIV) über 
Vertagung. — Selbstverständlich hat in einem solchen Falle Ver- 
tagung einzutreten. — In dem Falle des im Voraus nicht oder 
nicht .genügend entschuldigten Ausbleibens der verletzten Partei 
(des Privatanklägers?) gilt der Antrag auf Einleitung des Straf- 
verfahrens als zurückgenommen, wenn dessen Grund eine 
solche strafbare Handlung bildet, hinsichtlich deren eine 
Zurücknahme des gestellten Antrages zulässig ist 
(§. 422). Dieser Paragraph steht im Zusammenhange mit §. 335 
oben, woselbst schon mit Bezug auf die Versetzung in den Anklage- 
stand diese bedenkliche Folgerung, welche keineswegs aus dem 
Wesen der Antragsdelicte gerechtfertigt werden kann, bekämpft 
wurde. — Nur für den eigentlichen (principalen) Privatankläger im 
ernsten Sinne des Wortes (event. den subsidiären Privatankläger) 
liesse sich ein solches Präjudiz geltend machen. — Das blosse Nicht- 
erscheinen der verletzten Partei, die einmal durch Stellung des 
Antrages ihren auf Strafverfolgung gerichteten Willen kundgegeben 
hat, enthält keinen ausdrücklichen Widerruf der früheren Erklärung, 
auf Grund welcher die Einleitung der Strafverfolgung im öffent- 
lichen Interesse erfolgte. 

Dieselbe Wirkung tritt nach dem Entwürfe ein (der Antrag 
gilt als zurückgenommen), wenn in dem auf Grund eines der Zurück- 
nahme nicht fähigen Antrages eingeleiteten Strafverfahren der Staats- 
anwalt die Vertretung der Anklage abgelehnt hat. — Hierunter soll 
wohl im Zusammenhange mit §. 7 der sogenannte subsidiäre Privat- 
ankläger verstanden werden. — Das ist aber Alles nicht deutlich 
gesagt, weil eben es an einer klaren Unterscheidung zwischen 
Privatanklage (principaler) und subsidiärer fehlt, und die Vermischung 
mit den Anklagedelicten, welche eine besondere processuale Behand- 
lung, d. h. eine Gleichstellung mit den Fällen der eigentlichen 
Privatanklage nicht rechtfertigen, sich als veAängnissvoll erweist. 
Und welche Folgen hat die Fiction des zurückgenommenen Antrages 
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— sofortige Freisprechung von der Anklage, oder Einstellung des 
Verfahrens? Das ist nicht ausgesprochen ;' übrigens tritt 'diese 
Wirkung nicht ein (Schlussabsatz des §. 422), wenn an Stelle der 
, verletzten Partei ein Vertreter erschienen ist. Auch ohne 
dass eine PrivatanMagc erhoben würde? Alles dies müsste klarge- 
stellt werden. — Wenn die Stellung ungerechtfertigt ausgebliebener 
Personen mittelst Vorführung innerhalb so kurzer Zeit ausführbar 
erscheint dass eine Vertagung vermieden werden kann, so ver- 
schiebt der Vorsitzende den Beginn der Verhandlung über die 
hiezu anberaumte Stunde, bezw. unterbricht solche. Eine solche 
Unterbrechung darf die Dauer zweier Stunden 
nicht überschreiten (§. 423). Welchen Sinn hat es, das 
richterliche Ermessen durch eine solche kurze Frist zu binden? 

Gewiss sind ini Interesse der durch das Princip der Unmittel- 
barkeit gebotenen Continuität Unterbrechungen möglichst zu ver- 
meiden, allein es kommt doch darauf an, in welchen Stadium der 
Verhandlung sich solche als noth wendig erweisen. — Zweckmässiger 
wird oft eine länger andauernde Unterbrechung sein als eine den 
Angeklagten schädigende Vertagung. — Diese Vorführung hindert 
nicht die Anwendung der nach gegenwärtigem Gesetze zulässigen 
Strafen/ Diese werden durch einen besonderen Beschluss aus- 
gesprochen, gegen den ein Rechtsmittel nicht zulässig ist. Sind alle 
zur Hauptverhandlung geladenen erschienen, so verliest der 
Schriftführer das Anklage- Erkenntniss (§. 425). Der 
Verlesung der Anklageschrift schliesst sich die Vernehmung 
des Angeklagten an. Bei dieser dürfen die Zeugen nicht zu- 
gegen sein (§. 426). In Betreff der Sachverständigen fehlt es an 
einer deren Anwesenheit regelnden Vorschrift. — Der Vor- 
sitzende erklärt dem Angeklagten den Inhalt des 
Anklage-Erkenntnisses und fordert ihrv zur Erklärung 
darüber auf, ob er sich schuldig bekenne oder nicht? Wenn der 
Vorsitzende im Laufe des die Hauptverhandlung vorbereitenden 
Verfahrens die auf Antrag des Angeklagten oder des Staatsan- 
waltes gestellten Ergänzungs-Beweis an. tr äg e zurück- 
gewiesen hat; so hat er dies im Anschluss an vorstehende Auf- 
forderung gleichfalls zu erwähnen und die Parteien zu belehren, 
dass sie ihre Anträge im Laufe der Hauptverhandlung wiederholen 
können (§§. 403, 427), — eine recht zweckmässige Vorschrift, 
namentlich insoweit solche durch den »favor defensionis« becin- 
flusst wird. — Der Angeklagte hat das Recht eine zusammen- 
hängende Darstellung des Sachverhaltes entgegenzustellen. Der 
An geklagte kann jedoch weder zu einer Darstel- 
lung des Sachverhaltes noch zu Erklärungen über 
die Beweise gezwungen werden (§. 426). Es steht dies in 
Ueberein Stimmung mit dem dem Beschuldigten in der Vorunter- 
suchung ausdrücklich gewahrten Rechte, daher auch aus einem 
etwaigen und selbst 4>eharrlichem Schweigen des Angeklagten dem 
Geiste des Entwurfes zufolge eine dem Angeklagten n^chtheilige 



95 

Fiction nicht abgeleitet werden da/i. — Entspricht dieser Stand- 
punkt dem Princip des Anklageprocesses und der hierdurch be- 
gründeten Stellung des Angeklagten als Partei, so steht dagegen 
das im §. 429 geregelte Verfahren im Falle sich ergebender Ab- 
' weichungen zwischen früheren und jetzigen Aussagen des An- 
geklagten mit jener liberalen Auffassung im Widerspruch. Das in- 
quisitorische Recht des Vorsitzenden auf Verlesung der Unter- 
suchungsprotokolle *) in einem solchen Falle enthält einen indirecten 
Zwang gegenüber dem Angeklagten und verrückt das Verhältnis^ 
zwischen Voruntersuchung und Hauptverhandlung. — Die Schuld 
des Angeklagten muss ausschliesslich durch die Ergebnisse der 
mündlichen unmittelbaren Hauptverhandlung bewiesen werden. Die 
in der Voruntersuchung gemachten Angaben des Angeklagten 
können eine genügende Basis der Anklage, bezw. des Anklage* 
Erkenntnisses, nicht aber der Verurtheilung bilden; den oft unüber- 
legten Erklärungen des Angeklagten in der Voruntersuchung wird! 
sonst die Signatur eines unverrückbaren Geständnisses aufgedrückt ; 
nie jedoch darf cfer Angeklagte gezwungen werden, sich selbst zu 
incriminiren. Der Vorhalt solcher Widersprüche, unter Verlesung 
der Untersuchungsaussagen, enthält aber einen derartigen Zwang, 
der um so verwerflicher ist, als man leider durchwegs an der 
Präsumtion festhält, das derartige, das frühere Gesfändniss modifi- 
cirende, erst in der Hauptverhandlung gemachte Erklärungen nicht 
dem Triebe der .Wahrheitsliebe und Unschuld entspringen, sondern 
der Klugheit, Verschmitzheit und unterdess gewonnener, die Trag- 
weite des Geständnisses erwägender Erfahrung. — Allein diese 
Schattenseite unseres Verfahrens ist nur eine Folgerung des inquisi- 
torischen Verhörs durch den Präsidenten ; so lange solches 
aufrecht erhalten bleibt, wird das immerhin noch so liberal 
gewährte Recht des Angeklagten, die Aussage zu verweigern, nur 
ein scheinbares Heiben, und dessen Ausübung eher nachtheilig auf 
die richterliche Uebefrzeugung wirken. — Im Falle wesentlicher 
Abweichungen zwischen den Aussagen mehrerer An- 
geklagten sind diese gegenüber zu stellen (§. 429) ; — eine weitere 
Consequenz des inquisitorisch gestalteten Verhörs. — Nach der 
Vernehmung des Angeklagten hat der Gerichtshof* darüber zu ent- 
scheiden, ob die Beschaffung der durch den* Vorsitzenden 
(im vorbereitenden Verfahren) abgelehnten neuen Beweise, 
bezw. die Ladung anderer Zeugen oder Sachverständiger, als der 
geladenen, sich als noth wendig erweise? Im bejahenden Falle, ob 
nicht zu diesem Zwecke die Hauptverhandlung zu vertagen sei ? 
Der Gerichtshof kann die Aufnahme dieser neuen Beweise, wie 
auch die Vertagung der Hauptverhandlung zu diesem Zwecke von 
der weiteren Entwicklung der Hauptverhandlung abhängig machen 
(§. 430)., — Von der letzteren muss es auch abhängig sein, ob der 
. Gerichtshof den diessbezüglichen Ladungs- oder Beweisbeschluss 

*) S. zutreffend Szegheö, S. 46. 
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treffen kann. Die Vernehmung des Angeklagten wird ihm nicht 
immer die erforderliche Unterlage geben; -es kann sich erst im 
späteren Verlaufe des Verfahrens die Frage aufwerfen, ob die vom 
Angeklagten beantragten jedoch abgelehnten Zeugen u. s. w. zu 
laden seien? — Es ist im Uebrigen richtig, dass dem Gerichts- 
hofe nur innerhalb dieser durch den Angeklagten, bezw. 
dessen Ve rt heidi gung gezogenen Grenzen eine Mitwir- 
kung an dem Beweisverfahren, resp. die Festsetzung des 
Umfanges desselben eingeräumt wird und im Uebrigen sich die 
Beweisaufnahme ausschliesslich auf di$ sämmtlich bereits vor- 
geladenen Zeugen und Sachverständigen, bezw. die anderen herbei' 
geschafften Beweismittel erstreckt. — Dieser Gfundsatz erleidet 
nur eine Modifikation durch die später zu erörternde discretionäre 
Gewalt des Präsidenten. * 

Ist die Entscheidung des* Gerichtshofes von Präjudicial-Fragen 
i§. 14, Abs. 3 und 4) abhängig, so kann der Gerichtshof die Aus- 
setzung der Sache verfügen und bpzw. (Fall des §. 344, Zurech- 
nungsfähigkeit ?) 4 die Vorfrage in einem zunächst hinauf beschränkten 
Verfahren zur Lösung bringen (§. 431). Nach der Vernehmung des 
Angeklagten beginnt das Beweisverfahren. Zunächst werden 
die vom Ankläger, dann die vom Angeklagten erbrachten Beweise 
aufgenommen (§. 432). Dies kann jedoch nur die Regel bilden, 
insofern das Beweisverfahren nur das Mittel zur Klarstellung des 
Falles bildet. — Die Beweise* werden in Gegenwart des Anklägers 
uqd des Angeklagten erhoben. Die Parteien haben das Recht, 
diesbezügliche Bemerkungen zu machen und die Erhebung der durch 
diese Beweisaufnahme veranlassten neuen Beweise zu be- 
antragen. — Das Fallenlassen einzelner Beweismittel ist nur im 
gemeinsamen Einverständnisse zulässig. Wegen Ver- 
spätung des Antrages kann die Beischaffung neuer Beweis- 
mittel nicht abgelehnt werden (§. 433). Dies wü*de dem Schlless- 
lichen Zwecke des Strafverfahrens, der Ermittlung der materiellen 
Wahrheit widersprechen (s. auch deutsche Strafprooess-Ordnung §. 245, 
Abs. 1). — Auf den Wunsch des Angeklagten werden 
die Zeugen und Sachverständigen durch die Par- 
teien befrag^*). In diesem Falle werden die Zeugen der An- 
klage (Belastungszeugen) durch den Angeklagten, die Zeugen 
der Vertheidigung (Entlastungszeugen) durch den Ankläger 
befragt (sog. Kreuzverhör). 

Vor Beginn der Vernehmung der Zeugen und Sachverständigen 
ist der Angeklagte auf dieses Recht durch den Vorsitzenden 
aufmerksam zu machen und diese Belehrung w}e auch die 
Antwort des Angeklagten in das Protokoll aufzunehmen (§. 434). 
Am Schlüsse der resp. Vernehmung haben die befragenden Gegen- 
parteien das Recht, zur Ergänzung von Lücken, zur Aufklärung 

*) Dass das nicht auch auf Wunsch des Anklägers eintreten soll, 
wird von Szegheo a. a. 0. als eine arge Verletzung der vom Entwurf 
angestrebten Parteiengleichheit bezeichnet. 



von Dunkelheiten, und überhaupt wegen Aufklärung des ' 
Sachverhaltes an die Zeugen oder Sachverständigen weile 
zu richten (§. 435). Im Falle dunkler oder unverständlich ei 
der Fragen, fordert der Vorsitzende, bevor eine Antwo 
ertheilt wird, den Fragesteller zw eingehenden Erkläru 
Absicht auf, und wenn er dessen Absicht verstanden hat, 
den Inhalt der zu stellenden Frage fest (§. 436). 

In dem Falle einer solchen Frage, welche die Ver< 
eines für die ßeurtheilung des Thatbcstandes einrlussrcic 
Standes bezweckt oder wodurch ein Zeuge oder Sachve: 
zu einer parteiischen (beeinflussten, röszrehajlö) Antwort < 
verhüllt aufgefordert oder belehrt wird, ist der Vorsitz 
pflichtet, der zu vernehmenden Person die Abgabe einei 
zu verbieten. Die Ertheilung einer Antwort muss auch h: 
solcher Fragen verweigert werden, von denen vorauszuse 
durch dieselben, ohne dass sie m Bezug auf die Aburth« 
schwebenden Sache oder die Beschaffung irgend eines 
von Einfluas wären, die Ehre des Angeklagten od i 
Anderen verletzt oder durch die Antwort eine solche ^ 
bezweckt wird, insbesonders dann, wenn im Falle ein« 
Verläumdung oder Ehrenbeleidigung erhobenen Anklage 
auf solche Umstände sich bezieht, deren Beweis nach de. 
und 265*) des Strafgesetzbuches ausgeschlossen ist (§. 4Ü 

Der Vorsitzende hat das Recht, noch den Antv 
die von dem Staatsanwalt oder durch den Angeklagten 
Fragen behufs weiterer Aufklärung an die Zeugen o 
verständigen neue Fragen, und nach Abschluss der 
Befragung an jeden Zeugen oder Sachverständigen so vie 
zu stellen, als er es für die Aufklärung des Thatbestar. 
irgend welchen Umstandes nothwendig erachtet. Nach 
der ergänzenden Vernehmungen seitens des Vorsitzern 
dieses Recht jedem Mitgliede des Geric 
(§■ 489). 

Wenn der Angeklagte nicht selbst oder durch se 
theidiger die Fragen zu stellen wünscht, so hat in eine: 
Falle der Vorsitzende sowohl die Belastungs- wie die Er 
zeugen zu vernehmen. Nach Schluss der Befragung de 
oder Sachverständigen durch den Vorsitzenden können d 

■*) Diei sind: Verl&um düngen oder Beleidigungen gegen den 
□der das Oberhaupt einte fremden Staates, gegen einen bei Sr. ] 
glaubigten Gesandten oder Geschäfte trager eines fremden StAates (3t 
wenn die Behauptung oder der Ausdruck sich auf eine Handll 
wegen welcher nur auf Antrag des Verletzten die Strafverfolgung 
werden darf und der Antrags berechtigte einen solchen Antrag ni 
oder denselben zurückgezogen hat; wenn in Beziehung auf die 
Thntsache ein rechtskräftiges feisrpreehendes Urtheil geschöpft o 
stellungsbe schluss gefasttt wurde ; wenn die Behauptung oder de 
Verhältnisse des Familienlebens oder die weibliche Ehre angreift (Sl 
Bin Beweis darüber, dass die behauptete Th&tsache- allgemein 1 
wird nicht ingelassen (St G. §. 265). 

Bijer, Znr Reform den nng. Straffreieres. 
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anwalt wie der Angeklagte, ferner die Mitglieder des Gerichtes an 
erstere zur Aufklärung der Sachlage oder eines sonstigen Um- 
standes dienende Fragen stellen {§. 440). 

Wenn der Gerichtshof zu der Ueberzeugung gelangt, dass 
der Fragesteller die zur geziemenden Stellung der Fragen not- 
wendige Fähigkeit nicht besitzt; oder dass der Angeklagte, resp. 
sein Vertheidiger durch Stellung der nach §. 436, bezw. 437 
unzulässigen Fragen mit der Fragestellung schweren Miss- 
brauch treibt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des Gegners 
oder von Amtswegen durch motivirten Bescheid ihm das Fragerecht 
entziehen. In einem solchen Falle ist die weitere Abhör in gleicher 
Weise vorzunehmen, als wenn der Angeklagte das Recht aus dem 
§. 434 nicht in Anspruch genommen hätte. Gegen eine derartige 
Entscheidung des Gerichtshofes ist kein Rechtsmittel zulässig (§. 441). 

Wir haben im Vorstehenden die Bestimmungen des Entwurfes 
über die Vernehmung der Zeugen in der Hauptver- 
handlung, fast wörtlich wiedergegeben; bei Behandlung der- 
selben in nicht weniger als acht? zum Theil sehr eingehenden 
Paragraphen ist der Entwurf zunächst von dem Vorwurfe allzu 
grosser, fast verwirrender Ausführlichkeit nicht freizusprechen. (Man 
vergleiche dagegen die Österreichische Strafprocess-Ordnung, welche 
die ganze Materie in zwei Paragraphen, die deutsche Strafprocess- 
Ordnung, welche solche, in fünf knappen Sätzen regelt, eine Reihe 
anderer Gesetzgebungen, die noch ökonomischer sich auf ein oder 
zwei Paragraphe beschränken). Der gegenwärtige Entwurf hat 
manche sich von selbst aus dem unbestrittenen Leitungs- 
recht des Vorsitzenden ergebende Folgerungen zu besonderen 
gesetzlichen Bestimmungen erhoben; in der Sache selbst hat er eine 
neue originale Gestaltung dieser wichtigen, das Lebenselement der 
Hauptverhandlung bildenden Materie angestrebt, ist jedoch über 
eine blosse Combination der in den verschiedenen Gesetzgebungen 
bestehenden Einrichtungen nicht hinausgekommen. Es gibt näm- 
lich nur drei Systeme für die Regelung des Befragungsrechtes 
der Zeugen. 

1. Das in England bekanntlich geltende, dem reinen An- 
klageprocesse entsprechende und ausschliessliche Recht der Partei 
auf Befragung der von ihr vorgeführten Zeugen und Sachver- 
ständigen, unter hierauf folgender Gegenbefragung durch die geg- 
nerische Partei (sogenannte »cross examination«, Kreuzverhör), wobei 
dem 'Richter ein mehr formelles Interventionsrecht in Bezug auf 
die Zurückweisung gesetzlich unzulässiger oder unziemlicher Fra- 
gen zusteht. — Dieses System, der consequente Ausfluss der 
Parteienthätigkeit im Strafprocess, vermochte, trotz Anerkennung 
seiner Berechtigung für den wirklichen Anklageprocess, in den 
mehr oder minder auf inquisitorischer Grundlage aufgebauten euro- 
päischen Gesetzgebungen keine Wurzeln zu fassen. 

2. Das «zweite System, dasjenige Frankreichs und des nach 
französischem Muster verfassten grösseren Theiles der Gesetzgebun- 
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gen, überlägst seiner inquisitorischen Aufgabe entsprechend dem 
Vorsitzenden ausschliesslich das Verhör, anerkennt nicht ein 
Recht auf Befragung durch die Parteien, überlässt es vielmehr zu- 
nächst dem Gutdünken, der Willkür des Vorsitzenden, . eventuell 
der Entscheidung des Gerichtes, ob von den Parteien angeregte 
bestimmte Fragen an die Zeugen und Sachverständigen gestellt werden 
sollen. Auch in diesem Falle ist der Vorsitzende das fragende Organ 
und nicht die Partei. 

3. Das zwischen beiden Einrichtungen vermittelnde 
System, welches in den beiden hervorragendsten Gesetzen der letzten 
Jahrzehnte zur Anerkennung gelangt ist, in der deutschen und 
der österreichischen Strafprocess- Ordnung. Beide stimmen 
darin überein, dem Vorsitzenden in erster Linie aus- 
schliesslich kraft seines Leitungsrechtes die Vernehmung zu 
übertragen, anerkennen jedoch neben diesem ein wirkliches 
Rocht der Parteien, bei dieser Befragung mitzuwirken, indem den- 
selben theils ausschliesslich bezüglich einzelner Zeugen und 
Sachverständigen die Befragung überlassen werden kann (wie nach 
der deutschen Strafprocess-Ordnung §. 238, nach übereinstimmendem 
Antrag der Staatsanwaltschaft und des Vertheidigers hinsichtlich 
der von ihnen benannten Zeugen, ein Recht, das selten praktisch 
wird, weil jene Uebereinstimmung schwer zu erzielen ist), wonach 
dem Vorsitzenden hinsichtlich dieser 'dem sogenannten Kreuzverhör 
überwiesenen Zeugen nur ein ergänzendes (subsidiäres) Frage- 
recht zusteht, hinsichtlich der nicht von den Parteien befragt wer- 
denden jedoch das principale. Das letztere Recht wird wieder da- 
durch modificirt, dass es den Parteien anheimgestellt ist, nach 
Abschluss der Vernehmung durch den Vorsitzenden , d i r e c t 
Fragen zu stellen, welche zugelassen werden müssen, sofern sie 
sich nicht als missbräuchliche, ungeeignete oder zur Sache nicht 
gehörige Fragen darstellen. — Die österreichische Strafprocess- 
Ordnung dagegen anerkennt zwar nicht ein principales Fragerecht 
der Parteien in der Form des sogenannten Kreuzverhörs, hält viel- 
mehr grundsätzlich an dem principalen Vernehmungsrechte des 
Vorsitzenden fest, räumt jedoch, nach Erschöpfung desselben, den 
Parteien, in liberaler, nur durch die Rücksicht auf die Angemessen- 
heit des Vorganges begrenzten Umfange, das Recht der selbst- 
ständi gen Befragung zu*). — Der gegenwärtige Entwurf ver- 
mag sich für keines der geltenden Systeme zu erwärmen; er hat 
offenbar Bedenken, das englische System rückhaltlos zu vertreten 
und nachdem von einer ausschliesslichen Anwendung der franzö- 
sischen Einrichtung nicht mehr die Rede sein kann, fallt es ihm 
andererseits schwer, sich für die in Deutschland beziehungsweise 



*) Nach den jetzt geltenden Normen steht auch in Ungarn den Parteien 
daß Recht zu, Fragen an Zeugen und Sachverständige ohne Vermittlung des 
Vorsitzenden zu richten und wird nach dem Zeugniss S z e g h e 6 's a. a. O. 
S. 47 davon der ausgiebigste Gebrauch gemacht, ohne dass irgendwie erheb- 
liche Miesstände zu Tage getreten wären. 
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Oesterreich geltende Ordnung, die ihm wiederum nicht weitgehend 

§enug erscheint, zu entscheiden. So befolgt er denn folgendes 
ystem : 

1. Principiell: Befragung durch den Vorsitzenden als aus- 
schliessliches Organ. Nach Erschöpfung dieses Rechtes ungehinderte 
Befragung durch die Parteien (österreichisches System). 

2. Sogenanntes Kreuzverhör, d. h. directes unmittelbares Befra- 
gungsrecht durch die Parteien, jedoch nicht, wie nach der deut- 
schen Strafprocess-Ordnung auf tibereinstimmenden Antrag der 
Staatsanwaltschaft und Verteidigung, noch — wie sich nach dem 
Grundsatze der Parteiengleichheit erwarten Hesse, auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft oder der Verteidigung, sondern auf den a u s- 
8 chliesslichenWunsch des Angeklagten *). Nach Erschöpfung 
des Befragungsrechtes durch die Parteien tritt dann das ergänzende 
Befragungsrecht durch den Vorsitzenden wiederum ein. 

Eigentümlich, wie diese ganze Einrichtung, die sich nur durch 
einen singulären »favor defensionis« erklären lässt, ist die Ver- 
wirklichung derselben durch die Modalitäten bei Ausführung des 
Befragungsrechtes. Haben wir nicht die betreffende Bestimmung 
(§. 434) missverstanden, so werden im Falle des durch den An- 
geklagten beantragten Kreuzverhörs die Zeugen der Anklage 
zunächst (?) durch den Angeklagten, die Zeugen des Angeklagten 
zunächst durch den Ankläger vernommen. Und doch liegt es ja 
gerade in der Einrichtung des Kreuzverhörs, dass jede Partei 
zunächst ihre Zeugen vernimmt und dass erst nach Erschöpfung 
ihres Fragerechts der Gegner das seinige ausüben kann. Jede 
Partei muss darüber zunächst mit sich im Klaren sein, was sie eben 
durch ihre Beweismittel beweisen will. Das Kreuzverhör gestattet 
die Möglichkeit, diesen Beweis wirksam zu erschüttern, aber sein 
Gewicht kann nicht in einer blossen, mit der für jede Beweis- 
erhebung sich von selbst ergebenden Ordnung in Widerspruch 
stehenden Rollenvertauschung gefunden werden. Zum mindesten, 
wenn dieses nicht die Absicht des §. 434, Absatz 2, sein sollte, 
ist diese Fassung geeignet, Unklarheiten hervorzurufen. Auch kann 
dem Angeklagten aus seiner Parteistellung allein ein derartiger 
präponderirender, den Gang der ganzen Verhandlung bestimmender 
Einfluss nicht eingeräumt werden. Es würde sich nach Alledem 
empfehlen, dass der Entwurf, wenn er nicht rückhaltlos und mit 
allen seinen Consequenzen den Standpunkt des eigentlichen Kreuz- 
verhörs in seiner wirklichen Bedeutung adoptiren will — ein Vor- 
gang, der ihm als wirkliche Neuerung auf dem Gebiete der con- 
tinentalen Gesetzgebungen zur Anerkennung gereichen müsste **) — » 
sich für die einschlägigen Bestimmungen des österreichischen Straf- 
processgesetzes entscheide, welche während ihres 11jährigen Be- 
standes zu keiner begründeten Klage — auch nicht in Hinblick auf 

*) Die Bedenken gegen diese Einrichtung als einer »halben Massregel < 
zutreffend hei S z e g h e 6 S. 47. 

**) S z e g h e 6, Seite 47, a. a. 0. 



die Verletzung der Vertheidigungsrechte Anlast 
Das vom Entwurf beliebte System wird sieb 
praktisch bewähren können. *) 

Zeugen und Sachverständige haben nach 
solange iß der Sitzung anwesend zu bleiben, al 
sie nicht entlässt Auf Antrag des Sta&tsanwa 
geklagten kann indessen der Vorsitzende die 
abgehörter Zeugen verfügen (§. 442). Zeugen, d 
einander abweichen, kann der Vorsitzende auf 
ohne einen solchen, also von Amtswegen nur d 
einander gegenüberstellen (§. 443). 

Was die Fälle der nothgedrungenen Abv 
für die Hauptverhandlung massgebenden Prin 
üchkeit und Unmittelbarkeit, d. h. 
denen die Protokolle über die Vernehmung von 
Verhandlung nicht abgehörten Zeuj 
wer den dürfen, so befindet sich der Entwu 
falls massgebenden Vorschriften (§. 414,) im West 
einstimmung mit der österreichischen Str&fprocesi 
Solche Fälle sind: Tod oder Geisteskrankheit 
Untersuchung vernommenen Zeugen, unbekanni 
Aufenthaltsort, Verhinderung des Erscheinens 
Stellung vor Gericht nur mit grossen 
Schwierigkeiten, endlich Aufenthalt ausserhalb 
Staatsgebietes. — Bemerkens werth ist, dass der 
lesung der Protokolle von Mitbeschuldigte 
Zum Voitheil gereicht es ihm, dass die Abwc 
Hauptverhandlung Vernommenen von ihren früht 
sagen keinen Grund zur Verlesung abgibt. Die 
Geiste der mündlichen Verhandlung. — ■ Keine 
sich darüber, ob solche Protokolle bei vorlie 
stand «isse des Anklägers und Angeklagten verl 
Dieses Schweigen lässt sich verneinend ausleget 
Unmittelbarkeit soll nicht dem Compromisse dei 
werden. — Nothwendig erscheint dagegen eine 
die Verlesung statthaft ist, wenn Zeugen, ohne 
sein, die Aussage verweigern. Wie ist es ei 
schuldige die Aussage verweigern? Die Verles 
der letzteren kann wohl nur hinsichtlich 
^eurt heilten Mitbeschuldigten für statthaft e 
Die wichtige Frage, ob diese Verlesung nur ■ 
beschluss angeordnet werden kann, bleibt 
ungelöst Ebenso fehlt es an einem Verbote, 

*) Siehe auch. Schütze zutreffend Seite 16. 

**) »Diese Bestimmung« — bemerkt 8 z e gh e 6, 
■ wird in der Praxis SU einer sehr häufigen Verlesung di 
führen, sie muss daher unbedingt eine Einschränkung erf. 
der Mündlichkeit wenigstens für die Hauptverhandlung g 
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eines vor der Hauptverhandlung vernommenen Zeugen, welcher 
erst in der Hauptverhandlung von seinem Rechte, das Zeugniss zu 
verweigern, Gebrauch macht, nicht verlesen werden darf. — Man 
ersieht aus dieser beispielsweisen Anfuhrung, dass hier noch man- 
cherlei tief eingreifende Fragen zu entscheiden wären. — Eine 
Singularität ist es, dass die Protokolle über die Vernehmungen 
von Mitgliedern des Oberhauses zu verlesen sind (§. 445; siehe 
übrigens bezüglich der Voruntersuchung §. 229). Im Uebrigen 
gelten für die Abhör der Zeugen und Sachverständigen in der 
Hauptverhandlung die massgebenden Vorschriften der Vorunter- 
suchung (§. 446). Urkunden, Gutachten der Sachverständigen, 
amtliche Zeugnisse und frühere Strafurtheile werden gleichfalls in 
der Hauptverhandlung vorgelesen (§. 447). Im Entwürfe ist zwar 
die Rede vom »Gutachten« der Sachverständigen (szakertöi v6le- 
menyek), aber das kann wohl nicht beabsichtigt sein. Es soll wohl 
hier von den objectiven Befundaufnahmen der Sachverstän- 
digen die Rede sein. Ihre Gutachten müssen die Sachverständigen 
mündlich in der Hauptverhandlung abgeben, wie der Zeuge seine 
Aussage; selbst im §. 445 ist die Verlesung eines solchen Gut- 
achtens nicht einmal unter den daselbst aufgeführten Beschränkungen 
für statthaft erklärt (allerdings auffallender Weisel). — Zu bilb'gen 
ist es, dass der Entwurf auf die zuletzt erwähnten Urkunden die 
Verlesungen beschränkt. 

Wenn manche Gesetzgebungen die Verlesung aller Urkunden 
und Schriftstücke aller Art, welche für die Sache von Bedeutung 
sind, statthaft erklären, ja selbst diese vorschreiben, so sündigen die- 
selben auf Kosten der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit des Ver- 
fahrens. — Das gilt insbesondere von den verhängnissvollen 
»Leumundszeugnissen«, deren Verlesung bereits die deutsche Straf- 
process-Ordnung untersagt Es ist bekannt, wie solchen nicht immer 
objectiven Beurkundungen ein oft für das Schicksal des Angeklagten 
entscheidender Einfluss beigelegt wird. §. 449 behandelt die so- 
genannte discretionäre Gewalt des Vorsitzenden im Anschluss 
an die bekannten Grundsätze des französischen Rechtes. Selbst die 
vorzügliche österreichische Strafprocess- Ordnung glaubte -^- gewiss 
nicht zu ihrem Vortheil! — nicht ganz auf eine solche Machtfiille 
des Vorsitzenden verzichten zu dürfen, wenn sie auch allerdings 
den ärgsten Missbräuchen derselben durch beschränkende Bestim- 
mungen entgegengetreten ist, indem sie die Ausübung der dis- 
cretionären Gewalt zum Theil unter die Controle des Ge- 
richtes stellte. — Der Vorgang der deutschen Strafprocess- 
Ordnung beweist, dass diese discretionäre Gewalt kein unentbehr- 
liches Element des Strafverfahrens bildet und dass die Vortheile 
derselben zweckmässiger, jedenfalls sicherer, mittelst eine grössere 
Garantie darbietender Gerichtsbeschlüsse erreicht werden. Der 
Entwurf glaubte jedoch diese ausserordentliche Gewalt des Vor- 
sitzenden im Interesse der Wahrheitsermittlung beibehalten zu sollen, 
andererseits hat er solche innerhalb engerer Schranken aufgestellt 
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Wenn die Zeugen oder Sachverständigen, deren Ladung der 
Präsident kraft Beiner discretionärea Gewalt verfugt, dem Staats- 
anwalt oder Angeklagten unbekannt sind, so ist auf Antrag 
eines derselben die Beeidigung auf 24 Stunden auszusetzen, damit 
die Partei sich über dessen Person informiren kann. — Das wird 
nun allerdings misslich sein, wenn die Verhandlung weit fort- 
geschritten, vielleicht ihrem Ende nahe ist; es muss dann um dieser 
Beeidigung willen die Verhandlung auf einen Tag unterbrochen, 
resp. vertagt werden. Nach Ablauf dieser Frist hat jede Partei das 
Recht, mittelst motivirten Antrages die Weglassung dieses Zeugen 
zu verlangen, in welchem Falle der Gerichtshof (nach Vorgang 
der österreichischen Strafprocess-Ordnung) nach Anhörung des 
Gegners über die Be ei digung entscheidet. (In diesem Falle wird 
aber wohl der Zeuge gar nicht vernommen? [§. 449]). Ausser auf 
Zeugen und Sachverständige erstreckt sich die discretionäre Gewalt 
des Vorsitzenden auch auf andere Beweismittel, insbesonders Augen- 
scheinvornahme (§. 450). 

Nach Aufnahme aller Beweise erklärt der Vorsitzende das 
Beweisverfahren für geschlossen und fordert die Parteien zu ihren 
Schlussvorträgen auf (§. 452). Wenn der Staatsanwalt in Folge der 
Ergebnisse des Beweisverfahrens den Thatbestand in der Weise 
geändert erachtet, dass der Angeklagte an Stelle der ihm 
zur Last gele gten Handlung einer anderen, welche 
unter einem anderen Gesichtspunkt strafbar ist oder einer 
schwereren Strafe unterliegt schuldig erscheint, so hat er 
dies — unter Hervorhebung der diese Aenderung begründenden 
Umstände und Beweise und unter Hinweis auf die entsprechende 
Gesetzesstelle, nach Verkündigung des Schlusses des Beweis- 
verfahrens sofort zu erklären und zu dem Zwecke der* 
entsprechenden Anklageänderung die Vertagung der 
Hauptverhandlung zu beantragen (§. 453). 

Entsprechend dem §. 453 geht der Staatsanwalt in jenen Fällen 
vor, wenn in Folge des Ergebnisses der Hauptverhandlung gegen 
den Angeklagten, ausser der angeklagten That, sich 
andere strafbare Handlungen ergeben, welche die Anwendung 
der §§. 97, 98 oder 99 des Strafgesetzbuches (Grundsätze der 
realen Concurrenz) nach sich ziehen (§. 454). In den Fällen det 
§§. 453 und 454 ist der Angeklagte über die Vertagung zu hören. 
Wenn jedoch der Staatsanwalt unter Ueb ergehung des 
Vertagungsantrages auf diese veränderte Sachlage hin die 
Anklage, bezw. seinen Schlussantrag richtet, so ist der Angeklagte 
auf diesen Umstand und auf die mögliche für ihn hierdurch ver- 
anlasste Aenderung der strafrechtlichen Folgen aufmerksam zu 
machen, damit er die geänderte Sachlage und die möglichen Folgen 
berücksichtige. Der Angeklagte ist alsdann durch den Vorsitzenden 
zu befragen, ob er behufs Vorbereitung seiner Verteidigung aus 
dem veränderten Gesichtspunkte eine Vertagung der Haupt- 
verhandlung wolle? Die Antwort ist zu protokolliren. Die Unter- 
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lassung der Frage oder die Nichtaufnahme derselben, bezw. der 
ertheilten Antwort in das Protokoll bildet einen Nichtigkeits- 
grund (§. 455). Nach der Erklärung des Angeklagten verlas st der 
Gerichtshof den Sitzungssaal und — insoweit der Fall des 
§. 453 vorliegt, und der Angeklagte nicht belehrt worden wäre — 
muss die Anwendung des §. 455 zufolge Gerichtsbeschlusses. befolgt 
werden. Der Gerichtshof kann die Vertagung nur in jenen 
Fällen versagen, wenn die veränderte Anklagethat milder 
ist, als die ursprünglich angeklagte (§.456). Dem Antrage 
des Angeklagten auf Vertagung ist indessen stattzugeben, wenn der 
Ankläger an Stelle der in der Anklageschrift oder dem Anklage - 
erkenn tnisse bezeichneten vorsätzlichen Handlung in Folge 
des Beweisverfahrens deren fahrlässige Begehung oder doch 
an Stelle der Verbrechen der §§. 279, 280 oder 281 St. G. B. 
(Mord, vorsätzliche Tödtung) eine in den §§. 306, 307 oder 308 
bezeichnete Handlung (schwere Körperverletzung mit tödtlichem 
Erfolge, bezw. Tödtung im Raufhandel) festgestellt erachtet (§. 457). 

Die Hauptverhandlung ist zu vertagen: wenn der Ankläger 
ausser der in der Anklageschrift oder der Versetzung in den 
Anklagestand bezeichneten noch eine andere strafbare Handlung 
vorhanden erachtet. Von dieser Regel ist eine Abweichung nur in dem 
Falle zulässig, wenn die neu aufgetauchte strafbare Handlung 
nicht in Bezug auf die erstere eine Veränderung der in dem Straf- 
gesetz festgesetzten Strafbarkeit derselben als ihrer Art nach 
schwerer strafbar, oder einen sdhwereren Strafsatz nach sich zieht. 
Ausserdem ist von der Vertagung abzusehen, wenn der Gerichtshof 
in Bezug auf die neu zu Tage getretene selbstständige Handlung 
auf den Wunsch des Angeklagten die Ausscheidung 
taus dem Verfahren anordnet. Im Falle der Ausscheidung ist im 
Urtheil bestimmt hervorzuheben, dass wegen der während der 
Hauptverhandlung hervorgekommenen Handlung das Recht einer 
besonderen Anklage vorbehalten wird (§. 458). Aus der Dar- 
• Stellung der vorstehenden Bestimmungen, welche — in allerdings 
etwas weitgehender Ausführlichkeit — das Verhältniss des 
Urtheils zur Anklage regeln, ergibt sich, dass dem Ver- 
theidigungsinteresse des Angeklagten noch wirksamer und 
in umfassenderer Weise Rücksicht getragen worden ist, als dieses 
selbst nach den in dieser Richtung anzuerkennenden Bestimmungen 
der österreichischen und deutschen Strafprocess-Ordnung der Fall. 
Die vorliegende Partie dürfte als eine der gelungensten des Ent- 
wurfes bezeichnet werden.*) 

Nun folgt eine zu weit gehende Vorschrift (§. 459, etwa 
33 Zeilen) über den Inhalt des Vortrages des Anklägers. 
Was sollen derartige ausfuhrliche Anweisungen bezwecken? Man 
hat es doch mit einem juristisch gebildeten Staatsanwalt oder Ver- 
treter der Anklage zu thun; derselbe Zweck wurde erreich* wenn 



*) S. auch Sz'eg-heö, S. 48 a. a. 0. 
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es einfach hiesse, dass dem Ankläger das Wort ertheilt werde, um 
die Ergebnisse der Beweisführung zusammenzufassen, und seine 
Anträge sowohl rücksichtlich der Schuld des Angeklagten, als auch 
in Betreff der gegen ihn anzuwendenden Strafbestimmungen zu 
steflen und zu begründen. (S. österr. St. P. 0. §. 255, oder noch 
einfacher, deutsche St. P. O. §. 257: »Nach dem Schlüsse der 
Beweisaufnahme erhalten der Staatsanwalt und sodann der An- 
geklagte zu ihren Ausfuhrungen und Anträgen das Wort.«) Aus- 
fuhrungen und Anträge werden durch die specielle Sachlage bedingt 
und begrenzt. Statt dessen hier der §. 459 genau vorschreibt: die 
Aufnahme des Thatbestandes in allen Einzelheiten der strafbaren 
Handlung, Gattung:, Art u. s. w., strafgesetzliche Benennung u. s. w., 
Individualisirung der That nach Zeit, Ort und Umständen, Beweise 
der Thäterschaft und Schuld, bezw. Causalzusaminenhang zwischen 
That und Erfolg u. s. w. u. s. w. Damit nicht genug, enthält der 
§. 460 (nochmals 16 Zeilen) eingehende Erörterungen über die 
Aufnahme der strafgesetzlichen Bezeichnung — Sinn derselben und 
Inhalt — gemilderte Zurechnung. Erschwerende und mildernde 
Umstände sind gegenseitig abzuwägen. — Findet der Staatsanwalt den 
§. 92 des Strafgesetzes (ausserordentliches Milderungsrecht) für 
anwendbar, so hat er dies besonders hervorzuheben. (Ist doch 
selbstverständlich!) Soviel über den Inhalt der Ausführungen. 
Nun noch einmal im §. 461 eine besondere Erörterung bezuglich 
des Inhaltes des Schlussantrages auf Verurtheilung wegen des 
angeklagten Verbreobens u. s. w., sowie auf Verurtheilung zu der 
im Gesetz bestimmten Strafe, bezw. Nebenstrafe, welche mit jenen 
Worten zu bezeichnen sind, womit sie im Gesetze bezeichnet 
werden. — Alles das gehört in ein Lehrbuch, nicht aber in das 
Gesetz. Selbst der Rahmen des ersteren würde in solcher Aus- 
dehnung überschritten werden. Nun endlich folgt in einem weiteren 
Paragraphen die Lösung jener Frage, ob der Staatsanwalt einen 
be stimm ten A n trag über die Bemessung der Strafe 
innerhalb des gesetzlichen Strafsatzes zu stellen habe, was von der 
Mehrheit der Gesetzgebungen bekanntlich bejaht, in der öster- 
reichischen Strafprocess-Ordnung im Interesse der Unabhängigkeit 
des Gerichtes von der Staatsanwaltschaft, dia vermöge ihres Straf- 
antrages einen bestimmenden oder auch nur moralischen Einfluss 
üben könne, und andererseits im Interesse des Ansehens der Staats- 
anwaltschaft selbst vernein^ worden ist. Diese Lösung glaubt der 
Entwurf, abweichend von beiden Systemen, darin zu finden, dass 
er den Vorschlag macht: Bezüglich der Dauer der Freiheits- 
strafe ist der Antrag darauf einzuschränken, dass über die 
Hälfte der im Gesetz angedrohten längsten und 
kürzesten Dauer (also über die Hälfte des relativ angedrohten 
Strafsatzes) hinausgegangen, oder dass sie unter dieser Dauer 
festgesetzt werde. Es steht nun allerdings sachlich diese originale 
Bestimmung im Zusammenhang mit den die Straf bemessung regelnden 
Grundsätzen des Strafgesetzbuches (s. §§. 89 bis, 91 und meine 
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»Leitende Grundsätze«; S. 135 u. ff.); aber gerade die ausser- 
ordentliche Freiheit, » welche hierdurch dem richterlichen Ermessen 
innerhalb des Strafsatzes geboten ist, lässt es überflüssig erscheinen, 
ihn hier durch formell processuale Vorschriften binden oder leiten 
zu wollen. Entweder bestimmt gestellter Antrag innerhalb aes 
Strafsatzes, oder einfach Verweisung auf den Straffiatz. Der ein- 
geschlagene Mittelweg entbehrt die Bestimmtheit des ersten Systems, 
und erfüllt auch nicht den Zweck des zweiten. 

Bezüglich der Gel dstrafen ist keine Bestimmung getroffen. 
Die ausschliessliche Hervorhebung der Freiheitsstrafe lässt darauf 
schliessen, dass in Bezug auf Bemessung der Geldstrafe der Staats- 
anwalt seinen Antrag im Allgemeinen auf den gesetzlichen Straf- 
satz zu richten habe. — Wenn der Angeklagte sich in Unter- 
suchungshaft befunden hat, ist der Ankläger verpflichtet, sich 
darüber zu erklären, ob in die Strafe des Freiheitsverlustes die in 
der Untersuchungshaft verbrachte Zeit oder ein Theil derselben 
eingerechnet werden solle. Die für wie gegen die Einrechnung 
sprechenden Gründe sind zu motiviren. Die wohlthätige Absicht 
dieser Bestimmung mit Bezug auf §. 94 des Strafgesetzbuches ist 
nicht zu verkennen ; sie erscheint jedoch überflüssig angesichts 
eben dieser das Gericht verpflichtenden Anordnung. — Im Falle 
der Abwesenheit des Privatanklägers stellt der Staats- 
anwalt in Bezug auf die Befriedigung der privatrechtlichen An- 
sprüche desselben einen Antrag. Wenn jener aber erschienen ist? Hier 
zeigt sich — wiemisslich die Behandlung des Privatanklägers in einem 
späteren Hauptstücke (XVIII) sich erweist. Warum hat man nicht 
die Rechte des Anklägers in der Hauptverhandlung im gegen- 
wärtigen Hauptstücke einheitlich geregelt? Und es fehlt sogar 
hier zu §. 462 die Verweisung auf den diesbezüglichen — 
übrigens nicht auffindbaren Paragraph (§. 614?) des XVIII. Haupt- 
stückes. — Vermöge dieser auseinander gehaltenen Behandung ist 
es auch schwerverständlich, wie der Staatsanwalt dazu gelangt, in 
Abwesenheit des Privatanklägers (welcherlei Art?) sich um dessen 
privatrechtliche, das öffentliche Interesse nicht berührende Genug- 
tuung zu kümmern. 

Der Anklagerede folgt die Vertheidigungsrede (§. 463). 
In diesen fünf Worten ist gegenüber den vollen zwei Quartseiten, 
die den Inhalt des Anklage-Vortrages ausmachen — Alles gesagt, 
wa*s sich von der Vertheidigung sagen Jassen kann ! Hat man hier 
mit gleichem Maasse gemessen ? Gänzlich überflüssig erscheinen 
die Belehrungen des juristisch gebildeten Anklägeramtes, aber 
glaubte man einmal, sie nicht entbehren zu können, so hätte es 
nahe gelegen, auch über den Inhalt des Vertheidigungs- Vortrages 
die leitenden Grundsätze aufzustellen. 

Dass der Entwurf es nicht gethan, ist zwar klug — allein die 
Gleichstellung der Parteien hätte das Gegentheil gefordert Es 
kann aber von dem überall in anerkennenswerther Weise den 
VertheidigungsrQchten des Angeklagten Rechnung tragenden Ent- 
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würfe kaum angenommen werden, dass er hier die Bedeutung des 
Vertheidigungsvortrages habe unterschätzen wollen. Dem Angeklagten 
gebührt zweifellos das letzte Wort (§. 464). — Die Anklage- oder 
Verteidigungsrede ißt durch den Vorsitzenden zu unterbrechen 
und der Unterbrochene darauf aufmerksam zu machen, dass ihm im 
Wiederholungsfalle das Wort werde , entzogen werden, 1. wenn 
deren Inhalt die öffentliche Ordnung oder die guten 
Sitten verletzt; 2. wenn hierin eine strafbare Handlung 
enthalten ist ; 3. wenn diese einen auf die Aburtheilung oder den 
Beweis einflusslosen Umstand oder eine Behauptung oder Bezug- 
nahme in sich schliesst, welche die Ehre des Angeklagten oder 
einer anderen Person verletzt (§. 465). Wenn jedoch der Miss- 
brauch — der Ermahnung des Vorsitzenden ungeachtet — • wieder- 
holt wird, oder dieselbe Person sich eines, anderen Missbrauchs 
schuldig machte, dann ist der Vorsitzende berechtigt, ihr das 
Wort zu entziehen, und insoweit sich der-Verth ex diger 
des Missbrauchs schuldig machte, unter An wert düng des §. 421 
(Fall des Nichterscheinens des bestellten Vertheidigers) über die Fort-; 
setzung der Hauptverhandlung unter Zuziehung eines anderen Ver- 
theidigers Anordnung zu treffen. Wenn dieses nicht möglich wäre, 
so ist die Hauptverhandlung wegen Wahl beziehungsweise Bei- 
stellung eines anderen Vertheidigers zu unterbrechen. 

Wenn der wiederholte Missbrauch einem Mitglied e 
der königlichen Staatsanwaltschaft* zur Last fallen 
sollte, ist — über eine durch den Vorsitzenden kurzer Hand an 
ihn gerichtete Aufforderung — der Leiter dieses Amtes „verpflichtet, 
das durch eine Rüge betroffene Mitglied durch ein 
anderes abzulösen. Wegen einer solchen Ablösung darf die 
Dauer der Hauptverhandlung nicht länger als auf die Dauer von 
drei Stunden unterbrochen werden und wenn die Ablösung nicht 
bewirkt werden konnte, ist die Verhandlung unter Dazwischenkunft 
des früheren Mitgliedes fortzusetzen. — Die Rüge ist wörtlich in 
das Protokoll autzunehmen und wegen disciplinärer Ahn- 
dung des Staatsanwaltschaft liehen Beamten oder 
Advocaten durch den • Vorsitzenden sofort das Nöthige zu verr 
anlassen (§. 466). — ■ Was nun diese etwas allzu ausführlichen, 
übrigens zum Theil aus dem Leitungsrechte des Vorsitzenden und 
dessen Handhabung der Sitzungspolizei sich von selbst ergebenden 
Bestimmungen betrifft, so ist vor Allem lobend anzuerkennen, dass 
der Entwurf durchgreifend an der vollständigen Gleich- 
stellung der Parteien, des Staatsanwaltes und des Ver- 
theidigers, festgehalten hat Während der Hauptverhandlung ist der 
Staatsanwalt Partei, daher, sowie der Vertheidiger, dem Leitungsrechte 
des Vorsitzenden und der Sitzungspolizei unterworfen; hier tritt dieun- 
zweifelhaft sonstige öffentlich-rechtliche Stellung des Staatsanwaltes 
in den Hintergrund. Die leider in der •österreichischen Strafprocess- 
Ordnung nicht klar zum Ausdruck gelangte, in der Literatur darüber 
sogar vielfach verneinte Ansicht, dass der Staatsanwalt unbedingt 
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in gleicher Weise eventuell durch Ordnungsruf beziehungsweise 
disciplinäres Einschreiten zu behandeln sei, wie sich der gegen die 
Sitzungspolizei vergehende Vertheidiger, hat in dem Entwurf eine 
praktische Anwendung gefunden. Die zwischen der Staatsanwalt- 
schaft und den Gerichten bestehende, in ihrer gegenseitigen Unabhän- 
gigkeit begründete Coordinirung wird dadurch nicht verleugnet, noch 
auch nur abgeschwächt, dass der einzelne staatsanwaltschaftliche 
Beamte im Falle eines Excesses sich die Zurechtweisung durch 
den Vorsitzenden gefallen lassen muss. Eigentliche, d. h. über 
die Verhandlung hinauswirkende Strafen kann selbstverständlich 
das Gericht gegen den Staatsanwalt nicht verhängen, allein Rüge, 
Ordnungsruf, die Ausschliessung des betreffenden Staatsanwaltes 
von der ferneren Mitwirkung in der Sache und die Anzeige an 
seine vorgesetzte Behörde behufs diseiplinärer Ahndung- sind 
Ordnungsmassnahmen, welche dem vorübergehenden 
Zwecke der Sitzungspolizei dienen und durch welche der 
Unabhängigkeit defc Staatsanwaltes von den Gerichten keineswegs 
zu nahe getreten wird ; es ist diese Unterordnung eine rein for- 
male, wie sie durch den Zweck der Verhandlung geboten wird. 
Volles Lob dem Entwürfe, dass er mit gleichem Maasse gemessen, 
dass er in dieser vielfach besprochenen, aber auch eben so oft 
umgangenen Frage die fortschrittliche Lösung gefunden hat. Das 
Ansehen des Staatsanwaltes kann auch nur hiebei gewinnen, denn 
allzu eifrige leidenschaftliche Staatsanwälte werden beflissen sein, 
sich Zügel anzulegen, und alle jene Conflicte zu vermeiden, welche 
die Anwendung der vorliegenden Paragraphe auf sie rechtfertigen 
könnten. *) 

Eine andere Frage ist, ob durch solche Vorschriften, wie die 
des §. 465 das Anklage- und insbesondere das Vertheidigungs- 
interesse, welches doch eine gewisse Freiheit für sich in Anspruch 
nehmen muss, nicht gefährdet wird; hier muss dem Tacte und der 
Gewissenhaftigkeit des Vorsitzenden im eirizelnen Falle Alles über- 
lassen und gegen etwaige Unterbrechungen u. s. w. der Recurs an das 
Gericht offen bleiben. Andererseits sind die hier speeificirten Fälle 
sx> elastisch gefasst, dass Uebelwollen oder* auch nur Befangenheit 
des Vorsitzenden jede Verteidigungsrede unmöglich machen 
kann. Lässt sich beispielsweise sofort in jedem Falle feststellen, ob 
ein von der Verteidigung angeführter Thatumstand für den Beweis 
oder die Aburtheilung einflusslos ist? — Nach Anklage- und Ver- 
theidigungsrede (von deren Inhalt der Angeklagte oft so viel wie 
nichts versteht) hat der Vorsitzende, wenn dies die Bildungsstufe 
des Angeklagten oder seine 'Unkenntniss der Verhandlungssprache 
(a tärgyaläsi nyelvnek nemtudäsa) nothwendig macht, deren Inhalt 
dem Angeklagten in kurzen Zügen zu erklären (§. 467). -Der An- 



*) Siehe dagegen S z e g h e 6, a. a. 0., Seite 25, woselbst diese Mass- 
regelung als dem Charakter der dem Gerichte coordinirten Öffentlichen Anklage- 
behörde widersprechend bekämpft wird. 
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geklagte kann — von der Schutzrede seines Vertheidigers ' ab- 
gesehen (der . formalen Verteidigung), kraft seiner materiellen Ver- 
theidigungsbefugnisse persönlich vor dem Gerichtshof das Wort 
nehmen (§. 468). Die Hauptverhanfdlung endigt mit' einem 
Urtheile oder einem EinsteHungsbeschlusse, wegen 
deren Feststellung sich das Gericht aus dem Sitzungssaale zurück- 
zieht. Die Urtbeilsfällung hat demnach sich unmittelbar an die Haupt- 
verhandlung anzuschliessen und ist eine Aussetzung derselben nicht 
statthaft (§. 469, siehe jedoch §. 487 in Betreff verwickelter Fälle). 
§. 470 sanctioijirt in Uebereinstimmung mit §. 258, Absatz 1 der 
österreichischen Strafprocess-Ordnung das Princip der Unmittel- 
barkeit, bezw. der Actenmäs sigkeit des Verfahrens. Acten- 
stücke können nur insoweit als Beweismittel dienen, als sie in der 
Hauptverhandlung vorgelesen worden sind. §. 471 stellt das 
Princip der freien Beweiswürdigung auf. — • In Betreff 
der strafrechtlichen Subsumtion (Qualification) ist das 
Gericht weder an das Ai^klag e- Erkenntnis s noch den 
Antrag des Staa ts an walte s gebunden. Eine schwerere 
Strafe (sulyosabb büntet^s) indessen, als solche durch den 
Staatsanwalt bei der Hauptvtrhandlung beantragt 
worden, kann auch in dem Falle nicht verhängt 
werden: wenn auf die Handlung, derenthalben der Angeklagte 
schuldig erklärt wurde, eine schwerere Strafe in den Straf- 
gesetzen angedroht wäre (§. 472). Dies enthält — eine wenn auch 
an erkenn enswertbe, 'doch allzuweitgehende Berücksichtigung des 
»favor defensionis «, einen in sich unlösbaren Widerspruch, der 
um so mehr befremden muss, als der Entwurf in Bezug auf das Ver- 
hältniss zwischen Urtheil- und Anklage-T h a tsach e n sehr 
richtige Grundsätze aufgestellt hat (§. 453 u. ff), als deren (Kon- 
sequenz bei aller Freiheit der Anklageänderung seitens des Staats- 
anwaltes — hinsichtlich des einmal thatsächlich fest- 
gestellten * das Gericht *in Bezug auf die juristische Subsu- 
mirung freie Hand behalten muss, ohne düroh eine ihqi wider- 
strebende Auffassung gebunden zu sein. Ist dies aber der Fall, so 
erscheint es nur logisch, dass selbst zu Gunsten des An- 
geklagten ihm diese Freiheit nicht verhindert wird, was dann 
der* Fall ist, wenn dasselbe verhindert ist, die durch die richtige 
Qualification gebotene Consequenzen in Bezug auf die Strafe (den 
Strafsatz) zu ziehen, denn der Angeklagte hat kein Recht darauf, 
dass seine wirklich festgestellte Schuld nach einem anderen Mass- 
stabe als dem des allein hierauf anwendbaren Gesetzes gemessen 
werde; von einer »reformatio in pejus« kann ohnedies hier nicht 
die Rede sein. Man vergegenwärtige sich die praktischen Con- 
sequepzen ; bei voller vorliegender Identität der Thatsachen qualificirt 
die Anklage die That als das Vergehen des Diebstahls (St. G. 
§. 334), bestraft mit Gefängniss bis zu 6 Monaten und beantragt 
die Anwendung dieses Strafsatzes unter der Hälfte desselben, also 
unter 3 Monaten. Das Gericht jedoch findet das Verbrechen der 
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qualificirten Erpressung im Sinne des §. 353 'vorliegend; bestraft 
mit Zuchthaus bis 91 5 Jahren. Mildernde Umstände liegen nicht 
vor. Wesen des Verbrechens der Erpressung müsste daher auf 
eine Vergehensstrafe von unter 3 Monaten Gefängniss erkannt 
werden ! *) 

Das Urtheil lautet auf Freisprechung oder V e r- 
urtheilung. Wegen Unzulänglichkeit der Beweise oder wegen 
der Unmöglichkeit, solche festzustellen, findet eine Freisprechung 
nicht statt (§. 473). Die Gründe, aus welchen auf Freisprechung zu 
erkennen ist, sind: 1. Mangel eines anwendbaren Strafgesetzes; 
2. Nicht gestellter Antrag des gesetzlich Berechtigten (Ver- 
letzten).* 3. Wenn in den im §. 7 des gegenwärtigen Gesetzes inbe- 
griffenen Fällen der Staatsanwalt und der Beschädigte, 
in den unter die §§. 6 und 7 nicht fallenden Fällen dagegen der 
Staatsanwalt selbst vor Verkündigung des Urtheiles 
die Anklage zurückgezogen hat 4. Aufhebung oder 
Ausschliessung der Strafbarkeit, bezw. Strafverfol- 
gung, wobei insbesondere klar der Grundsatz der »res judicata« 
(»Ne bis in idem«) formulirt wird. 5. Nicht festgestellte Schuld 
(§. 474). 

Wichtig ist, dass der Staatsanwalt in allen übrigen der 
öffentlichen Strafverfolgung unterliegenden Fällen bis zur 
Verkündung des Urtheils — also über die Schöpfung des- 
selben hinaus — die Anklage zurückziehen kann. In dieser 
Beziehung übt demnach das Anklage-ErkenntAiss keinerlei bindende 
Wirkung; der rechtskräftigen Verweisung ungeachtet bleibt der 
Staatsanwalt in dieser Beziehung »dominus litis«. — Das Anklage- 
Erkenntniss soll demnach im Sinne des Entwurfes nur eine Schutz- 
massregel zu Gunsten des Angeklagten bilden; — der Entwurf 
hat nicht die Folgerung gezogen, dass die öffentliche Klage nach 
Eröffnung der Untersuchung nicht mehr zurückgezogen werden 
kann. Damit ist allerdings die Actionsfreiheit der Staatsanwälte in 
der Hauptverhandlung gerettet. — Bezüglich des Inhalts des 
Urtheils geben die eingehenden Bestimmungen .(§§. 475 — 479 
zu besonderen Bemerkungen keinen Anlass; hervorzuheben ist die 
im §. 478 aus den §§. 84, beziehungsweise 88 des Strafgesetz- 
buches gezogene Consequenz, dass, wenn der Angeklagte bei 
Begehung der That das* 12. Lebensjahr überschritten, aber das 16. 
noch nicht erreicht hatte, wenn der Angeklagte taubstumm ist, der 
Umstand, ob der Angeklagte genügende Einsicht der Straf- 
barkeit seiner Handlung besessen, in dem Urtheile besonders her- 
vorzuheben ist. — Die Entscheidungsgründe müssen sich über alle 
Thatsachen wie Rechtsfragen verbreiten; sie müssen auch die 
Beweisgründe, welche den Gerichtshof leiteten, in sich sch,liessen 



*) S. auch Szegheö'e gediegene Ausführungen a. a. 0., S. 25 und 26 
und zutreffend Schütze a. a. 0., S. 8. 
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(§. 481). — Wenn die gesetzliche Feststellung der be- 
gangenen Tfaat in der Hauptverhandlung einen Gegenstand des 
Streites zwischen den Parteien bildete, oder wenn der Gerichtshof 
eine von diesen, beziehungsweise dem Anklage-Erkenntnisse ab- 
weichende Entscheidung getroffen hat, so sind diejenigen Gründe, 
welche ihn bei dieser Entscheidung leiteten, wie auch diejenigen, 
welchö ihn zur Verwerfung der von der anderen Seite vorgebrach- 
ten Gründe bestimmten, gleichfalls hervorzuheben (§. 481). — Die 
im Strafgesetz besonders festgestellten Umstände, welche den Aus- 
schluss der Zurechnung der strafbaren That oder den Ausschluss 
der Strafe oder den Ausschluss der Strafverfolgung oder der Straf- 
vollstreckung zur Folge haben, endlich die in dem Strafgesetze 
festgestellten besonderen Umstände, in Folge derjenige, welcher ein 
Verbrechen begeht, nur eines Vergehens schuldig erklärt wird, 
sind gleichfalls in den Entsch6ylungsgründen hervorzuheben (§. 482). 

— Wenn die ein Verbrechen darstellende Handlung »auf Grund 
des §. 92 Strafgesetzbuch» in ein Vergehen umgewandelt wurde : 

— so ist der diese Umwandlung bewirkende ausserordent- 
lich mildernde Umstand — beziehungsweise, falls solche in 
grosser Zahl dies bewirkten — jeder einzelne derselben aufzuzählen. 
Wenn jedoch ausser den mildernden Umständen auch erschwerende 
in Frage kamen, so sind diese letzteren mit den ersteren zu ver- 
gleichen und die Gründe, welche das Gericht auch neben diesen 
zur Anwendung des §. 92 bestimmten, hervorzuheben. — Andere 
mildernde oder erschwerende Gründe sind im Urtheil gleichfalls aufzu- 
zählen und nach ihrem gegenseitigen Verhältnisse bei Feststellung 
der Strafe in Rechnung zu ziehen (§. 483). — Man sieht, es fehlt 
nicht an den Inhalt der Entscheidungsgründe regelnden Bestimmungen. 
Ob es aber nicht genügt hätte einfach darauf hinzuweisen, dass 
in den Entscheidungsgründen auszudrücken ist, welche Erschwerungs- 
und Milderungsumstände das Gericht gefunden habe? Jedenfalls 
hätte die Oekonomie der Gesetzgebung dabei gewonnen. — Wenn ein 
Angeklagter einer unter einen schwereren Strafsatz fallenden 
Strafthat schuldig gesprochen wird, als deren Verübung er ange- 
klagt beziehungsweise gegen ihn der Antrag der Staatsanwaltschaft 
gerichtet war, so ist der Umstand, dass die Festsetzung der ent- 
sprechenden Strafe durch den Antrag des Staatsanwaltes auf 
Grund des §. 472 Absatz 2 ausgeschlossen war, in den Entschei- 
dungsgründen hervorzuheben (§. 484). — Dies scheint nun nach der 
Natur der Entscheidungsgründe und in Hinblick auf die erwähnte 
Gesetzbestimmung so selbstverständlich, dass es einer besonderen 
Hervorhebung kaum bedürfte. Die Weglassung eines der Punkte 
des §. 475, 1, 2, 5, 7, 8, 9 und 10 — die wesentlichsten (formalen) 
Bestandtheile der, Urtheilsausfertigung — sowie die Nichtbefolgung 
einer der in den §§. 476 — 485 enthaltenen Vorschriften (materieller 
Bestandtheile des Urtheiles und Elemente der Entscheidungsgründe) 
bildet einen Nichtigkeitsgrund (§. 486). — In wichtigen 
und verwickelten Fällen kann der Gerichtshof nach Schluss 
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der Hauptverhandlung die *Fällung des Urtheils und dessen Ver- 
kündigung auf 8 Tage aussetzen. Dieser Aussetzungsbeschluss # ist 
sofort zu verkünden (§. 487). — Hierdurch modificirt sich der oben zu 
§. 469 erwähnte Grundsatz, dass jede Hauptverhandlung mit Eilass 
des Urtheils abschliessen müsse. Die Aussetzung verstösst gegen 
das Princip der Unmittelbarkeit. Die Erfahrungen auf Grund der 
österreichischen Strafprocess- Ordnung haben gezeigt, dass selbst in 
verwickelten Fällen es nicht unausführbar ist, das Urtheil, welches 
auch hierdurch an Ernst und Eindruck gewinnt, sofort zu schöpfen 
.und zu verkünden. — Eine formell bessere Redigirung der Ent- 
scheidungsgründe bleibt ja innerhalb der Frist des §. 495 vorbe- 
halten. -7- Die Bestimmungen in Betreff der Urtheilsverkün- 
d u n g und in Betreff »der Protokollführung, die sich übrigens im 
Wesentlichen den massgebenden Vorschi iften der österreichischen 
Strafprocess-Ordnung anschliessen, «geben zu besonderen Bemer- 
kungen keinen Anlass. Selbstverständlich und daher überflüssig ist 
die Bestimmung, dass die Parteien von» den Protokollen zu jeder 
Zeit Kenntniss nehmen und Abschriften auf ihre Kosten fertigen 
lassen können (§. 493). — Ueber die Berathungen und. Abstim- 
mungen des Gerichtes ist ein besonderes Protokoll zu führen. Dieses 
Be^athungs - Protokoll bildet Amtsgeheimniss (§. 494). — Das 
Sitzungsprotokoll ist durch den Vorsitzenden und den Schriftführer 
spätestens innerhalb 24 Stunden nach Schluss der Hauptverhand- 
lung, beziehungsweise nach der Urtheils-Verkündigung zu unter- 
schreiben (§. 495). 



XIV. Hauptstück. 

Von der Unterbrechung und Vertagung der Haoptrerhandluns*. 

Die ohnedies nur vier Paragraphe bildenden Bestimmungen dieses 
Hauptstückes wären zweckmässiger mit dem Hauptstück über die 
Hauptverhandlung selbst in einheitliche Verbindung zu bringen. — 
Die Hauptverhandlung darf wegen der nöthigen Erholung nur 
auf kurze Zeit, ausserdem nur von Nachmittags 5 Uhr bis am 
anderen Morgen 10 Uhr unterbrochen werden. Die Unterbrechung 
ordnet derVorsit zende an (§. 496). Und wenn es ihm nun in einem 
speciellen Falle genehm oder zweckmässig erscheinen sollte, die 
•Hauptverb an dlung erst um 11 Uhr des anderen Tages zu eröffnend 
Wozu solche kleinliche, das Leitungsrecht des Vorsitzenden be- 
engende Bestimmungen, die ja doch in der Praxis nur auf dem 
Papier bleiben werden? 

Aus deji im XIII. Hauptstück enthaltenen Gründen (s. oben 
Seite 90 u. ff.) kann die Hauptverhandlung auf vier Tage unterbrochen 
werden. Wenn die, wenngleich auf kürzere Zeit angeordnete Unter- 
brechung die Dauer von vier Tagen überschreitet, so ist dies einer 
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Vertagung der Hauptverhandlung gleich zu erachten (§. 497). 
Die Erfahrung der verschiedenen Gesetzgebungen hat gezeigt, wie 
misslich es ist, derartige lange, ohnedies willkürliche berechnete 
Unterbrechungs fristen einzuführen. Jede längere Unter- 
brechung schädigt das Princip der Unmittelbarkeit des Verfahrens. 
Nach 1, ,2 oder 3 Tagen ist der Eindruck des bisherigen Ver- 
fahrens verwischt und an Stelle de[ lebendigen Erkenntnissquellen 
eine oft unsichere Erinnerung getreten, ohnedies zwingen Unter- 
brechungen von solcher Dauer das Gericht, das bereits Geschehene 
oft im vollen Umfange zu wiederholen. Ist daher durch eine vor- 
übergehende Unterbrechung — die höchstens einen Tag nicht über- 
schreiten sollte — die Fortsetzung der Hauptverhandlung nicht zu 
ermöglichen, so muss eben zu einer Vertagung derselben 
geschritten werden. Dagegen ist es richtig, dass im Falle einer 
V er tagung die frühere Hauptverhandlung nicht fortgesetzt 
wird, sondern von Neuem zu beginnen hat (§. 498). Die 
Hauptverhandlung ist zu unterbrechen, eventuell zu vertagen, wenn 
der Angeklagte vor der Schlussrede erkrankt und desshalb den 
Sitzungssaal verlassen muss. Nichtsdestoweniger ist das Urtheil in 
einem solchen Falle zu fällen, wenn der Gerichtshof nach dem 
Ergebnisse des in Anwesenheit des Angeklagten stattgehabten 
Beweisverfahrens dessen Freisprechung voraussieht (§. 459). 
Nicht unbedenklich! Wenn* nun der Gerichtshof bei der Urtheils- 
berathung zu einem andere/i Ergebnisse gelangt? — An dieser 
Stelle wäre zweckmässig auch der Fall einer Erkrankung des V e r - 
theidigers zu berücksichtigen gewesen. 



XV. Hauptstück. 

Rechtsmittel gegen das Urtheil und die in der Hanptverhandiung 

ergangene Entscheidung. 

§. 500. 

Gegen das Urtheil des Gerichtshofes steht die Berufung 
und Nichtigkeitsbeschwerde — in der Regel (die Aus- 
nahmen siehe §. 560, Z. 1 und 2) an die königliche Tafel 
offen. Die Berufung und Nichtigkeitsbeschwerde 
können gleichzeitig oder getrennt ergriff en werden 
(§. 500). Die Berufung ist unzulässig, wenn den Gegenstand der 
Hauptverhandlung nur eine solche strafbare Handlung bildete, worauf 
das Strafgesetz nur Geldstrafe androht und die im Urtheile 
festgesetzte Summe den Betrag von fl. 50 nicht übersteigt/ oder wenn 
der Beschuldigte von der Anklage einer solchen That freigesprochen 
wurde. * 

(jregen die Verweisung der privatrechtlichen Ansprüche 
an den bür ger lichten Bichter findet ein Rechtsmittel nicht 

lf ayer, Zur Beform des ung. Strafprbcesses. q 
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statt (§. 501). Die Berufung wie auch die Nichtigkeitsbeschwerde 
können ergreifen: 1. der Angeklagte; 2. der Staatsanwalt; 3. der 
Privatankläger ; 4. jedwede Person bezüglich deren 
Rechte oder deren rechtlicher Interessen das Ur- 
theil o^l er die Entscheidung (?) des Gerichtshofes 
eine nachtheilige (verletzende, sörelmes) Verfügung 
oder Anordnung enthält (§. 502). An Stelle des An- 
geklagten können b e f d e Rechtsmittel ergreifen, sein Ehegatte, 
seine Eltern, Grosseltern, Vormund oder Curator, Kinder oder 
Enkel. — Zum Vortheil des minderj ährigen Angeklagten 
können indessen Eltern, Grosseltern, Vormund, bezw. Curator auch 
gegendessen Willen das Rechtsmittel einwenden. Dieses 
Recht steht auch dem Staatsanwälte im Falle der 
Grossjährigkeit des Angeklagten zu (§. 503). 

Wegen Nicht-, bezw. irriger Anwendung der Processformen oder 
des materiellen Rechtes • findet nur die Nichtigkeitsbeschwerde und 
nur in den in den §§. 505 und 506 bezeichneten Fällen statt 
(§. 504). Wegen Verletzung der Förmlichkeiten des Verfahrens 
kann die Nichtigkeitsbeschwerde ergriffen werden: 1. wenn bezüg- 
lich einer durch Gesetz- Artikel XVIII vom Jahre 1848 an die 
Geschwornen verwiesenen Handlung das Strafverfahren mit 
Uebergehung der Geschwornen abgehalten worden ist; 2. wenn der 
Gerichtshof sich mit Ueberschreitung meines amtlichen Wir- 
kungskreises für zuständig oder, eine zu seinem amtlichen 
Wirkungskreise gehörige Sache als ausserhalb desselben liegend 
erklärt hat; 3. wenn die Oeffentlichkeit Mangels gesetzlich 
festgestellter Gründe ausgeschlossen worden ist; 4. wenn der 
Gerichtshof nicht gehörig besetzt war, oder wenn ein aus- 
geschlossener Richter Mitglied des Gerichtes war; oder doch 
sidn an der Entscheidung ein solcher Richter betheiligte, der nicht 
während der ganzen Hauptverhandlung zugegen war; 5. wenn 
in jenen Fällen, in denen die Hauptverhandlung nicht ohne V e r- 
theidiger abgehalten werden kann, der Vertheidiger des An- 
geklagten, nicht zugegen war; 6. wenn ein in einem anderen 
Paragraph e dieses Gesetzes als nichtig erklärter 
Umstand vorliegt; 7. wenn während der Hauptverhandlung 
eine solche Vorschrift des Gesetzes verletzt worden ist, deren 
Beobachtung vom Gesichtspunkte der Strafverfolgung oder 
der Vertheidigung aus wesentlich ist; 8. wenn während der 
Hauptverhandlung über einen Antrag des Beschwerdeführers nicht 
erkannt worden ist; oder wenn durch die getroffene Entscheidung 
einem vom Gesichtspunkte der Sachlage aus wesentlichen 
Antrage nicht stattgegeben wurde, oder doch dem gegenteiligen, 
der Sachlage nach wesentlichen Antrag unter Widerspruch des 
Beschwerdeführers mit Verletzung des Strafverfahrens oder eines 
Grundsatzes desselben stattgegeben wurde; 9. wenn trotz der Ver- 
wahrung des Beschwerdeführers ein Schriftstück über einen nach 
dem Gesetze nichtigen Voruntersuchungsact oder ein solches 



verlesen wurde, das nach dem Gesetze nicht 
werden durfte. 

Die in Punkt 6 und 7 bezeichnete Nichtigkeit e: 
der verursachte oder hieraus entsprungene Nachtheil 
Laufes des Verfahrens wieder geheilt wurde. In 
der Ziffer 8 und 9 entfallt die Nichtigkeit, wenn die 
Partei, anlässlich der Vornahme oder Unterlassung der 
bezeichneten Processhandlungen nicht sofort die 
beschwerde angemeldet hat (§. 505). 

Auf Grund einer Verletzung des materiell 
sosetzes findet die Nichtigkeitsbeschwerde statt: 1. 
Frage a) ob die angeklagte That überhaupt eine stra: 
lung und bezw. ein Verbrechen, Vergehen oder eine 
bildet? b) ob und welcher Paragraph des Strafgesetzes, 1 
Stelle desselben durch die Anklagethat verletzt wor 
Grund, welcher Bestimmung des Strafgesetzes die Stral 
worden ist? d) ob ein die Zurechnung, die Slrafverf( 
die Strafbarkeit abschliessender Umstand vorliegt un 
— die entsprechende Bestimmung des Strafgesetzes 
gewendet oder irrig angewendet worden ist. 
Bestimmung des §. 92 oder eine andere Anordnung 
gesetzes über Milderung der Strafbarkeit, bezw. Umw 
Strafe irrig oder gar nicht angewendet worden isl 
eine solche Strafe ausgesprochen wurde, welche von 
betreffende Handlung nach der entsprechenden Stelle 
gesetzes angedrohten abweicht oder diese in Bezug s 
Maass überschreitet oder unter die gesetzliche Mindest: 
geht. 4. Wenn die Strafe ohne Bücksicht auf mildernd 
schwerende Umstünde oder unter nicht gehöriger A 
festgesetzt worden ist 5. Wenn eine von den Neb 
bändelnde Vorschrift der Strafgesetze nicht oder irrig 
worden ist. 6. Wenn die strafbare Handlung oder dl 
auch die Nebenstrafen eingerechnet — nicht mit solcl 
bezeichnet wurden, mit welchen sie im Strafgesetz 
werden. 7, Wenn die von der privatrechtlichen Ki 
handelnde Anordnung des Urtheils dem Gesetze oder 
stehenden Rechtsnorm widerstreitet. — Wenn indesse 
dem im Urtheil irrig angeführten Gesetze, aufweiche 
Stellung der Strafe beruht und der bei richtiger 
des Gesetzes zu Grunde zu legenden Gesetzesbestimn 
bezüglich Art und Maass der Strafe, noch der Nebenstr 
schiedenheit besteht, so begründet der Irrthu 
Gesetzesanführung keine Nichtigkeit {§ 
Verletzung der zum Vorthcil des Angeklagten dienend' 
bestimmungen kann zu dessen Nachtheil als Grund eh 
mittels nicht benutzt werden (§. 507). 
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Wir haben die einleitenden fundamentalen Bestimmungen 
dieses Abschnittes wörtlich vorangesetzt und wollen nunmehr solche 
kurz beleuchten, bevor wir in die Darstellung des eigentlichen Be- 
rufungs- oder Nichtigkeitsverfahrens eingehen. Vor Allem befremdet 
uns die Ueberschrift des XV. Hauptstückes. »Rechtsmittel gegen das 
Urtheil und die in der Hauptverhandlung gefällte Entscheidung.« 
Das Endurtheil kann nach §. 473 nur auf Freisprechung oder Ver- 
urteilung lauten. Die in der Hauptverhandlung gefällten Zwischen- 
Erkenntnisse können nicht Gegenstand eines selbstständigen An- 
griffes in der Rechtsmittel-Instanz, sondern nur mit dem Endurtheile 
selbst angefochten werden. Welche Bedeutung hat daher der Unter- 
schied zwischen Urtheil (it^let) und Entscheidung (hatarozat) für 
das gegenwärtige Rechtsmittel- Verfahren ? Es hiesse von vornherein 
einen unlösbaren Widerspruch in das Gesetz hineingetragen, wollte 
man hier — ein zweifach combinirtes Rechtsmittel- Verfahren auf- 
stellen. — Oder sollte jede Entscheidung des Gerichtshofes, welche 
derselbe bei vorliegender Unmöglichkeit oder zeitweiser Ver- 
hinderung in der Hauptsache ein definitives Urtheil zu fällen, auf 
Einstellung, Vertagung u. s. w. abgibt, eines Angriffs mit der 
Nichtigkeitsbeschwerde fähig sein? 

In Betreff der Frage der Berufung, welche der Entwurf 
in vollem Umfange in Bezug auf Schuld- und Straf- 
frage beibehält,*) wollen wir auf nähere Ausführungen verzichten. 
Nicht als ob der seit Jahrzehnten in der Theorie und den Gesetz- 
gebungen durchgeführte Streit als abgeschlossen erachtet werden 
könnte; im Gegentheil der Wichtigkeit dieser Frage entsprechend 
wird dieser Kampf die Männer der Wissenschaft, der Gesetz- 
gebung und der Praxis noch auf Jahrzehnte hinaus in verschiedene 
Lager treiben,**) allein in der nahezu unübersehbaren Literatur über 
diese Fragen sind so ziemlich alle theoretischeu Gründe erschöpft 
worden, welche für die Verdrängung der Berufung aus dem 
modernen Strafprocesse sprechen und selbst die Vertheidiger der 
Berufung kämpfen für Beibehaltung derselben nicht so sehr mit den 
Waffen wissenschaftlicher Begründung, als mit jenen der allerdings 
in Gesetzgebung und Praxis schwerwiegenden Opportunität. Der 
gewiss zutreffende Gedanke, dass die Güte und Trefflichkeit eines 
Strafverfahrens, die für eine gerechte Urtheilsfallung erforderliche 
Garantie nicht so sehr in der Zulassung von Rechtsmittel-Instanzen, 
als vielmehr in dem erstinstanzlichen Verfahren selbst zu befinden 
sei, dass hinsichtlich der Besetzung des erkennenden Gerichtshofes 
alle Vorsichtsmassregeln getroffen werden müssen, damit dessen 
Urtheile möglichst unanfechtbar erscheinen, — dieser gewiss ideale 
Gedanke, der auch in der österreichischen Strafprocess-Ordnung zur 
Verwirklichung gelangte, ohne dass sich in einer elfjährigen Wirk- 
samkeit des Gesetzes gegründete Beschwerden ergeben hätten — 
ist immer noch neu und widerstrebt daher den bisherigen Ange- 

*) Vgl. die Ausfuhrungen Szeghe ö's, S. 49—62. 
**) S. auch gute Bemerkungen S c h ü t z e's, S. 16, a. a. 0. 



wohnungen und Traditionen, bedeutet immer für jede Ges« 
ein Experiment. Man muss in dieser Frage, deren Regelm 
einen oder anderen Sinne eine anderweitige Structur der 
Verfassung und des ganzen Strafverfahrens erheischt, Auf i 
parti ciliarer Momente Rücksicht nehmen, die da noch mehr hei 
wo, wie in Ungarn — der Strafprocess noch nicht oder doch 
dürftig co dificirr, dabei das Rechtsmittelsystem ein sehr compl 
Es ist ja richtig 1 , dass nach den Erfahrungen der verscb 
Gesetzgebungen keinerlei Gestaltung des Berufungsi 
vollkommen zu befriedigen vermochte; das Vollkomme 
streben, ist hier ebensowenig möglich, wie bei anderen 
tungen des Strafprocesses ; es dürfte daher genügen, — 
Berufung überhaupt innerhalb des Rahmens des Straft 
einen zweckentsprechenden Platz auszufüllen v 
Ob nun wirklich diese Aufgabe im gegenwärtigen Entwui 
erscheint, wird Gegenstand der nachfolgenden Darstellung 
Hand in Hand mit der Berufung geht das Rechtsn 
Nichtigkeitsbeschwerde, deren sachgemässe Rege 
der wesentlichsten Aufgaben des Strafprocesses bildet 
schiedenen in dieser Beziehung beobachteten Systeme k< 
bekannt vorausgesetzt werden; der strenge Standpunkt, 
französische Gesetzgebung und die noch strengere fri 
Judicatur einnimmt ; der weitgehendste von der deutsch 
proces s -Ordnung in der Revision vertretene; der vermi 
zwischen Aufstellung eines allgemeinen Grundsatzes, welc 
von der richterlichen Beurtheilung des einzelnen Falles 
macht und jenem zweiten System, welches nur ausdrücklich ii 
bezeichnete Nichtigkeitsgründe anerkennt, ist am vollende« 
geltenden österreichischen Strafprocess-Ordnung 
wirklicbung gelangt Es kann nur gebilligt werden, dass 
wurf im Grossen und Ganzen ebenfalls jenen Mittel 
geschlagen, vermöge dessen der richterlichen Beurtheilung 
zelnen Falle zwar ein hinlänglich weiter Spielraum ge 
zugleich aber dafür gesorgt ist, dass auf solche Förmlichl 
welche das Gesetz einen besonderen Werth legt, Ri 
Parteien durch Androhung der Nichtigkeit des A 
aufmerksam gemacht werden. 

Unverständlich erscheint die weite Ausdehnung de 
der zur Rechtsmittel- Einlegung Berech tigten. Das Re 
der Berufung beziehungsweise der Nichtigkeitsbeschwerde 1 
nur der beschwerten Processpartei zustehen, der 
dehnt solch-e im §. 502 auf jedwede Person aus, bezügl 
Rechte oder deren rechtlicher Interessen das Unheil oder 
Scheidung (Zwischenerkenntniss?) u n ach th eilig« ist. Hat 
Gesetzgeber die Consequenzen einer solchen Anordnung ^ 
gehalten, sich klar gemacht, dass jeder einzelne Strafpro* 
Rattenkönig von Berufungen oder Nichtigkeitsbeschwerden 
beschwören vermöchte? 
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Dem Schlussabsatze des §. 503 entsprechend steht dem 
Staatsanwälte das Rechtsmittel zum Vortheil auch des grossjäbrigen 
Angeklagten zu (also auch des Minderjährigen neben Eltern u. s. w.). 
Kann dieses Rechtsmittel auch gegen denWillen des gross- 
jährigen Angeklagten durch den Staatsanwalt ergriffen werden? 
Dies scheint der Entwurf zu bejahen (siehe Absatz S des §. 503). 

Die Zahl der Nichtigkeitsgründe ist im §. 505 sowie im §. 506 
ziemlich erschöpfend angegeben; nur so erklärt es sich, dass auf- 
fallender Weise in dem Gesetze selbst sehr wenig 
specielle Nichtigkeitsgründe bezeichnet sind. Letztere hätte 
man aber gewiss nicht unterlasen sollen, unter Ziffer 6 speciell, 
wenigstens durch Verweisung auf die entsprechenden Paragraphc 
anzuführen. Man wird immerhin Mühe haben, sich in diesem 
Labyrinth ziemlich verclausulirter Nichtigkeitsgründe zurecht zu 
finden. — Dies gilt noch mehr von jenen auf die Verletzung des 
materiellen Strafgesetzes gestützten Gründen, die zu weit ausgeholt 
erscheinen und bei denen nicht immer der causale Zusammenhang 
zwischen dem Nichtigkeitsgrunde und dem »error in judicando« 
erkennbar ist. 

Die Anmeldungsfrist für das Rechtsmittel ist auf fünf Tage nach 
der Urtheilsverkündigung festgesetzt (§. 508). Verwirrender Weise 
sind beide Rechtsmittel gemeinschaftlich behandelt. Um wie 
viel zweckmässiger, vereinfachender wäre eine formelle Trennung 
in der Behandlung beider so verschiedenartiger Rechtsmittel ge- 
wesen. Innerhalb dieser ötägigen Frist — mit Ausnahme des 
Falles des §.511 — können beide Rechtsmittel gleichzeitig 
oder auch ein jedes besonders angemeldet werden (§. 508). 
In Betreff des bei der Urtheilsverkündigung nicht anwesenden An- 
geklagten läuft die Frist erst nach dem Tage der Verständigung 
resp. der Behändigung des Urtheils. 

Eine der seltsamsten Eigentümlichkeiten, die uns je in einem 
Rechtsmittel -Verfahren vorgekommen, enthält der §. 511. Der 
königliche Ober- Staatsanwalt ist berechtigt, die Rechtsmittel 
oder eines derselben, zum Vortheil des Angeklagten wie zu dessen 
Nachtheil innerhalb 30 — sage dreissig — auf die Verkündigung 
des Urtheils nachfolgenden Tagen sei es bei dem Gerichts- 
hofe, sei es bei der königlichen Tafel anzumelden, wenn 
der Staatsanwalt beide Rechtsmittel oder eines derselben ange- 
meldet hat (erwartet man nicht, dass es heisst: nicht ange- 
meldet hat?) oder in der nach dem Gesetze offenstehenden Zeit 
deren Gebrauch versäumt haben sollte. — Mit der Anmeldung des 
Rechtsmittels durch den Ober-Staatsanwalt, innerhalb der 
Frist dieses Paragraphen verlieren die Anmeldung des Staats- 
anwaltes und die auf Grund dieser vorgebrachten Beschwerdepunkte 
ihre Wirkung. — Was heisst dieses? Was soll dieses? Für 
beide Fälle, ob der Staatsanwalt angemeldet hat oder nicht, ist ein 
Grund für diese Intervention des Ober- Staatsanwaltes innerhalb unerhört 
langer, das Schicksal des Angeklagten in suspenso lassender, seine 
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Haft um 1 Monat verlängernder Frist nicht vorhanden. Warum 
bedarf der Staatsanwalt, der pflichtgemäss verfahren ist/ einer 
solchen Correctur? Das heisst seine Autorität, seine Selbst* 
ständigkeit ebenso schädigen — wie seine Actionsfreiheit. Das 
heisst, den Ober-Staatsanwalt zum »Aufseher« über die gehörige 
Wahrung jeder einzelnen Nichtigkeitsbeschwerde zu machen! Und 
wollte man ihm ein Interventionsrecht zugestehen, so könnte, doch 
dieses nur innerhalb laufender Fatalfrist und unter der Voraus- 
setzung gebilligt werden, dass der Staatsanwalt entschieden erklärt 
hat, ein Rechtsmittel aicht anmelden zu wollen! 

Die Zurückziehung der Rechtsmittel oder eines derselben ver- 
hindert nicht die neuerliche Anmeldung derselben beziehungsweise 
desselben innerhalb der im §. 508 bestimmten Frist. Während 
dieser Zeit können an Stelle des zurückgezogenen Rechtsmittels 
ein anderes oder können beide gebraucht werden (§. 513). — 
Damit ist zweckmässig und richtig die Frage hinsichtlich der recht- 
lichen Wirkung des Verzichts auf Rechtsmittel - Einlegung 
innerhalb der Fatalfrist gelöst ; eine Frage, die Mangels gesetzlicher 
Vorschrift, in der österreichischen Judicatur verschiede&fach be- 
antwortet wird. 

Das durch den Staatsanwalt angemeldete Rechtsmittel kann 
nur der Ober - Staatsanwalt zurückziehen (§. 514). Dies folgt aus 
der hierarchischen Gliederung der Staatsanwaltschaft. — Die durch 
den Ankläger — f wenn auch zum Nachtheile des Angeklagten 
benützten Rechtsmittel « — gelten auch als zu dessen Vortheil ge- 
braucht Die Anträge der Staatsanwaltschaft sind in dieser «Richtung 
für das Gericht nicht bindend (§. 514). Wenn unter mehreren 
durch dasselbe Erkenntniss Verurtheilten nicht jeder ein Rechts- 
mittel gebraucht, so ist die in Folge der Rechtsmittel-Einlegung 
bewirkte Entscheidung zu Gunsten des einen Angeklagten auch 
auf die übrigen Angeklagten, welche mit dem Rechtsmittelwerber 
sich in der gleichen Lage befinden, zu erstrecken (§. 515). — 
Diese Bestimmung erklärt sich aus dem »favbr defensionis« ; trotz- 
dem, dass der Gebrauch des Rechtsmittels in die Hände der Partei 
gelegt ist, tritt eine Correctur* v on Amtswegen ein, um in 
.Betreff derselben Schuld einen Widerspruch zwischen starrem For- 
malismus und materieller Gerechtigkeit zu verhindern. Die Anmeldung 
des Rechtsmittels hat aufschiebende Wirkung. Der das Rechts- 
mittel nicht einlegende Angeklagte kann demungeachtet sofortigen 
Antritt der Freiheitsstrafe begehren, auch wenn der Ankläger das 
Rechtsmittel eingelegt hat;» eine zweckmässige Anordnung. — Be- 
findet sich der freigesprochene Angeklagte in Untersuchungs- 
haft, so ist solche aufzuheben, wenn nicht der Ankläger unmittelbar 
nach der Verkündung des Urtheils ein Rechtsmittel angemeldet hat 
(§. 516). — Eine Bestimmung, deren Härte wir oft in der Praxis 
der österreichischen Strafprocess-Ordnung beklagten. Soll denn die 
Fortdauer der Haft damit unbedingt in die Macht des Staats- 
anwaltes gestellt sein? 

i 
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Jedenfalls müsste doch dem erkennenden Gerichte die Befug- 
niss einzuräumen sein, der Rechtsmittel-Emlegung des Staats- 
anwaltes ungeachtet, nach den besondern Umständen des Falles 
die Freilassung zu verfugen! -r Sonst wird sich diese Bestimmung 
in der Rechtsübung bitter # rächen und oft den., Anschein einer 
vexatorischen Massnahme gewinnen. Der auf Grund des letzten 
Absatzes des vorstehenden Paragraphen in Freiheit gesetzte An- 
geklagte (wenn der Staatsanwalt kein Rechtsmittel angemeldet hat) 
kann nicht aus dem Grunde in Untersuchungshaft genommen wer- 
den, weil der königliche Ober- Staatsanwalt innerhalb der Frist des 
§. 511 (30 *Tage) ein Rechtsmittel angemeldet hat (gerecht ist das 
allerdings, aber nicht logisch.), dagegen hört die Untersuchungshaft 
nicht dadurch auf, dass das seitens des Staatsanwaltes bei Ver- 
kündigung des Urtheils angemeldete Rechtsmittel in Folge des 
durch den Ober-Staatsanwalt innerhalb der im §. 511 bestimmten 
Frist angemeldeten Rechtsmittels seine Wirkung verloren hat (§. 517). 
Der von der Anklage freigesprochene, aber in Untersuchungshaft 
belassene Angeklagte kann in dem Falle, dass der Staatsanwalt 
innerhalb, der Frist des §. 508 (5 .Tage) — also nicht unmittelbar 
nach Yerkündung des Urtheils das Rechtsmittel anmeldet, auf 
freiem Fusse belassen werden, wen|i er die Bitte hierauf mündlich 
zur Zeit der Urtheilsverkündung oder schriftlich innerhalb acht 
Tagen nach dieser vorgebracht hat. Eine unklare Bestimmung, Soll 
denn etwa principiell die Rechtsmittel-Einlegung <Jes Staatsanwaltes 
auch innerhalb der Fatalfrist »ipso jure« die Fortsetzung der Haft 
zur Folg£ haben? Und soll andererseits, wenn und insoweit solches 
nothwendig erscheint, ihre Verfügung nur durch ein »anticipando« 
eingebrachtes formelles Gesuch abgewendet werden? Ueber das 
mündlich vorgebrachte Gesuch entscheidet der Gerichtshof nach 
Anhörung des Staatsanwaltes auf der Stelle; — zur Verhandlung des 
schriftlichen Ansuchens setzt der Vorsitzende einen Termin fest, 
nicht über 3 Tage hinaus und entscheidet sofort nach Anhörung 
der Parteien. Das Nichterscheinen des Angeklagten hindert nicht 
die Fällung der Entscheidung. Ein Rechtsmittel firidet nicht statt 
(§. 518). Welch' ein complicirter Vorgang! viel einfacher wäre es 
zu bestimmen, dass der Gerichtshof in jedem Stadium der Sache, t 
so lange er mit solcher befasst ist, über die Anträge des ver- 
hafteten Angeklagten auf Enthaftung nach Lage der Acten ent- 
scheidet. Betreffs der blossen Haftfrage kann wohl von der 
Entscheidung einer selbstständigen contradictorisch-mündlichen Ver- 
handlung Abstand genommen werden. ,Auch steht solche ausser 
Zusammenhang mit ( einem« nicht unmittelbar nadbt Verkündung 
des Urtheils eingelegten Rechtsmittel. — Der Beschwerdeführer 
ist berechtigt, innerhalb 15 Tagen nach Anmeldung des Rechts- 
mittels seine specielle Beschwerdegründe (Ausführung, »panasz- 
pontokat«) schriftlich zu überreichen (§. 519). — Auch hier Frist- 
Verschwendung! 8 Tage sind vollauf genügend. Warum das Dop- 
pelte dessen, was in allen Gesetzgebungen gilt? — Im Falle der 

4 

t 
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Berufung ist bei der Anmeldung oder der Ausführung anzu- 
geben ; ob solche gegen das ganze Urtheil, oder £egen welche Fest- 
stellung desselben gerichtet werde. Im Falle der Nichtigkeitsbeschwerde 
ist der dieselbe begründender Umstand unter Berufung auf den 
entsprechenden Paragraphen und Punkt des Gesetzes anzugeben 
(§. 520). — Soll demnach bezüglich der formellen Nichtigkeits- 
gründe nicht die blosse Anführung der Thatsache gentigen? Zu- 
mal der Entwurf an anderen Stellen auf die Anführung des zu- 
treffenden Strafgesetzes mit Recht keinen Werth legt. In der Be- 
rufung, beziehungsweise deren Ausführung (Beschwerdepunkte) 
können neue Thatsachen oder Beweise beigebracht wer- 
den, jedoch ist diejenige Thatsache oder der Umstand genau zu 
bezeichnen, dessen Feststellung bezweckt wird (§. 521)* Im Falle 
der mündlichen Anmeldung des Rechtsmittels — und wenn 
der Anmeldende nicht Rechtsverständiger (Anwalt) f ist, ist*der hierzu 
designirte Schriftführer (?) verpflichtet, den Berufungs-Anmeldenden 
# über die vorangeführten gesetzlichen Vorschriften (§§. 518, 519, 
520, 521 und 522 zu belehren und ihm deren Inhalt zu eiy 
klären (§. 522). Anmeldung beziehungsweise Ausführung eines 
Rechtsmittels ist dem Gegner mitzuth eilen. Der Gegner hat inner- 
halb 15 Tagen das Recht zu einer Gegenausführung. — Zu 
diesem, Zwecke kann auch er neue Thatsachen oder Be- 
weise zur Widerlegung der Beschwerdepunkte beibringen (§. 523). 
Doch wohl nur in der Berufungsinstanz? Der Entwurf 
spricht von den Rechtsmitteln überhaupt. — Der auf freiem 
Fusse befindliche Angeklagte kann» bei Anmeldung des Rechts- 
mittels beziehungsweise der Ausführung respective (regenausfuhrung * 
sich darüber erklären: ob er bei der Verhandlung der Sache vor 
der königlichen Tafel sich durch einen hierzu bevollmächtigten 
Vertheidiger vertreten lassen will? (§. 525.) Das verspätete 
Rechtsmittel ist durch den Gerichtshof zurückzuweisen. Gegen den 
Zurückweisungs-Beschluss ist die Beschwerde (? folyamodäs) inner- 
halb 3 Tagen statthaft (§. 526). Der in Haft befindliche Ange- 
klagte ist, wenn seine Berufung nicht als verspätet zurückgewiesen 
wurde (§. 526) oder wenn djp Berufung zu seinen Ungunsten an- 
, gemeldet wurde, gleichzeitig mit der Vorlage der gesaramten Acten 
an die königliche Tafel, durch den Gerichtshof (nach Ablauf der 
respectiven Fristen) nagh dem am Sitze der königliehen Tafel be- 
findlichen Gerichtsgefängnisse zu verbringen (§. 527). Nach Vorlage 
der Acten an die königliche Tafel, hat sich deren Vorsitzender 
zunächst davon zu überzeugen, dass der Fortgang des Verfahrens 
nicht durch das nach §. 511 dem Ober- Staatsanwälte* zustehende 
Interventionsrecht verhindert worden ist. 

Liegt kein Hinderniss vor, so ist ein Verhandlungstag 
anzuberaumen und ein Berichterstatter zu bestellen. In dem Beschluss 
ist auszudrücken, dass Privatankläger, Angeklagte wie deren 
Anwälte in der zur Entscheidung über das Rechtsmittel anberaumten 
öffentlichen Sitzung erscheinen und die gesetzlich gestatteten Vor- 
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träge hatten können (§. 528). Die Verständigung des verhafteten 
Angeklagten und die Vorführung vor die königl. Tafel bewirkt der 
Ober-Staatsanwalt. Wenn der b e r uf e n d e Angeklagte keinen Ver- 
t heidiger namhaft gemacht, bestellt aer Vorsitzende nach Massgabe 
der §§. 70 und 71 einen solchen von Amtswegen. — Ein Ver- 
theidigcr ist nicht zu bestellen, wenn der Angeklagte lediglich 
von der Nichtigkeitsbeschwerde Gebrauch gemacht hat, 
oder wenn zu dessen Gunsten ausschliesslich der Staatsanwalt 
die Berufung ergriffen hat (§. 530). Für die Nichtigkeitsinstanz, wo 
es sich in der Regel um Erörterung schwieriger Rechtsfragen 
handelt, dürfte die Wahrung des formellen Vertheädigungspunktes 
wenigstens bei schweren Verbrechen gewiss angezeigt erscheinen. 
— An dem betreffenden Verhandlungstage überzeugt sich die 
königl. Tafel zunächst von der richtigen Anwendung der voraus- 
gehenden Formalen (§§. 527, 528, 529, 530), eventuell beschliesst sie 
bis zu deren Bereinigung die Vertagung. — Im anderen Falle hat 
die königl. Tafel in nicht öffentlicher Sitzung nach Anhörung 
4es Berichterstatters über Zulässigkeit oder Zurückweisung des 
Rechtsmittels zu beschliessen und ist solches zurückzuweisen: 
1. Wenn das gebrauchte Rechtsmittel gesetzlich unstatthaft ist 
(§..501, s. oben S. 113); 2. wenn dasselbe verspätet angemeldet 
wurde (und der Gerichtshof gegen §. 526 solches doch zuliess) ; 

3. wenn durch eine hiezu nicht berechtigte Person ergriffen; 

4. wenn solches zu Gunsten des Angeklagten — * gegen 
dessen Willen — durch eine solche Person ergriffen wurde, der 
dieses Rechtsmittel überhaupt «nicht, oder doch in diesem Falle 

'nicht zusteht; 5. t wenn das rechtzeitig angemeldete Rechtsmittel von 
dem Berechtigten zurückgezogen und in der offenstehenden Frist 
nicht von Neuem angemeldet wurde (§. 513). Wenn jedoch das 
Rechtsmittel durch den Gerichtshof irrigen Weise zurückgewiesen 
worden (§. 526 handelt nur von der Zurückweisung des verspäteten 
Rechtsmittels — die Grenzen zwischen dem diesfallsigen weiter- 
gehenden Rechte des Gerichtshofes und der königl. Tafel müssten 
vor Allem festgestellt sein), so hebt die königl. Tafel auf Beschwerde 
der zurückgewiesenen Partei die Entscheidung auf und erkennt auf 
Zulassung. Der Beschluss der königl. Tafel ist in öffentlicher m 
Sitzung zu verkünden (§. 531). Hierauf Fortsetzung der öffentlichen 
Sitzung. Im Falle, des Nichterscheinens des Vertheidigers finden 
die für den Gerichtshof massgebenden Bestimmungen Anwendung 
(§• 532). \ • 

Reihenfolge der Verhandlung: Zuerst Verhandlung und^ 
Entscheidung über die Nichtigkeitsbeschwerde, 
hierauf über die Berufung (§. 553). — Wir dächten, dass 
das umgekehrte Verhältniss das logischere und daher richtigere 
wäre; denn wenn mittelst Berufung eine sachliche Remedur 
der ungerechten Verurtheilung unmittelbar erzielt werden kann, 
dann bedürfte es nicht mehr des formellen Umweges der Nichtig- 
keitsbeschwerde. Nun folgt Vortrag des Berichterstatters über den 
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Stand der Sache, jene Thatsachen, Processhandlungen bezw. Ver- 
säumnisse, worauf die Nichtigkeitsbeschwerde gestützt wird. Resum6 
der von den Parteien vorgebrachten Gründe und des bezüglichen 
Acteninhältes (§. 534). Diesem folgt der Vortrag des Nichtig- 
keitswerbers. Zuerst sind,, Staatsanwalt oder Privatankläger 
— falls diese Nichtigkeitswerber * — zu hören. Hierauf Vortrag 
des Gegners, worauf wieder Replik u. s. w. In der Regel stehen jeder 
Partei zwei Schlussreden zu; dem Angeklagten gebührt 
in allen Fällen das letzte Wort. Der Ober-Staatsanwalt 
ist bezüglich der Nichtigkeitsbeschwerde auch in dem Falle zu 
hören, dass weder der Gegner noch ein Vertreter desselben 
erschienen ist. — Nach den Vorträgen der Parteien zieht sich das 
Gericht zur Entscheidung zurück (§. 535). Wenn, die Nichtigkeits- 
beschwerde wegen Verletzung einer Vorschrift* des Verfahrens 
begründet gefunden wird : so ist — vom Beginne der diese 
Nichtigkeit begründenden Handlung ab — das Ver- 
fahren und das Urtheil zu« vernichten und mit dessen neuer Vor- 
nahme derselbe Gerichtshof oder ein innerhalb des Sprengeis 'der 
königl, Tafel befindlicher anderer zu beauftragen. — Wenn indessen 
das Urtheil über mehrere strafbare Handlungen entscheidet und 
mit der Nichtigkeitsbeschwerde n i c h*t alle strafbaren Handlungen 
angegriffen werden, so lässt die Nichtigkeit die nicht angegriffenen 
Theile des Urtheils unberührt (§. 536, s. auch österr. St. P. O. 
§§. 288, 289). Wenn jedoch nur der Nichtigkeitsgrund des §. 479 
(genaue Bezeichnung des Strafgesetzes und der Strafe im Urtheil), 
resp. einer der des §. 486 in Frage steht (formelle und materielle 
Bestandteile der Urtheil sausfertigung), so ist unter Vernichtung fies 
Urtheils derselbe Gerichtshof zu neuerlicher Urtheilsfällung, 
bezw. zur Ergänzung des Mangels anzuweisen. Wenn jedoch der 
Gerichtshof unbegründeter Weise ausgesprochen hat, dass das Ver- 
fahren nicht in seine Zuständigkeit fällt, so ist er unter Vernichtung 
des Urtheils anzuweisen, dass er unter Zugrundelage der Feststellung 
der königl. Tafel sein Urtheil fälle (§. 537). — Im Falle der 
Nichtigkeitsbeschwerde wegen Verletzung formeller Process-Vor- 
schriften — falls deren Grundlosigkeit nicht aus den Acten, bezw. 
den Protokollen erhellt — hat die königl. Tafel, bevor sie über die 
Vernichtung entscheidet, den Gerichtshof I. Instanz zur Aufklärung 
aufzufordern (§. 538). — Dies dürfte überhaupt dahin zu erweitern 
sein,, dass es der königl. Tafel als Cassationshof freisteht, sich etwa 
nöthig befundene Aufklärungen über eine behauptete Formverletzung 
zu verschaffen. 

Im Falle der wegen Nicht- oder irriger Anwendung des 
materiellen Rechtes ergriffenen Nichtigkeitsbeschwerde, wenn 
solche die königl. Tafel für begründet oder wenn sie eine 
derartige durch die Parteien nicht berührte 
Gesetzesverletzung vorliegend erachtet — vernichtet 
dieselbe das Urtheil und fällt die dem Gesetze ent- 
sprechende Entscheidung. Die unrichtige Anwendung des 
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Strafgesetzes schafft ein Präjudiz, das in seiner Tragweite über 
den einzelnen Fall hinausgehend, die Gesammtheit der Rechtspflege 
schädigt. Dementsprechend ist für 'diesen Fall das Einschreiten 
des Cassations hofes von Amtswegen statthaft, welches 
jedoch, »in- favorem defensionis« nur zum Vortheil und nie zum 
Nachtheil des Angeklagten eintreten darf. — Die Strafe kann in- 
dessen nur in dem Falle verschärft werden, wenn 
die serhalb, die Nichtigkeitsbeschwerde erhoben und begründet 
gefunden wurde. — Auch in diesem Falle kann keine schwerere 
Strafe ausgesprochen werden, als solche dem Gesetze entspricht 
und bei der Haupt verh andlung vom Ankläger be- 
antragt wurde (§. 539). Dieser Satz soll, wenn auch unklar, 
zunächst das Verbot der sogenannten »reformatio in pejus« im 
Falle einar lediglich zu Gunsten des Angeklagten er- 
griffenen Nichtigkeitsbeschwerde ausdrücken, man geht aber weiter 
und zieht auch der zum Nachtheil des Angeklagten ergriffenen 
Nichtigkeitsbeschwerde in ihrem Erfolge, materielle Schranken. 
Gleichwie in der Hauptverhandlung erster Instanz eine über den 
Antrag des Staatsanwaltes hinausreichende schwerere Strafe 
unter keinen Umständen ausgesprochen werden darf (§. 472 oben 
S. 109), so soll dieser Antrag* selbst für den Cassationsrichter noch 
fortwirken und eine bindende Norm in Hinsicht auf die Festsetzung 
der Strafe abgeben. Damit ist allerdings der Nichtigkeitsrichter in 
eine Zwangslage versetzt; berufen, das richtige Gesetz anzu- 
wenden, n\uss er wenigstens in Bezug auf die wichtigste Folgerung 
desselben, die Strafe, verzichten.. Human ist allerdings, der Satz ge- 
dacht. Ob er aber nicht die Staatsanwälte, die doch mit der Nichtig- 
keitsbeschwerde zum Nachtheil des Angeklagten einen materiellen 
Erfolg anstreben, vielfach bestimmen dürfte, auf das Rechtsmittel, 
von dem sie einen praktischen Erfolg sich doch nicht versprechen, 
zu verzichten? eine Consequenz, die nicht immer der Strafrechts- 
pflege zum "Vortheil gereichen dürfte. — Im Falle der Nichtigkeits- 
beschwerde wegen materieller Gesetzesverletzung, wenn, um das 
zutreffende Gesetz anwenden zu können, die Feststellung neuer 
Umstände oder neuer Beweise oder 'eine Ergänzung der früheren 
nothwendig erscheint, hat die königl. Tafel zur Erhebung dieser 
nothwendigen Beweise aus ihrem Schoosse ein Mitglied oder den 
Untersuchungsrichter des Gerichtshofes, welcher in der Sache ver- 
handelte, oder den Untersuchungsrichter eines anderen Gerichts- 
hofes anzuweisen. Von dem Ergebnisse ist der königl. Tafel, unter 
Beilage der Beweise, bezw. Protokolle zu berichten (§. 540). In dem 
vorstehenden Falle hat die königl. Tafel das Recht, wenn die Be- 
schaffenheit der Beweise nach mehreren Richtungen hin noth- 
wendig, insbesonders, wenn vorauszusehen, dass die richtige An- 
wendung des Strafgesetzes die Erhebung mehrerer wesentlicher 
Umstände nothwendig macht, ein n-eues Verfahren anzuordnen und 
mit diesem einen anderen Gerichtshof ihres Sprengeis zu' be- 
trauen (§. 541). Warum nicht auch facultativ in einem solchem 
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Falle Zurückweisung en denselben Gerichtshof? — 
Erachtet die königl. "Tafel als Cassationshof jene • Thatsachen nicht 
festgestellt, welche eine richtige und erschöpfende Anwendung des 
Strafgesetzes erheisch^ dann muss er sich eben wieder auf Aus- 
übung seiner reincassatorischen Thätigkeit beschränken und 
es dem Richter der T h a t zunächst überlassen, sich selbst das 
vollständige Substrat für eine neue rechtliche Entscheidung zu 
schaffen. — Wegen der Nicht- oder irrigen Anwendung» des Straf* 
gesetzes ist auch in dem Falle das Urtheil zu vernichten und das 
Verfahren aus §. 539, eventuell 540, bezw. 541 anzuwenden, wenn 
eine nur wegen Verletzung einer Förmlichkeit erhobene Nichtig- 
keitsbeschwerde durch die königl. Tafel verworfen wurde, diese 
jedoch eine Verletzung des materiellen Rechtes vorhanden 
erachtet (§. 542). — Diese Officialpflicht des Gerichtes entspricht 
der im §. 539 vorgezeichneten. — Wenn die königl. Tafel das 
Verfahren und das Urtheil vernichtet und den Process behufs neuer- 
licher Verhandlung und Urtheilsfallung sei es an den früheren Ge- 
richtshof, sei es an einen anderen verwiesen hat, so ist dieses 
Gericht verpflichtet, die rechtlichen Fes tstellungen 
der königl. Tafel und wenn diese sichtauf die Fest- 
setzung der strafbaren Handlung erstrecken — insoweit 
der Thatbestand in dein neuerlichen Verfahren eine Veränderung 
nicht erleidet — auch diese seinem Verfahren, bezw. seinem Urtheile 
zu Grunde zu legen, d. h. einfach: das Gericht ist an die Rechts- 
ansicht, von welcher die königl. Tafel als Cassationsgericht bei 
ihrer Entscheidung ausgegangen, gebunden (§. 543). Diese autori- 
tative Gewalt ist in.deil neueren Gesetzgebungen (in Abweichung 
von der französischen) allerdings dem Ausspruch des obersten 
Gerichtshofes eingeräumt, weil er die Spitze des Instanzenganges 
bildet. — Die ungegründet befundene Nichtigkeitsbeschwerde ist zu 
verwerfen. — Wenn ausser der Nichtigkeitsbeschwerde 
eine Berufung ergriffen wurde, so verkündet die königl. Tafel 
das Urtheil, bezw. die Entscheidung nur in den Fällen des §.-536, 
Absatz 1 (Vernichtung wegen Formfehler), des §. 537 (neuerliche 
Urtheilsfallung wegen formwidrigen Urtheils), §. 539 (Vernichtung 
wegen materieller Gesetzesverletzung), §. 541 (Verweisung an ein 
anderes Gericht behufs Feststellung des richtigen Strafgesetzes) 
wie in dem dem §. 542 (Anwendung des richtigen Strafgesetzes ex 
officio) entsprechenden Falle. 

In anderen Fällen ist das Urtheil über die Nichtigkeits- 
beschwerde mit dem Urtheil über die Berufung zu verbinden 
und gleichzeitig zu verkünden (§. 544). — In diesem 
anderen Fällen kann es sich also nur um die Zurückweisung der 
Nichtigkeitsbeschwerde handeln. Es fragt sich, welchen Zweck hatte 
dann das Nichtigk ei tsverfahren ? Hätte dieser nicht viel ein- 
facher, unmittelbarer auf dem Wege der vorher g,e h e n d e n 
Berufungsverhandlung erzielt werden können? Hat es 
einen Sinn, die Verkündung des Urtheils über die Nichtigkeits- 
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beschwerde nunmehr zu unterlassen? Die Thatsache der Nicht- 
verkündung und der Uebergang zur Berufungsverhandlung ersetzt 
ja ohnedies diese Urtheilsverkündung, insoferne hierdurch die Ver- 
werfung der Nichtigkeitsbeschwerde unzweideutig dargethan erscheint. 

Im §. 545 wird nun das Verfahren der königlichen Tafel als 
B e r u f u n g s gericht behandelt. Es beginnt mit der Bericht- 
erstattung über die Berufung, Darlegung des Thatbestandes Ver- 
lesung des Urtheils und der Entscheidungsgründe, Inhalt der Be- 
rufungsausführung und Gegenausführung, Verlesung der Acten 
beziehungsweise des Hauptverhandlungs - Protokolls, Aussagen der 
Parteien, Zeugen, Sachverständigen u. s. w. t Darlegung der neu vorge- 
brachten Thatsachen und Beweise, welchen Kinfluss die Parteien 
auf die Sachlage damit anstreben u. s. w.? Auf einer vollen Quart- 
seite, die Raum für ein halbes Dutzend Paragraphe bietet — ist 
eben Alles dargelegt, was möglicherweise der Berichterstatter vor- 
bringen kann. 

Die der königlichen Tafel constatirte Actenlage bildet 
sohin die Basis des Berufungsverfahrens. Die Parteien 
können den Vortrag des Berichterstatters ergänzen, richtig- 
stellen und können Alles vorbringen, wodurch sie eine rich- 
tige Feststellung der Thatsachen glauben errei- 
chen zu können. — Das ist gewiss recht zweckmässig, um 
einer etwaigen einseitigen Auffassung des Referenten entgegen- 
zutreten. — Neue Thatsachen und Beweise können 
durch die Parteien bei diesem Anlasse angeführt 
werden, trotzdem dass nach §. 521 bei Anmeldung resp. Aus- 
führung der Berufung, resp. Gegenausführung (§. 523) dieses Recht 
vollständig erschöpft werden konnte. Man sollte glauben, 
dass nunmehr unmittelbar zur Erhebung der neuen Beweise ge- 
schritten wird — oder doch wenigstens der Umfang dieses 
Beweisverfahrens endgiltig festgestellt erscheint ; — dem ist 
aber nicht so. Nun erst beginnen die Vorträge der Parteien (§. 335). 
Wohl über deren Reihefolge, doch über deren Inhalt, Richtung ist 
nichts gesagt, was auffällt,- gegenüber der gerade in dieser 
Richtung beliebten Ausführlichkeit. Das Gericht zieht sich zur 
Entscheidung zurück. Nun eingehende Schilderung des Vorganges 
im Berathungszimmer, Resumd des Vorsitzenden, — Hinweis 
auf etwaige Fehler im Verfahren und im Urtheil des Gerichtshofes 
erster Instanz sowie im Ber"ufungsverfahren zu Tage getretene 
wichtige Momente -r- eventuelle Ergebnisse des Berufungsverfahrens. 
Hierauf bringt der Vorsitzende die Frage zur Abstimmung : soll 
eine neue Hauptverhandlung angeordnet werden? 
(§. 547). — Jeder Richter kann vor Abgabe seines Votums von 
dem Berichterstatter Aufklärungen bezüglich für das Urtheil wich- 
tiger, in dem Berufungsverfahren zu Tage getretenen Umstände 
verlangen (§. 548). Ueberzeugt sich die königliche Tafel, dass das 
von dem berufenden Theil gegen die Richtigkeit der thatsäch- 
liehen Feststellungen des Gerichtshofes beziehungsweise der 



* 127 

richtigen Folgerungen aus denselben Vorgebrachte unbegründet 
ist, ebenso, wenn sie sich davon Überzeugt, dass der wesentliche 
Tlieil des im Urtheile festgestellten Thatbestandes in Folge der 
während des Berufung Verfahrens und der Haupt Verhandlung vor- 
gebrachten neuen Thatsachen oder Beweise eine Aen- 
derung nicht erleidet, so spricht sie die Verwerfung der 
Berufung aus. 

Im anderen Falle fallt sie , eine Entscheidung, mittelst deren 
sie die Aufnahme resp. «Wiederholung der Sache, in einer vor ihrem 
eigenen Forum stattfindenden neuen Hauptverhandlung 
anordnet, demnach keine Rück Verweisung in die erate Instanz. Die 
unrichtige Anwendung des materiellen Strafgesetzes ist jedoch — 
indessen mit Beschränkung des §. 539, Absatz .2 (keinerlei actuello 
Wirkung in Bezug auf die Schärfung der Strafe) auch in dem Falle 
richtig zu stellen, dass die Nichtigkeitsbeschwerde von keiner Seite 
erhoben wurde, die königliche Tafel jedoch die Verwerfung der Berufung 
ausspricht (§. 550). Diese Bestimmung ist hier kaum am Platze; 
für ein Cassation sgericht lässt sich eine derartige Officialthätigkeit 
»in favorem defensionis«, nicht aber für den Berufungsrichter recht- 
fertigen ; — eine solche Wirkung, wie die hier angestrebte, könnte 
nur der Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes 
zugestanden werden. Die königlichen Tafeln ihrerseits sind nicht zur 
blossen (idealen) Correctur des Gesetzes berufen. — Indem die 
königliche Tafel im Falle der Stattgebung der Berufung eine 
neue Verhandlung vor ihrem eigenen Forum anordnet, be- 
zeichnet sie die in dieselbe zu ladenden Personen beziehungsweise 
die zur Erhebung geeigneten nothwendigen Beweise. Als lei- 
tender Grundsatz (iränyelvül követendö) gilt hierbei: Was 
ist für das TJrtheil des Gerichtshofes entscheidend gewesen und in- 
wieweit sind dessen thatsächliche Feststellungen durch das Be- 
rufungs verfahren beziehungsweise die Hauptverhandlung in der 
Berufungsinstanz zweifelhaft geworden? Der Umfang der neuen 
Beweisaufnahme hat daher alle Thatsachen und Beweise zu um- 
fassen, die unmittelbar zur Aufklärung beitragen können. §. 447 
(Verlesung von Urkunden u. s. w.) ist auch hier grundsätzlich zu 
beobachten. Ausser den durch den Gerichtshof vernommenen Sach- 
verständigen können an deren Stelle auch andere geladen werden. 
Angeklagter und Privat ankläger sind in jedem Falle zu 
laden. Erachtet die königliche Tafel das Einholen eines Gut- 
achtens der Facultät, des Sanitätsrathes u. s. w. oder eine Ergänzung 
desselben nöthig, so trifft dieselbe die entsprechende Anordnung 
<§■ 651). 

Wenn in dem Falle des Gebrauchs der Nichtigkeitsbeschwerde 
und der Berufung in Bezug auf die erstere dem §. 538 entsprechend ■ 
(Nichtigkeitsbeschwerde wegen Formverletzung — Einholung der 
erforderlichen Aufklärungen vom Gerichtshofe erster Instanz) ver- 
fahren worden ist, hat die königliche Tafel, insoweit in Folge der 
Berufung eine neue Hauptverhandlung anberaumt worden ?st, in 
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der Entscheidung hierüber die Beischaffung der zur Beurtheilung 
der Begründung der Nichtigkeitsbeschwerde notwendigen Auf- 
klärungen auch auszusprechen (§. 552). 

Unverständlich, weil hier wieder Instruirung der Nichtigkeits- 
beschwerde und Berufungsverhandlung neben einander zu laufen 
hätten, während der Entwurf, in Bezug auf die Reihenfolge der 
Behandlung der Rechtsmittel, zunächst die Erledigung der Nichtig- 
keitsbeschwerde fordert, ehe in ^die Berufungsverhandlung ein- 
gegangen wird. •. 

Wenn indessen ausser dem Falle der Nichtigkeitsbeschwerde 
wegen der Nicht- oder irrigen Anwendung des Gesetzes die 
Berufung ergriffeh worden ist und die königliche Tafel auf Grund 
des §. 540 (behufs« Feststellung des richtigen Strafgesetzes) eine 
Ergänzung der Voruntersuchung angeordnet hat, so ist — insoweit 
in Folge der Berufung die Abhaltung einer neuen Hauptverhand- 
lung beschlossen worden ist — die Vervollständigung der Unter- 
suchung — unbeschadet der Bestimmungen der §§. 544 und 550 
— bis zur neuen Hauptverhandlung auszusetzen (§^ 553). — Nach 
§. 544 soll im Falle cumulativen Gebrauchs beider Rechtsmittel das« 
Ürtheil über die Nichtigkeitsbeschwerde bis zu dem der Berufung 
ausgesetzt, resp. mit solchem verbunden werden. Wie aber ist es 
ausfuhrbar, Berufungsverhandlung und Vervollständigung der Vor-* 
Untersuchung zum Zwecke der Nichtigkeitsbeschwerde hier neben 
einander laufen zu lassen? Die Nichtigkeitsbeschwerde muss doch 
erledigt sein, ehe die Berufungsverhandlung, resp. die neue Beweis- 
aufnahme stattfindet. 

In Bezug auf die Anwendung der §§. 552 und 553 macht es 
keinen Unterschied, ob dieselbe Partei oder Person die Nichtig- 
keitsbeschwerde und Berufung ergriffen hat (§. 554). — Das Urtheil 
der königlichen Tafel ist in öffentlicher Sitzung sofort zu verkünden. 
In verwickelten Fällen ist Aussetzung auf« 3 Tage zulässig (§. 555). 
Bei Festsetzung des neuen Hauptverhandlungs-Termins ist die 
Rücksicht auf die V ertheidigung des Angeklagten mass- 
gebend. Ein sehr V>henswerthes Princip, das aber in seiner that- 
sächlichen Wirkung leicht in das Gegentheil umschlägt, wenn man 
bedenkt, dass der Termin nicht später als 60, sage sechzig 
Tagelt (vom Tage der Bestimmung desselben ab) angesetzt 
werden ,darf! (§. 556). 

Eine zweimonatliche Ladungssfrist als Regel aufgestellt. 
Liegt eine solche Zeitverschwendung im Interesse^ der Sache, in 
dem des verhafteten Angeklagten? 

Berechnetman die früheren Fristen — zunächst für die Verhandlung 
über die Nichtigkeitsbeschwerde — vielleicht mit nach- 
folgenden contradictorischen Zwischenverfahren über die Haft- 
frage, für Instruirung und Vorverhandlung der Berufung, für 
die Hauptverhandlung zur Feststellung des Umfangs der Beweisauf- 
nahme — die neue Hauptverhandlung vor der königlichen Tafel ! 
Welcnes complicirte, zeitraubende Verfahren, das — um nur bis zu 
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detoi gegenwärtigen keineswegs abschliessenden Stadium zu 
gelangen — unter Umständen Jahresfi ist erfordern dürfte! 

Jedenfalls müssen dem Angeklagten zur Vorbereitung seiner 
Verteidigung zwischen Zustellung der Ladung und Hauptverhand- 
lung 30 Tage bleiben (§. 557). — In Betreff der Hauptverhandlung, 
des Urtheils oder der Entscheidungen (Z wisch en-£rkenntnisse), 
deren Inhalt und Begründung, sind die Anordnungen des XIII. Haupt- 
stückes des gegenwärtigen Gesetzes (Hauptyerhandlung vor dem 
Gerichtshof« erster Instanz) auch für den Fall der Ha up Ver- 
handlung yor^der königl. Tafel, indessen in dem dem 
Gegenstande des gegenwärtigen Hauptstückes entsprechenden Sinne 
und unter Beschränkung des Beweisverfanrens gemäss der §§. 520 und 
550 (s<meit der Angriff gegen das Urtheil reicht ; Richtigstellung des 
materiellen Strafgesetzes unter allen Umständen) — zu befolgen. "Die 
Anordnungen des §.415 des Gesetzes sind auch auf die Hauptverhand- 
lung vor der königl. Tafel anwendbar (Disciplinar- Strafrecht »des 
Gerichtes). In diesem Falle verfährt die königl. Tafel 
als Gerichtshof erster Instanz^ gegen ihr Urtheil, 
bezw. ihre Entscheidung ist nur die Nichtigkeits- 
beschwerde zulässig. — Die Anordnungen des XIII. Haupt- 
stückes in Betreff des Gebrauches von Rechtsmitteln gegen die 
durch das Gericht in der Hauptverhandlung gefällten Einstellungs- 
beschlüsse (§. 469) sind gleichfalls anwendbar. Die Rechtsmittel 
gegen diejenigen Entscheidungen, in Bezug auf welche das Gesetz 
besondere Anordnungen trifft, werden durch die Bestimmungen des 
gegenwärtigen Hauptstückes nicht berührt (§. 559). 

Wir» haben dargelegt, in welchen Fallen die Nichtig- 
keitsbeschwerde bei der königl. Tafel zu verhandeln ist. 
Dies bildet nach §. 500 die Regel für alle Fälle, in denen Nichtig- 
keitsbeschwerde und Berufung gleichzeitig (oder auch cumulativvon 
den verschieden hierzu Berechtigten) angemeldet wurden. — Die 
Ausnahmsfalle, in welchen die Nichtigkeitsbeschwerde an die königl. 
Curie unmittelbar gerichtet wird, sind nach, §. 560: 1. Geg6n ein 
solches Urtheil des Gerichtshofes, bezüglich dessen die* Berufung 
nach §. 501 ausgeschlossen ist (erstinstanzliches Urtheil auf Geld- 
strafe unter 50 fl., resp. freisprechendes Erkenntniss von einer nur 
mit Geldstrafe bedrohten That). 2. Wenn gegen das Urtheil des 
Gerichtshofes (erster Instanz) oder gegen dessen Entscheidungen 
ausser der Nichtigkeitsbeschwerde ein anderes Rechtsmittel von 
einer Partei oder einem Beteiligten nicht ergriffen wurde. 

3. Gegen das Urtheil oder die Entscheidung der königl. Tafel als 
Gericht zweiter Instanz (§. 559) — insofern das Gesetz gegen die- 
Entscheidungen des Gerichtshofes erster Instanz besondere 
Rechtsmittel an die königl. Tafel einräumt. (Welche? Beschwerde?) 

4. Gegen das Urtheil oder die Entscheidung der 
königl. Tafel als Gericht erster Instanz (§. 549 u. ff.). 
— also als eigentliches in der Sache selbst amf Grund neuer 
Beweisaufnahme erkennendes (Berufungs)- Gericht' (§. 560). Wenn 
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in dem Falle des §. 560, Absatz 2 (ausschliesslicher Gebrauch der 
Nichtigkeitsbeschwerde) sich der Vorsitzende nach Ablauf der für 
den Gebrauch des Rechtsmittels bestimmten Frist überzeugt, dass 
gegen das Urtheil oder die Entscheidung des Gerichtshofes nur 
die Nich tigkeits b esch wer de ergriffen wurde und keine 
der Parteien oder Betheiligten die Berufung ergriffen hat, so ver- 
fugt er mittelst Beschlusses, ohne Rücksicht auf den von dem 
Rechtsmittelwerber gestellten Antrag, die Vorlage der gesammten 
Acten an die königl. Curie und verständigt hievon die Parteien. 
Gegen diesen Bescheid ist kein Rechtsmittel zulässig (§. 561). In 
Bezug auf das Recht zur Ergreifung der Nichtigkeitsbeschwerde, 
der Anmeldefrist, die Förmlichkeiten und das bei der Anmeldung 
zu beobachtende Verfahren, ferner die Zulässigkeit der Rücknahme 
die * Nichtigkeitsbeschwerde, die Beschwerdetrist * und Gegenaus* 
iührung, die Wirkung der Nichtigkeitsbeschwerde, wie auch be- 
züglich des persönlichen Erscheinens des Angeklagten und dessen 
Vertretung in der Sitzung der königl. Curie finden die §§. 502 bi» 
527 — insoweit diese Anordnungen im Einzelnen sich nicht aus- 
drücklich oder sinngemäss ausschliesslich auf die Berufung beziehen 
— auf die auf Grund des §. 560 ergriffene Nichtigkeitsbeschwerde 
gleichfalls Anwendung, jedoch mit der Modification, dass an Stelle 
des königl. Ober-Staatsanwaltes der Kronanwalt, an Stelle der 
königl. Tafel oder deren Vorsitzenden aber die königl. Curie, beaw. 
deren .Vorsitzender zu verstehen ist (§. 562). Der verhaftete An- 
geklagte wird ati den Sitz der königl. Curie nicht gebracht (§. 563)* 
Im Falle des §. 560, Z. 3 (nicht auch Z. 4 ? — wohl selbstver- 
ständlich!) hat die Anmeldung der Nichtigkeitsbeschwerde bei der 
königl. Tafel zu erfolgen, der auch die weitere Instruirung des 
Rechtsmittels für die königl. Curie obliegt (§. 564). In den Ver- 
handlungen vor der Curie ist die Vertretung der Parteien aus- 
schliesslich durch die bei der königl. Curie bestellten Anwälte zu- 
lässig. Von Amtswegen wird kein Vertheidiger bestellt (§. 565). — 
Liegt nicht nach beiden Richtungen hin eine Beschränkung der 
Verteidigung vor? Warum jenen Vertheidiger, der die Sache 
bei der königl. Tafel instruirt, durchgeführt hat und der tnit der 
Actenlage vertraut ist, nicht zu der oft gerade wichtigsten Ver- 
tretung in der «bersten Instanz 1 zulassen wollen ? Warum nicht von 
Amtswegen einen Vertheidiger da beigeben, wo es sich uni 
die Feststellung der schwierigsten Rechtspunkte handelt? Die 
Autorität der Entscheidungen des höchsten Gerichtshofes kann nur 
gewinnen, wenn der Verdacht jeder einseitigen Auffassung beseitigt 
wird. « — Der Vorsitzende der königl. Curie setzt den Vcrhand- 
lungstag fest und bestellt einen Berichterstatter (§. 566). Zur Sitzung 
der königl. Curie werden die Parteien nicht besonders 
geladen; ihre Verständigung wird durch die Aushängung des den 
Verhandlungstag festsetzenden Beschlusses an einem in die Augen 
fallenden Platze am Gebäude der königl. Curie bewirkt (§ 567), 
eine sonderbare, fast kleinliche Anordnung. 
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Soll damit etwa ein Theil des überreich verschwendeten 
Apparates eingeholt werden? Hat die Partei nicht ein Recht auf 
Ladung — und persönliche Ladung? Ist dieses Recht ein anderes 
Yor dem höchsten Gerichtshof, woselbst es sich um die endgiltige 
Entscheidung über die wichtigsten Interessen handelt? — Zwischen 
jenem Anschlag und dem Verhandlungstermin müssen mindestens 
15 Tage (die stereotype Zahl!) liegen. Der Kronanwalt wird 
durch Zustellung einer Beschluss- Ausfertigung verständigt (Also 
doch! Und der Angeklagte oder sein Yertheidiger nicht? Er muss 
die Aushängungen an der königl. Curie in beständiger Evidenz 
halten.) — In Bezug auf die Verhandlung vor der Curie sind die 
§§. 534 und 535 anwendbar (Verfahren vor der königl. Tafel bei 
der Verhandlung über Nichtigkeitsbeschwerde und Berufung, s. oben 
S. 22). Die Sitzung kann deswegen nicht vertagt werden, weil eine 
Partei oder deren Vertreter nicht erschienen ist. Der Kronanwalt 
ist in jedem Falle zu hören (§. 568). Die königl. Curie ist ver- 
pflichtet, in dem Falle des §. 560, Z. 1 und 2, die t h a t s £ c h- 
liehen Feststellungen des Gerichtshofes, im Falle 
des g. 560, Z. 3. jedoch diejenigen der königl. Tafel zu 
Grunde zu legen (§. 569). — Und nicht auch im Falle des §. 560, 
Z. 4 — gegenüber Urtheil und Entscheidung der königl. Tafel als 
Gerichtshof I. Instanz? Das thatsächlich Festgestellte ist über- 
haupt der Kritik des Cassationshofes entrückt! — Die §§. 536, 
537, 538 und 539 (Umfang der Wirkung der als begründet 
befundenen Nichtigkeitsbeschwerde in Bezug auf Verfahren und 
Urtheil) sind auch auf den Fall der vor der königl. Curie ver- 
handelten Nichtigkeitsbeschwerde anwendbar (§. 570). Die Bestim- 
mungen der §§. 540 und 541 (Ergänzung der Beweise behufs Fest- 
stellung des richtigen Nichtigkeitsgrundes durch den Untersuchungs- 
richter — Rückverweisung in ein neues Verfahren) sind gleichfalls 
durch die königl. Curie anzuwenden, die des §, 540 jedoch mit der 
Modification, dass die königl. Curie nicht aus ihrem eigenen Schosse 
ein Mitglied entsendet, sondern behufs der nothwendigen Erhebungen 
oder Beweise entweder ein Mitglied der königl. Tafel oder des 
Gerichtshofes I. Instanz betraut (§. 571). Den Anordnungen des 
XVIII. HauptstUck bezüglich der Oenentlichkeit, der Leitung der 
Verhandlung, der Aufrechterhaltung der Ordnung, der Anhörung 
des Angeklagten und des Privatanklägers im Falle ihres Erscheinens, 
Disciplinar- Strafrecht, der Verkundung des Unheils oder der 
Entscheidung, deren Begründung und Wirkung, sind auch für das 
Verfahren vor der königl. Curie in dem Sinne anwendbar, dass an 
Stelle des Staatsanwaltes der Kronanwalt, bezw. sein Stellver- 
treter tritt (§. 572). — Ueher die Beschwerde gegen den die 
Nichtigkeits-Beschwerde wegen verspäteten Einbringens zurück- 
weisenden Beschluss entscheidet in den Fällen des §. 560 die 
königl. Curie (§. 573). 
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Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes (wegen ein- 
heitlicher Anwendung des Gesetzes, s törveny egyseges alkalmazasa vegettj. 

Der Kronanwalt ist berechtigt, gegen ein Urtheil oder eine 
Entscheidung des Strafgerichtes wegen Gesetzesverletzung behufs 
einheitlicher Anwendung des Gesetzes die Nichtigkeitsbeschwerde 
auch in dem Falle zu ergreifen, wenn auch keiner von den zum 
Gebrauche des Rechtsmittels Berechtigten innerhalb der gesetzlichen 
Frist dasselbe benutzt hat, oder wenn dieses Rechtsmittel auf Grund 
eines der Absätze 2 — 4 des §. 531 zurückgewiesen worden ist 
(wegen Verspätung, Ergreifung durch einen hierzu überhaupt 
nicht Berechtigten, Anmeldung durch einen hiezu nicht Berech- 
tigten zu Gunsten des Angeklagten); warum nicht auch im Falle 
Verzichts des Berechtigten? (Absatz 5.) Oder ist dieses selbst- 
verständlich?) 

In Bezug auf jene Sachen, in welchen die königl. Curie in 
Folge der Nichtigkeitsbeschwerde welcher Partei immer, bereits 
meritorisch entschieden hat, findet eine Nichtigkeits- 
Beschwerde zur Wahrung des Gesetzes nicht statt (§. 575). Die 
Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes ist unmittelbar 
bei der königl. Curie, und zwar schriftlich einzubringen. Nach der 
Anmeldung sind die gesammten Acten der königl. Curie vorzulegen. 
Zur Verhandlung der königl. Curie wird weder der Angeklagte, 
noch der Privatankläger geladen. Der Kronanwalt fuhrt die nähere 
Begründung der Nichtigkeits-Beschwerde mündlich aus (§. 576). 
Wenn die königl. Curie die Nichtigkeits-Beschwerde für begründet 
erachtet, so spricht sie durch motivirte Entscheidung aus, dass durch 
das den Gegenstand der Nichtigkeitsbeschwerde bildende Urtheil 
bezw. die Entscheidung das Gesetz verletzt worden sei (a törveny 
megs&tetett) (§. 57.7). Die eine Gesetzesverletzung aussprechende 
Entscheidung der königl. Curie ist auf den Angeklagten nur in den 
Fällen von Wirkung: 1. wenn die Sache nicht in den richterlichen. 
Wirkungskreis überhaupt oder in die Competenz desjenigen Gerichtes 
fiel, welches in der Sache verhandelte; 2, wenn das Gericht unter 
Verletzung des Gesetzes das Verfahren als nicht zu seiner Zu- 
ständigkeit gehörig erachtet hat; 3. wenn der Angeklagte unter 
Verletzung des Gesetzes verurtheilt wurde. 

In dem Falle 1 verfugt die Curie die Abgabe der Sache an 
die zuständige Behörde. In dem Falle 2 bezeichnet sie dasjenige 
Gericht, vor welchem das Verfahren anhängig zu machen ist. In 
dem Falle 3 spricht sie die Freisprechung des Angeklagten; 
— wenn sie jedoch diesen einer unter einer milderen Strafe fal- 
lenden Handlung schuldig erachtet — unter Feststellung dieser 
Handlung dem Gesetze gemäss — die Milderung der Strafe 
beziehungsweise deren Umwandlung aus (§. 578). Wenn in dem 
Falle des Absatzes 3 des §. 578 jene Feststellung, welche Bestim- 
mung des Strafgesetzes durch die Handlung verletzt worden ist, 
aus den Acten nicht erbracht werden kann, so hat die königliche 
Curie unter Vernichtung des Urtheils behufs Wieder auf- 
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nähme des Verfahrens die Sache entweder an den 
Gerichtshof erster Instanz, welcher in derselben 
verhandelt oder an einen anderen Gerichtshof 
erster Instanz zu verweisen. — Dies.er Gerichtshof 
hat bezüglich der Auslegung des Gesetzes die 
Feststellung der königlichen Curie zu befolgen. In 
dem neuen Verfahren kann der Angeklagte zu keiner schwereren 
Strafe verurtheilt werden, als solche gegen ihn in dem vernichteten 
Erkenntnisse ausgesprochen war (§. 579). — In welcher Richterzahl 
die Curie über die zur Wahrung des Gesetzes erhobene Nichtig- 
keitsbeschwerde zu entscheiden hat, muss erst aus dem zur Zeit noch 
nicht vorliegenden Gerichtsverfassungsgesetz erhellen. Die grössere 
Zahl (in Oesterreich 11) erhöht das Ansehen solcher für die Ent- 
wicklung der gesammten Rechtspflege weittragender Aussprüche. 
Hiervon abgesehen, können wir nicht umhin, die Behandlung der 
Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes im vorliegenden 
Entwürfe als vorzüglich durchgeführt zu erklären. Alles kommt 
hier darauf an, dass dieses weittragende Rechtsmittel nicht Mos ein 
abstracter Begriff bleibe, nicht blos eine allgemeine Correctur des 
Unrechts, sondern auch actuell zu Gunsten des individuellen Un- 
rechts, das doch in seinen Folgen auf die Gesammtheit schädigend 
wirkt, wirksam werde. Die gewiss berechtigte heilige Scheu vor 
der Antastung der Autorität rechtskräftiger Richtersprüche ist nicht 
ani Platz, wenn solche dem prüfenden Blicke der höchsten richter- 
lichen Functionäre gegenüber nicht Stand zu halten vermögen» — 
Den gegenwärtigen Entwurf zeichnet es aus, dass er an Stelle 
jener kümmerlichen (selbst noch in der österreichischen Strat'- 
processordnung lückenhaften und daher vielfach einer Interpretation 
bedürftigen) Bestimmungen, mit welchen die Gesetzgebungen die 
Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes darstellen, 
feste, klare und entschiedene Grundsätze gegeben hat, dass er die 
actuelle Wirkung derselben zu Gunsten des Verletzten in dem 
äusserst denkbaren Umfange anerkannte und damit bei dem hohen 
und verdienten Ansehen, welches die königliche Curie in Ungarn 
vermöge ihrer Zusammensetzung aus den glänzendsten Elementen 
der Magistratur geniesst, der steten und sicheren Ent- 
wicklung des ungarischen Strafrechts einen frucht- 
baren Boden sichert. 

Es darf nicht übersehen werden, dass es gerade die königliche 
Curie ist, welche bis zur Neugestaltung codificatorischer Schöpfungen 
in autoritativer Weise das Recht ausgelegt und ausgebildet hat und 
innerhalb des »arbitrium judicis« demselben sichere Pfade vor- 
zuzeichnen bestrebt war, dass demnach — auch unter der Herr- 
schaft der neuen Strafgesetze der königlichen Curie die Aufgabe 
zufallen wfrd, ein Leitstern der Gesetzesanwendung für die Unter- 
gerichte zu sein. .Dieser schönen Aufgabe wird die königliche Curie 
— die Spitze und die Zierde der ungarischen Strafrechtspflege- 
noch mehr in jenen Fällen gerecht werden können, wo es sich 
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darum handeln "wird, unbeirrt und unbeeinflusst von Parteianträgen 
— ausschliesslich im Interesse der Einheit und Stetigkeit der Rechts* 
pflege — die Heiligkeit der »res judicata« mit den Anforde- 
rungen einer gesunden Rechtsentwicklung in Einklang zu bringen. 



Mit diesen Bemerkungen nehmen wir von der Darstellung der 
Rechtsmittel im vorliegenden Entwurf Abschied. Bei aller Sorgfalt, 
die im Einzelnen — und vielleicht übertriebene Sorgfalt! — den 
Entwurf charakterisirt, kann in der vorliegenden Com- 
bination das Rechtsmittel-System nicht beibehal- 
ten werden, erheischt vielmehr eine gründliche Aenderung. — 
Absolute Loslösung der beiden Rechtsmittel der Nichtigkeits- 
beschwerde und Berufung aus ihrem bestehenden Verbände, geson- 
derte Behandlung eines jeden derselben, ausschliessliche 
Zuweisung der Nichtigkeitsbeschwerde an die 
königliche Curie — als das hierzu berufene Gericht und 
damit Entbindung des Richters der Thatfrage von dem Eingreifen 
in die «pecielle Domäne der Rechtssphäre ; — das ist die erste 
Forderung, die wir glauben stellen zu müssen. Dementsprechend 
als zweite eine einfache klare Durchführung des Rechtsmittel- 
Systems, Ersparniss in der Oekonomie des Gesetzes; — in der 
Zeit und Arbeit des Gerichtes! Was die Berufung im engeren 
Sinne betrifft, mit ihrem complicirten Apparate der auf die Beweis- 
erhebung in zweiter Instanz bezüglichen Beschlüsse, der Beweis- 
aufnahme in der Hauptverhandlung u. s. w., so leidet sie eben an 
jenem Gebrechen, welches jedem Berufungs-Systeme in 
dem modernen Strafprocesse eigen ist.*) Sie kann und wird 
innerhalb des Rahmens des unmittelbar -mündlichen Verfahrens 
immer nur eine mühsame und künstliche Reproduction des ersten 
Verfahrens, eine lückenhafte, nicht immer zusammenhängende Er- 
gänzung des letzteren bieten. Glaubt man jedoch, mit Rücksicht 
auf die besonderen Verhältnisse Ungarns, solche nicht entbehren 
zu können, hält man den gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht für 
angemessen, weil man nicht für möglich erachtet, die Gerichte 
erster Instanz mit solchen Garantien zu umgeben, dass bei deren 
Unanfechtbarkeit die Sicherheit der Rechtspflege nicht zu Schaden 
kommt, muss man daher experimentiren — denn die modale Ge- 
staltung der Berufung ist nichts als ein Experiment!**) — so muss 
man vor Allem durch möglichst einfache und klare Bestimmungen 
den Zweck der Berufung erstreben, insbesondere Zeit und Kosten 
zu sparen suchen, damit nicht der wirkliche Werth in Missverhält- 

*) S t e g h e ö, a. a. O., Seite 50. 
**) Siehe beispielsweise die treffliche Schrift Olshause n's, a. a. O., 
Seite 18 ff., worin — bezüglich der deutschen Strafprocess-Ordnung — im 
Falle der Einführung der Berufung, für die Zulassung einer nochmaligen 
Verhandlung der Sache bei einer mit anderen Richtern besetzten Kammer 
desselben Landesgeriohtes (an Stelle 4es Ober-Landesgerichtes) plaidirt wird. 
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niss zit dem aufgewandten Apparate trete. Nach unserer Ansicht 
ist es absolut überflüssig, dass der Zweck der Berufung mit Hilfe 
zweier förmlicher Hauptverhandlungen erreicht 
werde; das Berufungsgericht — Air das denn doch schliesslich a*ch 
bei der selbst im weitesten Umfange wiederholten Beweisaufnahme, die 
Acten eine entscheidende Bedeutung haben — kann auf Grund 
der Acten und der Anträge der Parteien sich vor der 
ersten und einzigen Haup tverhandlung über den 
Umfang der neuen Beweiserhebung schlüssig ma- 
chen, — vorbehaltlich «der in der Hauptverhandlung sich ergeben- 
den Noth wendigkeit, neue Beweise zu erheben — und hierauf die 
definitive Hauptverhandlung über die Berufung abhalten. — Wir 
müssen darauf verzichten, Vorschlüge, im Einzelnen zu machen und 
zu begründen, — deren sind ja zahlreiche bekannt, wenn auch 
keiner vollständig befriedigen wird; »noch immer scheint uns jene 
Regelung,* welche die Berufung in correctionellen Sachen nach dem 
französischen Rechte und im Ahschluss hieran in der preus- 
sischen Strafprocess- Ordnung vom Jahre 1867 gefunden hat, als 
die relativ einfachste und daher empfehlenswerteste. Fiat man 
das letztere Gesetz ignorirt ? Im Uebrigen verweisen wir auf unsere 
Kritik zu den Einzelbestimmungen des Entwurfs. Ich glaube nicht, 
dass die Legislative Ungarns das Rechtsmittel -System, wie es im 
gegenwärtigen Entwurf behandelt ist, vollinhaltlich aeeeptiren dürfte. 



XVI. Hauptsttt«k. 

Ton der Wiederaufnahme des Strafverfahrens. 
Die Wiederaufnahme kann, nachdem das Urtheil die Rechts- 
kraft beschritten hat, zum Vortheile des Angeklagten 
wie zu dessen Nachtheil beantragt werden. Der Staatsanwalt 
kann zum Nachtheil des Verurtheilten und nur bis zum Ablauf der 
gesetzlichen Verjährungsfrist die Wiederaufnahme wegen jener 
Handlung beantragen, von deren Anklage der Angeklagte frei- 
gesprochen Wurde oder deren rechtskräftig ausgesprochene 
Strafe den Grund der Wiederaufnahme bildet (g. 580). Der 
Privatankläger hat kein Recht, die Wiederaufnahme zu 
beantragen. Wenn jedoch das Strafverfahren auf Grund des nicht 
zurückgenommenen Antrages der verletzten Partei eingeleitet wurde, 
so kann im Falle des §. 583 der Staatsanwalt die Wieder- 
aufnahme beantragen (§. 581). Zu Gu%stin des Verurtheilten 
kann unter den folgenden Bedingungen die Wiederaufnahm^ be- 
antragt werden: 1. wenn -in dem Verfahren gegen ihn eine falsche 
Urkunde als eine echte benutzt wurde, und weder aus der Ent- 
scheidung (Zwischonentscheidung? sonst kann doch nur von einem 
Urtheile die Rede sein!) noch aus dem Urthcile hervorgeht, dass 
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sie durch das (Bericht unberücksichtigt geblieben wäre (mellöztetett 
volna); 2. wenn gpegcn ihn ein falsches Zeugniss oder ein falsches 
Sachverständigen -Gutachten vorkam, und nicht erhellt, dass diese 
Beweise für das Urtheil e i n f 1 u s s4 o s waren ; 3. wenn ein Mitglied 
des Gerichtes oder der Untersuchungsrichter, oder der Vertheidiger 
bestochen war, oder einer derselben sich während des Verfahrens 
einer anderen unter das Strafgesetz fallenden Verletzung seiner Be- 
rufspflichten schuldig machte; 4. im Falle unvereinbarlicher ver- 
schiedener Erkenntnisse, wodurch zwei oder mehrere Personen ver- 
urtheilt worden, so dass die Nichtschuld ei^es oder mehrerer, oder 
doch die Beurtheilung der Handlung nach einem 
milderen Strafgesetz noth wendig ist; 5. im Falle beige- 
brachter neuer Thatsachen oder Beweismittel (§. 582). 

Der Staatsanwalt kann die Wiederaufnahme beantragen : 
1. wegen Benützung einer ffalschen Urkunde im Interesse det 
Verurtheilten; 2. bei gebrauchten falschen Zeugnissen *>der Sach- 
verständigen-Gutachten; 3. bei verbrecherischer Handlung eines 
Richters^ Vertheidigers, von welcher (Verletzung) mit Grund 
anzunehmen ist, dass sie von Einfluss auf das dem Angeklagten 
günstige Urtheil war (§. 583). 4. Im Falle beigebrachter neuer 
Thatsachen oder Beweismittel. Wegen Anwendungeines 
strengeren Strafgesetzes ist die Wiederaufnahme nur (!) zulässig, 
wenn 1. das wirklich verübte Verbrechen mit Todes oder lebens- 
langer Zuchthausstrafe bedroht ist, während er nach dem Urtheil 
nur einer Handlung schuldig gesprochen wurde, deren Strafe nach 
dem Gesetze mit zeitlicher Freiheitsstrafe oder Geldstrafe bestimmt 
ist; 2. wenn als Mindeststrafe 5 Jahre Zuchthaus zu verhängen war, 
während das Urtheil ilA nur einer Handlung schuldig erklärte, 
worauf das Strafgesetz eine 5 Jahre nicht überschreitende Freiheits- 
strafe androht ; 3. wAin die neuen Thatsachen oder Be- 
weise es wahrscheinlich machen , dass der ohne Anwendung 
des §. 85, Z. 3 Strafgesetz (Strafe jugendlicher Personen wegen 
Verbrechen) oder des §. 92 des Strafgesetzes (ausserordentliches 
Milderungsrecht) wegen eines Vergehens oder einer Ueber- 
tretung schuldig befundene Angeklagte ein Verbrechen — < 
ody doch der wegen einer Uebertretung Verurtheilte — 
ein Vergehen begangen hat Bei der Beurtheilung nach vor- 
liegendem Paragraphe bleiben die mildernden Umstände des 
Strafgesetzes ausser Betracht (§. 584). 

Wenn zjar Kenntniss eines Gerichtes oder einer Behörde solche 
Thatsachen gelangen, welche ^u dem Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens im Interesse des Verurtheilten Anlass 
geben, so ist jenes verpflichtet, das Gericht, welches das Urtheil 
fällte, Jetzteres jedoch den zur Wiederaufnahme Berechtigten hiervon 
zu verständigen. In dringenden Fällen bestellt das Ge- 
richt sofort einen Vertheidiger, welcher diesen 
Antrag in der kürzesten Frist einzubringen ver- 
pflichtet ist. — Das Gericht befindet auch sofort über die 
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Aussetzung des Strafvollzuges (§. 586). Die Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens ist bei dem Gerichtshof erster Instanz, bei welchem 
dasselbe anhängig war, zu beantragen (§. 587). Das Gericht weist 
ohne weitere Prüfung und Verhandlung den Antrag auf Wieder- 
aufnahme dej Verfahrens zurück, wenn dieser nicht den Anordnungen 
des gegenwärtigen Gesetzes entspricht, insbesondere wenn jener 
Umstand oder jene Thatsache nicht bestimmt angegeben ist, welche 
die einzige Bedingung der Zulässigkeit der Wiederaufnahme bildet; 
2. wenn in dem Antrag die entsprechenden Beweise nicht hei- 
mgebracht wurden; wenn der Antrag durch eine hierzu nicht be- 
rechtigte Person, oder wenn dieser durch den Staatsanwalt 
im Interesse des Angeklagten, eventuell zu seinem Nach- 
theil, jedoch nach Ablauf der Verjährungsfrist gestellt worden ist. 
— Die Zurückweisung wegen eines Formgebrechens hindert nicht 
die erneuerte richtige Stellung (§. 588). Die auf Grund des §. 582; 
Z. 1 — 3 oder §. 583, Z. 1, 2 oder 3 beantragte Wiederaufnahme 
kann nur nach erfolgter Verurtheilung wegen der 
darin bezeichneten Handlungen und oh n c eine solche 
nur in jenem Falle in Verhandlung gezogen werden, wenn die 
Einleitung des Strafverfahrens, beziehungsweise 
dessen Abschluss aus anderen Gründen als wegen 
Mangels von Beweisen unmöglich ist (§. 589). Nach 
Ablauf der respectiven Erklärungsfristen beanraumt der Vorsitzende 
des Gerichtshofes eine Tagfahrt zur öffentlichen Verhandlung 
über das Wiederaufnahms-Gesuch und ladet hierzu die Parteien. 
An Stelle des Verurtheilten, f bezw. d%s die Wiederaufnahme in 
seinem Interesse Beantragenden kann ein V c r t h c i f d i g e r er- 
scheinen (§ 592). 

Die Verhandlung ist öffentlich. — Vortrag des Bericht- 
erstatters über die Sachlage. — Ausführungen des Staatsanwaltes. — 
Hierauf des Verurtheilten respective der in seinem Interesse die 
Wiederaufnahme beantragenden (§. 593). — Das Gericht zieht sich 
zurück und beschliesst nach Anhörung des Berichterstatters über 
Zulässigkeit oder Zurückweisung der Wiederaufnahme (§. 594). — 
Die Wiederaufnahme ist zurückzuweisen, wenn die Richtigkeit der 
im Aütrage enthaltenen Thatsachen nicht durch Beweise unter- 
stützt wird, im anderen Falle ist solche zuzulassen. Das frühere 
U*r th eil wtr d f ür auf geh ob en erklärt; die Vollstreckung 
der Strafe sistirt. Im Fall die Wiederaufnahme auf Grund d6s 
Antrages der Staatsanwaltschaft bewirkt worden ist, hat auf 
dessen Antrag das Gericht in Betreff der Untersuchungshaft nach 
Massgabe der §§. 282 und 283 des Gesetzes (s. oben S. 68) zu 
erkennen (§. 595). Gegen den Beschluss auf Zulassung 
der Wiederaufnahme ist kein Rechtsmittel zu- 
lässig. — Gegen den die Wiederaufnahm e # ablehnenden 
Beschluss steht die Beschwerde an die königliche Tafel zu. — 
Für dasVer fahren in Betreff der Beschwerde ist das Beschwerdeverfahren 
gegen die Versetzung in Anklagestand massgebend (§. 596). Die 
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königliche .Tafel entscheidet in öffentlicher Sitzung nach An- 
hörung des Ober-Staatsanwaltes. — Der Ober-Staatsanwalt kann 
die durch den Staatsanwalt eingebrachte Wiederaufnahme mit voller 
Wirkung 'zurückziehen. Gegen die Entscheidung der königlichen 
Tafel ist kein Rechtsmittel zulässig (§.*597). Gleichzeitig mit der 
Verbindung des Beschlusses auf £ulassung der Wiederaufnahme ist 
durch den Gerichtshof erster Instanz ein neuer 
Termin zur Hauptverhandlung anzusetzen. — Für 
das weitere Verfahren gelten die Bestimmungen über die 
11 auytverh andlung in erster Instanz, insoweit solche* 
nicht in den folgenden Paragraphen modificirt worden sind (§. 598). 
Wem) in der früheren Hauptverhandlung die verletzte Partei 
oder der geschädigte vorgeladen waren; so sind sie — inso- 
weit ihnen auf Grund des aufgehobenen Urtheils Entschädigungs- 
ansprüche zustanden — auch jetzt und im Falle ihres Todes ihre 
Erben zu laden (§. 599). Bei der neuen Verhandlung sind bloss 
jene Beweise zu wiederholen, welche den neueren Umständen 
der Sachlage entsprechend auf das neue Urtheil von Ein- 
flu ss sind, insoweit deren Wiederholung nothwendig (§. 600). — 
Mit Schluss der Hauptverhandlung ist ein neues Urtheil zu 
fällen, mittelst dessen das alte entweder in Kraft belassen 
oder umgeändert wird. In dem Falle der zu Gunsten des 
Verurtheilten beantragten Wiederaufnahme darf die Strafe des 
früheren Urtheils nicht überschritten werden. Der Wiederauf- 
nahme-Antrag des Staatsanwalts schliesst jedoch 
niit Rücksicht auf die Ei^jebnisse der neuen Verhandlung die 
völlige Freisprechung des durch das aufgehobene Urtheil 
Verurtheilten oder die Verurtheilung wegen einer milderen 
Handlung oder zu einer milderen Strafe nicht aus (§. 601). 
In Bezug auf die Rechtsmittel gegen das neue Urtheil finden" die 
Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes Anwepdung (§. 602). — 
Der vorstehende Abschnitt über die Wiederaufnahme des Straf- 
* Verfahrens , dessen, wesentlichste Bestimmungen wir dargestellt 
haben, zeichnet sich durch gründliche und sorgfaltige Behandlung 
— und. auch hier wieder in anerkennenswerther Weise durch ein- 
gehende Berücksichtigung der Vertheidigungs-Interessen aus. Wenn 
auch der Entwurf, gegenüber dem dermaligen Stande der Wissen- 
schaft und Gesetzgebung, kaum erheblich Neues # zu bieten vermag, 
so enthält derselbe doch im Einzelnen verschiedene wesentliche 
Verbesserungen. Es muss die eingeheifde Behandlung dieses Haupt- 
stückes umsomehr anerkannt werden, als man vielleicht hie und 
da glauben möchte, dass die Bedeutung der Wiederaufnahme des 
Strafverfahrens für den gegenwärtigen Entwurf durch Zulassung 
der Berufung gegen die Schuldfrage in weitgehendstem Umfange 
herabgemindert werde. Dies ist keineswegs bei der Verschieden- 
artigkeit der beiden ganz abweichende Zwecke anstrebenden 
Rechtsmittel der Fall. Wohl aber wird die Wiederaufnahme kaum 
in ebenso zahlreichen Fällen praktisch» werden, als in* einem Ver- 
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fahren, welches die Berufung ausschliefst.. Dagegen hat der Ent- 
wurf mit Rücksicht auf die weitgehende Abhilfe, welche beide 
Rechtsmittel gegen eine ungerechte Verurtheilüftg bieten, von der 
Einrichtung einer ausserordentlichen Wiederaufnahme 
im Sinne des §. 362 der österreichischen Strafprocess-Ordnung 
abgesehen. Bekanntlich soll durch dieses Rechtsmittel nach Mög- 
lichkeit den Fällen vorgebeugt werden, dass ein wirklich schreien- 
des Unrecht »res judicata« bleiben müsse, weil es an der 
Handhabe fehlt, auf dem Wege der ordentlichen Wiederaufnahme 
Hilfe zu schaffen. 

Das Bedürfniss nach einem derartigen Rechtsmittel ist nicht 
minder lebhaft in Frankreich, woselbst das starre Festhalten 
an der »res judicata« ohnediess der Revision der Urthei^e hindernd 
entgegentritt, während selbst in England, wo der Wahrspruch der 
Oeschwornen mit so vielen, namentlich dem Angeklagten zu Gute 
kommenden Garantien umgeben ist, es doch mit der Natur des 
Wahrspruches nicht unvereinbar erscheint, zu Gunsten des Ver- 
urteilten eine nochmalige Prüfung der Sache, eine nochmalige 
Verhandlung vor anderen Geschwornen (new trial) zu gewähren. 
Es sei desshalb der Erwägung des ungarischen Gesetzgebers 
empfohlen, in Berathung zu ziehen, ob nicht für ein derartiges 
Rechtsmittel, — welches nicht an die festbestimmten Formen und 
Bedingungen der Wiederaufnahme gebunden ist — auch in dem 
gegenwärtigen Entwurf, neben der ordentlichen Wiederaufnahme 
und der Berufung, noch Platz zu finden sei. Und wenn auch nur 
in den seltensten Fällen man bemüssigt sein sollte, von einem der- 
artigen Rechtsmittel Gebrauch zu machen, 50 kann das Bewusstsein, 
dass solches besteht, nur wohlthätig auf das Vertrauen in die 
Rechtspflege einwirken. ■ ' 

Wir vermissen in ■ dem Abschnitt über die Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens, indem daselbst nur von der Wiederaufnahme 
gegen das in der Hauptverhan^lung gefällte Urtheil gehandelt 
wird, Bestimmungen über die Voraussetzungen der Wiederaufnahme, 
wenn das Strafverfahren vor der Hau«p tve r handlang 
— sei es durch Einstellung, sei es Zurückweisung der Anklage, 
durch Rücktritt des Anklägers vor der Hauptyerhandlung — rechts- 
kräftig eingestellt erscheint. — Was nun die im XVI. Haupt- 
stücke enthaltenen Grundsätze und Bestimmungen betrifft, so kann 
fuglich mit Rücksicht auf den Zweck gegenwärtiger , Arbeit von 
einer Kritik im Einzelnen — welche einem späterem Stadium vor- 
behalten bleibt — abgesehen werden. In unserem Commentar, zur 
österreichischen Strafprocess-Ordnung, Band III, S. 378—462 haben 
wir die Lehre der Wiederaufnahme eingehend behandelt. Ebenso 
verweisen wir auf unsere Monographie über dif Wiederaufnahme 
des Strafverfahrens.*) Hier kann es sich nur darum handeln, einige der 
wesentlichsten Bestimmungen des Entwurfes zu charakterisiren. 

*) Reform des Strafprocesses, Theil III, 1871, Frankfurt a. M. 
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Der Entwurf hat dre Wiederaufnahme des Strafverfahrens zum 
V ortheil wie zum Nachtheil des Angeklagten zugelassen und damit 
— abweichend jrbn den Grundsätzen der französischen und 
englischen Gesetzgebungen — den Anschluss an die Mehrheit der 
neueren und wichtigeren Gesetzgebung vollzogen. Hat der Staat 
die Strafverfolgung eingeleitet und durchgeführt und ein un- 
parteiisches und unabhängiges Gericht auf Grund der gewissen- 
haftesten Prüfung die Schuldlosigkeit des Angeklagten (aus welchen 
Motiven immer) anerkannt, so ist kein Grund, wenn einmal die 
gesetzlichen Rechtsmittel erschöpft sind, an diesem freisprechenden 

• Urtheft rütteln oder mäkeln zu wollen. Die Gesellschaft mag sich 
mit dem Bewusstsein begnügen, dass sie das Ihrige gethan habe, 
um dem Angeklagten den Nachweis seiner Schuld zu liefern, und 
darf nicht vergessen, dass sie, bezw. das sie vertretende Organ, 
der Staatsanwalt mit einer solchen Fülle von Machtbefugnissen aus- 
gerüstet ist, dass. ihr so viele Mittel und Wege zur Verfügung 
stehen, um die Wahrheit zu erforschen, dass mit ziemlicher Gewiss- 
heit behauptet werden kann, der Angeklagte • habe diese Frei- 
sprechung verdient. Gegenüber dieser gewiss berechtigten und vom 
criminal : politischen Standpunkte aus begründeten Auffassung wird 
jedoch geltend gemacht, dass kein Grund vorliege, die eine Process- 
partei, den Angeklagten auf Kosten des Anderen, des Anklägers, zu 
bevorzugen, dass der Irrthum des Gerichtes, ob dieser nun ein Er- 
kenntniss zum Nachth£il oder zu Gunsten des Angeklagten zur 
Folge habe, seinem Wesen nach derselbe sei, dass das Interesse 
dpr staatlichen Ordnung darunter leiden würde, wenn Urtheile 
gefallt würden, die der Wahrheit geradezu Hohn sprechen, ohne 
dass, eine Remedur zulässig wäre, endlich, dass 'Niemahd die Früchte 
seiner strafbaren Handlung,, bezw. »seines Betruges unter der 
Autorität der Staatsgewalt gemessen dürfe, * was unzweifelhaft der 
Fall wäre, wenn eher Staat ruhig zusehen müsste, dass es einem 
Angeklagten gelungen wäre, seine; Freisprechung durch offenbar 
verbrecherische Mittel herbeigeführt zu haben u. s. w. — Las st 
sich, auch die Bedcftitung der letzteren Einwände nicfyt verkennen, 
so zeigt dofch das Beispiel ' Frankreichs und Englands, dass der 

. Rechtspflege im Allgemeinen durch Versagung der Wiederaufnahme 
gegen ein freisprechendes Urtheil kein Schaden erwächst, während 
im Einzelfalle einer solchen neuen Verfolgung ein gewisses »odium« 
anhaftet, wie sie auch sich als hart und gehässig beweisen kann. 
Der Entwurf hätte daher damit beginnen sollen, dass er die 
Wiederaufnahme gegen ein freisprephendes Urtheil versagt Liess 
er sie aber nach dem schablonenartigen Vorgang der modernen 
Gesetzgebungen zu, so wäre solche nur gegen freisprechende 
Urtheile am Platz« Es »ist jedoch ein kleinlicher Standpunkt, wenn 
man solche auch gegen verurtfieilende Erkenntnisse in der 
Richtung auf die Anwendung eines strengeren Straf- 
gesetzes zulässt. Ist einmal ein Strafurtheil gefällt und rechts- 
kräftig geworden, — was gewirkt die Gerechtigkeit durch eine 
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nachträgliche Erhöhung der Strafe? Erscheint solche nicht häufig 
wie ein Ausfluss blosser Verfolgungssucht? Den Ruhm wenigstens 
nach dieser Richtung hin die Wiederaufnahme 3es Strafverfahrens 
zum Nachtheil des Angeklagten einzuschränken, sollte die ungarische 
Legislative sich nicht entgehen lassen! — Zu loben ist die Ver- 
sagung der Wiederaufnahme an den P.ri vat anklage r (im 
Gegensatze zur österreichischen Strafprocess- Ordnung). Die Ver- 
folgung des Privatanklägers ist nicht immer # mlt den höheren 
Zwecken der Strafrechtspflege identisch : die Zulassung der Wieder» 
aufnähme hjeisst den Angeklagten den unendlichen Vexationen und 
möglicherweise Erpressungen des in seinem leidenschaftlichen 
Verfolgungseifer oft in der Wahl der Mittel unbedenklithen Privat- 
anklägers ausliefern. — Es fehlt in dem Entwurfe'an einer klaren, 
jeden Zweifel abschliessenden Bestimmung, wei; den Antrag auf 
Wiederaufnahme zu> Gunsten des Angeklagten, sei es bei • dessen 
Lebzeiten, sei es nach Seinem TJode stellen könne. Diese Lücke 
wird auch durch §.• 586 nicht ausgefüllt. Der Staatsanwalt hat 
hiernach — im Zusammenhalt mit §. 588, Z.* 3, wenn wir richtig 
interpretiren, nicht das Recht der selbstständigenlnitiati*ve 
zu Gunsten des Angeklagten. 

'Mit der vorgeschriebenen Verständigung an den Berechtigten 
ist es nicht immer, genügt. Nachdem * der Entwurf ohnedies die 
Parteistellung' des Staatsanwaltes so vielfach modificirt, so konnte 
auch dem Staatsanwalt unbedingt* das Recht des Wiederaufnahme- 
Antrages zu Gunsten des Verurth eilten eingeräumt werden. 
Die Ausübung eines solchen Rechtes festigt das Ansehen der Staats- 
anwaltschaft und das Vertrauen in die Anklagebehörde. — Was 
die. einzelnen Gründe der Wiederaufnahme betrifft, und zyirar 
sowohl zu Gunsten wie zum Nachtheil des Angeklagten, so adoptiren 
solche jene in den neueren Gesetzen beliebte Combination 'zwischen 
den taxativen, allerdings sehr enggegriffenen* Restitutionsgründen 
des ' Code d'instr. crimin., bezw. des französischen Gesetzes vom 
Jahre 1867 einerseits, und der ' dem Standpunkt des deutschen 
Strafprocesses entsprechenden weiteren* objectiven Ausdehnung auf 
der Basis der neuen Beweismittel und Thatsachen im 
Allgemeinen. Jedoch weist der gegenwärtige Entwurf in Hin- 
sicht auf die bestimmtere Fassung grossfe Verbesserungen auf, so 
in Bezug auf die Feststellung des Zusammenhanges zwischen 
verbrecherischer Handlung und Urtheil. — Den Vertheidiger 
hätte man jedoch aus dem Spiele lassen sollen (s* auch deutsche 
St. P. 0.); er kann doch wohl kaum Object einer wirksamen 
Bestechung werden. — Lobenswert^ ist, dass c^as spätere gericht- 
liche oder aussergerichtliche # Geständniss als Wiederaufnahme- 
grund entfallt. Ein derartiges Geständniss sollte die wohlwollende 
Berücksichtigung und nicht die Ahndung des Gesetzgebers finden. 
Jedenfalls erweist es sich wohlthätig und nützlich der Strafrec^ts- 
pflege, wenn auch dessen Quelle nicht immer Reue ist. — Die 
Verurtheflung wegen einer jener strafbaren Handlungen, auf 
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Grund deren* die Wiederaufnahme nachgesucht werden kann, muss 
in der Regel der Fälle (mit Ausnahme Tod, Geistesstörung u. s. w.) 
Torausgegangen sein; das strafbare Vergehen muss demnach 
in objectiver wie subjectiver Beziehung durch gerichtliches 
IT rt heil feststehen. Die Rückkehr zu dem ursprünglichen Stand- 
punkte des französischen Rechtes (art. 446, Code d'instr. crimin.), 
welchen! sich auch die deutsche Strafprocess-Ordnung angeschlossen, 
erachten wir für vprthcilhaft. Aussergerichtlich ist es schwer, oft 
unmöglich, ein verbrecherisches Verschulden nachzuweisen; Basis 
des Wiederaufnahmegesuches ist hiernach die vorgängige Ver- 
urtheilung jenes Thäters in aller Form Rechtens, und zwar in einer 
der gegen den Restitutionswerber ergangenen Verurtheilung nach- 
folgenden Zeit. — Hier stehen sich eUen zwei Urtheile gegenüber, 
deren formellen Widerspruch die Wiederaufnahme zu lösen berufen 
ist, oWe dass nach der Bestimmung des §. 589 (Ausnahmen von 
obigem Princip) in Verbindung ; mit der Zulassung der * Wieder- 
aufnahme auf Grund neuer Thatsachen* oder Beweismittel im 
Allgemeinen, die materielle Wahrheitsermittlung- gefährdet ist. 
Das Erforderniss einer »res judicata« schneidet viele Controversen 
ab, welche auf dem* Boden der gegenteiligen Gesetzgebungen 
üppig wuchern. 

Neu ist, dass der Entwurf zur Verhandlung über das Wieder- 
aufnahme-Gesuch eine öffentlich-mündliche "Verhandlung 
einführt* Diese Cumulirung mehrfacher Verhandlungen über den- 
selben Gegenstand ist überflüssig. Die Frage, ob die Wiederaufnahme 
zuzulassen sei oder nicht, kann ohnedies nur auf Grund der 
Actenlage entschieden werden. — Es ist nicht zu loben, 
dass gegen den Beschluss auf Zulässigkeit der Wiederaufnahme 
auch dem Verurtheilten kein Rechtsmittel zusteht. Dies vermöchten 
wir nur in Hinsicht der Wiederaufnahme zu Gunsten des Ver- 
urtheilten »u billigen. Hierin wenigstens sollte der »favor 
defensionis« Berücksichtigung finden. — Eine Folgerung aus der 
für die L Instanz zugelassenen Öffentlichen Verhandlung ist auch 
die Oeffentlichkeit der kömgl. Tafel als Beschwerdegericht. Es 
könnte also in jeder Wiederaufnahme eine dreimalige öffentliche 
Hauptverb andlung stattfinden; — gewiss in Hinsicht der Gründ- 
lichkeit sehr lobenswerth, 'allein wohl ein zu grosser Apparat Der 
an sich zielhewusste Gedanke des Entwurfes, * beinahe über jede 
wichtige Frage eine mündlich - contradicto^ischc und öffentliche 
Verhandlung anzuberaumen, ist praktisch schwer ausführbar. Hier 
kommt hinzu, dass eine derartige Verhandlung über die Zulässigkeit 
deif Wiederaufnahme dem wiederaufgenommenen Ver- 
fahren selbst leicht präjudfeirt. Pagegen billigen wir rück- 
haltslos, dass es in > allen Fällen der zugelassenen Wiederauf- 
nahme zu einer vollständigen neuen Verhandlung 
voi; dem Gerichtshofe I. Instanz kommen muss. Der 
Verurtheilte' hat ein Recht, seine eventuelle Freisprechung in einer 
neuen, öffentlich-mündlichen Verhandlung zu fordern. Mit der 
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Einleitung einer Voruntersuchung und der blossen Einstellung der- 
selben ist ihm in der That nicht gedient Ohnedies hat sich der 
Entwurf (§. 600) bezüglich der Zulassung der Beweise ftlr jene 
Hauptverhandlung die noth wendige # Beschränkung auferlegt* Selbst-» 
verständlich ist das Verbot der »reformatio in pejus«. — Ebenso 
versteht es sich von selbst, dass (Ter Wiederaufnahme-Antrag des 
Staatsanwaltes die Freisprechung, bezw. mildere Beurtheilung des 
Angeklagten nicht ausschliesst. Es liegt kein Grund vor, um in 
Bezug auf die Würdigung der Schuld die richterliche Beurtheilung 
einschränken zu sollen. — Im Uebrjgen ist der Abschnitt über das 
Wiederaufnahme-Verfahren in lobenswerther Weise behandelt 



XVII. Hauptstück. 

Von dfcr Wiedereinsetzung gegen den Ablauf von Fristen oder 
* , Terminen. 

» Eine Wiedereinsetzung in den, vorigeh Stand gegen die Ver- 
säumniss einer Frist (hatarido) oder eines Termines (Tagfahrt, 
hatarnap) findet statt, wenn der Versäumende rechtfertigt, dass er 
von deren Einhaltung ohne eigene Schuld und durch untiber- 
windbare (unabwendbare) Schwierigkeiten (nem gyßzhetett nehe*zse*gek 
ältal) verhindert worden ist. 

In den Fällen jedoch, in denen die Strafpröcess-Ordnunir die 
Frist oder den Termin für unerstreckbar (peremtorisch) erklärt/ 
findet wegen deren Nichteinhaltung oder Versäumung die Wieder- 
einsetzimg nicht . statt (§. 603). — Wenn die Gesetzgebung jedes 
Mittel abschneidet, das Versäumniss einer Frist wieder gut zu ' 
machen, auch wenn es unmöglich gewesen wäre, diese einzuhalten, 
so setzt sie sich damit der Gefahr aus, sehr wichtige Rechte einem 
ungünstigen Zufall, einer rein formellen Bestimmung geopfert zu 
haben. Mit Recht hat der Entwurf in Uebereinstimmung m\t anderen 
neueren Gesetzgebungen (s. österr. St Pv O. §. 364, deutsche 
St. P. O. .§. 44 — 47) diese Lücke ausgefüllt. Dabei war die grösste 
Vorsicht gegen Missbrauch einerseits, andererseits dagegen noth- 
wendig, dass etwa solche Bestimmungen dem Angeklagten den 
Nachtheil bringen, sein Schicksal durch eine unbestimmte Zeit im 
Ungewissen zu erhalten. Bekanntlich gehen die Auffassungen der 
Gesetzgebungen, welche die Wiedereinsetzung überhaupt zulassen, 
bezüglich des Umfanges derselben sehr auseinander-, die einen 
gewähren solche in laxestem Massstabe, die anderen befleissen sich 
gegenteiliger Strenge, die einen erklären die Wiedereinsetzung, 
die Bedingungen ihres Eintrittes vorausgesetzt, als ein Rechtsmittel, 
«das dann auch im Falle ' der Versäumniss beiden TheUen gleich- 
massig eingeräumt werden niüsse, während andere wieder der 
Ansicht, dass solches nur im Interesse des Angeklagten 
gewährt werden könne. Je mehr das Strafverfahren den accus a-* 
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torischen Charakter annimmt, wird allerdings eine Wiedereinsetzung 
der Parteien nur ausnahmsweise zu verstatten spin. — 
Andererseits darf selbst in dem auf möglichster Gleichstellung der 
Parteien in Hinsicht auf ihre Rechte und Pflichten beruhenden 
Processverfahren nickt übersahen werden, dass in Bezug auf die 
Wiedereinsetzung gegen eine Fristversäumniss der Ankläger, d. h. 
der Staatsanwalt und der Angeklagte nicht als auf derselben Stufe 
stehend nach gleichem Maasse behandelt werden dürfen, da auch 
in dem Anklageprocess der Grundsatz des »favor defensionis« zur 
Geltung gelangen* muss, und <|a von dem Ankläger in der Regel 
der Fälle hinsichtlich der Wahrung der Fristen eine grössere Vor- 
sicht erwartet werben kann, als von dem Angeklagten, jener auch 
viel besser, als letzterer, insbesondere als der verhaftete rechts* 

. unkundige Angeklagte in der Lage ist, solche jederzeit wahren zu 
können. 

Von diesem Gesichtspunkte aus hätten wir gewünscht^ dass 
der Entwurf im Anschluss an die österreichische Strafprocefs- 
Ordnung (allerdings im Gegensatz zur deutschen Strafprocess- 
Ordnung) das Recht, diö Wiedereinsetzung zu begehren, nur d^m 

* Angeklagten eingeräumt hätte. Allerdings ist solches nach der 
österreichischen Strafprocess-Ordnung nur im beschränkten Maasse 
»wider die Versäumung der Frist zur Anmeldung eines Rechts- 
mittels gegen ein Urtheil« gewährt, gegen die Versäumniss der 
sonstigen Fristen oder gar der Termine (Tagfahrten) gibt es keine 
Restitution, während efer gegenwärtige Entwurf in Bezug auf Fristen 
und Teraiine keinerfUnterschied macht, und principiell im weitesten 
Umfange das Rechtsmittel zugesteht. Allerdings wird diese 
Liberalität etwas beschränkt durch den Abs. 2 des .§. 603* — indem 

% hinsichtlich jener vofai Gesetze für unerstrecklich erklärten Fristen, 
gegen deren Versäumniss das Bedürfniss nach Restitution zeitweise 
nicht minder lebhaft sein kann, eine Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand für unzulässig erklärt wird. Ob mit dem Ausdrucke »unüber- 
windliche Schwierigkeiten* der Mangel eigener Verschuldung, bezw. 
des Vertreters hinlänglich getroffen wird, mag dahingestellt bleiben; 
zweckmässiger müsste die Fassung lauten: »durch Naturereignisse 
oder anderp unabwendbare Zufalle«. — Das Gesuch ist spätestens 
innerhalb acht Tagen nach dem Aufhören des Hindernisses, unter 
Angabe, bezw. Beleg des VersäumSissgrundes und der zu dessen 
Bestätigung dienenden Beweise bei dem Gericht anzubringen, bei 
welchem die versäumte Handlung zu erfüllen, bezw. die versäumte 
Schrift einzureichen war. — Die versäumte Schrift ist gleichzeitig 
mit einzureichen (§. 605). Das Gericht, falls es den Versäumniss- 
grund für gerechtfertigt erachtet, trifft gleichzeitig die entsprechende 
Entscheidung, resp. setzt einen neuen Termin an (§; 606). 

Die «dem Gesuche stattgebende Eilt sc h eidungi 
unterliegt keinem Rechtsmittel, gegen die das Gesuch 
verwerfende Entscheidung findet die Beschwerde statt (§.607, 
[s. auch deutsche St P. 0. §. 46 — dagegen österreichische Straf- 
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process-Ordnung untersagt bloss Rechtsmittel gegen die Verweigerung 
der Wiedereinsetzung]). Wenn jedoch den Gegenstand der Wieder- 
einsetzung ein Versäumniss der Anmeldung der Berufung gegen 
das Urtheil oder der Nichtigkeitsbeschwerde gegen 
dasselbe, eventuell einer Beschwerde (felfolyamodäs) bildet, so 
entscheidet hierüber — * nicht jenes Gericht, welches bei rechtzeitig 
erfolgter Handlung zur Entscheidung in der Sache selbst berufen 
gewesen wäre — sondern jener Gerichtshof erster Instanz, bezw. 
jene Anklagekammer, welche das Urtheil, bezw. die Einstellüngs- 
verfugung in erster Instanz erlassen hat, und wenn dieses die 
Wiedereinsetzung verweigert, so ist dagegen die Beschwerde an 
die königliche Tafel, bezw. an deren Anklagekammer zulässig 
(§. 608). 

Bildet den Gegenstand der Wiedereinsetzung die Versäumniss 
der Anmeldung eines Rechtsmittels gegen ein Urtheil der königlichen 
• Tafel oder gegen eine durch dieselbe, bezw. deren Anklägesenat 
ergangene Einstellungsverfügung, so ist das Rechtfertigungsgesuch 
bei dem Gerichtshof erster Instanz einzubringen, welcher dies, mit 
der Rechtsmittel* Einbringung zugleich der königlichen Tafel zur 
Entscheidung unterbreitet. — Gegen die Verweigerung der Wieder- 
einsetzung ist in diesem Falle die Beschwerde an die königliche 
Curie zulässig (§. 609). — Das Gesuch um Wiedereinsetzung 
hindert nicht die Vollstreckung des Urtheils. — Das Gericht kann 
jedoch solche aus wichtigen Gründen aussetzen (§. 610). — Auch 
in Bezug auf das vorstehende Hauptstück muss die Sorgfalt und 
die Gründlichkeit der Durcharbeitung constatirt werden, was um 
so lobenswerther ist, da diese Partie in den Gesetzgebungen meist 
sehr dürftig behandelt zu werden pflegt. 



XVIII. Hauptstück. 

Ton dem Privatankläger. 

Wegen Ehrenbeleidigungen, wenn solche nicht gegen 
die im Strafgesetzbuche §§. 269, 270, 271 und 272 bezeichneten 
Personen, Körperschaften oder Behörden begangen wurden (eines 
der Häuser des Reichstages, dessen Delegirten, Behörden oder 
öffentliche Beamte, die Armee, Gerichte, richterliche Beamte, den Mon- 
archen oder das Oberhaupt eines fremden Staates, einen Gesandten 
u. s. w.) — also wegen der einer Privatperson zugefugten 
Beleidigungen, desgleichen wegen leichterKörperverletzun- 
gen, ist die Anklage ausschliesslich durch den Privatankläger 
zu erheben und das Verfahren nur, unter Vertretung durch 
den Privatankläger durchzufuhren. — Zur Durchfuhrung der 
Hauptverhandlung ist indessen die Anwesenheit des Staatsanwaltes 
in solchen Fällen auch nothwendig (§. 611). 

Kayer, Zur Reform des ung, Strafprocesses. 20 



üits früher wurde bemerkt, dass die Behandlung der Privat- 
im Entwürfe richtiger im Anschluss an die Offene 
[läge hätte erfolgen sollen, während sie liier zwischen 
in setzung und Ungehorsams verfahren absolut keinen be- 
n Platz hat. 
ist ferner zu constatiren, dass hier zunächst von der 
Privatanklage, wie solche unter gleichen Voraus- 
a nach allen Gesetzgebungen wegen geringfügiger Körper- 
igen und Ehrenbeleidigungen zulässig, gehandelt wird — 
»r von der Privatanklage in dem weiten Sinne des Ent- 
velcher dem Antragsberechtigten bei Antragsdelicten (sertett) 
n Beschädigten (kärositott), ohne Unterschied, ob er sich 
ifV erfahren angeschlossen hat oder nicht, die Hechte und 
ie eines Privatanklägers zuerkennt (Siehe oben, Seite 22 ff.) 
5 auf diese besonderen Rechte und Pflichten hat bereits 
if gegenwärtiges Hauptstück verwiesen. Hinsichtlich der 
Privatanklage ist kein Grund ersichtlich, warum der 
sv alt bei der Hauptverhandlung zugegen sein muss, da 
iiinächst das öffentliche Interesse nicht berührt.*) Selbst 
lache Strafprocess- Ordnung erklärt den Staatsanwalt zu 
fitwirkung in der Hauptverhandlung nicht verpflichtet, 
sie ihm das Imerventionsrecbt bei der Privatanklage in 
1 Maasse zugesteht, als beispielsweise die österreichische 
ness -Ordnung. — Da man nun nicht annehmen kann, 
.8 Gesetz für die Hauptverhandlung zwei Ankläger auf- 
will — einen öffentlichen und einen Privatankläger — 
nicht einzusehen, warum die Anwesenheit des Staats- 
in der Haupt Verhandlung nothwendig sein soll; sie könnte 
s Pression auf die Parteien ausüben — was nicht in der 
des Entwurfes liegen kann. ■ — Das Strafverfahren wird 
i Bschliesslicher Vertretung durch den Privat- 
•er eingeleitet und fortgesetzt wenn der Staatsanwalt im' 
js Absatzes 1 des §. 6 des gegenwärtigen Gesetzes (bei 
leiteten) oder in dem Falle des §. 7 (Fall der unmittelbaren 
igung) die Einleitung desselben verweigert hat (§§. 41, 
44) oder von der Vertretung der Anklage Abstand ge- 
hat (§. 612). Aus diesem Grunde, wenn der Staatsanwalt 
itrag auf Einleitung des Strafverfahrens wieder zurück- 
hat oder von der Anklage abstand, ist derselbe ver- 
, vor der Verhandlung über die Versetzung in den Anklage- 
lurch eine schriftlich bei dem Untersuchungsrichter ein- 
nde Erklärung, später jedoch vor der Anklagekammer oder 
erichtshofe mündlich dieses zu erklären. Die vor dem 
ehungsrichter gemachte Erklärung ist abschriftlich dem 
;ankläger (ist er denn dies bereits? oder wird er es erst 

■Die Privat- 
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subsidiär in Folge des At>stehens des Staatsanwaltes — auch hier 
die Unklarheit zwischen principaler und subsidiärer Privatanklage!) 
mitzutheilen, mit # der Aufforderung, dass er sich über die A u f- 
i re chterhaltung der Anklage oder das Absteten von dem 
Verfahren innerhalb acht Tagen mündlich' oder schriftlich 
bei dem Untersuchungsrichter erklären * könne. — In dem Falle 
jedoch, dass das Abstehen von dem Verfahren vor der Anklage- 
kammer beziehungsweise im Laufe der Hauptverhandlung erklärt 
wird, ist das im §. 335 bestimmte Verfahren (siehe oben, Seite 71) 
und dessen Anordnung zu befolgen. — Die Unterlassung oder 
Erklärung in der bestimmten Frist wird als Abstandserklärung von 
der Anklage betrachtet (§. 612). Wenn ausser der verletzten' 
Partd pder dem Beschädigten der* Staats an walt einen Antrag 
auf Einleitung des Strafverfahrens gestellt hat, oder wenn er die 
Uebernahme der Anklagevertretung bei dem Untersuchungsrichter 
oder dem Gerichtshofe schriftlich oder während der Hauptverhand- 
lung mündlich erklärt hat — steht von diesem Augenblicke an — 
ikm in erste'r Linie die Vertretung der Anklage 

su (§. 613). ... 

Insoweit das gegenwärtige Gesetz keine Ausnahme feststellt, 
stehen dem Privatankläger — wenn das Strafverfahren auf seinen 
Antrag eingeleitet worden ist — solange, bis dfr Staatsanwalt die 
Vertretung der Anklage nicht übernommen hat — die auf diesen 
bezüglichen gleichen Rechte zu, welche auf Seiten des 
königlichen Staatsanwaltes in dessen Eigenschaft als öffentlicher 
Ankläger begründet sind. — Dagegen stehen dem Privatankläger 
jene Rechte nicht zu, welche in der gerichtspolizeilichen 
oder überhaupt streng genommenen Eigenschaft des» Staatsanwaltes 
als öffentlicher Beamter wurzeln. Bei der Berathung der 
Anklagekammer darf der Privatankläger nicht zugegen sein. Die im 
Laufe der Vorerhebungen wie der Voruntersuchung ergangenen 
Entscheidungen des Untersuchungsrichters werden dem Privat- 
ankläger durch Verkündung oder Behandlung mjtgetheilt (§. 614). 
— tKs ist nicht überflüssig, dass diese Scheidung der öffentlich- 
rechtlichen Befugnisse des Staatsanwaltes und der in seiner Eigen- 
schaft als^Partei (Anklage^) wurzelnden Rechte betont wird. 'Da- 
gegen scheinen die vorstehenden Bestimmungen sich mehr auf den 
Fall zu beziehen, wenn der Staatsanwalt wieder an Stelle der sub- 
sidiär durchgeführten Privatanklage die öffentliche Anklage eintreten 
lässt, d. h. abermals intervenirt. Sowohl die vorstehenden Bestim- 
mungen wie auch dieses ganze Hauptstück in Verbindung mit 
§§. 6 und 7 lassen eben eine scharfe Trennung der verschiedenen 
Arten der , Privatanklage vermissen. 

Die Polizeibehörden und derentOrgane sind niphtsdesto weniger 
über Aufforderung oder Anweisung (figyelmeztete*se folytän) des 
Privatanklägers verpflichtet, die zur Feststellung des That-* 
bestandes, die zur Entdeckung des Thäters und der Mitschuldigen 
und Beschaffung der Beweise u, s. w. dienenden Massregeln un- 
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vorzüglich vorzunehmen, zu deren VorÄahme sie im Falle der 
Vertretung der Anklage durch den Staatsanwalt kraft dessen be- 
sonderer Weisung oder kraft des Gesetzes oder vermöge dienstlicher 
Weisung verpflichtet wären. — Die Organe der Polizeibehörde sind 9 
ferner verpflichtet, von allen zu diesem Zwecke vorgenom- 
menen wesentlichen Massnahmen, deren Ausführung und Ergebniss, 
den Privatankläger zu verständigen; überhaupt die dem Zwecke 
des Strafverfahrens entsprechenden, ibnen zustehenden Schritte und 
Anordnungen mit möglichstem Nachdruck und soweit deren 
% Durchführung möglich und zweckmässig, im Einverständ- 

, nisse mit dem Privat an kläger vorzukehren (§. 615). — 
Demnach im geraden Gegensatze zu §. 614, welcher dem Privat- 
ankläger die in der öffentlichen Eigenschaft des Staatsjurwatys 
wurzelnden * Rechte und Befugnisse abspricht, unbedingte 
Unterordnung der Organe der Polizei unter den 
Privatankläger, der in Hinsicht der einzelnen Sache zum 
Oberhaupte der gerichtlichen Polizei gestempelt und mit allen 
deren weittragenden Rechten bekleidet wird. Erw&gt man überdies, 

• dass diese Rechte — auch von dem Falle der Privatanklage bei 
Antragsdelicten resp. bei stattgehabter Beschädigung (subsidiäre 
Privatanklage ?) abgesehen — hiermit in Ermanglung jeder Unter- 
scheidung — au f ch dem principalen Pri vafcank läget 
im Sinne des §. 611 zugesprochen sind — also Demjenigen 
beispielsweise zu Th eil Verden sollen, der wegen einer . einfachen 
Ehrenbeleidigung Klage erhebt, so kann man nicht umhin, auf das 
Allerentschiedenste die Beseitigung einer Bestimmung zu fordern, 
welche die wichtigsten Rechte, deren mass volle Ausübung 
nur unter die Gontrole eines öffentlichen Anklägers gestellt werden 
kann, in die nicht immer reinen Hände des von Leidenschaft und 
nicht selten niedrigen Motiven der Rachsucht beseelten Privat- 
anklägers legt. Selbst in England, wo doch die Privatanklage 
grundsätzlich das Wesen der Strafverfolgung ausmacht — hat der 
Privatankläger kejne so exorbitanten Rechte, kann keinen so un- 
bedingten Gehorsam von den Behörden der Polizei verlangen. Y?iz 
sehr deren Autorität durch ein solches Vorgehen des Privatanklägers 
geschädigt würde, liegt auf der Hand-, v allein, welche widernatür- 
lichen Oonflicte werden entstehen, wenn die Polizeibehörde einem 
Ansuchen des Privatanklägers Folge au leisten sich weigern wird. 
Und endlich, welchen Popanz wird die ständige Drohung »mit der 
Polizei« in # den Händen eines Privatanklägers bilden! Welches 
gefällige Mittel zu allen denkbaren Erpressungen! Das halten wir 
undenkbar, dass man eine solche uncontrolirte Gewalt in die Hände 
eines Privatanklägers legen wird ! *) • 

« • f 

*) Bemerk'enswerthe Ausführungen siehe in der geistvollen Schaft O 1 s- 

liausen's, a. a. 0.' Seite 41, welcher dem Privatankläger resp. dem zur Privat- 
anklage Berechtigten die Möglichkeit geben will, behufs Anstellung der 
Klage eine Aufklärung des Sachverhaltes durch Vermittlung staatlicher Organe, 
insbesondere der Polizei und Gerichtsbehörden herbeizuführen. 
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Der Beschädigte kann im Laufe des Strafverfahrens er- 
klären, dass er auf die Vertretung der Anklage als Privatankläger 
Einfluss zu nehmen wünsche. — Diese Erklärung ist, bezüglich 
der Einleitung des Strafverfahrens (§.40) bei dem Staatsanwälte, 
in den im §. 41 bezeichneten Fällen jedoch bei dem Untersuchungs- 
richter — unter Beobachtung der Bestimmungen der §^ 98, 99 
und 100 abzugeben. — In der Hauptverhandlung genügt eine ein- 
fache Erklärung des in dieser Eigenschaft geladenen Beschädigten. 
Der Gebrauch der Rechtsmittel steht dem Beschädigten unter der 
Erklärung zu, dass er als Privatankläger (als principaler, 
subsidiärer — oder Nebenkläger?) intervenire (§. 616). Die im Laufe 
des Strafverfahrens vor der nach §. 616 erfolgten Erklärung des 
Beschädigten, seitens des Staatsanwaltes gestellten Anträge, Er- 
klärungen, wie auch die ohne Ladung des Beschädigten vor- 
genommenen Untersucbungs- und andere richterliche Handlungen 
verlieren jedoch keineswegs ihre Wirkung (§. 617). Die Rechte 
aus §§. 616 und 617 stehen hiernach nur dem Beschädigten 
(kärositott) und nicht dem Verletzten (sörtett) zu (s. §§. 6, 
7, 8). Auch hier herrscht keineswegs Klarheit darüber, ob nun 
beide Klagen, die öffentliche und, Privatanklage,« neben einander 
gehen, oder ob in Folge des Einschreitens des Beschädigten als 
Privatankläger der öffentliche Ankläger zurücktritt. — Dies 
letztere scheint in der Absicht des §. 617 *zu liegen. Damit ist aber 
ein neuer Zwiespalt in das ganze System der Privatanklage hinein- 
getragen. Der Beschädigte kann nicht nur quasi als Subsidiär- 
ankläger auftreten, wenn der Staatsanwalt die Verfolgung verweigert 
oder von derselben zurücktritt, sondern er kann principaliter 
an Stelle des öffentlichen Anklägers, der vielleicht bis zu diesem 
Momente seine Pflichten in der gewissenhaftesten, sowohl das 
öffentliche Interesse wie das des Verletzten wahrenden Weise er- 
füllt hat — in jedem beliebigen Stadium einspringen! Ein solches 
Hecht kann man wohl dem öffentlichen Ankläger gegenüber dem 
Privatankläger, nicht aber diesem letzteren gegenüber 
dem ersteren einräumen! Auch diese Materie Jbedarf einer 
klarstellenden Umarbeitung. 

. Sind bezüglich einer und derselben strafbaren Handlung 
mehrere Privatankläger zur Antragstellung oder zur Vertretung 
der Anklage berechtigt, so steht, falls auf Antrag eines der- 
selben das Strafverfahren eingeleitet worden ist, den Uebrigen 
der Beitritt zu. Der Beitritt ist bei dem Untersuchungsrichter 
oder bei dem Gerichtshof zu erklären. Hierüber entscheidet das 
Gericht (§. 618). Der Beigetretene erwirbt mit der Beitritts- 
erklärung alle Rechte eines Privatanklägers (§. 619). Die dem Be- 
schuldigten, bezw. dem Angeklagten gunstigen Erklärungen sind 
auch von Wirkung in Bezug auf die nicht beigetretenen Berech- 
tigten (§. 619). Der Beitritt nach dem Urtheil berechtigt zur Rechts- 
mittel- Einlegung*(§. 620). — Die weiteren Bestimmungen dieses 
Hauptstückes geben zu besonderen Bemerkungen keinen Anlass. 
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XIX. Hauptstück, 

Ton dem Verfahren wider Abwesende oder Flüchtige. 



•• 



Die Erhebungen wegen« einer strafbaren Handlung hindert 
weder die Abwesenheit des Thäters noch der Umstand, dass solche 
Anzeichen und Verdachtsgründe nicht vorliegen, aus welchen deren 
Begehung durch eine bestimmte Person gefolgert oder vcf- 
müthet- werden könnte (§. 624). Hafr sich eine eines Verbrechens 
oder Vergehens dringend verdächtige Person verborgen, 
so ist sie zu verfolgen; wenn jedoch die Umstände darauf hin- 
weisen, dass sie flüchtig: geworden ist, so ist gegen dieselbe ein 
Steckbrief zu erlassen (§. 625). Die Verfolgung durch einen V e r- 
haftsbefehl ordnet der Untersuchungsrichter *oder der Staats- 
anwalt oder die Polizeibehörde an, — Den. Steckbrief erlässt 
die Anklagekammer, in dringenden Fällen # der Untersuchungs- 
richter (§. 626). Der Erlass eines Verhaf t u ngsb e fehls oder eines 
S teckbri ef e s.hat hinsichtlich des Verfolgten die Entlassung 
aus einem'von ihm bekleideten öffentlichen Amte, 
sowie die Suspension seiner Fähigkeit zur Beklei- 
dung eines solche** und der Ausübung seiner poli- 
tischen Rechte auch in den Fällen zur Folge, bezüglich deren 
das Strafgesetz den Amtsverlust und die Einziehung der poli- 
tischen Rechte nicht anordnet. Die Wirkung dieser Anordnung 
erlischt mit der Ergreifung oder Stellung des Beschuldigten (§. 629). 
Das ist nun allerdings Bedenken erregend,* nachdem gemäss §. 626 
die Verfolgung mittels Haftbefehls gegen den abwesenden Be- 
schuldigten ausser durch ein richterliches Organ (den Unter- 
suchungsrichter) auch durch den Staatsanwalt oder die 
Polizei angeordnet werden kann. — Die Erlassung eines solchen 
Haftbefehls durch letztere Organe würde hiedurch die schwer- 
wiegendsten- rechtlichen Folgen nach sich ziehen — die oft ge- 
wichtiger sein können, als eine Vermögensbeschlagnahme (deutsche 
Strafprocess- Ordnung), zu welcher der Entwurf als einer harten 
und ungerechtfertigten Massnahme sich nicht entschliessen konnte. 
Selbst die österreichische Strafprocess-Ordnung gestattet erst im 
eigentlichen Ungeborsamsverfahren (nach Versetzung in Anklage- 
stand) wenn sich der Beschuldigte während der festgesetzten Frist 
nicht gestellt hat, dass durch Beschluss der Rathskammer ihm 
die Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte untersagt werde. 
Nach dem Entwürfe beginnt das Ungehorsamsverfahren mit 
Erschöpfung der in demsefben zulässigen äussersten Massnahme, 
was umsomehr befremdet, als gerade im Geiste des ungarischen 
Strafgesetzes die Entziehung der politischen Rechte nicht bloss als 
eine formelle Nebenstrafe, sondern als eine solche vbn weitgehender 
materieller Tragweite erachtet wird„als eine Strafe tiefen Ernstes, wie 



sie es naturgeinäss bei jedem politisch aufgeweckten Volk 
Das blosse unentschuldigte, Ausbleiben rechtfertigt keinesw 
so harte Massnahme; das moderne Strafverfahren — wc 
Princip die Verhandlung gegen einen Abwesenden, d 
seiner Vertheidigung nicht gehörten — aus 
gestattet^ nur allmählich, mit sich steigernden Zwai 
regeln gegen den Flüchtigen vorzugehen und zwar in den 
als der geflissentliche Processungehorsam eines ßeschuldi 
kennbar wird. — Die §§. 630, 631, 632 treffen sachgemä 
Stimmungen, betreifend das Auslieferungsbegehren eines i 
lande verweilenden Beschuldigten u. s. w. — Gegen 
Abwesenden findet weder ein Anklage -Erkei 
noch ein Strafnrtheil statt. Dieser Satz des Entv 
die richtige Gonsequenz aus der priucipalen Unzulässig 
Verurtheilung eines nicht gehörten, daher jener Gestall 
österreichischen Strafprocess- Ordnung vorzuziehen, welc 
gegen den abwesenden und flüchtigen Beschuldigten eint 
kräftige Versetzung in den Anklagestand, die doch schliesE 
blosse Fiction ist, zulässt. 

Ohne Anwesenheit des Angeklagten kann auch für eine 
bezw. ein Anklage-Erkenntniss eine taugliche Grundlage nicht 
werden; man muss sich mit der möglichst gewissenhaften Fes 
der That bezw. Thäterschaft im Vorverfahren zufrieden g 
lange, bis man des Thäters habhaft wird. — Gegen De 
welcher sich nach Einleitung der Voruntersuchung verboi 
oder flüchtig wird, ist daher — wenn es sich um ein Ve 
oder Vergehen handelt — die Voruntersuchung soweit m 
zum Abschlüsse zu bringen (§. 634, Abs. 2). Wegen ] 
digung der privatrechtlichen Ansprüche ist 
auf Antrag des hierzu Berechtigten das 
verfahren gegen den Abwe s enden einzuleit 
bis zum Ende durchzuführen. — Dieser Satz 
grellem Widerspruch zu dem obigen Verbot eines Str; 
geijen einen Abwesenden; er enthält eine unfassbare £ 
Wenn die höchsten staatlichen Zwecke der Strafrechtspflef 
Gebote der Gerechtigkeit zu Liebe unerfüllt, oder doch 
unerreicht bleiben müssen, soll Demjenigen, der einen 
privatrechtlichen Anspruch erhebt, ein Mehr zugestanden 
Der Einleitung oder Fortsetzung eines Civilprocesse 
den Angeklagten mag der Umstand, dass über die ge 
erhobene Anklage die strafgerichtliche Entscheidung no 
erfolgt ist, fortan nicht im Wege stehen (so österr. St P. 
- — Allein zu diesem ausschliesslichen Zwei 
eigentliches Anklageverfahren durchzuführen, widerstrei 
Wesen des Ungehorsams Verfahrens. Sehen wir jedoch, 
solches Verfahren des Näheren gedacht ist. — In diesem 
der eines Verbrechens oder Vergehens Beschuldigte nacli 
loser Ausforschung oder bei Erfolglosigkeit des Auslii 
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begehren 8, nach Ablauf dreier Monate auf Antrag des 
Beschädigten zu einer durch den Gerichtshof an einem 
bestimmten Tage abzuhaltenden Hauptverhandlung 
mittelst öffentlicher Kundmachung des Ladungsbeschlusses vor* 
zuladen. In dem Ladungsbeschluss ist ausdrücklich hervorzuheben, 
das s iq. dem Falle des Nichterscheinens des Ge- 
ladenen in der Frage der Schuld (der wirklichen Straf- 
barkeit — a bünösse'g ke*rd£se*benl) in seiner Abwesenheit 
ein Urtheil ergehen werde (§. 634). Der auf diese Weise 
Geladene, wie auch seine (zur Anmeldung der Berufung berech- 
tigten) Anverwandten haben das Recht, einen Vertheidiger zu 
bestellen, welchem alle Rechte des Yertheidigers eines anwesenden 
Beschuldigten oder Angeklagten zustehen. Wenn diese einen Ver- 
theidiger nicht bestellten, verfährt der Vorsitzende des Gerichts- 
hofes entsprechend den §§. 71 und 73 (Bestellung von Amtswegen) 
(§. 635). Ist der im Sinne des §. 634 Geladene zum festgesetzten 
Hauptverhandlungstage erschienen oder inzwischen in die Hände der 
staatlichen Behörde geratben, so ist die Hauptverhandlung aus- 
zusetzen und treten hinsichtlich des Verfahrens diejenigen Bestim- 
mungen des Gesetzes in Kraft, welche das Verfahren gegen einen 
anwesenden Beschuldigten oder Angeklagten regeln. 
— Im andern Falle ist die Hauptverhandlung in seiner Abwesen- 
heit, jedoch in Gegenwart des Staatsanwaltes, des zum 
privatrechtlichen Ansprüche Berechtigten, sowie 
des Vertheidigers des Abwesenden abzuhalten. In Bezug auf 
die Hauptverhandlung sind auch in diesem Falle die Anordnungen 
des XIII. Hauptstückes anwendbar (mit Berücksichtigung des 
Zweckes des gegenwärtigen Verfahrens). Nach Abschluss des Beweis- 
verfahrens sind Staatsanwalt, der Privatbeteiligte und der Ver- 
theidiger zu hören. Wenn der Gerichtshof für die Schuld des 
Angeklagten genügende Beweise vorliegend erachtet, so spricht 
er dieses in einem Urtheile aus, im anderen Falle mittelst 
Entscheidung, dass die Sache im gegenwärtigen Stande zur Urtheils- 
föllung nicht reif sei. In dem Urtheil e 4 ist auch in dem 
Falle keine Strafe festzusetzen, dass der Angeklagte 
schuldig befunden worden ist. (In der That?) In dem 
die Schuld aussprechend en Urtheile ist, soweit in Bezug 
auf den Schaden und dessen Summe genügender Beweis erbracht 
wurde, dieser dem Berechtigten zuzuerkennen. Im 
anderen Falle ist der Letztere zur Geltendmachung seiner An- 
sprüche auf den Civilrechtsweg zu verweisen. Das 
die Strafbarkeit (die Schuld) feststellende Urtheil des Strafrichters 
bindet in dieser Beziehung den Civilrichter inso- 
weit, dass die Begehung dieser Handlung durch den 
Beschuldigten während des Aufrechtstandes des 
straf richterlichen Urtheils einen Streitgegenstand 
n icht abgeben kann. — Gegen dieses Urtheil ist nur dieNichtigkeits- 
Beschwerde und nur wegen Nicht- oder unrichtiger Anwendung 
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des materiellen Strafgesetzes stätthaft. Gegen die Entscheidang (Ver- 
weisung auf den Cfvilrechtsweg?) ist ein Rechtsmittel nicht zulässig 
(§. 638). Wenn der in seiner Abwesenheit Verurtheilte n«ch 
Rechtskraft des seine Schuld aussprechenden 
Urtheiles erscheint, oder vor Gericht gestellt wird, so ist 
durch den Untersuchungsrichter ihm vor Allem das ,in seiner 
Abwesenheit ergangene Urtheil zu verkünden; er ist sodann zu 
befragen, ob er sich bei solchem beruhige, oder ob er die An- 
ordnung der Wiederaufnahme begehr». Beruhigt er sich, 
so ist diese Erklärung zu Protokoll zu nehmen, von dem Bethei- 
ligten zu unterschreiben und dem Vorsitzenden vorzulegen (§. 689). 
Der Vorsitzende beanraumt wegen Festsetzung der Strafe 
einen Hauptverhandlungstermin, und ladet hiezu den Staatsanwalt, 
den Beschädigten (Privatbeteiligten), wie den (allerdings im Princip!) 
bereits schuldig Befundenen nach Massgabe der Bestim- 
mungen des XII. Hauptstückes. Wenn in dem früheren Verfahren 
solche Umstände zum Vorschein kamen, welche auf die Er- 
schwerung oder Milderung der Strafe von wesentlichein 
Einflüsse sind, und zu diesem Zwecke Vernehmung von Zeugen 
oder die Vorführung gewisser Beweisgegenstände nothwendig 
erscheint, so trifft der Vorsitzende dementsprechende Verfügung 
(§. 640). Die Hauptverhandlung beginnt mi^ Verlesung des dio 
Schuld feststellenden Urtheils und der bezüglichen Protakoll- 
erklärung des schuldig 'Befundenen. Hierauf stellt der Staatsanwalt 
seinen Antrag bezüglich der Strafe. (Also unbedingte Acceptation 
eines unter ganz anderen Verhältnissen und Voraussetzungen zu 
einem grundverschiedenen, einseitigen Zwecke ergangenen Struf- 
urtheilst Kaum glaublich!) Hierauf Anhören des V er urtheil te n 
und — soweit kein 'Beweis verfahren ^nothwendig erscheint (welches 
ja doch nur auf eventuelle Erschwerungs- und Milderungsumstände 
beschrankt ist, §. 640) — Anklage- und Verteidigungsrede. Das 
Gericht zieht sich zurück und stellt im Urtheile'die Strafe 
fest. Wenn jedoch nach dem Stande der Sache behufs Feststellung 
erschwerender und mildernder Umstände Zeugenvernehmungen oder 
Beweiserhebungen nothwendig sind, m so werden die Zeugen u. s.w. 
sofort vernommen, bezw. deren sofortige Gestellung angeordnet — 
falls nothwendig, mit Unterbrechung oder Vertagung der, Haupt- 
verhandlung. Nach Schluss des Beweisverfahrens erfolgt das Straf- 
urtheil. Durch dieses Urtheil kann das die Schuld aus- 
sprechende frühere Urtheil insoweit abgeändert werden, 
als es zum Nachtheil des Verurtheilten den Beweis 
für erbracht erachtete, und die als Verbrechen erklärte 
Handlung in Folge der während des letzteren Verfahrens auf- 
gebrachten mildernden Umstände (§§. 85, 92 St. G. B.) als ein 
Vergehen erklärt werden kann. Das Urtheil ist sofort zu ver-' 
künden (§. 64?). — Und wenn nun das Gericht in Folge der neuen 
Beweisaufnahme auch nicht den Thatbestand eines Vergehens darin 
erblickt? Wenn keinerlei als strafbar» rechtlich zu ' qualificirende 
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Handlung vorliegt? Soll um eines Formalismus willen das frühere 
ungerechte Urtheil zu Recht bestehen bleiben? — Wenn der in 
seiner Abwesenheit Verurtheilte nach der im §. 639 angeordneten 
Verkündung sich dabei nicht beruhigt, so bildet diese Erklärung 
einen Antrag auf Wiederaufnahme des Strafverfahrens; und ist nach 
protokollier Aufnahme dem Gerichtshöfe vorzulegen, unter Ver- 
ständigung des Staatsanwaltes, des Privatanklägers resp. Privat- 
beteiligten (§. 643). Hat der die Wiederaufnahme Beantragende 
einen Vertheidiger* nicht benannt, so ist ihm (ob Verbrechen, oder 
Vergehen) ein solcher von Amtswegen zu bestellen und gleichzeitig 
ein Termin zur Verhandlung über das Wiederaufnahme- Gesuch 
anzusetzen (§. 644). In Bezug auf diese Verhandlung sind die 
Bestimmungen des §. 593 (Oeffentlichkeit u. s. w.) anwendbar. Der 
Verurtheilte bekämpft die Beweisfeststellungen durch Angabe der 
sie widerlegenden Umstände oder Beweise, oder sucht die Verletzung 
des materiellen Strafgesetzes (Strafausschliessungs- oder die Straf- 
verfolgung ausschttfessende Gründe) darzuthun. Folgen Gegenreden 
des Staatsanwaltes und des Privatanklägers. 

Wenn sich die von dem Verurtheilten behufs Widerlegung der 
Feststellungen des früheren Urtheils vorgebrachten Behauptungen 
und Beweise nicht von vornherein als unwahrscheinlich darstellen, 
ist unter Bciseitesetzuqg des ersten Urtheils die Wiederaufnahme 
anzuordnen. — Im anderen Falle ist unter Zurückweisung der 
Wiederaufnahme das die Schuld aussprechende Urtheil aufrecht zu 
erhalten. Bei der Entscheidung über diese Wiederaufnahme soll 
dem Richter ftls Richtschnur dienen (a birdsäg itltal iränyui veendo 
azon szabäly), dass das in Abwesenheit des Verurtheilten und ohne 
persönliche Anhörung desselben, nur auf Grund der Vermögens - 
beschädigung einer dritten Person eingeleitete Strafverfahren (d. h. 
in Folge der Geltendmachung ihrer privatrechtlichen Ansprüche) 
nur eine Ausnahme von dem in dieser Richtung 
feststehenden ob er sten Grün d sat z b il det und daher 
das gegen ein solches Urtheil in Anspruch genommene Rechts- 
mittel nur im Falle der grössten Wahrscheinlich- 
keit seiner Aussicht s^losigkeit auszuschliessen 
sei. ,(E)er aufgestellte Grundsatz gehört wohl eher in ein Lehrbuch 

— als in ein Geseftz. Uebrigens kann diesfe Ausnahme zur Regel 
werden, insofern es in das Belieben des Beschädigten gestellt ist 

— wegen # des geringfügigsten Anspruchs — die Durchführung eines 
regelrechten Contumacialverfahrens gegen den Beschuldigten herbei- 
zuführen!) — Bezüglich der Rechtsmittel gegen die Entscheidung 
über die Wiederaufnahme sind die Bestimmungen der §§. 596 und 
597 (Rechtsmittel gegen den Wiederaufnahmebeschluss) anzuwenden 
(§. 645). 

Im Falle der Anordnung der Wiederaufnahme ist das frühere 
Urtheil für aufgehoben zu erklären; hierdurch kehrt die Sache 
in jenen Stand zurück, als ob aur Zeit der Einleitung des Straf- 
verfahrens der Beschuldigte • nicht abwesend gewesen wäre 
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(§. 646). Im Ablehnungsfälle der Wiederaufnahme sind hinsichtlich 
der Festsetzung der Strafe die §§. 640, 641, 642 des gegenwärtigen 
Gesetzen anzuwenden. Gegen die Feststellung der Strafe ist 
wegen TJesetzesverletzung dit Nichtigkeitsbeschwerde 
zulässig. Die königliche Tafel, und im Falle der Nichtigkeits- 
beschwerde die königliche Curie entscheidet, nach Anhörung des 
Ober-Staatsanwaltes, bezw. des Kronanwaltes ohne Parteienladung 
und Beweisverfahren auf Grund der Acten. Der obere Richter * 
kann den unteren bezüglich wesentlicher Umstände, die von Ein- 
fluss auf die« Strafe sind, um Aufklärung angehen oder auch durch 
den Gerichtshof erster Instanz oder dfen Untersuchungsrichter die 
Ergänzung und Wiederholung des Beweisverfahrens anordnen. 
Hierauf sind die Acten behufs Urtheilsfallung wieder dem oberen 
Richter vorzulegen, (§. 647). 

Und fragen wir — dieses ganze complicirte Verfahren, welches 
nicht weniger als di# §§. 634 — 648 auf nahezu sechs Quartseiten 
dos Entwurfes beschäftigt —wozu? Lediglich damit dem Beschul- 
digten auf rascherem Wege, als die Mittel des 'Civilprocesses 
'gestatten, zu seinen Ansprüchen verholfen werde? Und darum solL 
das in allen rationellen Gesetzgebungen durchgeführte, von dem 
Entwurf selbst wiederholt und feierlich sanetionirte Verbot der 
Verurtheilung eines Ungehörten — und ist die Feststellung der 
Schuld eines Abwesenden, der noch zum Ueberfluss in ihren civil- 
rechtlichen Folgen eine präjudicirliche Bedeutung beigelegt wird, 
denn etwas Anderes wie eine Verurtheilung? — einfach über Bord 
geworfen und eine scheinbare Ausnahme zugelassen werden,» 
die — wir täuschen uns nicht — die Regel bilden und das 
Contumacial- Verfahren in seiner gehässigsten Gestalt weil auf 
niedrige Beweggründe gestützt, zur Regel machen wird ? Und glaubt 
rfian wirklich die Rechte des Abwesenden durch Zulassung, even- 
tuell zwangsweise Bestellung einer formellen Verteidigung hin- 
länglich zu wahren? Wenn das Gericht nicht verurtheilen kann, 
weil es den Abwesenden nicht sieht und hört, wie kann die Ver- 
teidigung, des Verkehrs mit dem Beschuldigten beraubt, sich wirksam 
entfalten? • 

Was ist ein Schuldurtheil ohne Strafe? Es soll eine 
blosse objeetive 'Basis für die Zuerkennung der Entschädigungs- 
ansprüche bilden. Ist aber eine solche Entscheidung ohne Fest- 
stellung der subjeetiven Schuld in ihren feinsten Nuancen denkbar? 
Was hilft dagegen die Nichtigkeitsbeschwerde? — Allein der 
Beschuldigte kann ja zurückkehren, sich stellen, er hat die Wahl, 
sich bei dem in seiner Abwesenheit gefällten Schuldurtheile zu • 
beruhigen oder nicht. Beruhigt er sich — so findet ein neues Ver- 
fahren ausschliesslich über Festsetzung der Strafe statt. Wie kann 
man aber die Strafe ohne die Schuld festsetzen ? Das erste Urtheil t 
erging unter anderen Verhältnissen und zu anderem Zwecke, und 
wenn auch ifi dem neuen Verfahren eine theilweise Abänderung 
möglich ist, wenn auch das frühere Urthfeil nicht mit voller Autorität 
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der »res jüdicataa entgegensteht, so ist doch die moralische Ein- 
wirkung eines solchen nicht zu verkennen, nicht zu unterschätzen 
die ungünstige präjudicirte Lage, die der Beschuldigte zwischen 
zwei Urtheilen, dem Schuld- und dem Strafurtheile einnimmt. 
Beruhigt er sich nicht, dann muss der umständliche* complicirte 
Weg einer Wiederaufnahme* betreten werden. Möglich bleibt im 
Falle, dass solcher stattgegeben wird, eine neue Verhandlung; das 
# Gesetz will sogar solche begünstigen, indem es dem Gericht »in 
favor defensionis« eine Art Richtschnur ertheilt. 

Welche Summe von Vorentscheidungen und Urtheilen erfordert 
ein solches Verfahren, wenn* man noch die gegen die Entscheidung 
zulässigen verschiedenartigen Rechtsmittel in Rechnung zieht! — 
Es ist absolut unverständlich, warum der Entwurf, um der Wahrung 
des Interesses des Privatbetheiligten willen, einen solchen ver- 
schwenderischen Apparat glaubte aufbieten zu sollen; er muss zu 
Fictionen seine Zuflucht nehmen, die der Wahrheit widersprechen ; 
er drängt den Abwesenden von vornherein in die Stelle eines 
Veturth eilt en. Viel* besser noch die unumwundene Zulassung 
des Contumacialverfahrens im Sinne des französischen Rechtes. Hier 
ist es doeb wenigstens das ftiteresse der Strafgewalt, die solches 
herausfordert. — Welche Stellung werden die Staatsanwälte, welche 
die Gerichte in einem nach dem Systeme cfes Entwurfes beliebten 
Contumacialverfahren einnehmen? Gefügige Werkzeuge im Dienste 
des privaten Beschädigten müssen sie Zeit und Arbeitskraft ver- 
schwenden, um eine fictive Schuld festzustellen , welche für 
r sie, weil in sich unwahr, ohne «Bedeutung ist und allein dem Be- 
schädigten ein Mittel darbietet, sich eine baldige Genugthuung zu 
verschaffen! — In dieser Form wird das Ungehorsamsverfahren des 
Entwurfes nicht Gesetzeskraft erlangen dürfen. 



XX. Haaptstück. 

V o n. den Kosten. 

In jedem Strafurtheile, wie auch dem das Strafverfahren ein- 
stellenden oder die Anklage zurückweisenden Beschlüsse ist Ver- 
fügung zu treffen, wer die erwachsenen Kosten des Strafverfahrens 
zu tragen, beziehungsweise zu ersetzen verpflichtet sei? (§. 650.) 
Unter den Kosten des Strafverfahrens wird auch die Deckung der 
dem Gegner erwachsenen Kosten und des durch Versäumnisse 
veranlasste Schadens wie auch dicHonorirung des Rechts- 
beistandes verstanden. — Der Einwand, dass dem Gegner ein 
l Anwalt nicht nothwendig war, ist im Strafverfahren — mit Recht, 
für wirkungslos erklärt (§. 651). — Im Falle der Einstellung des 
Strafverfahrens int Folge der Zurückziehung der Anklage: ist der 
Zurückziehende verpflichtet/ die Kosten zu bezahlen respective zu 
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ersetzen, das Gleiche ist der Fall, wenn das auf Antrag des Privat- 
Anklägers eingeleitete Strafverfahren in Folge der Einstellung des- 
selben aus anderen Gründen oder in Folge Zurückweisung der 
Anklage oder der Freisprechung des Angeklagten beendet worden 
ist. Der Umstand, dass im Laufe des Verfahrens der Staatsanwalt 
die Vertretung der Anklage übernommen hat, befreit den Privat- 
ankläger nicht von der Last des Kostenersatzeä (§. 652), — . eine 
nicht ganz zweifellose Entscheidung, >?enn man bedenkt, dass in 
'einem solchen Falle der Staatsanwalt nicht als Vertreter des Privat-, 
anklägers, sondern im öffentlichen Interesse die Anklage durchzu- 
führen sich bemüssigt findet. — Wenn der Angeklagte schuldig 
- befunden wurde, so fallen die Kosten des Verfahrens, inbegriffen 
die der V&rerhebungen, der Verwahrungs- bezüglich Untersuchungs- 
haft, sowie die Kosten der Strafvollstreckung ihm zur Last (§. 653), 
§. 654 regelt in sachgemässer Weise das Verhältniss der Mitbe- 
theiligten in Bezug auf die Verpflichtung zum Kostenersatz. — Der 
Tod befreit von der Verpflichtung zum Kostenersatze, wenn das 
Urtheil die Rechtskraft nicht beschritten hat (§. 655) % — Im FaHe 
der Vertretung der Anklage durch den Staatsanwalt (wenn der Fall 
des §. 653 nicht vorliegt) — fallen, die Kosten des Verfahrens dem 
Staate zur Last. In dies ejn Falle sind die dem Be- 
schuldigten veranlassten Kosten, wie auch die* 
Auslagen und d as H on orar des V ertheidigers durch 
den Staat zu bezahlen (§. 656). # 

Die .deutsche Strafprocess-Ordnung beschränkt diese Verpflich- 
tung des Staates nur auf die dem Angeschuldigten erwachsenen 
» Auslagen« (§. 499). — Die österreichische Strafprocess- 
Ordnung lehnt solche vollständig uiyi mit Unrecht ab (siehe meinen 
Commentar III S. 512 zu §. 390); mit letzterer stimmt auch die 
Rechtssprechung des französischen Rechtes überein. — Man 
scheint eben eine Verurtheilung der Staatsanwaltschaft als Organ 
der Staatsbehörde — mit der Stellung dieser Behörde für unver- 
einbar zu erachten. Der Entwurf hat in lobenswerther Weise dem 
gegenteiligen Grundsatze entschieden Ausdruck gegeben. Man kann 
eine solche Verurtheilung für statthaft ohne Nachtheil für die 
Rechtspflege erklären und die Staatsanwaltschaft kann hierin nur 
einen Antrieb erblicken, die Erhebung nicht gut begründeter An- 
klagen zu unterlassen. Es entspricht eine solehe Verurtheilung 
überdies dem Charakter des geltenden Anklageprocesses. 



' • XXI. .Hauptstück. 

Von der Umwandlung der Todesstrafe aus Allerhöchster Gnade« 

Indem wir die wesentlichsten Bestimmungen dieses Haupt- 
stückes einfach verzeichnen, müssen wir dem formellen Bedenken 
Ausdruck gehen, dass diese Materie nicht in dem folgenden Haupt- 



*• 



?" 



* t 



• 



158 • 

* 

stück (XXII von der Urteilsvollstreckung) — als ihrem eigentlichen 
Sitae — behandelt worden ist. 

Ein To de s urth eil kann nicht in Abwesenheit 
desVertheidigers verkündet werden. Ist derselbe nicht 
zugegen, so ist ein anderer zu bestellen (§. 658). — Der Ver- 
theidiger ist in j edem Falle verpflichte t, ein'Gna- 
dengesuch einzureichen. Von dieser Pflicht wird e r nicht 
dadurch entbunden, dass s e i*n Client ihm das Anrufen der 
.Gnade untersagt hat oder, dass dieser beziehungsweise seine 
Anverwandten bereits die Gnade angerufen haben respectire an- 
rufen werden. Das Gnadengesuch ist innerhalb 8 Tagen nach 
Verkündigung des Urtheils vorzulegen , die Versäumniss 
dieser Pflicht seitens des Vertheid*igcrs begründet 
ein schweres diseiplinäres Vergehen desselben. — 
Im Falle dieser Versäumniss ist seitens des Vorsitzenden zur Ein- 
reichung des Gnadengesuches eine weitere 8tägige Frist zu setzen 
und ist mit 'dessen Fertigung und Einreichung ein anderer Anwalt 
zu betrauen (§. 659). Die Einrichtung des Gnadensenats (bei 
der königlichen Curie) wird das Gerichtsverfassungsgesetz fest- 
setzen. Der Vorsitzende des Gnadensenats, insoweit nicht der Ver- 
urtheilte beziehungsweise dessen Anverwandte einen V e r t h e i- 
diger bezeichnet haben, der das Gesuch vor dem Gnadensenat 
vertritt, ernennt nach Einlangen der Acten, einen Vertheidiger aus 
der Zahl der am Sitze des Rathes* wohnenden Anwälte und ver- 
ständigt ihn mittelst Ladung von der zur Verhandlung dj&r Sache 
festgesetzten Tagfahrt (§. 661). 

Der Gnadensenat verhandelt Ln öffentlicher Sitzung. 
Erschöpfeöder Vortrag des Berichterstatters über die Sachlage, 
Anhören des Kronanwalts wie des Vertheidigers. Gutachtliche An- 
sicht darüber, ob unter neuerlicher und eindringlichster Berück- 
sichtigung aller im Laufe des Verfahrens aufgetauchten, durch 
die Vcrtbeidigung hervorgehobenen oder übergangenen JUmstände, 
wenn auch erst zur Zeit der gegenwärtigen Urtheilsfällung, solche 
Momente dafür vorliegen; a) dass die That dem vom Urtheile festge- 
setzten Verbrech ens-Thatbestan de entspricht und mit dem Tode 
bestraft ist; b) dass der Verurtheilte wirklich der Thäter; c) dass 
Zweifel hinsichtlich der die Zurechnung oder doch die Todesstrafe 
abschliessenden Umstände (Strafgesetz §. 87) begründet sind; d) ob 
nicht ausser den urtheilsmässigen noch andere mildernde Umstände 
vorliegen? e) ob nicht in dem Verhältnisse der erschwerenden oder 
mildernden Umstände die letzteren vom Gesichtspunkte der Gnade 
aus überwiegen? (§. 662.), — Der Gnadensenat zieht sich hierauf 
zur Berathung und Entscheidung *darüber # zurück: ob. Gründe vor- 
liegen, auf welche hin der Justizminister Seiner Majestät den Vor- 
schlag machen soll, eine andere Strafe an Stelle der Todesstrafe 
zu setzen? Der Vorsitzende votirt in jedem Falle; das Votum jedes 
einzelnen Mitgliedes ist seinem ganzen Inhalte nach zu Protokoll 
zu nehmen. , * 
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Wenn voq den 15 Mitgliedern des Gnadensenats fünf eine 
Umwandlung der Todesstrafe in Vorschlag bringen, so ist durch 
den Vorsitzenden auszusprechen: Dass zur*Unmandlung der Todes- 
strafe in eine* andere Strafart genügender Grund vorhanden sei 
Sind weniger als fünf für die Umwandlung; so hat der Vorsitzende 
auszusprechen, dass er einen Gsund hierfür nicht vorhanden siebt 
Das Gutachten des Senates wird nicht verkündet (§. 663). Im Falle 
des Begnadigungsvorschlages sind die Gründe des Votums jedes 
einzelnen Richters aufzuführen; — in Bezug auf die vorgeschlagene 
Strafe jedoch bloss die Gründe der Mehrheit (§. 664). Der Justiz - 
minister ist bei seinem Vorschlage an Seine Majjöatät an das (Gut- 
achten des Gnadensenats nicht gebunden, hat jedoch solches 
seinem Vortrage beizufügen (§. 665). Schickt Seine Majestät die 
Acten ohne eine Entscheidung über die Bognadigung zurück, so 
ist das Todesurtheil zu vollstrecken (§. 666). 



. XXH Hauptstück. 

' 4 

Von der Urteilsvollstreckung. « 

Ueber ein stimmend mit dem derzeit in Ungarn geltenden Rechte 
obliegt die Vollstreckung der Urthoile dem Staatsanwälte 
(§. 667), während die österreichische Strafprocesp-Ordnung als das 
hierzu allein competente Organ für die Regel der Fälle da* 
G e r i*c h t bestimmt ; letzteres ist der Standpunkt des älteren 
deutschen Rechtes, wonach die Vollstreckung deV Strafe, weil sie 
eben nichts anders als Realisirung des Urtheils selbst, ein Rechts- 
oder Justi^act und nicht ein Act der Verwaltung ist. Allerdings 
hat der Strafprocess für das deutsche Reich diese Auffassung »ver- 
lassen und die Strafvollstreckung (im Anschluss an das französische 
Recht) der Staatsanwaltschaft überwiesen, weil solche 
nicht Sache des Richteramtes sei. Entspricht es aber dem Wesen 
des Anklagepro ces se s, dass die Vollstreckung eines Straf- 
urtheils der Gegenpartei, als welche trotz ihrer öffentlich- 
rechtlichen Stellung die Staatsanwaltschaft doch für den einzelnen 
Process erachtet werden muss, überlassen bleibe? Das Organ der 
Vollstreckung muss ein unparteiisches sein. Höchstens kann 
man der Staatsanwaltschaft nur eine' bloss c o n»tr olirende 
Thätigkeit einräumen, sie auf den Vollzug überwachende Mass- 
regeln beschränken, so dass sieneben dem Gerichte als straf- 
vollstreckender Behörde nur als Hilfsbehörde er- 
scheint. So erscheint auch nach der geltenden österreichischen 
Strafprocess- Ordnung der Staatsanwalt nur ausnahmsweise zu einer 
►Mitwirkung als Hilfsbehörde befugt. — In Bezug ajif die so- 
g'enannte Intramüranhinrichtung enthält der Entwurf— in 
wesentlicher Uebereinstimmüng mit der österreichischen Strafprocess- ' 



lg — zweckmässige Bestimpungea (§§. 670, 671). — Jene 
reiche der zu einer Freiheitsstrafe Verurtheilte in Unter- 
ungshaft zugebracht hat, seit jenem Zeitpunkte, dass er 
eine .Verwandten kein Rechtsmittel gegen das' Unheil er- 
.oder dasselbe wieder zurückgezogen haben, ist von der 
itsstrafe im Verhältnisse ihrer Dauer und Schwere in Abzug 
igen (siehe auch Osten-. St. P. O., §. 400, deutsche St. P. O-, 
] §.'672. Der Aufschub der Vollstreckung der 
itsstrafe ist auf vfer Monate zulässig, sofern durch die so- 

Vollstreckung dem Verurtheilten oder der Familie desselben 
che ausserhalb des Strafzweckes liegende Nachtheile er- 
in — jedoch (seltsamer Weise) nur im Falle 1 der Verurtheilung 
eines Vergehens (§. 674). Sind derartige Gründe bei Ver- 
iing wegen_ Verbrechen nicht eben so häufig vorhanden 
^rechtfertigt ? — Ueber den Aufschub der Strafvollstreckung 
sidet der Staatsanwalt, die Verfügung des Staats- 
es kann durch den Ober-Staatsanwalt, bezw. die des letzteren 

den Justizminister auf oder ohne. Beschwerde des Be- 
ten abgeändert werden (§. 675) Also im Justizaufsichtswege! 
der Staatsanwalt immer die erforderliche Unbefangenheit be- 
} In Oesterreich entscheidet -selbstverständlich principaliter 
Blicht' aber- auch nach der Strafpro c es s- Ordnung des deutschen 
s, wo doch die Staatsanwaltschaft die Vollstreckerin ist, 
eil das angerufene Gerieht (§. 490). Die- Entscheidung über 
esammtstr&fe (bei Zusammenrechnung mehrerer durch 
iedene rechtskräftigen TJrtheile verbängten Strafen) ist auf 
r des' Staatsanwaltes oder des Verurtheilten zu bewirken. 
schreitet die'Gesammtstrafe in ihrer Dauer ein Jahr, und 
erurtheilte ist weder auf freiem Fusse, noch hat er einen 
tidiger bestellt, so ist ihm ein solcher durch den 'Vorsitzenden 
erichtshofes beizugeben (§. 677). Das Verfahren hierüber 
lern Gerichte erster Instanz zu,, dessen Urtheil auf die 
erste Strafe lautet -Verhandlungstag ist (über- 
erweise ! siehe dagegen deutsche 8t. P. O-, §§. 490, 494) an- 
en, wozu der Staatsanwalt, der auf freiem Fusse befindliche 
im Sitze des Gerichtes in Haft befindliche V erurtheilte, 
eil dessen Vertbeidiger zu laden sind. — Wozu bedarf es 
; i trau den den Umweges einer mündlichen Verhandlung, da 
lie vorliegenden Fragen doch nur* auf Grund' der, Acten 
ieden werden kann?' Der Staatsanwalt stellt den Antrag in 

auf Gattung und Dauer der Strafe. — Folgt die Erklärung 
er urth eilten, bezw. Vertheidigers. ' Bei der Festsetzung der 
imtatrafe sind auch die in den früheren Urtheilen enthaltenen 
nden und erschwerenden Umstände (doch wohl nur auf 

der Acten?) in Betracht .zu ziehen. Die Gesammtstrafe wird 
sofort zu verkündendes Urtheil festgesetzt (Siehe den aller- 
zu weitläufigen §. 678.) Gegen das Erkenntnis» Über die 
mmts träfe ist nur die Nichtigkeitsbeschwerde 
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zulässig und nur wegen nicht richtiger Anwendung des Gesctzos 
(nach der deutschen Strafprocess-Ordnung nur die Beschwerde, 
die wohl auch für Fälle dieser Art, zu welchen der » Apparat der 
Nichtigkeitsbeschwerde ausser Verhältniss steht — ausreichen 
dürfte). Hat die königl. Tafel die vom Gerichtshofe erster Instanz 
festgesetzte Strafe bestätigt (als Nicntigkeits- Instanz), so ist 
ein weiteres Rechtsmittel nicht zulässig. Im anderem Falle findet 
wegen nicht richtiger Anwendung des Gesetzes die Nichtigkeits- 
beschwerde an die königl. Curie statt (§. 679). — Und wie ist es 
in diesem Falle -* bei der langen Zeit, welche die Verhandlung 
über diese Rechtsmittel beanspruchen wird -^- mit der Anrechnung 
der fortdauernden Untersuchungshaft auf die Gesammtstrafe ? §. 672 
kann seinem Wortlaute nach wohl kaum auf den Fall Anwendupg 
finden, dass der Verurtheilte im, gegenwärtiger* Stadium ein Rechts- 
mittel ergriffen hat. #| , , 

Die königl. Tafel wie auch die königl. Curie entscheidet über 
das Rechtsmittel, nach Anhörung des Ober-Staatsanwaltes, in nicht 
öffentlicher Sitzung (§.♦ 680). — Das rechtskräftige Straf- 
urtheil hat in Betreff der darin enthaltenen Entscheidung über 
vermögensrechtliche Ansprüche die Wirkung eines vollstreck- 
baren Civilurtheils (§. 683). 

Die folgenden ScKlussbestimmungen des Entwurfes maiii- 
festiren sich ausschliesslich als Einführungs-, respective Ueber- 
gangsbe^timmungen des zukünftigen Gesetzes und gehören nicht *in 
das Hauptstück von der Urteilsvollstreckung. Sie laute» dahin: 
Mit dem Inkrafttreten des 'gegenwärtigen Gesetzes werden alle 
mit demselben in Widerspruch stehenden Gesetze, Vorschriften, 
Festsetzungen und Anordnungen des Gewohnheitsrechtes 
ausser Kraft gesetzt (§. 6&5). In Betreff des standrecht- 
lichen Verfahrens wird ein besonderes Gesetz erlassen (§.686). 
Das gegenwärtige Gesetz 4 tritt gleichzeitig mit einem das Straf- 
verfahren hinsichtlich der der Zuständigkeit der Bezirksgerichte 
unterliegenden strafbaren Handlungen regelnden Gesetze in Kraft 
(§. 687). Mit dem Vollzuge des gegenwärtigen Gesetzes wird der 
Justizminister betraut. (§. 688.) 



Soweit der von uns in allen seinen wesentlicheren Bestim- 
mungen dargelegte und kritisch erörterte Entwurf. — Der Entwurf 
weist zahlreiche Vorzüge, im Einzelnen, mannigfache Verbesserungen 
gegenüber dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebungen auf; er 
ist sorgfältig, gründlich — allzusorgfältig, wie wir gezeigt haben — 
gearbeitet, allein in allen seinen T heilen, in allen seinen 
Grundsätzen und Einrichtungen, kann derselbe nicht 
dazu geeignet erschein en, als der zukünftige Strafprocess 
Ungarns Gesetzeskraft zu erhalten. Er bedürfte, um 
als grundlegendes Codificationsmaterial verwerthet zu werden, einer 
vollständigen Umarbeitung in Beziehung auf Inhalt 

Mayer, Zur Beform des ung. Strafprocesses. -q 
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und Form; in letzter Richtung vor Allem Kürzung, Sichtung 
und technisch plastischere Darstellung — Eigenschaften, deren 
Mangel gerade bei einem das formelle Recht regelnden Ge- 
setzes- Entwurf besonders liebhaft empfunden wird. — Dör Entwurf 
bedarf einer systematischen Umarbeitung, vor Allem der vollstän- 
digen Ausscheidung so mancher geistvoll gedachter, scharfsinnig 
durchgeführter Experimente, welche bei praktischer Handhabung 
der Strafrechtspflege sich — wie wir glauben nachgewiesen zu haben 
— als unausführbar erweisen werden. # • 

Das in' allzurefchem Ueberflusse gebotene Material erfordert 
die Ausscheidung mancher für das Processverfahren nicht unum- 
gänglich noth wendigen Bestandteile ; erst dann — . aber auch dann 
in vollem Maasse! — werden, innerhalb des Rahmens des skizzirten 
Verfahrens und in organischer Verbindung mit demselben, alle jene 
gläizenden Vorzüge* und Lichtseiten, dfe dem Entwürfe eigän sind, 
um so heller hervortreten. Der freisinnige Geist, welcher den 
Entwurf durchweht, die geradezu ängstlich - liebevolle Ueber wachung 
der Interessen der Vertheidigung, der .Schutz der t persön- 
lichen Freiheit in einem durch keine uns bekannte Straf- 
pro cess- Ordnung gebotenein Maasse — und dies nicht etwa auf 
Kosten der Rechtsordnung, nicht tinter Preisgebung der nothwen- 
digfen Anklage-Interessen — sind in der That Vorzüge, welche 
niejit h/>ch genug «angeschlagen werden können, wenn man an 
solche den Maassstab des gegenwärtigen processualen Rechts - 
zustande! anlegt und bedenkt, dass *es wahrlich keine leichte 
Aufgabe ist, dass Mfcth und Entschlossenheit sowie entschiedene 
codificatorische Begabung daeu erforderlich sind, um in dqm gegen- 
wärtigen styafprocessualen Uäbergatogsstadium rückhaltlos 
den Bruch mit der, Vergangenheit zu vollziehen und eine Straf- 
process-Ordnung herzustellen, welche «das* Verfahren nicht einseitig 
von dem Gesichtspunkte der Anklage aus regelt, sondern wirklich 
und nicfyt blos scheinbar die Aufgabe der Vertheidigung 
erfasst und würdigt; das sind Momente, die zum Theile mit 
den Sohwächen des Entwurfes versöhnen, zum Theile solche 
erklärlich machen. 

Allein die pflichtgemässe Anerkennung des vielen Guten und 
Interessanten, was der Entwurf uns bietet, durfte uns nicht der 
Notwendigkeit entheben, den Maassstab * strenger Kritik an ein 
Gesetzeswerk zu legen, welches voraussichtlich bestimmt ist, auf 
Jahrzehnte hinaus den Strafprocears Ungarns zu regeln und damit 
so manchen bisher lebhaft empfundenen Ukbelstjinden dauernd Ab- 
hilfe zu schaffen. »Wir mussten uns bewusst bleiben, dass man vor 
Allem ein Gesetz zu schaffen hat, dessen Durchführung in der 
R echtsühung einer sympathischen Aufnahme sicher ist — ein 
Gesetz endlich, das wirklich dem gegenwärtig auf manchen anderen 
Gebieten so glücklich entwickelten Rechtszustande Ungarns voll- 
inhaltlich Rechnung trägt. Wenn wir v o n diesem Stand- 
punkte a'us die ungeänderte Annahme des gegenwärtigen Ent- 



wurfes nicht anzuempfehlen vermögen, so beruht diese 
nicht auf einer Unterachätzung seines Werthes, nich 
■ Ueber Schätzung unseres Unheils. — Jede Kritik und 
solche, die irrt, trägt zur Erleuchtung des verschlung 
bei, welchen jede Gesetzgebung zu durchwandeln hat, 
jener sonnigen Hohe nähert, von der aus erst die Ü« 
richtig einzuschlagenden Weges erkennbar wird. Dass 
zum Heile Ungarns erreicht werde and die zukünftige ! 
Ordnung ein leuchtendes Blatt in der Geschichte seiner < 
bestreb ungen werde, ist unser sehnlichster Wunsch ! 1 
Weise kann einem so viele falsche und verkehrte B( 
'hervorrufenden Zustande der Strafprocess-Gesetzgobun. 
Verbesserung die Edelsten des Landes bereits im Jahn 
sam Hand anlegten, ein unbedingtes Ende gemacht w 
zukünftige Strafprocess - Ordnung Ungar 
die Signatur seines gegenwärtigen Wo. 
Könnens auf legislativem Gebiete! 



